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Leser werben Leser +++ Leser 


Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 


Vielen Dank 
Ihr Diagnosen Verlag 


Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Senden Sie CODE ab 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementpreis von 
90.- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 90.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 


den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs Datum 


umgerechnet) an: 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 
Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 


Name 
Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 
Vornam dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 51, D-7250 
nr Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 


kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


® Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Unterschrift 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 


© Jährlich DM %.- ausgehändigt. Meine Anschrift: 


= Zweimal jährlich jeweils DM 45.- Name 
Vorname 
Bank/Ort 
Bankleitzahl Straße und Hausnummer/Postfach 


Kontonummer 


Postleitzahl/Stadt/Land 
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Das andere deuische Nachrichienmagazin 


Deutschland 
8 Deutschland noch 
immer kein 


souveränes Land 
Die vergangenen Wochen 
haben mit aller Deutlich- 
keit gezeigt, wie schr 
Deutschland in seiner Ent- 
scheidigungsfähigkeit ein- 
geschränkt ist, sich viel- 
mehr dem Willen anderer 
Länder beugen muß und 
gravierende Einmischun- 
gen toleriert. 


Bonner Politiker 
betrügen jährlich 
um Milliarden 

Die ungebremste Schein- 
asylantenschwemme hat 
Deutschland an den Rand 
des wirtschaftlichen Ruins 
gebracht. Mindestens 35 
Milliarden DM kosten der- 
zeit rund 1,5 Millionen 
Asylbewerber jährlich den 
deutschen Staat. 


Spiegelfechterei um 
Asylanten 


Das Ausland ver- 
stärkt seinen Druck 
Von Freundschaft und 
Partnerschaft ist derzeit 
nicht das geringste festzu- 
stellen. Es wird vielmehr 
in schönster Siegermanier 
des Zweiten Weltkrieges 
auf die Bundesrepublik 
eingeknüppelt und das 
Land wird als Paria der 
Welt behandelt. 
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15 Heuchelei der 
etablierten Parteien 
um Willy Brandt 
DerTod von Herbert Ernst 
Karl Frahm, besser be- 
kannt unter seinem Pseu- 
donym Willy Brandt, hat 
eins deutlich gemacht: Die 
etablierten Parteien unter- 
scheiden so gut wie nichts 
voneinander. 


Willy Brandt als deutscher Bun- 
deskanzler am 7. Dezember 1970 
vor dem Ehrenmal für den War- 
schauer Ghettoaufstand 1943. 


19 Ärzte für das Leben 


22 Offener Brief an 
Bundeskanzler 
Helmut Kohl 


26 Der Flaschenhals in 
Mitteldeutschland 
ist die Verwaltung 


Finanzen 


28 Das Scheitern inter- 
nationaler Pläne 
Bleibt die Weltwirtschaft 
noch jahrelang in der 
Flaute, die sich allmählich 
verschlimmert, oder ha- 
ben die Eine-Weltler das 
Fundament für eine gigan- 
tische Explosion gelegt? 


29 Die Neue Weltord- 
nung als Grundlage 
für Völkermord und 
Vertreibung 
Mitunter sind die Tatsa- 
chen eindeutig, zum Bei- 
spiel jetzt im serbischen 
Krieg gegen Bosnien und 
Kroatien, daß sogar in der 
französischen, britischen 
und US-amerikanischen 
Presse diese Tatsachen 
nicht ins Gegenteil verbo- 
gen werden können. 


30 Die Weltordnung in 
Europa 


32 Die Heraus- 
forderung des 
»Multikulturismus« 


Internationales 


36 Lehren aus dem 
Balkan-Krieg 


38 Der Islam ist das 
eigentliche Ziel 


39 In Serbien geht es 
um das alte zioni- 
stische Muster 
Das von den Serben durch- 
geführte Programm der 
»völkischen Säuberung« 
durch Massaker und Plün- 
derung geht nach dem von 
Israel in dessen »Unabhän- 
gigkeitskrieg« festgelegten 
Muster vor sich. 


40 Georbatschow 
greift zurück nach 
der Macht 


Der Kommunismus ist 
noch lange nicht tot. Ganz 
im Gegenteil. Das häßli- 
che Gespenst der Mensch- 
heitsunterdrückung mel- 
det sich in Person Michail 
Gorbatschows zurück. 


E 


Michail Gorbatschow wartet auf 
seine Stunde, um als Leninist das 
alte sowjetische Imperium wie- 
der aufzubauen. 


4 


43 


45 
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Griwna, Litas und 
Tanga 

Der Rubel rollt - dieses ge- 
flügelte Wort erhält ange- 
sichts der Währungsturbu- 
lenzen in der Gemein- 
schaft Unabhängiger Staa- 
ten eine völlig neue Bedeu- 
tung. Tagtäglich verliert 
die Währung innerhalb 
und außerhalb der Staa- 
ten-Gemeinschaft an Wert. 


Frage nach der 
sowjetischen 
Beeinflussung des 
Weltkirchenrates 


Eine Lösung für die 
Balkan-Tragödie 


Die dunklen 
Geschäfte des 
George Bush 

Der amtierende amerika- 
nische Außenminister 
Lawrence Eagleburger so- 
wie der Berater für natio- 
nale Sicherheit des Weißen 
Hauses, Brent Scowcroft, 
sehen nach der Wahl groß- 
angelegten Anhörungen 
auf Kongreßebene und 
möglichen strafrechtlichen 
Anklagen entgegen. Die 
Anklage: Eine von ihnen 
in New York gegründete 
und geförderte Bank war 
in die Wäsche von annä- 
hernd zwei Milliarden Dol- 
lar gestohlener Gelder ver- 
wickelt. 


47 Washingtons 
Geschäfte mit 
Terroristen 


48 Die Vertuschung 
des BNL-Skandals 


50 Saddam Hussein 
wurde zum Narren 
gehalten 


Es ist jetzt erwiesen, daß 


Henry Kissinger und seine 


Geschäftsfreunde ihre 
Hand im Spiel hatten, als 
der irakische Präsident 
Saddam Hussein reinge- 
legt wurde. 


Iraks Präsident Saddam Hussein 


erhielt vor dem Golfkrieg mehr 
als sechs Milliarden Dollar an 
Darlehen von den USA. 


51 Mexikos Lobby für 
den Freihandels- 
pakt 


52 Das Geständnis 
eines CIA-Agenten 


56 Kein Zweifel an der 


Unschuld von 
John Demjanjuk 


59 Pearl Harbor: 
Fünfzig Jahre 
Historiker-Streit, 
zweiter Teil 


Ständige Rubriken 
6 Deutschland- 
Journal 


31 
34 


Justizskandal Nr. 1; Ju- 
stizskandal Nr. 2; Seehofer 
neuer Star am Kabinetts- 
tisch; IG Medien-Links- 
außengewerkschaft; Rie- 
sige deutsche Steuerflucht; 
Weiter Hetze gegen »Böh- 
sen Onkelz«; Bundesbank 
muß falschen Kurs korri- 
gieren. 


Banker-Journal 
Boeing richtet Zentrum 
bei Moskau ein; Sudan 
weicht IWF-Politik aus; 
China arrangiert Tausch- 
handel mit Rußland; Über- 
fluß des Nordens hängt 
von Entwicklung im Süden 
ab; Volvo-Chef greift Har- 
vard-Wirtschaftswissen- 
schaftler an; Landwirt- 
schaftliches Einkommen 
in den USA sinkt; Rot- 
china kritisiert Verkauf 
von F-16 an Taiwan; Polni- 
sche Regierung verstärkt 
Razzien; Ukraine weist 
IWF-Sparprogramm zu- 
rück; Frankreich stellt 
Kontrolle über staatliche 
Gesellschaften ein. 


Impressum 


Europa-Journal 

Die Zwölf schlagen bei der 
Mafia schneller zu; Arme- 
nien hofft auf Hilfe im »un- 
erklärten Krieg«; Zahl der 
Häftlinge in russischen Gu- 
lags steigt; Polnische Re- 
gierung ruft Arbeiter- 
streiks hervor; Zweites 
Massengrab in der Mongo- 
lei entdeckt; Weltkirchen- 
rat treibt Bevölkerungsbe- 
grenzung voran; Bosni- 
scher Präsident kritisiert 
den Westen. 


54 Nahost-Journal 


Irak beschuldigt Ägypten; 
Rabin droht mit massiver 
Vergeltung; Türkei billigt 
Morde an PKK-Führer; 
China versucht grüne »Re- 
volution«; IWF heizt Ar- 
beitslosigkeit in Ägypten 
an; Europa hat die falsche 
Politik gegenüber dem 
Osten; Krebsversuche in 
England gefährden Men- 
schenleben; Algeriens 
Wirtschaftskontrolle wie- 
der hergestellt; Die Welt- 
bank und der landwirt- 
schaftliche Fortschritt; 
Grenzstreitigkeiten zwi- 
schen China und Vietnam. 


Vertrauliches 

Die Probleme der Blut- 
spender mit Aids; Malay- 
sia fordert zum Austritt aus 
der UN auf; Kolumbien 
entläßt panamaischen Of- 
fizier; Somalia-Clan prote- 
stiert gegen UN-Truppen; 
Speichel wahrscheinlich 
für Verbreitung von Seu- 
chen verantwortlich; Tier- 
forscher durch neues US- 
Gesetz geschützt; De 
Klerk will Verständigung 
mit Mandela; Taiwan wird 
in die Drogen-Sphäre hin- 
eingezogen. 


66 Leserbriefe 
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Justizskandal 
Nr. 1 


Der angeblich schwerkranke 
RAF-Terrorist Rössner ist nach 
Angaben des Bundesjustizmini- 
steriums am 17. November vor- 
zeitig aus der Haft entlassen wor- 
den, ohne daß zuvor über sein 
Gnadengesuch entschieden 
wurde. Dem Strafausstand sei 
eine Anordnung von Bundesprä- 
sident Richard von Weizsäcker 
vorausgegangen. Rössner werde 
sich einer Therapie unterziehen. 


Man stelle sich einmal vor: Da 
wird ein wegen Mord an Bot- 
schaftsangehörige verurteilter 
Links-Terrorist nach knapp 15 
Jahren aus der Haft entlassen, 
bloß weil er schwere Kreislauf- 
probleme hat. Gleichzeitig 
macht der Staat aber Front gegen 
alles was rechts oder auch nur ver- 
meintlich rechts ist. Da ordnet 
ein Bundespräsident, bevor die 
Justizbehörden über die Resozia- 
lisierungsmöglichkeiten des Ter- 
roristen entschieden haben, ein- 
fach seine Entlassung an. 


Das ist der selbe Bundespräsi- 
dent, der sich am 8. November an 
die Spitze einer Demonstration 
gegen Rechtsradikalismus und 
Ausländerfeindlichkeit stellte. 
Kritische Worte zum Asylmiß- 
brauch oder ein entsprechender 
Schritt bei linksextremen Krawal- 
len, etwa in der Hamburger Ha- 
fenstraße, ist von ihm aber unter- 
blieben. Wie sehr dieser Mann in 
seiner bisherigen achtjährigen 
Amtszeit sein Amt mißbraucht 
hat, dürfte in der deutschen Ge- 
schichte wohl einmaligsein. I 


Justizskandal 
Nr. 2 


Während gleichzeitig ein noch 
nicht einmal 50 Jahre alter Ter- 
rorist wegen angeblicher star- 
ker Gesundheitsbeschwerden 
vorzeitig aus der Haft entlas- 
sen wird, verurteilte die Erste 
Große Strafkammer des Land- 
gerichts Schweinfurt den 


6 [SODE. 1211992 


80jährigen ehemaligen Gene- 
ralmajor Ernst Remer wegen 
»Volksverhetzung und Aufsta- 
chelung zum Rassenhaß« zu 
einer Freiheitsstrafe von 
einem Jahr und zehn Monaten 
ohne Bewährung. Seine ein- 
zige »Schuld« bestand darin, 
daß er in der von ihm heraus- 
gegebenen »Remer-Depe- 
sche« die Judenvergasung in 
deutschen Konzentrationsla- 
gern bestritten hatte. 


Dieses Gerichtsurteil zeugt 
von einem wahrlich seltsamen 
Demokratie-Verständnis. Da 
hat sich ein Mann nichts ande- 
res zu Schulden kommen las- 
sen, als eine andere Meinung 
zu der etablierten Geschichts- 
schreibung zu haben, und wagt 
es auch noch, diese offensiv in 
der Öffentlichkeit zu vertre- 
ten, und schon soll er ohne Be- 
währung für 22 Monate hinter 
Gitter. Jemand von dem kei- 
nerlei Gefahr für Leib und Ge- 
sundheit irgendwelcher Perso- 
nen ausgeht, sondern der bloß 
eine andere Meinung zu einem 
bestimmten Teil deutscher Ge- 
schichte hat. Wo bleibt denn 
hier die Verhältnismäßigkeit 
der Mittel? Nicht Remer, son- 
dern vielmehr das Gericht hat 
mit seinem Urteil zur » Aufsta- 
chelung zum Rassenhaß« bei- 
getragen, da hier eine be- 
stimmte Volksgruppe als 
schutzwürdiger als das deut- 
sche Volk bezeichnet wird und 
ihm dadurch quasi ein Sonder- 
status zugestandenwird. D 


Weiter Hetze 
gegen die 
»Böhsen 
Onkelz« 


Die Hetze gegen die frühere 
Skinheadband und jetzige Heavy 
Metal-Gruppe »Böhse Onkelz« 
nimmt immer hysterischere For- 
men an. Nun haben sich sogar 
mehrere Plattenfirmen zusam- 
mengetan, die »rechten Rocker« 
zu stoppen. 


Die Frankfurter Gruppe hat in 
der deutschen Musikgeschichte 
einmaliges geschafft. Praktisch 
ohne jede Werbung und ohne 
Rundfunk- und Fernsehunter- 
stützung schafften sie mit ihrem 
neuen Album »Heilige Lieder« - 


das von der seriösen Plattenfirma 
Bellaphon vertrieben wird - bin- 
nen nur drei Wochen den Sprung 
von Null auf Platz 5 in den Charts 
und bekamen eine Goldene 
Schallplatte (Mindestverkauf 
250.000 Platten)! Selbst große, 
international bekannte Gruppen 
brauchen hierfür meist länger. 


Obwohl sich die Gruppe von dem 
im Alter zwischen 14 und 16 Jah- 
ren geschriebenen Lied »Türken 
raus« distanziert und selbst der 
Verfassungsschutz keine rechts- 
extremen Inhalte in ihren Lie- 
dern erkennen kann - weder in 
ihren neuen noch ihren weitaus 
aggressiveren alten Songs -, geht 
die Hetze weiter. 


So sagte dann auch der Chef der 
Plattenfirma EMI, Helmut Fest: 
»Das darf man nicht verharmlo- 
sen. Die können sich nicht von ih- 
rer Vergangenheit distanzieren, 
dafür waren sie viel zu eindeutig. 
Solche Bands würde ich aus den 
Charts ausschließen. Die Platten- 
industrie wird einen entsprechen- 
den Vorstoß beim Bundesver- 
band Phono machen.« 


Die Worte Fests, die stellvertre- 
tend für die deutsche Plattenin- 
dustrie stehen, zeigen nicht nur 
ein seltsames Demokratiever- 
ständnis — Stichwort Zensur -, 
sondern sind auch voll der Heu- 
chelei. 


Nach Angaben der Gruppenmit- 
glieder haben sie in der Vergan- 
genheit - als sie sich zu einer 
deutschsprachigen Rockband mit 
anspruchsvollen Texten wandel- 
ten — nämlich von vielen großen 
Plattenfirmen Angebote bekom- 
men. Diese waren aber an die Be- 
dingung geknüpft, ihren Namen 
zu ändern. Dies wurde von Ste- 
phan Weidner, Kevin Russel, Pe- 
ter Schorowsky und Mathias 
Röhr aber immer wieder abge- 
lehnt. »Wir haben als Onkelz an- 
gefangen und machen als Onkelz 
weiter«, sagten sie seinerzeit. 


So war dann letztlich nur Bella- 
phon bereit, die Band so zu über- 
nehmen - und verdient heute an 
den vier Jungs sehr viel Geld. 
Dies schürte aber den Neid der 
anderen Firmen. Folglich halten 
sie sich an das heutzutage immer 
mehr Gültigkeit erlangende 
Motto: »Was kümmert mich 
mein Geschwätz von gestern?« 
und gehen mit einer Hetzkam- 
pagne ohnegleichen gegen die 
Frankfurter Band vor. 


Dazu paßt dann auch, daß etliche 
Plattenläden den Verkauf der 
»Heiligen Lieder« boykottieren 
und statt dessen in die entspre- 
chenden Chart-Plätzen »Pro 
Asyl«-Platten hineinstellen. 


Ohne sich um die entsprechende 
Erklärung des Verfassungsschut- 
zes zu kümmern, schlägt dann 
auch die Presse, allen voran auch 
»Der Spiegel«, der sich doch 
sonst immer als Art Gewissen der 
Demokratie aufspielt, auf die 
Gruppe ein. So überschrieb dann 
die Hamburger Morgenpost ei- 
nen Artikel über die »Onkelz« 
wie folgt: »Die Onkelz haben 
Kreide gefressen. Ex(?)-Fascho- 
band auf Platz acht der Charts.« 
Ausnahmsweise wurde hier ein- 
mal ein richtiges Bild verwendet; 
oftmals waren nämlich irgend- 
welche obskuren Punkbands ab- 
gebildet. U 


IG Medien- 
Linksaußen- 
Gewerkschaft 


Die DGB-Einzelgewerkschaft 
IG Medien entwickelt sich immer 
mehr zu einer Linksaußen-Ge- 
werkschaft. Nicht nur, daß der 
neue Vorsitzende Detlef Hen- 
sche sich in der Vergangenheit 
durch linkeste Außerungen und 
Anbiederung an die damalige 
DDR-Staatsgewerkschaft  her- 
vorgetan hat - die Nachrichten- 
agentur dpa bezichtigte ihn ein- 
mal der »klassenkämpferischen 
Ideologielastigkeit«-, wurde nun 
auch noch das langjährige Mit- 
glied der »Deutschen Kommuni- 
stischen Partei« (DKP), Gisela 
Kessler, zur neuen stellvertreten- 
den Vorsitzenden gewählt. U 


Bundesbank 
muß falschen 
Kurs 
korrigieren 


Das Verhalten der Bundesbank 
in den vergangenen Monaten 
kann nicht anders als skandalös 
genannt werden. Mit einer voll- 
kommen falschen Politik hat sie 
den konjunkturellen Abwärt- 
strend in. der Bundesrepublik 
noch verstärkt. 


Man erinnere sich: Im Juli dieses 
Jahres hob die Bundesbank für 
alle vollkommen überraschend 
und gegen die Warnungen führen- 
der Wirtschaftsexperten die Leit- 
zinsen nochmals auf einen Nach- 
kriegshöchststand an. Schon da- 
mals kritisierten viele Analysten, 
daß dies nicht nur die konjunktu- 
relle Schwäche verstärken, son- 
dern auch international zu 
schwerwiegenden Komplikatio- 
nen und Konsequenzen führen 
könne. 


Und so traf es dann auch ein. Die 
Zinsdifferenz anderer Länder zur 
Bundesrepublik vergrößerte sich 
noch weiter, beziehungsweise 
mußten andere Länder der Maß- 
nahme der Bundesbank folgen, 
auch ihre Leitzinsen erhöhen und 
ihre Konjunktur endgültig abwür- 
gen. Dies löste dann aber eine 
riesige Kapitalflucht in die Deut- 
sche Mark aus, mit sicherlich, 
auch dies soll nicht verschwiegen 
werden, durchaus positiven Kon- 
sequenzen für die deutschen Zin- 
sen, die daraufhin im langfristi- 
gen Sektor um etwa einen halben 
Prozentpunkt nachgaben. Nur 
änderte dies nichts an der Krise, 
da die kurzfristigen Zinsen, die 
entscheidend sind, nach wie vor 
sehr hoch blieben. 


Folge war ein Kursrutsch der 
wichtigsten Währungen gegen- 
über der Mark. So fielen etwa der 
amerikanische Dollar, das briti- 
sche Pfund, der französische 
Franc, die spanische Peseta und 
die italienische Lira auf ein neues 
Rekordtief. Wenngleich der 
schwache Dollar sicherlich posi- 
tive Auswirkungen auf die deut- 
sche Inflationsrate hatte, über- 
wogen aber die negativen Konse- 
quenzen aus den Mindereinnah- 
men beim Export. Der dadurch 
entstandene wirtschaftliche Scha- 
den ist weitaus höher einzuschät- 
zen als die positiven Aspekte 
einer minimal niedrigeren Preis- 
steigerungsrate. 


So korrigierten dann auch immer 
mehr volkswirtschaftliche Abtei- 
lungen von Banken und Wirt- 
schaftsforschungsinstituten ihre 
Prognosen für dieses Jahr nach 
unten. Während Bundesbank- 
Präsident Helmut Schlesinger 
und Bundesbank-Chefvolkswirt 
Ottmar Issing noch immer an 
einem völlig utopischen Wachs- 
tum des Bruttosozialprodukts 
von etwa 1,5 bis zwei Prozent in 
diesem Jahr festhalten, liegen die 
seriösen Prognosen derzeit bei 


0,5 bis ein Prozent Wachstum. 
Dies würde aber praktisch einen 
Stillstand mit der großen Gefahr 
eines Abgleitens in eine Rezes- 
sion bedeuten. Durch die ex- 
treme Hochzinspolitik wurde 
nämlich auch das Weltwirt- 
schaftswachstum massiv beein- 
trächtigt und damit die Chance 
für eine nachhaltige Belebung 
1993 erschwert, ebenso wie die 
Umstrukturierung der mittel- 
deutschen Wirtschaft. 


Inzwischen schienen die Bundes- 
banker, zumeist geschasste Politi- 
ker, denen noch ein lukrativer Po- 
sten zugeschoben werden sollte, 
auch in die volkswirtschaftlichen 
Lehrbücher geschaut zu haben. 
Denn wie aus Kreisen der Bun- 
desbank inzwischen inoffiziell 
verlautet, soll es jetzt eine Mehr- 
heit dafür geben, die durch die 
Hochzinspolitik die Gefahr eines 
Abwürgens des an ein zartes 
Pflänzchen im Winter erinnern- 
den Aufschwungs in den fünf 
neuen Bundesländern gefährdet 
sehen und deshalb für weiter sin- 
kende Zinsen plädieren. 


Und diese Absicht ließ die Bun- 
desbank auch recht deutlich er- 
kennen, in dem zum Beispiel der 
Mengentender in einen Zinsten- 
der geändert wurde - überspitzt 
ausgedrückt, konnten die Ban- 
ken durch entsprechende Gebote 
jetzt selber den Zinssatz für 
die Wertpapier-Pensionsgeschäfte 
festsetzen -—. Auch durch andere 
Verlautbarungen gaben die ober- 
sten deutschen Währungshüter 
zu verstehen: Die kurzfristigen 
Zinsen müssen runter! 


Und die ersten Erfolge zeigten 
sich prompt. Die Turbulenzen an 
den Devisenmärkten beruhigten 
sich zusehends, bleiben aber 
noch immer in Warteposition, 
falls die Bundesbank ihren schö- 
nen Worten keine Taten folgen 
lassen sollte. Die ersten Schät- 
zungen für das Wirtschaftswachs- 
tum 1993 werden wieder etwas 
besser und die Unternehmensge- 
winnerwartungen, die im Som- 
mer dieses Jahres noch deutlich 
nach unten revidiert wurden, wei- 
sen wieder leicht steigende Ten- 
denz auf. 


Man kann von daher mit vollster 
Berechtigung sagen, daß die 
Bundesbank mit ihrer Entschei- 
dung im Juli, die Leitzinsen zu er- 
höhen, ein volkswirtschaftliches 
Nichtwissen bewiesen hat, wie es 
größer eigentlich gar nicht mehr 


sein könnte. Genau das, wovor 
CODE seinerzeit exclusiv ge- 
warnt hatte, ist dann auch einge- 
treten. Die einzige richtige Kon- 
sequenz könnte eigentlich nur 
der Rücktritt Schlesingers sein. 
Da dessen Amtszeit aber ohne- 
hin im Herbst 1993 endet und 
man einen derartigen, Charakter 
erfordernden Schritt von Schle- 
singer nicht erwarten kann, muß 
Deutschland noch fast ein ganzes 
Jahr mit einem Bundesbank-Prä- 
sidenten vorlieb nehmen, der mit 
seinem _volkswirtschaftlichem 
»Wissen« das Land fast in eine 
Rezession gesteuerthätte! D 


Riesige 
deutsche 
Steuerflucht 


In Deutschland ist eine riesige 
Steuerflucht zu beobachten. Ex- 
perten schätzen, daß alleine in 
diesem Jahr rund 90 Milliarden 
Mark aus Deutschland nach Lu- 
xemburg umgeschichtet werden. 
Täglich würden zwischen 60 und 
80 Konten deutscher Kapital- 
flüchtlinge in Luxemburg eröff- 
net mit einem Wert von durch- 
schnittlich mehr als einer viertel 
Million Mark! Hinzu kommen im 
Lauf der kommenden Monate 
noch die derzeit in Tresoren lie- 
genden festverzinslichen Wert- 
papiere, deren Zinskupons zur 
Umgehung der 30prozentigen 
Zinsabschlagssteuer im Ausland 
eingelöst werden müssen. 


Im Moment wirkt sich diese Ka- 
pitalflucht noch nicht tragisch auf 
die deutschen Finanzmärkte aus. 
Wegen der hohen Zinsen in 
Deutschland wird dies Geld aus 
dem Ausland wieder in deut- 
schen Papieren angelegt. Sobald 
aber die deutschen Zinsen weiter 
stark sinken - wie dies die Bun- 
desbank bereits deutlich signali- 
siert hat und was in den kommen- 
den Monaten noch an Schnellig- 
keit gewinnen wird -, werden 
sich die Anleger aber nach lukra- 
tiveren Anlagemöglichkeiten um- 
schauen. 


Und hier wird das Ausland im- 
mer interessanter, da zum Bei- 
spiel in den USA das Zinstal er- 
reicht sein dürfte und die Zinsen 
in den kommenden Monaten 
wohl wieder anziehen werden. 
Dies würde auch einen festeren 
Dollar nach sich ziehen, so daß 


neben den Zinsgewinnen auch 
Währungsgewinne winken. Da- 
mit würden dann aber Milliarden 
und Abermilliarden Mark aus 
den deutschen Finanzmärkten 
abgezogen werden, mit all ihren 
negativen Auswirkungen auf die 
deutsche Wirtschaft. 


Damit werden aber auch die 
Pläne von Bundesfinanzminister 
Theo Waigel (CSU) konterka- 
riert, durch die Quellensteuer 
Mehreinnahmen von sieben Mil- 
liarden Mark zu erzielen. Auf 
mittlere und lange Sicht könnte 
sich dies sogar zum Bummerang 
entwickeln, da die volkswirt- 
schaftlichen Schäden weitaus 
größer sein können als die weni- 
gen Mehreinnahmen oJ 


Seehofer neuer 
Star am 
Kabinettstisch 


Bundesgesundheitsminister Horst 
Seehofer (CSU) gilt neben Bun- 
desverteidigungsminister Volker 
Rühe (CDU) und Bundesaußen- 
minister Klaus Kinkel (FDP) als 
neuer Star am Bonner Kabinett- 
stisch. Sein Gesundheitsreform- 
gesetz wird allgemein gelobt, be- 
sonders auch dafür, daß er eine 
Einigung mit der SPD erreichte. 
Diese wird wegen der Bundes- 
ratsmehrheit der SPD benötigt. 


»Allgemein ist man voller Be- 
wunderung, mit welchem Ge- 
schick und mit welcher Konse- 
quenz der 42jährige alle Parteien 
auf seine Seite gebracht und über- 
zogen kritisierende Verbände des 
Gesundheitswesens letztlich 
doch noch eingebunden hat«, 
schrieb die »Privat-Depesche« 
hierzu. Vor allem Bundeskanzler 
Helmut Kohl sehe in Seehofers 
entschlossenem Handeln ein Bei- 
spiel dafür, wie durch klare Poli- 
tik bis zum Wahljahr 1994 noch 
das Ruder herumgerissen und 
eine Mehrheit für die Bonner 
Koalition gesichert werden 
könne. 
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»Spätestens seit der Wiedervereinigung ist Deutschland wieder im 
Besitz seiner vollen Souveränität.« So wurde und wird es der Bevöl- 
kerung von den Politikern immer wieder eingebleut. Hieran sind 
gleich zwei Dinge schuld. Zum einen handelte es sich natürlich nur 
um eine Teilwiedervereinigung, da mit Ostdeutschland ein Drittel 
urdeutschen Landes fehlt. Zum anderen ist es wie bei einer Loboto- 
mie. Der Körper lebt zwar noch, das Gehirn funktioniert aber nicht 
mehr, sondern gehorcht Befehlen anderer. Genauso ist es auch mit 


Deutschland! 


Gerade die vergangenen Wochen 
haben mit aller Deutlichkeit auf- 
gezeigt, wie sehr Deutschland in 
seiner Entscheidungsfähigkeit 
eingeschränkt ist, sich vielmehr 
dem Willen anderer Länder beu- 
gen muß und gravierendste Ein- 
mischungen nicht nur hinnimmt, 
sondern sogar toleriert. Dabei 
wird nicht nur fein säuberlich di- 
plomatisch umschrieben Einfluß 
genommen, sondern wird in un- 
mißverständlicher Unverblümt- 
heit darauf hingewiesen, daß 
Deutschland nach wie vor als be- 
siegtes Land gilt, das sich den An- 
ordnungen der Siegermächte zu 
beugen hat. 


Der Krach um 
die Raketen 


Besonders deutlich wurde dies 
bei der Diskussion darüber, ob 
Deutschland ständiges Mitglied 
im UNO-Sicherheitsrat werden 
soll. Diese Frage müsse »mit viel 
Umsicht« behandelt werden, 
sagte der französische Außenmi- 
nister Dumas in einem RTL- 
Rundfunkinterview. Zwar sei der 
Wunsch Deutschlands verständ- 
lich, die Vereinten Nationen be- 
ruhten jedoch auf einem »Ab- 
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kommen aus der direkten Nach- 
kriegszeit« und seien die »Frucht 
einer grausamen, schwierigen 
Geschichte«. Dumas wies zu- 
gleich auf das Problem hin, daß 
alle 119 Mitgliedsstaaten einer 
Anderung der Charta zustimmen 
müßten. 


Wieviel deutlicher muß der Au- 
Benminister eines angeblich be- 
freundeten Staates eigentlich 
noch werden, ehe die Bundesre- 
gierung hiergegen protestiert 
oder zumindest ihre Verwunde- 
rung über derartige Reden äu- 
Bert. Vielmehr wurde praktisch 
parallel dazu seitens deutscher 
Politiker, auch aus der Regie- 
rung, darauf hingewiesen, wie 
wichtig die Achse Frankreich- 
deutschland für die weitere Ent- 
wicklung Europas sei. 


Noch direktere Auswirkungen 
hatten aber die Interventionen 
der seinerzeitigen Siegermächte 
gegen die geplante Gedenkfeier 
des Bundesverbandes der Deut- 
schen Luftfahrt-, Raumfahrt und 
Ausrüstungsindustrie (BDLI) an- 
läßlich des 50. Jahrestags des Ab- 
schusses der Rakete »A 4«. Dies 
war der erste erfolgreiche Ab- 
schuß einer mit Flüssigbrennstoff 


betriebenen Rakate gewesen und 
hatte das moderne Raumfahrt- 
zeitalter eingeleitet. Daß hieraus 
später die »V 2« entstand, mit der 
das Dritte Reich Vergeltung an 
den völkerrechtlich verbotenen 
britischen Luftangriffen auf die 
Zivilbevölkerung übte, sollte auf 
der Feierstunde gar nicht ver- 
schwiegen werden, aber auch 
kein Grund sein, die Feier nicht 
stattfinden zu lassen. Denn dann 
dürfte man kaum einer wesentli- 
chen Erfindung der vergangenen 
vier bis fünf Jahrzehnte geden- 
ken, denn diese hatten fast im- 
mer einen militärischen Hinter- 
grund. 


So sah es dann unter anderem 
auch der Staatssekretär im Bun- 
deswirtschaftsministerium, Riedl 
(CSU), der die Schirmherrschaft 
für die Veranstaltung übernahm. 
Als erste - noch recht leise - Kri- 
tik aus dem Ausland, besonders 
aus Italien und England, an der 
Veranstaltung laut wurde, tat 


Ein Luftbild der Engländer von 
Peemünde. Deutlich sind die 
zwei großen Wartungstürme 
für die »A-4«-Rakete zu erken- 
nen. 


Riedl diese noch als »hysteri- 
sches Geschrei« ab und sah kei- 
nen Grund, die rein wissenschaft- 
liche und vollkommen unpoliti- 
sche Veranstaltung abzusagen be- 
ziehungsweise seine Schirmherr- 
schaft niederzulegen. Noch am 
Morgen des 28. September äu- 
Berte er sich in diesem Sinne in ei- 
nem Rundfunkinterview. 


Bonn schließt sich 
der Kritik an 


Wie wenig Gewicht aber heutzu- 
tage das Wort eines Politikers 
hat, zeigte sich nur wenige Stun- 
den später. Nachdem Bundes- 
wirtschaftsminister Jürgen Möl- 
lemann (FDP) Riedl »intensiv« 
darum gebeten hatte, die Schirm- 
herrschaft niederzulegen, folgte 
Riedl dann auch diesem »Rat- 
schlag«, den man besser Befehl 
nennen könnte. 


Was war geschehen? Der Druck 
aus dem Ausland und seitens 
deutscher Politiker - keineswegs 
nur linker, sondern aus allen Par- 
teien - war derart stark gewor- 
den, daß die verantwortlichen 
Regierungspolitiker — mal wie- 
der -, salopp ausgedrückt, »den 
Schwanz einzogen« und ohne 
jede Gegenwehr nachgaben und 
ihrerseits mittel- und unmittelbar 
massiven Druck auf den BDLI 
ausübten. Mit Erfolg! Denn am 
frühen Nachmittag des gleichen 
Tages sagte der BDLI die Veran- 
staltung dann ab. 


Verbands-Präsident Dersch er- 
klärte hierzu, er bedauere sehr, 
daß die bahnbrechende wissen- 
schaftliche Leistung deutscher 
Raumfahrtpioniere nicht ange- 
messen gewürdigt werden könne. 
Die Veranstaltung sei leider Ge- 
genstand einer politischen Dis- 
kussion geworden, die den wis- 
senschaftlichen Fakten nicht ge- 
recht werde. 


Was war geschehen? Besonders 
britische Politiker und Kriegsve- 
teranen — aber auch Italiener — 
hatten massive Empörung daran 
geübt, daß Deutschland, zudem 
noch am 3. Oktober und ange- 
sichts der derzeitigen »rassisti- 
schen Hetze« einiger Deutscher 
und dem »Wiedererstarken des 
Neonazismus«, die »Rakete Hit- 
lers« habe feiern wollen. 


Schließlich sei die »V 2« am 8. 
September 1944 erstmal gegen 
London abgeschossen worden. 


Rakete »A-4«, die »Großmutter« aller Raketen in West und Ost. Sie 
ist fast 14 Meter hoch. 


Bis Kriegsende seien 4230 Rake- 
ten dieses Typs abgeschossen wor- 
den, von denen etwa 1230 Lon- 
don getroffen hätten. Dabei 
seien 2724 Menschen getötet und 
fast 6500 verletzt worden. 


Die gleichen Personen, die dies- 
mal ihre Empörung aussprachen 
und nur so mit Zahlen um sich 
herumwarfen, hatten nur wenige 
Monate zuvor mit feierlichstem 
Gesicht der Enthüllung des 
Denkmals von Bomberkomman- 
dant Harris in London beige- 
wohnt. Die ehrten den Harris, 
der mit der flächendeckenden 
Bombardierung deutscher Städte 
und der Auslöschung des nur von 
Zivilisten und Flüchtlingen be- 
wohnten Dresdens eines der 
größten Kriegsverbrechen des 
Zweiten Weltkrieges begangen 
hatte. Mehrere hunderttausend 
Menschen waren dem zum Opfer 
gefallen — aber es handelte sich 
schließlich nur um Deutsche! 


Kein Grund 
zum Feiern 


Auch scheuten sich die damali- 
gen Siegermächte nicht, die For- 
scher von Peenemünde, die sei- 
nerzeit an dem Raketenpro- 
gramm gearbeitet hatten, sofort 
nach Kriegsende in ihre eigenen 
Dienste zu stellen und aufbauend 
auf den deutschen Vorleistungen 
den Weltraum zu »erobern«, 
ohne auch nur einmal die Vorlei- 
stung der Deutschen zu würdi- 
gen. Man denke nur an den Na- 
men Wernher von Braun, der spä- 
ter in den USA hochgeehrt 
wurde, dessen Leistung in 
Deutschland aber nun nicht ein- 
mal mit einer kleinen Gedenk- 
feier geehrt werden darf. 


Und was machen »unsere« Politi- 
ker? Statt sich dem ausländi- 
schen Druck entgegenzustellen, 
diesen kategorisch abzulehnen 
und auf die eigene Souveränität 
hinzuweisen, schlagen sie sogar 
noch zusätzlich auf den BDLI 
ein! 


Bundeskanzler Helmut Kohl er- 
klärte, er sei über die Schirmherr- 
schaft Riedls gar nicht informiert 
gewesen. »Wenn er es gewußt 
hätte, dann hätte er sie unterbun- 
den«, erklärte hierzu Regie- 
rungssprecher Vogel. Bundesau- 
ßenminister Kinkel warnte, das 
Ansehen Deutschlands könne im 
Ausland Schaden erleiden. Ver- 
teidigungsminister Rühe bezeich- 
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nete die geplante Feier als »in- 
stinktlos« und Forschungsmini- 
ster Riesenhuber sie als »nicht 
besonders instinktsicher«. 


Der SPD-Vorstand erklärte: 
»Die Geburtsstunde einer Ra- 
kete, die die Grundlage für die V 
2-Rakete der Hitler-Diktatur 
war, ist wahrlich kein Grund zum 
Feiern.« Der CDU-Generalse- 
kretär nannte die Veranstaltung 
eine »historische und politische 
Instinktlosigkeit«. Grüne, PDS 
und die FDP-Politikerin Hamm- 
Brücher verlangten gar die Ent- 
lassung Riedls. 


Es gab nicht einen einzigen deut- 
schen Politiker der etablierten 
Parteien, der sich gegen die mas- 
sivste ausländische Einmischung 
in die deutsche Innenpolitik 
wandte oder zumindest die ge- 
plante Gedenkfeier guthieß. Ko- 
misch, sie wußten alle von der 50- 
Jahres-Feier —- und keiner hatte 
im Vorfeld etwas dagegen. Erst 
als der Wind auf einmal von 
vorne wehte und die »Freunde« 
Deutschlands sich meldeten, bra- 
chen sie wie ein junger Birken- 
stamm im Orkan und verrieten 
die Interessen des eigenen Vol- 
kes. 


Bonn wird von 
Vasallen regiert 


Nicht viel anders sieht es bei der 
derzeitigen Asylpolitik und den 
rechten Krawallen aus. Es ist un- 
glaublich, in welchem Ausmaße 
sich fremde Staaten in die Be- 
lange Deutschlands einmischen 
und Einfluß nehmen wollen. Frü- 
her war dies nur bei angeblich 
rechten Diktaturen, wie etwa 
Chile oder Südafrika bekannt. Ist 
es aus ihrer Sicht fast noch ver- 
ständlich — je mehr Asylanten 
nämlich nach Deutschland kom- 
men, desto weniger kommen in 
ihre Länder -, umso unverständ- 
licher ist dann aber das Verhalten 
der deutschen Politiker hierzu. 


10 [ODE 12/1992 


Nicht daß sie sich dieses Einmi- 
schen in nationale Belange aus- 
drücklich verbieten und darauf 
hinweisen, daß sie in ihren eige- 
nen Ländern genügend eigene 
Probleme haben, um die sie sich 
kümmern sollten - etwa in Groß- 
britannien die Jugendkrawalle in 
Bristol und anderswo-, beklagen 
sie auch noch, daß das Ausland 
bereits aufmerksam auf die Kra- 
walle geworden sei und das Anse- 


sende Weiße zusammenschlagen 
und etliche sogar töten. Schließ- 
lich handelt es sich dabei auch um 
von den bösen Weißen unter- 
drückte Minderheiten. 


Der israelische Ministerpräsi- 
dent Rabin sah sich bereits mehr- 
fach genötigt, sowohl in Israel als 
auch bei seinem Besuch in 
Deutschland, das angebliche 
Ausbreiten der Ausländerfeind- 


Das »Aggregat 4«, die spätere »V 2«, hat sich zu einem Probeflug 
abgehoben. 


hen- Deutschlands Schaden neh- 
men könne. Komisch, das Anse- 
hen der USA nimmt keinen Scha- 
den, wenn Neger und Latinos in 
Los Angeles ganze Stadtteile ver- 
wüsten und ausplündern, tau- 


lichkeit und des Neonationalso- 
zialismus allgemein zu kritisie- 
ren. Es ist genau der gleiche Ra- 
bin, der sich jegliche Kritik 
Deutschlands etwa an der verbre- 
cherischen Araber- oder Sied- 


lungspolitik des Judenstaates 
ausdrücklich verbietet und als 
Einmischung in die eigenstaatli- 
chen Belange bezeichnet. Außer- 
dem habe Deutschland eine be- 
sondere Verantwortung gegen- 
über Israel, so daß sich Kritik 
hieraus alleine verbiete. 


Auch hier haben die deutschen 
Politiker nichts besseres zu tun, 
als ihm sofort nach dem Wort zu 
reden und ihm Briefe zu schrei- 
ben, in denen sie ihr tiefstes Be- 
dauern über die Vorfälle ausdrük- 
ken. Kein Wort darüber, daß, 
selbst wenn alle Vorwürfe, die die 
Juden gegen das Dritte Reich er- 
heben, vollends stimmen, es 
nach 50 Jahren keinen Grund 
mehr gibt, zu irgendwelchen 
Menschenrechtsverletzungen zu 
schweigen, bloß weil sie in Israel 
stattfinden. 


Wenn man bloß die drei obigen 
Dinge - denen noch viele andere 
folgen könnten — etwas näher 
durchleuchtet, dann kann man 
nur zu dem Schluß kommen, daß 
»unsere« Politiker nichts anderes 
als von den Siegermächten des 
Zweiten Weltkriegs eingesetzte 
Vasallen sind, die den Auftrag ha- 
ben, das Interesse dieser Länder 
vor das eigene, sprich deutsche 
Wohl zu stellen. 


Wie jedes Schlechte, so hat aber 
auch dies einen positiven Aspekt, 
besonders die Vorfälle in Peene- 
münde. Mit Sicherheit haben 
jetzt wieder einige Leute mehr er- 
kannt, welch’ Geistes Kind die 
Politiker der etablierten Parteien 
sind und daß sie das eigene Land 
verraten, wenn das Ausland auch 
nur ein bißchen hüstelt. Dies wer- 
den aber wieder einige Wähler 
weniger für die etablierten Par- 
teien und einige Wähler mehr für 
die nationalen Parteien sein. 


In diesem Zusammenhang soll 
nochmals darauf hingewiesen 
werden, daß kürzlich höchstrich- 
terlich entschieden wurde, daß 
der Amtseid des Bundeskanzler 
und der Minister, »zum Wohle 
des deutschen Volkes« zu arbei- 
ten, keinerlei Rechtsverpflich- 
tung enthält. Es ist vielmehr nur 
eine leere Floskel ohne jegliche 
bindende Kraft. Dies ist für den 
Großteil der derzeit in deutschen 
Regierungen - sei es auf Kommu- 
nal-, Landes und Bundesebene - 
sitzenden Politiker auch gut: 
Denn sonst würden sie fast alle 
wegen Meineides lange Zeit das 


Gefängnis von innen betrachten! 
OD 
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Die ungebremste Scheinasylantenschwemme hat Deutschland an 
den Rand des wirtschaftlichen Ruins gebracht. Mindestens 35 Mil- 
liarden Mark kosten die derzeit rund 1,5 Millionen Asylbewerber 
jährlich den deutschen Staat und damit uns alle. Aber dennoch ver- 
dummen sich Politiker und Wirtschaftsbosse nicht, die Mär zu erzäh- 
len, Deutschland würde von ihnen profitieren. 


CODE hatte in der Vergangen- 
heit als einzige deutsche Publika- 
tion immer wieder darauf hinge- 
wiesen, daß die offizielle Zahl 
von sieben bis acht Milliarden 
Mark, die jährlich für Asylanten 
aufgebracht werden müßten, nie 
und nimmer der Wahrheit ent- 
sprechen kann, die wahren Ko- 
sten deutlich über 30 Milliarden 
Mark, wahrscheinlich aber sogar 
bei 50 Milliarden Mark liegen 
würden. Ganz einfach aus dem 
Grunde, weil in dieser Summe 
nur die Sozialhilfe enthalten ist, 
alle anderen Kosten, wie etwa 
auch Gerichtskosten - da für Asy- 
lanten immer Armenrecht gilt - 
von der Regierung kurzerhand 
auf andere Bilanzen verteilt wer- 
den. 

Nun hat der Pforzheimer Ober- 
bürgermeister Joachim Becker 
(SPD) die wahren Zahlen erst- 
mals an die Öffentlichkeit ge- 
bracht und das bestätigt, was in 
diesem Blatt schon lange zu lesen 
war. Nach Becker teilen sich die 
Kosten wie folgt auf: 


1) Sozialhilfe und Betreuung. 
Hierfür muß pro Person 9.000 bis 
10.000 Mark gerechnet werden, 
da Arzt- und Zahnarztkosten 
hier einbezogen werden müssen. 
Nach Berechnung von CODE 
müßte dieser Kostenblock aber 
weitaus höher liegen. 


2) Die Mieten für die Unter- 
künfte und der Kauf derselben. 


Erst kürzlich mußte zum Beispiel 
Pforzheim für 1,3 Millionen 
Mark ein Haus kaufen, um dort 
60 Asylbewerber unterzubrin- 
gen. 


3) Die Bürokratie. Auf 1.000 
Asylbewerber kommt eine Plan- 
stelle, die im Jahr mit 60.000 bis 
70.000 Mark zu Buche schlage. 


4) Die Gerichte. Hinzu müssen 
hierbei noch die indirekten Ko- 
sten gerechnet werden. Die Ver- 
waltungsgerichte sind nämlich 
durch die Asylverfahren derart 
überlastet, daß alle anderen Ver- 
fahren für lange Zeit blockiert 
werden. Da aber Verwaltungsge- 
richte auch über Baumaßnahmen 
entscheiden müssen, entstehen 
hierdurch Verluste, die durchaus 
hohe Millionenbeträge erreichen 
können. 


5) Strafjustiz und alles, was dazu- 
gehört (Ermittlungen, Polizei). 
Auch diese Kosten - mittlerweile 
sind Asylanten für 20 bis 25 Pro- 
zent der Verbrechen verantwort- 
lich - sind nicht in den offiziellen 
Angaben der Bundesregierung 
enthalten, sondern werden ohne 
weitere Erläuterung einfach in 
die Etats der Städte und Gemein- 
den aufgenommen. 


Becker: »Es findet bei uns eine 
Verschwendung der sozialen und 
finanziellen Ressourcen statt.« 
Dabei muß der SPD-Politiker sel- 


ber zugeben, die 35 Milliarden 
Mark seien nur »eine vorsichtige 
Schätzung von mir«. 


Der Staat hilft den 
Asylschwindlern 


Immerhin hat jetzt aber erstmals 
ein Politiker wenigstens andeu- 
tungsweise zugegeben, welche 
Kosten dem Staat wirklich entste- 
hen. Rechnet man, daß fünf Pro- 
zent wirkliche politische Flücht- 
linge sind, dann bedeutet dies 
nichts anderes, als daß Jahr für 
Jahr etwa 33,75 Milliarden Mark 
Verbrechern in den Rachen ge- 
worfen werden. 


Denn nichts anderes als Verbre- 
cher sind Scheinasylanten. Sie 
verstoßen gegen geltendes deut- 
sches Recht. So besagt der Ar- 
tikel 16 des Grundgesetzes »Poli- 
tisch Verfolgte genießen Asyl- 
recht«. Jeder, der nicht dazu ge- 
hört, dennoch aber diese Leistun- 
gen in Anspruch nimmt, verstößt 
damit gegen die Gesetze. 


Es ist von daher äußerst peinlich, 
wenn die Politiker jedwelcher 
Couleur etwa Skinheads oder an- 
deren Jugendlichen vorwerfen, 
durch Gewalttaten gegen Asylan- 
ten Verbrechen zu begehen, ein 
entschiedeneres Vorgehen der 
Polizei verlangen, gleichzeitig 
aber nicht bereit sind, entschie- 
den gegen diesen eklatanten Miß- 
brauch des Asylrechts vorzuge- 
hen und dadurch den Staat, dem 
sie eigentlich dienen sollen, be- 
wußt um über 30 Milliarden 
Mark jährlich betrügen! 


Ja, man kann sogar noch weiter 
gehen. Dadurch, daß sie nichts 
gegen den offenen Asylbetrug 
machen, helfen sie den Asyl- 
schwindlern sogar. Würden sie 
dies etwa in einem Unternehmen 
machen, würde man sie wegen 
Beihilfe zum Betrug anklagen 
und verurteilen! Sie sind also 
nichts anderes als Mittäter! 

Nichtsdestotrotz werden sie, un- 
terstützt von opportunistischen 
und internationalistisch gelenk- 
ten Wirtschaftsbossen, nicht 
müde, den angeblichen Schaden 
zu beschwören, den der »zuneh- 
mende Rechtsextremismus und 
die Zunahme der Gewalttaten 
gegen Asylanten und jüdische 
Einrichtungen« für die deutsche 
Wirtschaft auslösen würde. Es 
wird von ihnen immer wieder dar- 
auf hingewiesen, daß bereits et- 
liche ausländische Unternehmen 


ihre Investitionen gestoppt oder 
Unternehmensgründungen nun 
in andere Staaten verlegt hätten. 
Dabei wird immer auf ein ameri- 
kanisches Textilunternehmen ver- 
wiesen, daß statt in Mittel- 
deutschland nun lieber in Taiwan 
eine Zweigstelle eröffnen wird. 


Unternehmen ziehen 
dem Geld nach 


Interessant ist dabei, was der 
Jreuhandchef Dresdens sagte, 
daß ihm nämlich bislang kein ein- 
ziger derartiger oder ähnlicher 
Fall bekannt geworden sei! 
Tatsache ist, daß es einem Unter- 
nehmer in erster Linie um das 
Geld geht und erst in zweiter Li- 
nie, wenn überhaupt, um Moral. 
Was war denn, als die Sowjet- 
union noch existierte und ein 
kommunistisches Terrorregime 
dort herrschte? Oder was war mit 
Südafrika - wenn man die ganzen 
damaligen Vorwürfe jetzt einmal 
fälschlicherweise als richtig 
erachtet -, Kuba, China und wie 
die Diktaturen sonst noch hie- 
Ben. 


Kein Unternehmer hat sich auch 
nur eine Sekunde lang gescheut, 
mit diesen Ländern Riesenge- 
schäfte abzuwickeln. Der dama- 
lige Vorsitzende des Deutschen 
Industrie- und Handelstages 
(DIHT), Wolff von Amerongen, 
hat sich sogar gegen jedwelche 
staatliche Bevormundung oder ir- 
gendwelche Sanktionen - etwa 
gegen die UdSSR nach dem Ein- 
marsch in Afghanistan - ausge- 
sprochen! Vielmehr hat er bei je- 
der sich bietenden Gelegenheit 
Werbung für derartige Geschäfte 
gemacht. 


Und das gleiche gilt auch für Mit- 
teldeutschland, wobei hier noch 
zu berücksichtigen ist, daß sich 
die Übergriffe in der überwiegen- 
den Mehrzahl nur gegen Asylan- 
ten und nicht gegen Ausländer 
allgemein richten und gemessen 
an den Verbrechen der kommuni- 
stischen Staaten unermeßlich ge- 
ring sind. 


Wenn ein ausländisches Unter- 
nehmen jetzt wirklich auf eine in 
Aussicht gestellte Investition ver- 
zichtet, dann liegt dies etwa in 
den hohen Steuersätzen — die 
auch eine direkte Folge der von 
Asylanten verursachten Kosten 
sind — oder anderen wirtschaftli- 
chen Ursachen, aber nicht in der 
Politik begründet. DO 
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Deutschland 


Spiegel- 
fechterei um 
Asylanten 


Helmut Fasbender 


Die öffentliche Diskussion um den Asylparagraphen 16c des Grund- 
gesetzes ist eine reine Spiegelfechterei der Parteien, um dem Volke 
den Eindruck zu vermitteln, jetzt werde endlich etwas getan. Es wird 
sich aber auch nach einer Grundgesetzänderung in der Praxis nichts 
ändern. Nach offizieller Statistik halten sich zur Zeit in Deutschland 
etwa 500.000 Menschen, deren Asylantrag bereits abgelehnt worden 
ist, als Flüchtlinge auf. Wir haben schließlich das Genfer Flüchtlings- 


abkommen mit unterzeichnet. 


Für den Fall einer Grundgesetz- 
änderung, die kommen wird, hat 
man aber schon vorgebeugt und 
führt daher in zunehmendem 
Maße wirtschaftliche (Schein-) 
Gründe an, die den kontinuierli- 
chen Zustrom rechtfertigen sol- 
len. Hauptvorwand ist der in der 
Tat erschreckende Geburten- 
rückgang unseres Volkes, der sich 
in folgenden Zahlen ausdrückt: 


Ein rasender Einfall 
aus dem Tollhaus 


Die Zahl der Deutschen unter 15 
Jahren wird von 13,7 Millionen 
(1990) auf rund zehn Millionen 
(2010) schrumpfen. Die Zahl der 
Erwerbspersonen (15- bis 65jäh- 
rige) wird bis zum Jahr 2010 eben- 
falls um rund vier Millionen ab- 
nehmen. Bei Abschottung der 
deutschen Grenzen ab 1992 
schrumpft die Gesamtbevölke- 
rung von derzeit rund 80 Millio- 
nen bis 2020 um rund 12 Millio- 
nen Menschen. Gleichzeitig geht 
das Angebot an Arbeitskräften 
nach jeweils zehn Jahren von 41 
Millionen über 39 und 37 auf 
rund 32 Millionen zurück. 


Fazit: Wir brauchen die. ständige 
Zuwanderung von Ausländern 
als Arbeitskräfte, unter anderem 
um unsere Renten zu sichern. 


Nun ist aber die Idee, ein zu- 
nächst nur vorläufig gegebenes 
Bevölkerungsdefizit mit dem 
Strandgut aus aller Herren Län- 
der aufzufüllen, eigentlich ein ra- 
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sender Einfall aus dem Tollhaus. 
Wäre man nach dem Dreißigjäh- 
rigen Krieg so verfahren, als 
Deutschlands Bevölkerung auf 
ein Drittel zusammengeschmol- 
zen war, gäbe es uns schon längst 
nicht mehr. Das Argument ist 
folglich schlecht, aber für uns ist 
es wohl gut genug. Das Volk wird 
auch nicht gefragt, ob es das will. 
Da die Regierenden den Volks- 
willen in dieser Frage also offen- 
kundig ignorieren oder sogar 
mißachten, hat es gar keinen 
Zweck, an ihre Einsicht zu appel- 
lieren, da wir es mit einer Absicht 
zu tun haben. Trotzdem darf man 
die pseudowirtschaftliche Argu- 
mentation nicht unwiderspro- 
chen stehen lassen. 


Warum lassen die 
Japaner niemanden 
ins Land? 


Der Bundesarbeitgeberverband 
Chemie hat in seinem »Informa- 
tionsbrief für Führungskräfte«, 
Nr. 5, die vorstehend genannten 
demoskopischen Zahlen veröf- 
fentlicht und seinen Lesern als 
Argumentationshilfe in Diskus- 
sionen mit Mitarbeitern zur Aus- 
länderfrage empfohlen. Ich habe 
dem Verband dazu folgende Fra- 
gen gestellt: 


Erstens: Wieso brauchen wir bei 
mindestens drei Millionen Ar- 
beitslosen (demnächst mehr) 
noch ausländische Arbeits- 
kräfte? Sollen wir nicht zuerst un- 
sere eigenen unterbringen? 


Zweitens: Warum suchen wir uns 
die Leute, die wir aufnehmen 
wollen, nicht aus, so wie es an- 
dere Staaten auch tun, sondern 
lassen ungehindert alle einströ- 
men, die nichts haben als Ansprü- 
che und ihre Muskelkräfte? 


Drittens: Besteht bei immer wei- 
ter wachsender Produktivität 
wirklich noch ein steigender 
Bedarf an Arbeitskräften? Sind 
wir nicht jetzt schon froh, einen 
großen Teil der Erwerbstätigen 
in Beschäftigungsgesellschaften 
oder im Umweltschutz, einem 
künstlich geschaffenen Bedarfs- 
feld, unterzubringen? 


Viertens: Menschenmassen al- 
lein machen noch keine Wirt- 
schaftskraft. Ist nicht der Grund 
für die fortschreitende Verelen- 
dung der Dritten Welt ihre Über- 
bevölkerung, mit der das Wirt- 
schaftswachstum nicht Schritt 
halten kann? 


Fünftens: Wie ist eine gute Volks- 
bildung, ohne die eine florie- 
rende Wirtschaft nicht existieren 
kann, noch möglich, wenn das 
Grundschulsystem kaum noch 
funktioniert? 


Sechstens: Wie ist bei diesen Zu- 
wanderermassen eine Integra- 
tion noch möglich? 


Siebtens: Wieso lassen die Japa- 
ner niemanden in ihr Land? 


Noch ist Deutschland 
kein Einwanderungsland 


Achtens: Wie will man die über- 
proportionale Kriminalität bei 
Ausländern in den Griff bekom- 
men? 


Neuntens: Besteht nicht die Ge- 
fahr der Bildung von Minderhei- 
ten, die nach einigen Generatio- 
nen dieses Land als ihres betrach- 
ten? 


Zehntens: Wie lange kann man 
den Ausländern noch das Wahl- 
recht vorenthalten? 


Elftens: Gibt es nicht andere 
Möglichkeiten, sich eine Alters- 
rente zu sichern, als durch ständi- 
ges Nachschieben zahlender Mit- 
glieder? Warum sind die Renten- 
kassen leer? Erhalten nicht zu 
viele Leute Leistungen, die 
nichts oder wenig eingezahlt ha- 
ben? 

Zwölftens: Wird hier nicht be- 


wußt eine Mischgesellschaft wie 
in den USA geschaffen, die uns 
als »multikulturelle« Gesell- 
schaft angepriesen wird, aber im 
Endeffekt (siehe Kalifornien und 
Kanada) nur zu permanenten so- 
zialen Spannungen führt? 


Dreizehntes: Was haben wir letzt- 
lich von einer - vielleicht - durch 
die Einwanderung bewirkten 
Mehrung unseres Wohlstandes, 
wenn er eines Tages ein Opfer so- 
zialer und ethnischer Auseinan- 
dersetzungen wird? Oder soll er 
das wie zum Beispiel in Jugosla- 
wien? 


Die Antworten auf diese Fragen 
haben mich leider in keiner Weise 
befriedigen können. Ich kann sie 
aber nicht wiedergeben, um nicht 
gegen das Gebot der Diskretion 
zu verstoßen. Es wurde im Ant- 
wortschreiben auch auf ein Inter- 
view mit Herrn Staatssekretär 
Waffenschmidt vom Innenmini- 
sterium verwiesen, das in Nr. 6 
des Informationsbriefs abge- 
druckt wurde. Nach dessen 
Außerungen zu dem Thema ist 
die Bundesrepublik kein Einwan- 
derungsland. 


Warum das 
Grundgesetz ändern? 


Der Asylparagraph 16c, ob rich- 
tig oder falsch interpretiert, gibt 
uns wenigstens noch die geringe 
Chance, Zuwanderer nach Ab- 
lehnung ihres Asylantrages wie- 
der loszuwerden. Ist aber erst 
einmal Deutschland, aus wel- 
chen Gründen immer, zum Ein- 
wanderungsland erklärt worden, 
gibt es nicht einmal mehr diese 
Möglichkeit. Es könnte also sein, 
daß wir uns nach einer Grundge- 
setzänderung bald nach dem gu- 
ten alten Paragraphen 16c zu- 
rücksehnen werden. 

Man gönnt uns Deutschen unsere 
Apartheid eben genau so wenig 
wie den Südafrikanern die ihre. 


Deutschland 


Das Ausland 
verstärkt 
seinen Druck 


Klaus Baumann 


»Wenn man solche Freunde hat, dann braucht man keine Feinde 
mehr.« Dieses alte Sprichwort fällt einem unwillkürlich ein, wenn 
man sich betrachtet, wie die »Freunde« Deutschlands sich derzeit 
verhalten. Von Freundschaft und Partnerschaft ist derzeit nicht das 
geringste festzustellen; vielmehr wird in schönster Siegermanier des 
Zweiten Weltkriegs auf die Bundesrepublik eingeknüppelt und wird 
unser Land als Paria der Welt behandelt. 


Nachfolgend soll dies nur an eini- 
gen wenigen Beispielen doku- 
mentiert werden, Beispielen, de- 
nen problemlos noch viele ähnli- 
che folgen könnten. So schrieb 
die auflagenstarke britische Ta- 
geszeitung »Daily Mirror« am 26. 
September folgendes auf den Ti- 
tel: »Donner und Blitzen! Fury as 
Germans celebrate 50th anniver- 
sary of V2 rocket.« Daneben ein 
Bild von Adolf Hitler. Kein Wort 
fand sich dagegen in dieser Zei- 
tung seinerzeit gegen die Aufstel- 
lung des Bomberkommandan- 
ten-Schlächters Harris. Während 
die V2 nach offiziellen britischen 
Angaben knapp 2700 Personen 
das Leben gekostet hat, kamen 
durch die von Harris eingeleitete 
völkerrechtswidrige  Flächen- 
bombardierung ziviler Ziele hun- 
derttausende Deutsche um ihr 
Leben. 


Instinktlosigkeit 
deutscher Journalisten 


Dennoch verdummt sich etwa ein 
Rudolf Augstein nicht, im »Spie- 
gel« Nummer 41 vom 5. Oktober 
dieses Jahres in seinem Kommen- 
tar »Nach rückwärts gezählt«- in 
dem er die Instinktlosigkeit der 
Feier, die an nichts anderes als 
den Beginn der modernen Welt- 
raumfahrt erinnern sollte, kriti- 
sierte -, folgendes zu schreiben: 

»Die Bombardierung der deut- 
schen Zivilbevölkerung wurde 
von Churchill (dem damaligen 
britischen Premierminister; die 
Redaktion) in der wohl irrigen 
Annahme gebilligt, damit dem 


Nur läuft auch der gerechteste 
Krieg Gefahr auszuarten. Chur- 
chill hat das erst nach der mehr 
als unnötigen Zerstörung Dres- 
dens erkannt, zu spät also. Selten 
geht es in einem Krieg gerecht 
und vernünftig zu, anständige 
Kriege gibt es nicht. 


Die Beliebtheit 
der Deutschen 


Die Aufrechnungspolemik Möl- 
lemanns tut uns nicht gut, die 
Entfernung seines Staatssekre- 
tärs Riedl aus dem Amt täte es. 
Wir haben allen Grund Churchill 
dankbar zu sein, weil er so hart- 
näckig dabei mitgeholfen hat, 
das Monstrum Hitler in die Wolfs- 
schlucht zu stürzen.« 


Kein Wort des Bedauerns, hört 
man von Herrn Augstein. Seine 


Winston Chruchill, britischer Premierminister während des Zwei- 
ten Weltkrieges, war der Befürworter der Bombardierung der 


deutschen Zivilbevölkerung. 


Feind eher zermürben zu können 
als durch gezielte Angriffe gegen 
die Kriegsmaschinerie. 

Harris mag, was er getan hat, mit 
der Lust des Kriegsspezialisten 
getan haben, er mag ein Schläch- 
ter gewesen sein. Aber er hatte 
die Rückendeckung seines Pre- 
mierministers in einem vollauf 
gerechtfertigten Krieg, einem 
der ganz wenigen »gerechten« 
Kriege in der Geschichte der 
Menschheit. 


Worte sagen damit nichts anderes 
aus, als daß er die hunderttau- 
sende tote Deutsche billigend in 
Kauf nimmt. Wenig später schwa- 
droniert er aber darüber, was 
hätte passieren können, wenn 
Hitler 500 V2-Raketen zur Verfü- 
gung gehabt und diese auf Lon- 
don geschossen hätte. Hätte, 
Herr Augstein, das ist das ent- 
scheidende Wort. Während das 
Deutsche Reich heute eben keine 
hunderttausende unschuldige 


Opfer auf seinem Gewissen hat, 
so kann man dies von den Briten 
eben nicht sagen. 


Und vor allem war es auch kriegs- 
unsinnig. Denn durch die Zerstö- 
rung der Städte und der Ab- 
schlachtung hunderttausender 
Kinder, Frauen und alter Men- 
schen ist der Krieg aller Wahr- 
scheinlichkeit nach nicht einen 
Tag eher zu Ende gegangen. Und 
selbst wenn es eine Woche gewe- 
sen wäre, dann wären dabei noch 
immer viel weniger Menschen zu 
Tod gekommen als durch das Vor- 
gehen von Schlächter Harris. 


Sehen wir uns an, was in Italien 
passiert. Der deutsche Pater 
Eberhard von Gemmingen, Lei- 
ter der deutschen Sektion von 
»Radio Vatikan«, muß sich von 
seinen Kollegen, also ebenso 
Geistlichen wie er, Vorwürfe an- 
hören, wie »Ihr in Deutschland 
werdet jetzt wohl wieder braun« 
oder »Die Deutschen sind doch 
alle Faschisten. Das war doch ab- 
zusehen«. 


Davon abgesehen, daß diese Vor- 
würfe nicht stimmen, daß der Fa- 
schismus eine italienische Erfin- 
dung ist und nicht sonderlich viel 
mit dem Nationalsozialismus zu 
tun hat, ist es doch verwunderlich 
diese Vorwürfe von einem Volk 
zu hören, daß sich wie ein Blatt 
im Wind drehte und von einem 
Tag zum anderen gegen seine 
ehemaligen Verbündeten wandte 
und die gleichen Leute abknallte, 
mit denen man nur wenige Tage 
zuvor noch in den Schützengrä- 
ben Karten gespielt hatte. 


Interessant sind auch Umfragen, 
was die anderen Länder Europas 
über Deutschland denken - diese 
sind vom Gallup-Institut noch 
vor den Krawallen in Rostock 
durchgeführt worden, so daß die 
jetzigen Zahlen wahrscheinlich 
noch schlechter ausfallen werden 
-. Danach mögen 52 der Grie- 
chen die Bundesrepublik nicht, 
ebensowenig wie 45 Prozent der 
Italiener und Luxemburger - die 
aber dennoch gerne nach 
Deutschland als Gastarbeiter 
kommen -. Im EG-Durchschnitt 
sind es immerhin noch 31 Pro- 
zent, die ein negatives Bild über 
Deutschland haben. Besonders 
beliebt sind wir, den Umfragen 
zufolge, bei den Dänen mit 70 
Prozent und den Franzosen mit 
64 Prozent - wobei letztere Zahl 
ernstlich anzuzweifeln ist; eher 
könnte dies für die Iren gelten -. 
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Deutschland 


Das Ausland 
verstärkt 
seinen Druck 


Sehr viele Menschen in den ande- 
ren EG-Staaten sehen in der 
deutschen (Teil-)Einheit sogar 
eine »Gefahr für den Frieden«. 


EG-weit sind es 31 Prozent, wäh- 
rend 50 Prozent in den Deut- 
schen keine Gefahr sehen. Be- 
sonders skeptisch sind die Grie- 
chen mit 48 Prozent, die Briten 
mit 44 Prozent und die Portugie- 
sen mit 42 Prozent. 


In den kritischen Stimmen dür- 
fen natürlich auch jüdische nicht 
fehlen. Nicht nur, daß der neue 
Vorsitzende des Zentralrates der 
Juden in Deutschland, Ignatz Bu- 
bis, anscheinend nichts aus den 
Fehlern Galinskis gelernt hat, 
wirft er der Bundesregierung so- 
gar vor, man könne fast den Ein- 
druck haben, diese habe die Kra- 
walle gewollt. Auch sei es durch- 
aus möglich, daß Juden wieder 
aus Deutschland auswandern 
werden. 


Der jüdische Schriftsteller Amos 
Oz, der dieses Jahr mit dem Frie- 
denspreis des Deutschen Buch- 
handels ausgezeichnet wurde, 
fragte: »Wo sind die Zehntau- 
sende Deutsche, die auf die Stra- 
Ben gingen, um gegen den Golf- 
krieg zu demonstrieren? Wo sind 
sie heute, wenn neonazistischer 
Rassismus und Hooliganismus in 
ihren eigenen Straßen wild wer- 
den?« 


Da muß doch eine kurze Gegen- 
frage erlaubt sein: »Wo waren 
denn, Heır Oz, die tausende Is- 
raelis, die gegen die Abschlach- 
tung der Araber am Tempelberg, 
gegen die völkerrechtswiedrige 
Besiedlung in den besetzten Ge- 
bieten, gegen die Häuserzerstö- 
rung als Terroristen verdächtiger 
Palästinenser demonstriert ha- 
ben.« Statt ersteinmal den Dreck 
vor der eigenen Haustür wegzu- 
kehren, mischt sich dieser Mann 
unverblümt in deutsche innenpo- 
litische Dinge ein, die ihn nichts 
angehen. 


Der Israeli Daniel Barenboim, 
der im Oktober als Musikchef an 
der Deutschen Staatsoper Berlin 
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begann, sagte: »Für einen Aus- 
länder ist es ein beklemmendes 
Gefühl, ein auf zehn Jahre ange- 
legtes, verantwortliches Amt zu 
übernehmen, wenn gleichzeitig 
Steine auf Asylbewerberheime 
und Molotowcocktails in die 
Schlafzimmer von Kindern flie- 
gen.« 


Billigste Polemik 
und Hetze 


Ja, Herr Barenboim, keiner 
zwingt Sie doch, dieses Amt zu 
übernehmen. Ein Land, das ei- 
nen Beethoven, Bach, Mozart 
und einen Wagner, um nur einige 
wenige zu nennen, zur Welt 
brachte, wird wohl in der Lage 
sein, einen Musikchef für die 
Deutsche Staatsoper Berlin zu 
finden. Vielmehr täte Herr Ba- 
renboim sicherlich nicht schlecht 
daran, die Musiklandschaft sei- 
nes Landes etwas auf Vorder- 
mann zu bringen, denn sonder- 
lich toll sieht es dort nun beim be- 
sten Willen nicht aus. 


Einen der bisherigen Höhe- 
punkte setzte aber die »New York 
Times«. In einem Artikel schreibt 
das zu den einflußreichsten Zei- 
tungen gehörende Blatt: 


»Wenn Deutschland seine Nach- 
barn ökonomisch platt walzt, 
wenn so viele Deutsche der aus- 
länderfeindlichen Gewalt ihrer 
Nazi-Youngster applaudieren, 
wenn Deutschland entscheidet, 
die Antwort auf Flüchtlinge heißt 
Einschränkung des Asylrechts, 
wenn Deutschland die Deporta- 
tion von Zigeunern vorbereitet, 
der ersten Opfer der alten Nazis, 
dann müssen die Europäer unbe- 
dingt die Vereinigung mit dem 
neuen Deutschland überdenken, 
bis Klarheit herrscht, ob dieses 
Deutschland wirklich ein voll- 
ständig neues ist.« 


Deutschland hat sich 
nichts vorzuwerfen 


Diesen Artikel kann man nur als 
pure Heuchlerei bewerten. Was 
kann Deutschland dafür, wenn 
die anderen Länder Europas 
nicht in der Lage sind, eine halb- 
wegs vernünftige Wirtschaftspoli- 
tik zu betreiben? Wie kann man 
95,6 Prozent Scheinasylanten als 
»Flüchtlinge« im Sinne des Asyl- 
rechts bezeichnen? Und das von 
einer Zeitung, die keinerlei An- 
zeichen macht, sich für eine Lok- 


kerung des weitaus restriktiveren 
amerikanischen Einwanderungs- 
und Asylrechts einzusetzen! 


Kein Wort davon, daß die Zigeu- 
ner in Rumänien eben nicht poli- 
tisch verfolgt werden und sie sich 
von daher illegal in Deutschland 
aufhalten! Kein Wort davon, daß 
bei ihnen die Kriminalitätsrate 
besonders hoch ist! Es handelt 
sich hier um eine Rückführung il- 
legaler Einwanderer! Nichts an- 
deres machen aber die USA mit 
den Mexikanern. Von daher ist 
dieser Artikel der einflußreichen 
»New York Times« nichts anderes 
als billigste Polemik und Hetze. 


Deutschland hat sich nichts, aber 
auch absolut nichts vorzuwerfen. 
Ganz im Gegenteil. Während die 
anderen EG-Staaten, wenn über- 
haupt, dann jeweils nur wenige 
tausend Kriegsflüchtlinge aus 
Bosnien und Kroatien aufgenom- 
men haben — England schickt 
diese sogar zurück -, sind es fast 
300000, die hierzulande eine 
herzliche Aufnahme gefunden 
haben. Bei den Asylanten sind es 
70 Prozent, der nach Westeuropa 
kommenden, die in der Bundes- 
republik ansässig werden, einem 
Land, das ohnehin schon mit die 
höchste Bevölkerungsdichte der 
Welt hat. Umgerechnet müßten 
die USA und Kanada jährlich 
Millionen aus Mittel- und Süd- 
amerika flüchtende Menschen 
aufnehmen - doch diese beiden 
Staaten denken gar nicht im ent- 
ferntesten daran. 


Ebensowenig die anderen euro- 
päischen Staaten. Jetzt haben die 
deutschen Christdemokraten im 
Europäischen Parlament zwar 
den Antrag eingereicht, daß EG- 
weit eine »Asylanten-Quotenre- 
gelung« eingeführt werden soll, 
nach der sich jedes Land dazu 
verpflichten muß, eine be- 
stimmte Quote der nach Westeu- 
ropa strömenden Asylanten auf- 
zunehmen. Kommen mehr Asy- 
lanten in ein Land, als es seiner 
Quote entspricht, darf dieses 
Land die Asylbewerber in das 
Land abschieben, das zu dieser 
Zeit am deutlichsten unter seiner 
Quote ist. 


Diesem Vorschlag der Christde- 
mokraten, der erste wirklich kon- 
struktive, der zu dieser Proble- 
matik je von ihnen kam, ist voll 
zuzustimmen. Die Reaktion der 
anderen EG-Staaten war aber, 
wie nicht anders zu erwarten, äu- 
ßerst ablehnend. Man habe die 


Verpflichtung, die Angehörigen 
der ehemaligen Kolonien aufzu- 
nehmen und die Wirtschaft wäre 


weitaus schwächer als die 
Deutschlands lauteten die peinli- 
chen Beschwichtigungsversuche. 


Gleichzeitig wurde die Bundesre- 
gierung aber von diesen gleichen 
Staaten dazu aufgefordert, alles 
in ihren Kräften stehende zu tun, 
um die Krawalle einzudämmen 
und Anschläge gegen Asylanten- 
heime und jüdische Einrichtung 
im Vorfeld zu verhindern. 


Die Anderen haben 
nichts gelernt 


Zwar werden die Leistungen der 
Deutschen in der Asylpolitik all- 
gemein anerkannt und werden 
sie hierfür gelobt. Gleichzeitig 
wird aber auch darauf hingewie- 
sen, daß es angesichts des Dritten 
Reichs und der Aufnahme, die 
viele Deutsche während dieser 
Zeit im Ausland fanden - obwohl 
dies natürlich so gar nicht 
stimmt, da es zum einen insge- 
samt nur wenige tausend waren 
und zum anderen genügend Staa- 
ten sich weigerten, selbst diese 
relativ wenigen Menschen aufzu- 
nehmen -, eine Selbstverständ- 
lichkeit sei. 


Auch weisen die Siegerstaaten 
des Zweiten Weltkriegs, und hier- 
bei vor allem die Amerikaner, 
zwar nicht offen, so aber doch in 
diplomatischen Kanälen darauf 
hin, daß Deutschland nur durch 
ihre Hilfe, besonders durch den 
Marshall-Plan, sich so schnell 
nach dem Krieg wieder wirt- 
schaftlich regenerieren könnte. 


Von daher sei es nur richtig, 
wenn Deutschland jetzt durch 
eine ausgeprägte Asylpolitik, die 
auch anderen Staaten Lasten ab- 
nimmt, sich für diese Hilfe revan- 
chiert, zumal die Ausländer aber 
auch wesentlich den Aufbau des 
Landes mitgetragen haben. 


Die Wahrheit sieht dagegen ganz 
anders aus: Der Verlierer des 
Zweiten Weltkriegs ist aufgrund 
seines unwahrscheinlichen eige- 
nen Einsatzes - die ersten Gastar- 
beiter kamen erst in der Phase 
des Hochbooms in den sechziger 
Jahren - mittlerweile zur wirt- 
schaftlichen Weltmacht Nummer 
eins geworden. Die Mark hat den 
Dollar fast überflügelt. Und die- 
ses kann natürlich so nicht hinge- 
nommen werden. O 


Bonn 


Heuchelei der 
etablierten 


Parteien um 
Willy Brandt 


Alfred König 


Der Tod von Herbert Ernst Karl Frahm, besser bekannt unter seinem 
Pseudonym Willy Brandt, hat eines ganz deutlich ans Licht der Of- 
fentlichkeit gebracht: Die etablierten Parteien unterscheidet so gut 
wie nichts voneinander. Hinter den verschiedenen Namen versteckt 
sich der gleiche Einheitsbrei, der nur in insgesamt winzigen Punkten 
in der Tagespolitik voneinander entfernt liegt. Das Aufbauschen der 
angeblich so stark voneinander abweichenden Meinungen ist nichts 
anderes als Taktik, um den blöden Wähler an sich zu binden. 


Daß sich die CDU nur unwesent- 
lich von der SPD unterscheidet, 
hatte sich bereits 1982, dem Jahr 
des Regierungswechsels von der 
SPD zur CDU, gezeigt. Vor der 
Wende hatte die SPD/FDP-Koa- 
lition angefangen, den Bundes- 
bankgewinn zum Abbau der 
Staatsverschuldung zu verwen- 
den. Begleitet wurde dies von 
schärfsten Protesten der CDU, 
die dadurch die Souveränität der 
Bundesbank gefährdet sah. Nach 
dem Machtwechsel machte die 
CDU aber genau das gleiche - 
nur daß diesmal die SPD gegen 
das protestierte, was sie wenige 
Jahre zuvor selber eingeführt 
hatte. 


Was man alles 
loben kann 


An diese, für die derzeitig prakti- 
zierte Demokratie so typische 
Episode mußte man sich zurück- 
erinnert fühlen, als man die Re- 
aktionen der etablierten Parteien 
und Medien nach dem Tode Willy 
Brandts sah oder hörte. Sie be- 
wiesen nämlich nichts anderes, 
als das im ersten Absatz gesagte: 
Daß die Parteien sich zwar offi- 
ziell unterscheiden, intern aber 
der gleiche Einheitsbrei sind. 


Wenn man diese Reaktionen 
hört, muß man unwillkürlich 
glauben, mit Brandt wäre der Be- 
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wahrer des Vaterlands gestorben, 
der Mann, ohne den Deutsch- 
land niemals in den Kreis der ach 
so zivilisierten Länder zurückge- 
kehrt wäre, ja, sogar der Mann, 
dem Deutschland die (Teil-)Wie- 
dervereinigung verdankt. 


Daß in Wirklichkeit das genaue 
Gegenteil der Fall ist, daß 
Brandts Bestreben seit jeher dem 
Nachteil Deutschlands diente, 
sagt niemand mehr. Selbst die 
Leute, die nach Ratifizierung der 
Ostverträge lautstark über ihn 
schimpften, überschlugen- sich 
nun vor Lobeshymnen. 


In einer halbseitigen Anzeige in 
den führenden deutschen Tages- 
zeitungen — was alleine zig- 
hunderttausende Mark kostete — 
schreibt der Bundeskanzler: 
»Mit Willy Brandt verliert die 
Bundesrepublik Deutschland 
eine herausragende und prä- 
gende Persönlichkeit. Er hat sich 
stets als deutscher Patriot, Euro- 
päer und Weltbürger zugleich ver- 
standen. In diesem Bewußtsein 
hat er den Kampf gegen die natio- 
nalsozialistische Gewaltherr- 
schaft und als Regierender Bür- 
germeister im geteilten Berlin ge- 
gen das kommunistische Regime 
geführt.« 


Der Mythos und der 
Widerstand 


Die Bezeichnung »Patriot« für 
Brandt müßte eigentlich dazu 
führen, daß sich die wenigen ech- 
ten Patrioten, wie etwa ein Kurt 
Schumacher, sich nicht nur im 


Der Warschauer Kniefall des damaligen Bundeskanzlers Willy 
Brandt, der der polnische Öffentlichkeit verschwiegen wurde. 


Grabe umdreht, sondern sogar 
rotiert. Denn Willy Brandt war al- 
les andere, nur kein deutscher Pa- 
triot. 


Doch führen wir uns einige wei- 
tere Politiker-Außerungen über 
Brandt zu Gemüte. Kohl: »Ich 
selbst verdanke ihm - vor allem 
in den letzten Jahren - klugen 
Rat. Bei der Wiederherstellung 
der Einheit Deutschlands konnte 
ich auf seine Unterstützung zäh- 
len.« Weizsäcker: »Neben dem 
Abschiedsschmerz steht die 
Dankbarkeit für das Leben von 
Willy Brandt ... Zusammen mit 
unzähligen anderen denke ich an 
seine nimmermüde Menschlich- 
keit.« Mit ähnlichen Worten an- 
derer, darunter auch vieler an- 
geblich konservativer Politiker 
setzt sich der ganze Sermon sei- 
tenweise fort. Bundestagspräsi- 
dentin Süßmuth hatte sogar Trä- 
nen in den Augen und brach ihre 
Stimme mehrfach als sie vor dem 
Plenum eine Lobeshymne über 
Brandt hielt. 


Und um bloß nicht den kleinsten 
Kratzer am Mythos Brandt zu las- 
sen, scheut die etablierte Presse 
selbst von Geschichtslügen nicht 
zurück. So schreiben etwa »Bild 
am Sonntag« und »Der Spiegel« 
(wie viele andere auch), daß 
Brandt bereits in den dreißiger 
Jahren in die SPD eingetreten 
sei, aus der heraus er dann die 
Nazis bekämpft hätte. 


Die Wahrheit sieht ganz anders 
aus. Besonders der Hamburger 
Journalist Joachim Siegerist hat 
in den vergangenen Jahren meh- 
rere Enthüllungsbücher über 
Brandt geschrieben, die heute 
natürlich völlig ignoriert werden. 
Richtig ist, daß Brandt bereits 
mit 16 Jahren, also 1930, in die 
SPD eintrat. Er tat sich damals 
aber eher als politischer Schläger 
denn als Demokrat hervor. So 
sagte etwa der Schulkamerad 
Brandts, Fritz Schmidt, über den 
späteren Friedensnobelpreisträ- 
ger: »Lange warten mußten wir 
nicht. Bald kam Herbert Frahm 
mit seiner wilden Horde. Mit 
Hallo fielen sie wieder über die 
beiden Hitlerjungen her, die ge- 
rade Feierabend gemacht hat- 
ten.« 


Der Major der 
norwegischen Armee 


Als die Sozialdemokraten rund 
um ihren damaligen Vorsitzen- 
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den Julius Leber einen harten 
Kampf gegen die Nationalsoziali- 
sten ausfochten, verriet Brandt 
seinen Mentor: Im Oktober 1931 
schloß er sich nämlich des Lübek- 
ker Ortsverbandes der linksextre- 
men »Sozialistischen Arbeiter- 
partei« (SAP) an. Die »Lübecker 
Nachrichten« vom 5. März 1972 
schrieben hierzu: »Herbert 
Frahm gehörte dem Vorstand als 
Leiter der örtlichen Jugend- 
gruppe des Sozialistischen Ju- 
gendverbandes (SJV) an.« 


In der SAP mischten nicht nur 
linke Sozialdemokraten mit, son- 
dern auch Personen der soge- 
nannten Großkommunistischen 
Parteiopposition (KPO), die von 
der KPD als »Trotzkisten« ausge- 
stoßen worden waren. Im Pro- 
gramm der SAP findet sich unter 
anderem als Ziel der »Sturz des 
Kapitalismus« entweder »auf de- 
mokratischem Wege« oder in der 
Form der »proletarischen Dikta- 
tur«. Auch verpflichtete sich die 
SAP in ihrem Programm, die So- 
wjetunion gegen Aggressionen 
kapitalistischer Staaten zu unter- 
stützen. 


Joachim Siegerist schreibt dazu 
in seinem Buch »Willy Brandt - 
das Ende einer Legende«: »Un- 
ter den Mitgliedern des ersten 
SAP-Vorstandes waren drei Per- 
sönlichkeiten, die nach 1945 in 
der sowjetzonalen SED eine füh- 
rende Rolle spielen sollten: Max 
Seydewitz, der spätere sächsische 
Ministerpräsident, Edith Bau- 
mann, die langjährige FDJ-Füh- 
rerin und Lebensgefährtin von 
SED-Chef Erich Honecker, und 
Hans Seigewasser, der Ostberli- 
ner Staatssekretär für Kirchen- 
fragen. Sie waren die geistigen 
und politischen Weggefährten 
des jungen Herbert Frahm.« 


Man muß hier einmal klar beto- 
nen: Als Willy Brandt 1933 
Deutschland verließ, war er nicht 
etwa Mitglied der SPD, jener auf- 
rechten, kämpferischen und de- 
mokratischen Partei, deren Füh- 
rer und Mitstreiter größtenteils in 
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Willy Brandt als Bundeskanzler in Moskau. Er hatte schon 1944 
für das Abtrennen Ostdeutschlands plädiert. 


Deutschland blieben, gegen den 
Nationalsozialismus kämpften 
und für diesen Kampf in die 
Zuchthäuser Hitlers wanderten — 
Fritz Erler, Kurt Schuhmacher -, 
sondern Brandt war erklärter 
Gegner der demokratischen 
SPD, war fanatischer Gegner der 
Weimarer Demokratie und pro- 
pagierte als SAP-Mann mit den 
Kommunisten die Volksfront. 


Brandts Hetze gegen 
Deutsche 


Und das eigentlich Tragische 
daran: Brandt kann diese Zeit 
nicht mit jugendlicher Unreife 
entschuldigen. Er hat seine Taten 
von damals auch niemals bedau- 
ert oder gar revidiert. Im Gegen- 
teil. Fast vierzig Jahre später, am 
9. Dezember 1971, bekannte 
Brandt anläßlich der Verleihung 
des Friedensnobelpreises in Oslo 
auf einer Pressekonferenz bei der 
Erläuterung seines politischen 
Lebenswerkes: »Ich glaube, 
meine grundlegenden Überzeu- 
gungen haben sich nicht geän- 
dert.« 


Als Brandt dann im norwegi- 
schen »Exil« weilte, sah er seinen 
Hauptsinn darin, Hetzbücher ge- 
gen Deutschland zu schreiben. 
Dafür wurde er dann mit dem 
Rang eines Majors in der nor- 
wegischen Armee belohnt. 


In seinem Buch »Guerillakrieg«, 
in dem Siegerist eine »Hand- 
lungsanweisung zum Töten« 
sieht, schreibt Brandt: »Sie (die 
Nazis) benützen die Zivilisten als 
Spione ... Wo Personen auftre- 


ten, die sich der Okkupations- 
macht zur Verfügung stellen, ist 
es die Aufgabe der Partisanen, 
mit ihnen abzurechnen. Die Ver- 
räter werden schonungslos ausge- 
rottet ... Der Mord an deutschen 
Soldaten und Gendarmen muß 
vor dem Hintergrund der deut- 
schen Besatzungspolitik gesehen 
werden, die in Polen betrieben 
wird.« 


In der SPD-Zeitschrift »Neue 
Front«, die 1936 in Paris er- 
schien, gab Brandt folgendes von 
sich: »Seit dem Bestehen der So- 
wjetunion war es für alle Revolu- 
tionäre eindeutig klar, daß der 
Sowjetstaat sich mit allen Kräf- 
ten verteidigen und dort, wo er- 
forderlich, den revolutionären 
Krieg führen müsse. Für die Pro- 
letarier der kapitalistischen Welt 
ergab sich die unbedingte Pflicht 
zum Schutz des Sowjetstaates, im 
Kriegsfalle durch Lenkung ihres 
ganzen Kampfes gegen den 
Kriegsapparat der kapitalisti- 
schen Mächte.« 


Während des Spanischen Bürger- 
kriegs schrieb Brandt in einem 
Flugblatt: »Ein Jahr lang schon 
tobt der revolutionäre Krieg in 
Spanien. Ein Jahr lang sind wir 
Zeugen dieses größten Ereignis- 
ses in der Geschichte der interna- 
tionalen Arbeiterbewegung seit 
der großen russischen Revolu- 
tion ... Um die revolutionären 
Errungenschaften zu retten, be- 
darf es im Rahmen breiter Ak- 
tionseinheit einer Sammlung der 
bewußt sozialistischen Kräfte aus 
den sozialisitischen, kommunisi- 
tischen, anarchistischen und un- 
abhängigen Lager in einem fe- 


sten Schutz- und Trutzbündnis ... 
Die Aufgaben der bürgerlichen 
Revolution sind zum Teil im er- 
sten Ansturm gelöst worden. Ein 
reinigender Sturm hat die Kir- 
chen und Klöster gesäubert.« 


Der reinigende Sturm sah so aus, 
daß tausende Priester und Non- 
nen von den linken Horden getö- 
tet wurden! 


Brandts Haltung zu 
Ostdeutschland 


Wie sehr Brandt »Patriot« war, 
ergibt sich aus folgendem: In ei- 
ner Broschüre der Landsmann- 
schaft Ostpreußen heißt es wört- 
lich: »Es muß einfach abgeklärt 
werden, ob der Mann, der von 
1969 bis 1974 Bundeskanzler und 
heute noch Vorsitzender einer 
der beiden großen deutschen 
Volksparteien ist, tatsächlich 
1944 als erster deutscher Politi- 
ker noch vor Kriegsende die Ab- 
tretung unserer Heimat Ostpreu- 
Ben an Polen vorgeschlagen hat. 


Unzweifelhaft echte Dokumente 
aus dem amerikanischen Natio- 
nalarchiv sagen das aus. In ver- 
schiedenen Schreiben an Außen- 
minister Cordell Hull berichtet 
der amerikanische Gesandte in 
Stockholm, Hershel V. Johnson, 
von mündlichen und schriftlichen 
Meinungsäußerungen des da- 
mals in Schweden lebenden Willy 
Brandt. In seiner Nachricht Nr. 
4027 von 2. September 1944 be- 
richtet er, daß sich ein Mitglied 
des Gesandtschaftsstabes mit 
Brandt über die Probleme der 
Ostgrenze Deutschlands nach 
dem Krieg unterhalten habe. Der 
deutsche Sozialdemokrat habe 
vorgeschlagen, den größten Teil 
Ostpreußens mit seiner Haupt- 
stadt Königsberg an Polen abzu- 
treten. Der offizielle Gesandt- 
schaftsbericht fährt wörtlich fort: 


»Brandt fügte hinzu, in einem sol- 
chen Fall solle ein vollständiger 
Austausch von Bevölkerungen in 
den betreffenden Gebieten statt- 
finden. Dies ist nach Auffassung 
der Gesandtschaft ein nicht un- 
vernünftiger Vorschlag, der von 
einem Deutschen kommt.«« 


Die linke schwedische (Gewerk- 
schafts-)Zeitung »Aftonbladet« 
schrieb am 14. Dezember 1966 
auf Seite 1, daß die schwedische 
Sicherheitspolizei Brandt bis 
1966, als er schon deutscher Au- 
Benminister war, in ihren Regi- 


stern als der »Ostblockspionage 
verdächtig« führte. Wörtlich 
heißt es hierzu: 


Der »Ostblockspionage 
verdächtig« 


»Heute ist der westdeutsche so- 
zialdemokratische Führer Willy 
Brandt westdeutscher Außenmi- 
nister, Es muß für die Sicherheits- 
politik so etwas wie ein Schock 
gewesen sein. In ihrer Geheimli- 
ste befindet sich nämlich ein um- 
fangreiches Material über Willy 
Brandt. Er gilt als der Ostspio- 
nage erheblich verdächtig. Viele 
der Dokumente über Brandt (der 
unter seinem ursprünglichen Na- 
men Karl Frahm geführt wird) 
stammen aus der Zeit des Zwei- 
ten Weltkriegs, als die schwedi- 
sche Sicherheitspolizei mit der 
deutschen Gestapo Unterlagen 
austauschte. Aber das Bemer- 
kenswerte ist, daß die schwedi- 
sche Sicherheitspolizei noch nach 
dem Krieg bis zum heutigen Tag 
auch weiterhin Material über 
Willy Brandt gesammelt hat - un- 
ter der Nachforschungsrubrik 
»Ostblockspionage«.« 


Und so ist es dann nur folgerich- 
tig, daß Brandts Politik als Bun- 
deskanzler immer pro östlich und 
antideutsch angelegt war. Man 
siehe nur die Ostverträge, die er 
kurz nach seinem Amtsantritt in 
unglaublich kurzer Zeit durch- 
peitschte und die den Beginn der 
deutschen Verzichtpolitik auf ein 
Drittel urdeutschen Landes dar- 
stellte. Unvergeßlich die Worte 
Bahrs (sinngemäß): Das deut- 
sche Volk war noch nicht bereit, 
um die ganze Wahrheit zu erfah- 
ren. 


Unvergeßlich der 7. Dezember 
1970, einer der schmachvollsten 
Tage deutscher Nachkriegsge- 
schichte. In einer angeblich spon- 
tanen, wahrscheinlich aber sorg- 
fältig eingeplanten Aktion kniete 
Brandt als damaliger Bundes- 
kanzler vor dem Ehrenmal für 
den Warschauer Ghettoaufstand 
1943, ließ sich Frahm theatralisch 
auf die Knie fallen und bat damit 
symbolisch um Verzeihung für 
das »unendliche Leiden, daß der 
Nationalsozialismus den Juden 
und den Polen angetan« habe. 


Kein Wort davon, daß in Polen 
stets selber ein starker Antise- 
mitismus herrschte oder von dem 
polnischen Todeslager Lamsdorf, 
in dem zigtausende Deutsche von 


den Polen nach dem Krieg bestia- 
lisch umgebracht wurden. 


Wie eingangs erwähnt, wird Willy 
Brandt jetzt in den Lobhudeleien 
über ihn auch immer als ein 
Mann bezeichnet, ohne den die 
deutsche (Teil-)Wiedervereini- 
gung überhaupt nicht möglich ge- 
wesen wäre. Auch dort offenbart 
sich wieder ein seltsames Erinne- 
rungsvermögen! Sehen wir uns 
dies doch mal etwas genauer an. 


Die zwei Zungen des 
Herrn Brandt 


Vor 1969: »Die Bundesrepublik 
kann und darf ein Teildiktat nicht 
anerkennen, ohne die Verfassung 
zu brechen. Wir sind uns darüber 
mit unseren Verbündeten einig, 
die ebenfalls die Wiedervereini- 
gung zum Ziele ihrer Politik ge- 
macht haben.« (Vor dem Bundes- 
tag am 18. August 1961) 


Nach 1969: »Ich muß gestehen, 
daß ich aufgehört habe, über 
Wiedervereinigung zu spre- 
chen.« (Interview in »US News 
and World Report«, Dezember 
1969) 


Vor 1969: »Von uns die Zustim- 
mung zur deutschen Teilung zu 
verlangen, ist die Erwartung, daß 
wir uns ehrlos machen. Wer dazu 
seine Hand reicht, gehört nicht 
zu uns.« (In Berlin am 17. Juni 
1961) 

Nach 1969: »Wir haben die Ein- 
heit verloren - und es gibt be- 
stimmt keinen Weg zurück.« (Im 
Fernsehen vor der Abreise nach 
Erfurt am 18. März 1970) 


»Der Wolf hat Kreide 
gefressen« 


Vor 1969: »Breslau, Oppeln, 
Gleiwitz, Hirschberg, Glogau, 
Grünberg - das sind nicht nur Na- 
men, das sind lebendige Erinne- 
rungen, die in den Seelen von Ge- 
nerationen verwurzelt sind und 
unaufhörlich an unser Gewissen 
klopfen. Verzicht ist Verrat, wer 
sollte das bestreiten. Das Recht 
auf Heimat kann man nicht für 
ein Linsengericht verhökern - 
niemals darf hinter dem Rücken 
der aus ihrer Heimat vertriebe- 
nen oder geflüchteten Lands- 
leute Schindluder getrieben wer- 
den ... Der Wiedervereinigung 
gilt unsere ganze Leidenschaft.« 
(Zum Schlesiertreffen im Juni 
1963) 
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Bonn 


Heuchelei der 
etablierten 
Parteien um 
Willy Brandt 


Nach 1969: »Aus der Logik unse- 
rer Politik folgerte, daß die Un- 
antastbarkeit der Grenzen auch 
für das Verhältnis zum Osten und 
auch für die beiden Staaten in 
Deutschland gelten mußte, die 
ihre Zuordnung zu den beiden 
Bündnissystemen gefunden ha- 
ben.« (Bei der Verleihung des 
Friedensnobelpreises am 10. De- 
zember 1971 in Oslo) 


»Und eine Provokation istes, uns 
für dumm verkaufen zu wollen. 
Seine Teilung als Volk besiegeln, 
die Wiedervereinigung aufgeben 
und West-Berlin zur vogelfreien 
Stadt machen zu lassen, dazu 
kann sich und dazu wird sich nie- 
mand hergeben, der ein freiheits- 
liebender Deutscher sein will. 
Wie werden uns nicht selbst ins 
Gesicht schlagen und die Men- 
schen abschreiben, die das Pech 
hatten, am Ende des Krieges in 
Chemnitz, Dresden, Magdeburg 
oder Leipzig zu wohnen. Dazu 
wird mich und dazu wird uns 
keine Macht bewegen können.« 
(In Berlin am 17. Juni 1961) 


»Liebe Mitbürgerinnen und Mit- 
bürger, in diesem Vertrag geht 
nichts verloren, was nicht längst 
verspielt worden war. Wir haben 
den Mut, ein neues Blatt in der 
Geschichte aufzuschlagen.« (In 
Brandts Fernsehansprache aus 
Moskau vom 12. August 1970) 


Man kann sich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß Brandt im- 
mer das sagte, was zu dem jewei- 
ligen Zeitpunkt opportun er- 
schien. Man kann auch sagen 
»Der Wolf hat Kreide gefressen.« 
Lassen Sie uns zum Schluß dieses 
Artikels einige Passagen aus 
Brandts wohl größtem Skandal- 
buch, dem 1946 in Oslo erschie- 
nenen »Verbrecher und andere 
Deutsche«, zitieren (entnommen 
aus dem Buch von Joachim Siege- 
rist »Verbrecher und andere 
Deutsche — Das Skandal-Buch 
Willy-Brandts«): 


»Ich habe niemals eine Begeiste- 
rung für Todesurteile aufarbeiten 
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können. Aber so, wie die Welt, in 
der wir nun einmal lebten, war, 
rechnete ich damit, daß es not- 
wendig werden würde, eine ganz 
große Anzahl wertloser national- 
sozialisitischer Leben auszumer- 
zZEN.« 


Die Seifenfabriken des 
Herrn Brandt 


»Rudenkow (der Hauptankläger 
der Sowjetunion beim Nürnber- 
ger Gerichtshof; die Redaktion) 
sprach im Namen von Millionen 
von unschuldigen Opfern, die 
von dem faschistischen Terror ge- 
troffen worden waren. Er sagte, 
daß den Angeklagten eine voll- 
ständige und genaue Rechen- 
schaft präsentiert werde, mit Ge- 
danken auf die Erhaltung des 
Weltfriedens, mit Gedanken an 
die Zukunft und die Sicherheit 
der Völker. »Dies ist die Rechen- 
schaft der ganzen Menschheit, 
eine Rechenschaft, die dem Wil- 
len und dem Gewissen der frei- 
heitsliebenden Nationen ent- 
springt. Möge die Gerechtigkeit 
zur Genüge stattfinden ...< Nur 
schade, daß Hitler, Himmler und 
Goebbels Gelegenheit erhalten 
hatten, sich selbst zu richten.« 


»Man sah eine Aufnahme von 
dem Orchester in einem der Kon- 
zentrationslager, das den »Todes- 
tango< spielen mußte, während 
die »Liquidierung« vor sich ging. 
Bilder von Maschinen, die man 
benutzte, um die Gebeine von 
250000 Menschen zu zermahlen. 
Seifenfabriken in Danzig 
Nein, es war keine propagandisti- 
sche Übertreibung. Es gab ein 
chemisches Institut in Danzig. 
Und dieses Institut wurde von ei- 
nem Professor Spander geleitet, 
der die Anleitungen zur Produk- 
tion von Kernseife und Grünseife 
mit Menschenfett als Rohmate- 
rial ausarbeitete. Prüfstücke von 
dem fertigen Produkt wurden in 
die Sammlung des Beweismate- 
rials des Gerichts aufgenommen. 
Mit der kommerziellen Ausnut- 
zung von Menschenhaut war man 
noch nicht so weit gekommen. 
Dort befand man sich noch im 
Versuchsstadium.« 


»Und dann gibt es Leute, die es 
unrichtig finden, daß in der So- 
wjetunion ein starker Haß und 
ein starker Drang nach Rache 
aufgeflammt ist. Kann man sich 
darüber wundern, daß die Rus- 
sen Vergeltung übten, für das, 
was sie empfangen hatten.« 


»Die Alliierten müssen mit Nürn- 
berg und den anderen Kriegsver- 
brechern fertig werden. Die 
Deutschen müssen die ausste- 
hende Säuberung so gründlich 
wie möglich durchführen. Sie 
müssen mit den Schuldigen ab- 
rechnen und gleichzeitig zu einer 
richtigen Erkenntnis des Verant- 
wortungsproblems kommen.« 


Das Material für die 
Umschulung 


»Durch die schauerlich und sorg- 
fältige Dokumentation in Nürn- 
berg ist ein umfangreiches Mate- 
rial für die »Umschulung< zu- 
rechtgelegt worden. Jetzt geht es 
darum, das Material auf die rich- 
tige Art und Weise zu benutzen.« 
»Das, was in Potsdam geschah, 
war, daß die westlichen Alliierten 
im Prinzip die Forderung akzep- 
tierten, daß Deutschland die Ge- 
biete östlich der Oder-Neiße-Li- 
nie weggenommen werden soll- 
ten. Man wählte die Form, daß 
Polen diese Gebiete bis zu einer 
endgültigen Entscheidung, die in 
einer Friedenskonferenz getrof- 
fen werden sollte, administrieren 
sollte. In der Realität bedeutete 
das, daß die bereits angefangene 
Polnisierung östlich der Oder 
weitergehen konnte. Die 
Zwangsumsiedlung der deut- 
schen Bevölkerung von annä- 
hernd zehn Millionen ... wurde 
auch akzeptiert. 


Man sollte möglichst wissen, wie 
die endgültigen Grenzen auf ei- 
ner Friedenskonferenz festge- 
setzt werden. Es gibt die, die mei- 
nen, daß die Oder-Neiße-Linie 
nicht das letzte Wort in dieser Sa- 
che ist, und das Deutschland viel- 
leicht einige Teile der Gebiete zu- 
rückbekommt, die jetzt unter 
polnischer Verwaltung stehen. Es 
besteht kein Zweifel, daß es 
starke, nicht zuletzt wirtschaftli- 
che Argumente für eine solche 
Modifikation gibt. Die planmä- 


Bige Polnisierung, die bereits 
stattgefunden hat, deutet aller- 
dings darauf hin, daß »neue Fak- 
ten< mit einem dauerhafteren 
Charakter geschaffen werden. 
Die Westmächte sagten in Pots- 
dam, daß sie die Oder-Neiße-Li- 
nie als eine vorläufige Ordnung 
betrachteten, aber andererseits 
stimmten sie der Umsiedlung der 
deutschen Bevölkerung zu, einer 
Maßnahme, die sinnlos gewesen 
wäre, wenn es sich nur um eine 
vorläufige Lösung handeln 
würde.« 


Ein Kommentar ist 
überflüssig 


»Aber Geschmeidigkeit ist viel- 
leicht nicht seine (Kurt Schuma- 
cher; die Redaktion) stärkste 
Seite. Seine außenpolitische 
Orientierung schien ziemlich ein- 
seitig zu sein. Seine Haltung in 
der Einheitsfrage (zwischen 
Kommunisten und Sozialdemo- 
kraten in der SED) »wirkte nega- 
tive... 


Diese Partei (die KPD, die Re- 
daktion) nahm im Gegensatz zu 
früher eine positive Haltung zur 
Demokratie und zum Parlamen- 
tarismus ein ... Die Kommuni- 
sten traten, wie gesagt, mit einem 
demokratischen Programm her- 
vor ... Auf dem wirtschaftlichen 
Gebiet waren die Vorschläge der 
Kommunisten nicht weitgehend. 
Sie waren im allgemeinen prak- 
tisch ... Wo es um Arbeitspro- 
gramme ging, fand sich in Wirk- 
lichkeit kein großer Unterschied 
zwischen den beiden Arbeiter- 
parteien (KPD und SPD) ...Man 
kann sich deshalb fragen, warum 
sie nicht zusammengingen.« 

Diese Außerungen brauchen 
nicht kommentiert zu werden; sie 
sprechen für sich. Brandt hatte 
als Bundeskanzler einmal er- 
klärt: »Ich kann zu dem stehen, 
was ich früher gesagt und ge- 
schrieben habe.« El 


Medizin 


Ärzte für das 


Leben 


Claus v. Aderkas 


Ärtzliche Tätigkeit und ärztlicher Berufsauftrag sind in der Berufs- 
ordnung für Ärzte festgelegt: Das Leben zu erhalten, die Gesund- 
heit zu schützen und wiederherzustellen, und keine Vorschriften 
oder Anweisungen zu beachten, die mit seiner Aufgabe nicht verein- 
bar sind oder deren Befolgung er nicht verantworten kann. 


Die Legitimation für diesen Auf- 
trag leiten Ärzte aus der Fort- 
schreibung des hippokratischen 
Eides in der Fassung des Genfer 
Gelöbnisses ab. Dort steht: »Ich 
werde jedem Menschen von der 
Empfängnis an Ehrfurcht entge- 
genbringen und selbst unter Be- 
drohung meine ärztliche Kunst 
nicht in Widerspruch zu den Ge- 
boten der Menschlichkeit anwen- 
den.« 


Fehlentwicklungen 
werden oft nicht 
erkannt 


In unserer Zeit, in der nur noch 
indifferente »Werte« zur Leit- 
linie allgemeinen und auch ärzt- 
lichen Tuns propagiert werden, 
versuchen die Ärzte in einem 
Balanceakt, einerseits gesell- 
schaftlichen Forderungen und Er- 
wartungen nachzukommen und 
gleichzeitig andererseits binden- 
den Grundsätzen ihres Berufes 
nicht zu widersprechen. 


Die zeitgeistbestimmte allge- 
meine Neigung ist, nach eigenen 
Handlungsmaßstäben zu leben. 
Die Alltags-Ethik hält das für 
richtig, was alle (oder die mei- 
sten) tun. Die Devise ist: »An- 
passung an Strömungen und 
Gruppierungen«, vor allem 
dann, wenn sie sich vermeintlich 
politisch-fortschrittlich gebär- 
den. Das Ergebnis: Ein indivi- 
dualistisch-hedonistisches  Le- 
benskonzept in einem Neuen Ge- 
sellschaftsbewußtsein. 


»In Gewissensfragen (Ethos) hat 
das Mehrheitsprinzip keinen 
Platz.« (Mahatma Ghandi) 


Eine relativierte Ethik führt 
dazu, daß selbst Gesetze dem 


(manipulierten) Willen und dem 
verwandelten Verhalten der 
Mehrheit angepaßt werden. Es 
bedarf keiner prophetischen Ga- 
ben, um die Folgen dieser ins 
Chaos führende Entwicklung vor- 
auszusehen. Leider lehrt die Ge- 
schichte, daß Fehlentwicklungen 
sehr oft im Ansatz nicht erkannt, 
bagatellisiert, mitunter sogar po- 
sitiv bewertet werden. Die Be- 
drohlichkeit dieser relativierten 
Ethik ist zudem deshalb schwer 
zu erkennen, weil sie sich für 
viele kaum merkbar in das allge- 
meine Verhalten eingeschlichen 
hat. Langsam vorgehende Verän- 
derungen führen durch Anpas- 
sung und Gewöhnung schließlich 
zu ihrer Annahme; was nicht ge- 
schähe, wenn sie in einem Schritt 
erfolgen würden. Das »Gewis- 
sen« aber verliert seine Beurtei- 
lungsfähigkeit, wenn es dauernd 
verletzt wird und wenn wir nicht 
bereit sind, es dauernd zu schär- 
fen. 


Auswirkungen auf die 
ärztliche Tätigkeit 


Die ärztliche Tätigkeit ist vielen 
Einflüssen und Einwirkungen 
der Gesellschaft ausgesetzt. Die 
Tatsache, daß die relative Ethik 
keine absoluten Grundwerte an- 
erkennt, ja selbst die Existenz ab- 
soluter Werte an sich bezweifelt, 
führt dazu, daß gegenwärtig viel- 
fach ärztliches Handeln weder 
mit dem Dekalog, noch dem 
Grundgesetz, noch dem Genfer 
Gelöbnis übereinstimmt. 

Das fragwürdige und wechselnde 
»Moralgefühl« der »Öffentlich- 
keit« wird zur Rechtsnorm erho- 
ben. Vergessen ist, daß der 
Mensch eher an Grundwahrhei- 
ten erinnert, als belehrt werden 
muß. 


»Wer sich mit dem Zeitgeist ver- 
heiratet, wird bald Witwe.« 
(S. Kierkegaard) 


Grundwahrheiten können aber 
nicht zur Disposition stehen, sie 
sind keine Handelsware. Den 
Ausverkauf der Ethik verdeut- 
licht die Außerung des »Vaters« 
des ersten Retortenkindes, Ed- 
wards: »Manchmal muß sich die 
Ethik der gesellschaftlichen Ent- 
wicklung und dem technischen 
Fortschritt anpassen.« 


Die Probleme der 
Gentechnologie 


Weltweit sind Genforscher dem 
Code des Lebens auf der Spur, in 
10 - 15 Jahren wird ein komplet- 
ter Gen-Atlas erwartet, für 
einige Krankheiten wurden Gen- 
defekte identifiziert, um entspre- 
chende Tests beziehungsweise 
therapeutische Ansätze zu fin- 
den. 


Aber therapeutische und diagno- 
stische Innovationen sind für die 
Genanalyse ein gefährlicher ja- 
nusköpfiger »Erfolg«: 


Berichte aus den USA und selbst 
aus unserem Land besagen, daß 
in einigen Betrieben Gentestun- 
tersuchungen über besondere 
Verhaltensweisen (Aggressivität) 
oder Krankheitsanfälligkeiten 
von Mitarbeitern durchgeführt 
wurden. Schon ist es traurige 
Realität, daß Versicherungen 
sich weigern, Krankheitskosten 
für erbkranke Kinder zu über- 
nehmen. Der Verlust des Versi- 
cherungsschutzes wird ange- 
droht, wenn Mütter und Väter ei- 
ner Abtreibung nicht zustimmen. 
Die Frage muß erlaubt sein, ob 
sich die Gesellschaft auf diese 
Art vor Kranken schützen will, 
anstatt die Menschen vor Krank- 
heit? Die Horror-Vision A. Hux- 
leys ist schon heute sichtbar: Der 
Mensch als Maß aller Dinge 
macht Menschen nach Maß! 
Aber nach wessen Maß!? 

Der von G. v. Böhm recher- 
chierte Fernsehfilm » K U 1« 
(Künstlicher Uterus), ARD 
1. April 1992, zeigte den öffent- 
lich zugänglichen Stand der For- 
schung. Was mag sich erst in den 
verschlossenen Laboratorien ab- 
spielen?! Zwar gilt die Bundesre- 
publik Deutschland zur Zeit 
noch als konservative Industrie- 
nation, was den Embryonen- 
schutz und die Genforschung an- 
belangt. Wie lange noch? Wenn 


zur Zeit unsere Grenzen noch 
einen gewissen Schutz bieten, 
wird das in einem Europa ohne 
Grenzen wohl kaum noch mög- 
lich sein. 


Immer stärker 
ausgeprägte Defensiv- 
Medizin 


»Wrongful birth« unter diesem 
Begriff sind Klagen gegen Ärzte 
geführt worden, die nicht alle zur 
Zeit relevanten vorgeburtlichen 
Untersuchungsmethoden ausge- 
schöpft haben, um so die Geburt 
eines behinderten Kindes zu ver- 
meiden. Arzte wurden zur Unter- 
haltszahlung für das Kind verur- 
teilt. Eine derartige »Recht-Spre- 
chung« führt zu immer stärker 
ausgeprägter Defensiv-Medizin, 
die alle zur Verfügung stehenden 
Ausschlußkriterien für eine kind- 
liche Behinderung zu erfassen 
sucht. So werden dann auch ne- 
ben weitgehend gesicherten Un- 
tersuchungsmethoden zuneh- 
mend Untersuchungsverfahren 
angeboten, die eine nur geringe 
Sensitivität und Spezifität aufwei- 
sen. 


Soll und kann der Arzt hierzu ver- 
pflichtet oder gezwungen wer- 
den? Schon muß er alle Informa- 
tionen liefern, damit eine Frau 
von ihrem »Recht« Gebrauch 
machen kann, ihr wahrscheinlich 
oder möglicherweise behindertes 
Kind frühzeitig abtreiben zu las- 
sen. 


Abtreibung ist dann die barmher- 
zige Korrektur des von Gott ge- 
machten Fehlers. 


Entmenschlichen wir behinderte 
und andersbegabte Menschen, 
was bedeutet dann Menschlich- 
keit? Höchstes ärztliches Be- 
handlungsziel war lange Zeit, 
präventiv fetalen Erkrankungen 
vorzubeugen. Sollte es höchster 
ärztlicher Auftrag sein, Feten vor 
einem überzogenen Anspruchs- 
denken der Umgebung zu schüt- 
zen? Wer kann sich die Prognose 
anmaßen, den Grad einer Behin- 
derung des Kindes und der Be- 
lastbarkeit einer Familie zu wer- 
ten? 


Das Leben behinderter 
Kinder verhindern 


Die Schwerbehinderten spre- 
chen sich in überwältigender 
Mehrheit eindeutig für das Le- 


12/1992 | ODE 19 


Medizin 
Arzte für das 


Leben 


ben, für ihr Weiterleben aus, aber 
mit unserem Beistand, unserer 
Hilfe und unserem Verstehen. 
Nur können wir immer ihren An- 
blick ertragen? Sind wir bereit 
zum Mit-Tragen? 


Zu befürchten ist, daß aus soge- 
nannten eugenischen oder kindli- 
chen Gründen in Zukunft ver- 
mehrt Fetozide vorgenommen 
werden. Ganz im Sinne der 1981 
vom damaligen Bundesminister 
für Arbeit ausgezeichneten Dis- 
sertation des Freiherr von Stak- 
kelberg, in der geschrieben steht: 
»Angesichts... des langsameren 
Wirtschaftswachstums, ... des 
verengten Spielraumes für so- 
ziale Leistungen, ... undin einer 
Zeit der knapper werdenden Mit- 
tel muß überlegt werden, ob es 
nicht billiger ist, das Leben be- 
hinderter Kinder zu verhin- 
dern... Der öffentliche wie auch 
private Wohlstand steigt, wenn es 
keine behinderten Kinder mehr 
gibt.« 


Unfähigkeit zum Mit-Leiden hat 
also nicht nur eine ethische Kate- 
gorie, sondern offenbar handfe- 
ste wirtschaftliche Gründe. 

»Das Grundrecht auf körperliche 
Unversehrtheit muß im Verkehrs- 
recht Berücksichtigung finden.« 
(Verkehrsjuristen-Tagung 1991, 
Goslar) Frage: »Nur im Straßen- 
verkehr?« 


»Notlagenindikation« - 
»ungewollte 
Schwangerschaft« 


Wird eigentlich auch bedacht - so 
darf wohl gefragt werden -, daß 
die »ungewollte Schwanger- 
schaft« nicht selten aufgrund des 
unbewußten Wunsches der Frau 
nach fester Partnerschaft (Ehe) 
eintritt, die Schwangerschaft erst 
den Konflikt der Lebenspläne 
der »Partner« offenbart und so zu 
einer deutlicheren Sicht der Rea- 
lität führt? Der eventuelle zur 
»Lösung des Konfliktes« vorpro- 
grammierte Schwangerschaftsab- 
bruch kann aber nur eine sympto- 
matische »Behandlung« eines 
speziellen Lebensumstandes 
sein. Die »Beseitigung der Not- 
lage« kann zu neuer seelischer 
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Not führen, die Krankheitsaus- 
maße annehmen kann. Diese 
wäre vermeidbar, wenn das 
»Arztliche Gespräch« wirklich 
umfassend wäre. 


Frauenärzte - Anwälte der 
Frauen - nehmen wir an, daß sie 
sich so verstanden wissen wollen, 
suchen das an sich schändliche 
Tun der Abtreibung vor sich 
selbst und der Gesellschaft zu 
rechtfertigen. Da die meisten das 
so tun, ein kleiner Teil lebt fast 
ausschließlich davon, pervertie- 
ren sie die Einstellung zum Töten 
dahingehend, daß gut ist, wer der 
Frau hilft, und den Fetozid vor- 
nimmt, und das hartherzig, un- 
menschlich, frauenverachtend je- 
ner ist, der diese verwerfliche An- 
sinnen verweigert. 


Im Widerspruch zur noch beste- 
henden Berufsordnung für Ärzte 
entschied das Bundesverwal- 
tungsgericht in einem Grundsatz- 
urteil (AZ. 8C 26, 90): Kliniken 
dürfen bei der Einstellung von 
Arzten die Bereitschaft der Me- 
diziner voraussetzen, legale 
Schwangerschaftsabbrüche vor- 
zunehmen. 


Professor Schneider, Medizini- 
sche Hochschule Hannover: 
»Der Krankenhausarzt ist unter 
den bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen verpflichtet, Ab- 
treibungen vorzunehmen.« 


Die Delegierten der Hessischen 
Arztekammer wollen in einem 
»Gleichstellungsantrag«, daß ab- 
brechenden, sprich tötungswilli- 
gen, und lebenserhaltenden Arz- 
ten die gleiche moralische Stel- 
lung zuzusprechen ist. 


So werden nicht wenige Ärzte 
entgegen klarer Handlungsan- 
weisung übergeordneter Gesetze 
aus Unkenntnis oder falschver- 
standenem Mitleid als Eirfül- 
lungsgehilfen zum Töten miß- 
braucht. 


Es ist leidvolle Wirklichkeit, daß 
einerseits Gesetze (einschließlich 
des Grundgesetzes) vielfältig 
mißachtet werden, andererseits 
aber Gesetze, die dem Zeitgeist 
entsprechen, Zustimmung erfah- 
ren und befolgt werden. 


Die Abtreibungspille 
RU 486 


Ihre Erprobung und spätere Ein- 


führung wird unser Gewissen 


weiter abstumpfen. Wieder wer- 
den wir mit der Salamitaktik, 
sprich einschleichende Gewöh- 
nung, besänftigt. »Schonendere 
Methodes, »nebenwirkungs- 
freiere Anwendung« sind die Ne- 
belkerzen, die zu einer Privatisie- 
rung der Abtreibung verhelfen 
und eine weitere Absenkung der 
Hemmschwelle für Tötungsde- 
likte sorgen. Auftakt einer Tö- 
tungsspirale ohne Ende? 


Dieses und ähnliche Präparate 
werden bald zur Selbstbedienung 
einladen, auch wenn das jetzt 
noch bestritten wird. Die einzi- 
gen Gewinner werden die 
Pharma-Industrie, die Verkäufer 
dieser Präparate und ein Heer 
von »Seelen-Behandlern« für die 
»Spätfolgen« sein. 


Und die Gesellschaft? Sie wird 
noch weniger mit dem Problem 
des Schwangerschaftsabbruches 
zu tun haben, als bisher. 


Professor Tröndle: »Der eigen- 
verantwortliche Gewissensent- 
scheid bringt eine Schwangere so- 
gar noch um ihr Grundrecht nach 
Artikel 6, Absatz 4 Grundgesetz 
(Schutz und Fürsorge der Ge- 
meinschaft). Man sollte sich dar- 
über Gedanken machen, ob hier 
nicht eine Minderheit femini- 
stisch gesonnener Frauen mit ei- 
ner Mehrheit der Männer im 
Bunde ist, auf Kosten der im 
Stich gelassenen Frauen und der 
ungeborenen Kindern.« 


Und den meisten Christen fällt 
dazu kaum noch etwas anderes 
ein, als daß sie sich auf die be- 
queme Formel zurückziehen: 
»Ich selbst würde so etwas nie 
tun, aberich respektiere und tole- 
riere das Recht auf freie Ent- 
scheidung.« Leider besteht das 
Christsein ohnehin bei vielen 
Menschen nur noch in einem 
christlichen Gedankenspiel. 
Unser Schweigen wird zur 
Schuld, wenn sich auf Recht und 
Gesetz berufenden Politikern, 
Interessenvertretern und Femini- 
stinnen gestattet wird, die zeitgei- 
stige Verwirrung und Verführung 
eines Großteils unserer Mitbür- 
ger weiter zu betreiben. Im Zu- 
sammenhang mit der zu erwar- 
tenden Einführung von RU 486 
in Verbindung mit der Fristenlö- 
sung ist die Frage zu stellen: Wird 
es überhaupt noch Schutzmaß- 
nahmen geben, die eine Frau und 
das Kind vor einem Schwanger- 
schaftsabbruch bewahren kön- 
nen? 


Viele unserer Probleme bleiben 
ungelöst, weil wir die Lösungen 
fürchten. 


Die Ideologie der 
Selbstverwirklichung 


Hier droht eine analoge Entwick- 
lung: »Einhaltung eines Grund- 
rechts auf Selbstbestimmung«, 
dieses soviel bemühte Wort der 
relativen Ethik wird mißbraucht 
auf dem Wege von der passiven 
(oder indirekten) zur aktiven 
(oder direkten) Sterbe- »Hilfe«. 
Die Überbewertung des Selbst- 
bestimmungsrechts führt zur 
Fremdbestimmung mit der Kon- 
sequenz, daß aus dem »Recht auf 
Leben« eine »Pflicht zum Ster- 
ben« wird. Verformung des ge- 
sellschaftlichen Verhaltens führt 
durch Gewöhnung und Anpas- 
sung zum »Neuen Verständnis« 
von Selbstbestimmung, dabei 
hilfreich zur Seite steht die zur 
Ideologie erhobene Selbstver- 
wirklichung. 


Warum sollte nicht bald die For- 
derung nach »freiwilliger Ent- 
scheidung«, frühzeitg aus dem 
Leben zu scheiden, Zwang aus- 
üben, in einer Gesellschaft, in 
der kaum noch Bereitschaft be- 
steht, »Leidensdruck« zu ertra- 
gen, in der »tödliches Mitleid« 
praktiziert wird, in der die wach- 
sende Zahl betagter Menschen 
eine optimale Betreuung er- 
schwert. 


Sollen die Worte in der Eröff- 
nungsansprache des Europäi- 
schen Bevölkerungskongresses 
(Straßburg, 1966) Wirklichkeit 
werden? 

»... die endogene Sterblich- 
keit...,.... wird erhebliche Mit- 
tel fordern, die man nicht allen 
bieten kann, und man wird dann 
diejenigen auszuwählen haben, 
die man sterben lassen muß... 
Der Tod von morgen wird ein so- 
ziales Problem sein, für das wir 
noch Gesetze finden müssen. 
Auch das ist gelenkte Sterblich- 
keit.« 


Schon wird über gesetzliche Re- 
gelungen in allen europäischen 
Parlamenten nachgedacht. Der 
Antrag des Europarlamentes an 
die Deutsche Bundesärztekam- 
mer, daß jeder Arzt verpflichtet 
werden soll, dem Wunsch des Pa- 
tienten auf aktive Sterbe-»Hilfe« 
nachzukommen, konnte im Juni 
1991 noch einmal zurückgewie- 
sen werden. 


»Noch etwas anderes ist klar: Der 
Mensch ist sterblich. Man kann 
jedoch die Köpfe zählen, die dar- 
aus die letzten Schlüsse gezogen 
haben.« (A. Camus) 


Sterben - ein Teil 
des Lebens 


Leben und Sterben gehören zu- 
sammen. Sterben ist der Grenz- 
bereich zwischen Leben und Tod, 
er kann seelisch, geistig und so- 
zial vor dem körperlichen Ster- 
ben beginnen. Es fehlen zuverläs- 
sige Erkennungskriterien, wann 
das Sterben beginnt und die Zeit 
des Heilens endet. 


Wir haben verlernt, mit dem per- 
sonalen Tod zu leben. Anstatt 
Sterbe-Begleitung im Sinne der 
Lebenshilfe für den letzten Le- 
bensabschnitt zu leisten, werden 
die meisten Menschen in ein 
Krankenhaus oder ein Heim 
»überstellt«. So wird der Tod aus 
dem Gesichtsfeld der OÖffentlich- 
keit und der Familie verbannt. In 
einer diesseits orientierten Ge- 
sellschaft, die die Lösung aller 
Probleme vom Fortschritt der 
Wissenschaft und Technik erwar- 
tet, führt diese »Verdrängung« 
dazu, daß auch das »Problem 
Tod« und das »Problem Leiden« 
auf diese Art zu lösen sind. Da- 
mit geht das Lernen einer sinn- 
vollen Lebensgestaltung für die 
Lebenden verloren, ein Grund 
für die Vereinsamung und Hoff- 
nungslosigkeit der Betagten und 
Sterbenden. 


Als Ersatz einer Betreuung durch 
Familie und Nachbarschaft wer- 
den professionelle Helfer tätig, 
die die Last der alleingelassenen, 
pflegebedürftigen Menschen in 
die Überforderung treibt: 


Als ein Ausweg aus physischer 
und psychischer Überlastung 
bleibt für die Mehrheit der Pfle- 
genden als Selbstschutzmaß- 
nahme oft eine gewisse distan- 
zierte Empathie, andere opfern 
sich fast bis zur Selbstaufgabe, 
und einem kleinen Teil versagt 
das Gewissen, indem sie aus 
»Mitleid« töten. 


Mit dem Sterben leben - 
mit dem Sterbenden leben 


Die Hospizbewegung sucht seit 
einigen Jahren einen menschen- 
würdigen Weg aus der bedrücken- 
den Situation zu weisen. Das 


Konzept beeinhaltet, nicht nur 
ein Haus zu bieten, sondern viel- 
mehr den Bedürfnissen des Ster- 
benden nachzukommen, nicht 
alleingelassen zu werden, nicht 
unter Schmerzen sterben zu müs- 
sen, letzte Dinge regeln zu kön- 
nen, die Sinnfrage des Lebens 
und Todes zu klären. 


Hauptberufliche und ehrenamt- 
liche Helfer arbeiten gemeinsam. 
Solange die Finanzierung mög- 
lich sein kann, sind Hospize 
durchaus eine Alternative. Aller- 
dings erreichen uns Berichte aus 
den USA, wonach die Pflege- 
sätze durch die Versicherungen 
so knapp bemessen sind, daß aus- 
reichendes Pflegepersonal nicht 
mehr zur Verfügung steht. Es 
kann zur Verwahrlosung der Un- 
tergebrachten kommen, die in et- 
lichen Fällen durch Verhungern 
zum Tode geführt haben soll. 
Wachsamkeit ist auch bei uns ge- 
boten, damit nicht diese Orte zu 
Einrichtungen aktiver, direkter 
Sterbe-»Hilfe« werden. 


»Omega« und andere Organisa- 
tionen verfolgen ähnliche Ziele 
wie die Hospizbewegung, und ha- 
ben sich die Aufgabe gestellt, am- 
bulante Begleitung beim Sterben 
durch Besuche in der Wohnung 
und der vertrauten Umgebung zu 
leisten. Berufliche und ehren- 
amtliche Helfer stehen zur Verfü- 


gung. 


Die Deutsche Gesellschaft für 
humanes Sterben sieht dagegen 
als ihre Hauptaufgabe nicht die 
Begleitung beim Sterben an, son- 
dern vielmehr eine erweiterte 
passive Sterbe-»Hilfe« bis hin zur 
Tötung auf Verlangen (oberstes 
Gebot: Selbstbestimmung). 


Von dieser Gesellschaft wird 
Hilfe beim Sterben zunehmend 
in Hilfe zum Sterben uminterpre- 
tiert. Humanes Sterben ist für 
sie, den Zeitpunkt des Todes 
selbst bestimmen zu können. Da- 
bei schreckt sie nicht vor einer 
Sterbe-Nach-Hilfe zurück. Vor 
derartigen Bestrebungen ist drin- 
gend zu warnen. Ärzte sollen ihr 
Mittun versagen. Der Arzt kann 
nur mit seinem auf absolute 
Ethik gegründeten Gewissen ent- 
scheiden, wann der Tod am Ende 
therapeutischer Bemühungen zu- 
zulassen ist, um nicht als behand- 
lungsbesessener Therapeut ver- 
kannt zu werden. 


Die Organspende ist neuerlich in 
die Diskussion gekommen. Der 


Gesetzgeber denkt darüber 
nach, das bestehende Recht, Or- 
gane nach dem eigenen Ableben 
oder sogar zu Lebzeiten weiter- 
zugeben, in eine Verpflichtung 
zur Organ-»Spende« umzuwan- 
deln. Derjenige, der keine Weige- 
rungserklärung bei sich trägt, soll 
automatisch als Organ-»Spen- 
der« betrachtet werden können. 
Damit würde, überspitzt ausge- 
drückt, der Mensch zum Eirsatz- 
teillager degradiert werden. 
Auch wenn der Gesetzgeber, das 
heißt die vom Bürger auf Zeit ge- 
wählten Volksvertreter, dieser 
drastischen Darstellung wider- 
sprechen wird, so darf doch die 
Gefahr einer zunehmenden 
Kommerzialisierung des Organ- 
handels nicht übersehen werden. 


Der Mensch als 
Ersatzteillager 


Besonders betroffen wären Spät- 
aborte und junge Unfalltote. 
Wäre es abwegig, sich vorzustel- 
len, daß Menschen in finanzieller 
Notlage ihre Organe vermark- 
ten? 


An die leukämiekranke junge 
Frau aus den USA ist zu erin- 
nern, die dringend einer Kno- 
chenmarktransplantation _be- 
durfte, um weiterleben zu kön- 
nen. Die Eltern unterzogen sich 
einer Refertilisierungsoperation 
und zeugten ein Kind, das nun als 
Knochenmark-Lieferant für die 
kranke Schwester Verwendung 
findet. 


Es fällt keineswegs schwer, sich 
vorzustellen, daß demnächst 
Menschen extrakorporal erzeugt 
werden, um dann eine totipo- 
tente Zelle zu teilen, deren eine 
Hälfte in uterum verbracht wird, 
während auf die andere Hälfte - 
kyrokonserviert -, im Bedarfs- 
falle als Eirsatzteillager identi- 
schen Genmaterials zurückge- 
griffen werden kann. 


»Mit der Neuregelung der Organ- 
spende wird ein Erwartungs- 
druck derjenigen ausgelöst, die 
als geeignete Organspender 
schwerkrank darniederliegen, 
umso mehr bei Berücksichtigung 
der neuaufgeflammten Euthana- 
siedebatte, und zweitens, daß 
sich im Arztberufein Wechsel der 
Optik vollzieht, daß aus Patien- 
ten, deren Wohl dem Arzt erstes 
Gebot sein soll, potentielle Or- 
ganspender werden. Das Tren- 
nungsgebot von Arzt und Ent- 


nahmeteam ist demgegenüber 
zwar löblich, aber nicht mehr 
Wert als eine Staumauer aus Sty- 
ropor.« (Professor Löw) 


Keinesfalls soll die Transplanta- 
tionsmedizin generell diskredi- 
tiert werden. Allerdings darf 
doch an die vielschichtige Verant- 
wortung in diesem so sensiblen 
Bereich erinnert werden. 


Die Medizin - 
Opfer eigener 
Leistungsfähigkeit 


Sie ist im Teufelskreis medizin- 
technischer Möglichkeiten gefan- 
gen, sodaß ohne Rückbesinnung 
auf eine absolute Ethik mit un- 
umstößlichen Werten der Sturz in 
eine Katastrophe vor Augen 
steht. Die Medizin kann bei wei- 
tem mehr als sie dürfte. Innova- 
tive Forschung zur Bekämpfung 
der Not bringt neue Nöte. Ein 
selbstkritisches Bedenken der 
eigenen Grenzen wird in Frage 
gestellt durch die Umkehrung 
des ehemaligen Leitsatzes: Erste 
Pflicht ist es, nicht zu schaden 
(primum nihil nocere) in die de- 
fensiv, neu-medizinische Parole: 
Nur nichts unversäumt lassen. 
Der Wahn, das Machbare auch in 
die Tat umzusetzen, hat zu einer 
Erwartungshaltung geführt, die 
durch mannigfache Grenzüber- 
schreitungen zur Lebensbedro- 
hung geworden ist. 


Dr. Claus v. Aderkas ist Vorsitzender 
des Vereins Ärzte für das Leben, 
Bahnhofstraße 40, D-4703 Bönen. 
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Offener Brief 


Wer elaubt an 


die Ehrlichkeit 
von Politikern 


Herrn Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 
Bundeskanzleramt 
5300 Bonn 


Sehr geehrter Herr 
Bundeskanzler, 


zwei Völker Europas, die Dänen 
und die Franzosen, haben in ei- 
ner Volksbefragung ihrer Mei- 
nung zu einem Europa gemäß 
den Verträgen von Maastricht 
Ausdruck gegeben. So knapp die 
einen mit Nein stimmten, so 
knapp stimmten die anderen mit 
Ja, wobei das französische Ja 
durch einen gewaltigen, irrefüh- 
renden Medieneinsatz erzielt 
wurde. Das tatsächliche Ergeb- 
nis dieser Befragung ist das Of- 
fenkundigwerden einer Spaltung 
im nationalen Konsens, der die 
frühere Zustimmung zu Europa 
zu Grabe getragen hat. 


Eine Kombination von 
Kapitalismus 
und Kommunismus 


Ein von Ihnen, Herr Dr. Kohl, 
und Ihren Hintermännern ge- 
plantes Europa mit entmündig- 
ten Völkern und einer Esperanto- 
Währung internationaler Speku- 
lanten, sowie einer superzentrali- 
stischen Unterdrückungsbüro- 
kratie nach dem Muster der ehe- 
maligen Sowjetunion mit Sitz in 
Brüssel, ist nichts anderes als 
eine Kombination von parasitä- 
rem Kapitalismus und menschen- 
verachtendem Kommunismus 
und somit eine Kreation jener 
Kräfte, die vom Jordan auszo- 
gen, für beide Infektionen ver- 
antwortlich sind und zu Lasten 
anderer Völker gewaltige Profite 
machten. 


Sicherlich haben die Völker noch 
nicht die Pläne gewisser Politiker 
und den dahinter stehenden Lo- 
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gen, Geheimbünden und One- 
World-Diktatoren, mit denen die 
Völker Europas in Fesseln gelegt 
und anschließend ethnisch ver- 
nichtet werden sollen, durch- 
schaut; der beginnende Erkennt- 
nisprozeß ist nicht mehr aufzu- 
halten. 


Jede nationale Eigenständigkeit, 
jede nationale Kultur - und nur 
eine solche ist möglich - stellen 
unüberwindbare Hindernisse für 
eine politische Unterwelt dar, die 
mit der Herrschaft des Geldes 
und des psychischen Terrors alle 
Völker in ihre Knechtschaft zwin- 
gen will. Wie Sie wissen, fehlt es 
diesen Monstern nicht an sal- 
bungsvollen Phrasen von 
Menschlichkeit, Gerechtigkeit, 
Friede, Freiheit, Wohlstand, mis- 
sionarischem Gehabe und Heu- 
chelei, als sollten sie im Auftrag 
eines Allmächtigen die Welt be- 
glücken. Für den gesunden Men- 
schenverstand ist es unbegreif- 
lich, mit welch einer Hybris und 
Menschenverachtung zu Werke 
gegangen wird, es sei, man er- 
kennt die in diesen Kreisen tief- 
greifenden psychischen Defekte 
als Antrieb ihrer politisch krimi- 
nellen Handlungen. 


Die willfährigen Voll- 
strecker sind Deutsche 


Blättert man zurück und liest die 
Erklärungen, die Sie, Herr Dr. 
Kohl, in bezug auf Deutschland 
gemacht haben, so wird der der- 
zeitige verworrene Zustand von 
Land und Volk verständlich. 
Demnach war es von Anfang an 
Ihr Ziel, den deutschen Staat und 
gleichzeitig das deutsche Volk zu 
demontieren. Die Vernichtungs- 
absichten sind zwar nicht neu, 
denn sie wurden bereits in den 
dreißiger Jahren von unseren 
Gegnern verkündet. Schon 1941 
lautete ein Buchtitel: »Deutsch- 


land muß ausgelöscht werden«. 
Wer konnte aber ahnen, daß die 
willfährigsten Vollstrecker dieser 
Forderung Deutsche selbst sein 
könnten? 


Aus dem Jahre 1982 liegen zwei 
Erklärungen von Ihnen vor. Ein- 
mal: »Einen deutschen National- 
staat im Sinne Bismarcks wird es 
nicht mehr geben, weil niemand 
in Ost und West ein so wiederver- 
einigtes Deutschland mit 80 Mil- 
lionen Bewohnern will«, und 
dann sagten Sie noch »Der Natio- 
nalstaat der Deutschen ist zerbro- 
chen«. Dies war stets der Wunsch 
rheinischer Separatisten. 


Frage: Ist es die Angelegenheit 
des deutschen Volkes gemäß dem 
vielgepriesenen Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker, sein Das- 
ein zu gestalten oder bestimmen 
andere Staaten unsere Da- 
seinsform? Eine vorauseilende 
Unterwerfung ist ehr- und würde- 
los. 


Der organisierte 
Verrat an Europa 


Weiter erklärten Sie 1984: »Die 
Wiedervereinigung steht nicht 
auf der Tagesordnung der Ge- 
schichte.« Als Sie 1982 das Kanz- 
leramt antraten, leisteten Sie den 
Eid auf das Grundgesetz. Ihre 
obige Erklärung steht im krassen 
Widerspruch zum Verfassungs- 
auftrag, die Einheit in Freiheit 
herzustellen, eine Verpflichtung, 
die von der ersten Stunde der 
Spaltung Deutschlands an auf 
der Tagesordnung der Geschichte 
stand. Somit sind bereits in jenen 
Jahren Ihre wahren politischen 
Absichten erkennbar geworden. 


Der Gedanke einer europäischen 
Völkergemeinschaft wurde bald 
nach dem Zweiten Weltkrieg auf- 
gegriffen, um dem westlichen 
Teil dieses Kontinents ein politi- 
sches Gewicht zwischen den 
Blöcken in Ost und West zu ge- 
ben. Es sollte das Europa der Va- 
terländer sein, eine politische 
und wirtschaftliche Vereinigung 
freier Völker als Hüter von Kul- 
tur, Sprache, nationaler Werte 
und Gemeinschaft zur Verteidi- 
gung gegen raumfremde Mächte. 
Dieses hehre Ziel hatte die Für- 
sprache der Völker Europas. 


Wie sich nun zeigt, war dieses Eu- 
ropa nicht nach dem Sinne gehei- 
mer internationaler Mächte, 
denn die Entwicklung ist, wie 


man sieht, anders gelaufen, alses 
von den Vätern der Europa-Idee 
vorgesehen war. Nun begann der 
organisierte Verrat an Europa. 


Da ist einmal die ganz offen be- 
triebene ethnische Zerstörung 
der Völker Europas durch Über- 
fremdung mittels Einschleusen 
von Menschen, die der abendlän- 
dischen Kultur völlig fernstehen. 
Nicht nur nach Deutschland wer- 
den solche Menschen in großer 
Zahl aus Asien und Afrika herein 
geholt, ebenso nach Frankreich, 
Belgien, Holland, Italien, Eng- 
land und den nordischen Län- 
dern entsprechend der Forde- 
rung des Gründers der Pan-Eu- 
ropa-Bewegung, Coudenhove- 
Kalergi, nach einer eurasisch-ne- 
groiden Rasse. Welche Verdien- 
ste haben Sie hierbei, Herr Dr. 
Kohl, da Ihnen die Coudenhove- 
Kalergi-Medaille verleihen wor- 
den ist? Der Erfolg dieser Bestre- 
bungen wird in unserem Land 
von Tag zu Tag deutlicher. 


Über die Verfremdung unter dem 
irreführenden Begriff Asyl sind 
Sie bestens orientiert, wie Ihrer 
Erklärung vom August 1986 ent- 
nommen werden kann. Sie sag- 
ten: »Die Zahl der Asylanten 
steigt von Monat zu Monat ... 
Ich bin nicht gewillt, diese Ent- 
wicklung tatenlos hinzunehmen 
... Die Sorgen der Bevölkerung 
müssen ernstgenommen werden, 
denn die Bundesrepublik 
Deutschland ist kein Einwande- 
rungsland und darf es auch nicht 
werden.« 


In der Sache haben 
Sie nichts unternommen 


Seitdem sind sechs Jahre vergan- 
gen und die Verhältnisse mit den 
sogenannten Asylanten haben 
unerträgliche Dimensionen ange- 
nommen, wobei Sie entgegen Ih- 
rer Erklärung von damals in der 
Sache nichts unternommen ha- 
ben. Warum? Haben Sie sich 
mittlerweile die Forderung Cou- 
denhove-Kalergis zu eigen ge- 
macht? 


Sie haben nicht einmal etwas ge- 
gen die Förderer der Multikultur 
beziehungsweise der Multikrimi- 
nalität in den Reihen Ihrer Partei 
unternommen, obwohl Sie sonst 
gegen Andersmeinende oder sol- 
che, die im Verdacht stehen, 
überlegen zu sein, sofort mit dem 
Daumen nach unten zeigen. Der 
Gegensatz zwischen Ihrer Erklä- 


rung und den erschreckenden 
Realitäten ist beängstigend und 
hat jedes Vertrauen zerstört. 


Geht man den Dingen weiter 
nach, so stößt man auf Ihre Au- 
Berung gegenüber Herrn Mitter- 
rand vom Mai 1987, die da lautet: 
»Ich bin der letzte Kanzler, der 
sich der Wiedervereinigung ent- 
gegenstellt.« 


Diese Aussage stimmt mit Ihren 
früheren bezüglich der Ableh- 
nung der Einheit Deutschlands 
überein, weshalb es ein Witz der 
Geschichte ist, Sie als Kanzler 
der Einheit zu bezeichnen. 


Lange Zeit wurde das SED-Re- 
gime jährlich mit vielen Milliar- 
den DM aus Bonn gestützt und 
ein Honecker hofiert, was aber 
auf Dauer den wirtschaftlichen 
und politischen Konkurs Pan- 
kows zu einem für Bonn zu frü- 
hen Zeitpunkt, also vor einem ge- 
planten Maastricht, nicht verhin- 
dern konnte; nach einem Maa- 
stricht hätte es keine Wiederver- 
einigung mehr gegeben, da die 
Teilhaber der Wertegemeinschaft 
dies verhindert hätten. Und als 
die Wiedervereinigung entgegen 
dem Willen Bonns auf die "Tages- 
ordnung der Geschichte kam, 
verstanden Sie es zweifellos ge- 
schickt, auf den Zug der Einheit 
aufzuspringen, aber nicht des- 
halb, weil Ihnen das Ziel der Wie- 
dervereinigung am Herzen lag, 
sondern die Wiederwahl ins 
Kanzleramt. 


Der Beweis dafür, daß in Bonn 
niemand die Wiedervereinigung 
mit den Brüdern und Schwestern 
in Mitteldeutschland wollte, ist 
durch das Fehlen jeglicher Pla- 
nung und Vorsorge für den Tag X 
gegeben. Es herrschten nur Kon- 
fusion, Irreführung und falsche 
Versprechungen wie »... Kei- 
nem wird es schlechter gehen vie- 
len aber besser«. Erinnern Sie 
sich noch an Ihre Worte, Herr Dr. 
Kohl? 


Aus dem freudigen 
Jubel wurden Pfiffe 


Was dann mit unseren Landsleu- 
ten in Mitteldeutschland, die 
Jahrzehnte ein Banditenregime 
zu ertragen hatten, geschah, ist 
beschämend und kennzeich- 
nend. Aus dem freudigen Jubel 
sind Pfiffe, Buhrufe und faule 
Eier geworden und das mit 
Recht. 


In falscher Einschätzung der 
Lage hat man zur schnellen Über- 
fremdung der mitteldeutschen 
Bevölkerung den Asylanten- 
strom verstärkt nach dort ge- 
lenkt. Man hatte aber nicht be- 
dacht, daß die dortige Bevölke- 
rung noch hinreichend viel Natio- 
nalgefühl im Herzen hat, um sich 
dieser kriminellen Entwicklung 
zu erwehren. Nun glimmt ein 
neuer Hoffnungsfunke in 
Deutschland. 


Im Osten und Westen Europas 
besinnen sich die Völker auf ihre 
nationalen Kräfte und wehren 
sich gegen Bevormundung und 
Unterdrückung. Die Völker der 
Sowjetunion haben ihre vom 
Marxismus auferlegten Ketten 
gesprengt und ein neues Rußland 
wird wieder entstehen. Auch die 
Völker der Sowjetunion sollten 
durch Überfremdung biologisch 
ausgehebelt werden und bei ge- 
nauer Betrachtung waren es dort 
die gleichen Kräfte, die in Eu- 
ropa am Werke sind. 


Das Völkergefängnis Jugosla- 
wien, eine Schöpfung Frank- 
reichs und Englands nach dem 
Ersten Weltkrieg, ist unter wohl- 
wollender Duldung der Europäi- 
schen Gemeinschaft und aktiver 
Mitwirkung internationaler Lo- 
gen zum Schlachtfeld geworden 
nach dem Motto Ihres Freundes 
Mitterrand, der öffentlich er- 
klärte, man wolle auf dem 
Balkan keinen deutschen Hinter- 
hof. Millionen von Menschen 
werden wegen Mitterrand und 
anderer Menschenfreunde ihrer 
Heimat beraubt, gefoltert und er- 
mordet. Dabei wird im feierli- 
chen Ton von einer europäischen 
Wertegemeinschaft gesprochen, 
die in der Tat nichts anderes ist als 
ein Instrument der blutigen Inter- 
essendiktatur geheimer Zirkel. 
Sogar schlichte Geister haben 
schon begriffen, daß Jugoslawien 
ein Signal im Konzept jener Dik- 
tatur ist, mit dem diese den frei- 
heitlichen Völkern auf blutige 
Weise ihre Macht demonstrieren 
will. 


In schöner Offenheit das 
dubiose Ziel kundgetan 


Als Saddam Hussein das histo- 
risch zum Irak gehörende kleine 
Kuwait vereinnahmte, war wie- 
der einmal die Stunde der inter- 
nationalen Heuchler gekommen, 
die unentwegt von Demokratie, 
Menschenrechten und Selbstbe- 


stimmungsrecht der Völker fasel- 
ten. Auch Sie, Herr Dr. Kohl, 
steuerten zu dem Vernichtungs- 
feldzug gegen das irakische Volk 
17 Milliarden DM aus den Ta- 
schen der deutschen Steuerzah- 
ler bei. Wo lagen hier die Interes- 
sen der Wertegemeinschaft? 
Beim Ol oder bei den Rüstungs- 
gütern? Plötzlich waren die riesi- 
gen Waffenlieferungen Frank- 
reichs, Englands und der USA 
vor Kriegsbeginn an den Irak ver- 
gessen. Aber die Deutschen wa- 
ren schuld daran, daß in Israel 
einige Raketen detonierten, was 
Israel immerhin einige hundert 
Millionen DM nebst den dazuge- 
hörigen Selbstbeschmutzungen 
deutscher Politiker einbrachte. 


Am 20. Januar 1988 war in der 
französischen Zeitung »Le 
Monde« ein Interview mit Ihnen 
zu lesen, wonach Sie sagten: 
»Unsere Zugehörigkeit zur west- 
lichen Wertegemeinschaft ist un- 
umkehrbar ... Mein größtes Ziel 
ist es, daß dann, wenn ich einmal 
meine Amter abgeben werde, 
der Weg der Deutschen in die Zu- 
kunft so festgelegt ist, daß man 
ihn nie mehr umkehren kann.« 


Wahrheit und Recht 
werden zum 
Durchbruch kommen 


In schöner Offenheit haben sie 
Ihr dubioses Ziel kundgetan, das 
den demokratischen Gepflogen- 
heiten in keiner Weise entspricht, 
denn es ist weder Ihre Aufgabe 
noch Ihr Recht, das Schicksal des 
deutschen Volkes für alle Zeiten 
zu bestimmen. Solche Absichten 
lassen nur Böses ahnen. Die Ver- 
wirklichung Ihres Ziels setzt die 
völlige Entrechtung des deut- 
schen Volkes voraus. Dazu gehö- 
ren die Fremdbestimmung unse- 
rer Wirtschaft, unseres Bauern- 
tums, unserer Währung, unseres 
Bildungswesens, das nach Regie- 
rungsauskunft bereits heute von 
der zionistischen Loge B’nai 
B’rith gesteuert wird, und vor al- 
lem die Überfremdung des deut- 
schen Volkes durch Asiaten und 
Schwarze. Eine weitere Folge Ih- 
rer Bestrebung ist die Zerstörung 
unseres einmaligen Sozialsy- 
stems, das bisher von der Solida- 
rität pflichtbewußter deutscher 
Menschen getragen worden ist. 


Eine weitere Rolle in der bewuß- 
ten Demoralisierung unseres Vol- 
kes spielen die gegen uns gerich- 
teten Lügen und Verleumdungen 


unserer Gegner, die außerdem 
zur politischen Waffe gewisser 
Bonner Politiker gegen das ei- 
gene Volk geworden sind, um es 
dauernd schuldbewußt zu halten 
und gefügig zu machen. Wahrheit 
und Recht werden eines Tages 
zum Durchbruch kommen, des- 
sen darf man sicher sein. Und so 
möchte ich Ihnen, Herr Dr. 
Kohl, ein Wort des großen grie- 
chischen Geschichtsschreibers 
Herodot mit auf den Weg geben, 
der vor 2300 Jahren sagte: »So- 
viel aber weiß ich: Wenn alle 
Menschen ihre eigenen Übelta- 
ten auf einen Haufen zusammen- 
trügen, um sie miteinander aus- 
zutauschen, so würde jeder, nach- 
dem er die der andern gesehen, 
seine eigenen wohl gern wieder 
mit nach Hause nehmen.« 


Dann bleibt noch die Frage, wie 
Deutschland, das nach wie vor 
ein besetztes Land ist, keinen 
Friedensvertrag mit seinen ehe- 
maligen Gegnern hat und für das 
nach wie vor die Feindstaaten- 
klausel gilt, wonach jeder deut- 
sche Soldat in den Unterzeichner- 
ländern als Partisan auf der Stelle 
erschossen werden darf, als 
gleichberechtigt gelten kann. 
Wer glaubt an die Ehrlichkeit von 
Politikern, die uns den Friedens- 
vertrag verweigern, aber als 
Melkkuh in Europa integrieren 
wollen? Oder handelt es sich in 
der Tat um die Fortsetzung der 
Weltkriege mit dem Ziel, 
Deutschland unter aktiver Bei- 
hilfe Bonns auf andere Weise end- 
gültig zu erledigen? 


Aufgrund meiner Ausführungen 
und Erkenntnisse ist es mir nicht 
möglich, meinen an Sie gerichte- 
ten Offenen Brief mit freundli- 
chen Grüßen zu beschließen. 


Dipl.-Ing. Arnulf Neumaier, Rie- 
derau Mi} 


Banker- 


Journal 


Rotchina kriti- 
siert Verkauf 
von F-16 an 
Taiwan 


Der chinesische Außenminister 
Qian Qichen sagte bei seinem, 
wie die BBC es nannte »am stärk- 
sten formulierten chinesischen 
Angriff auf die USA seit Jahren«, 
daß die USA für alle ernsthaften 
Folgen ihrer Entscheidung, 150 
F-16 an Taiwan zu verkaufen, ver- 
antwortlich zu machen seien. 
Qian sprach auf einer Pressekon- 
ferenz in Djakarta, wo er am Gip- 
feltreffen der Bewegung der 
Blockfreien teilnahm. 


Qian Qichen äußerte, daß der 
von Bush gebilligte USA-Taiwan- 
Deal gegen Verpflichtungen, die 
die USA vor Jahren eingegangen 
seien, verstoße. Regierungsspre- 
cher meinten, der Handel »wird 
in der jetzt friedlichen taiwani- 
schen Meerenge Spannungen 
hervorrufen«. 


In Peking ließ der stellvertre- 
tende Außenminister Liu Huagqiu 
den US-Botschafter J. Stapleton 
Roy zu sich ins Außenministe- 
rium kommen, um diesem gegen- 
über den »stärksten Protest« we- 
gen Bushs Ankündigung, daß die 
USA die Flugzeuge an Taiwan 
verkaufen wollen, zum Ausdruck 
zu bringen. »Die chinesische 
Seite ist über diese Entscheidung 
schockiert und äußerst empört, 
und ihr bleibt keine andere Wahl 
als scharf zu protestieren«, sagte 
Liu. »Dies wird zu einem bedeu- 
tenden Rückschritt in den chine- 
sisch-amerikanischen Beziehun- 
gen führen und schließlich einen 
negativen Einfluß auf die chine- 
sisch-amerikanische Koopera- 
tion bei den Vereinten Nationen 
und in anderen Organisationen 
ausüben.« 


Liu kommentierte, China werde 
sich aus Rüstungsbegrenzungsge- 
sprächen der »Ständigen Fünf« 
Mitglieder des Sicherheitsrats zu- 
rückziehen, falls die USA ihr Ab- 
kommen mit Taiwan nicht noch 
einmal überprüfe. Liu nannte 
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den Verkauf eine »eklatante Sa- 
botage« der Bemühungen Chi- 
nas, eine friedliche Wiederver- 
einigung mit Taiwan herbeizufüh- 
ren. 


Bush selbst war vor zehn Jahren 
an den Verhandlungen, über die 
von den Vereinigten Staaten und 
China unterzeichnete Vereinba- 
rung zur Begrenzung amerikani- 
scher Waffenverkäufe an Taiwan 
und diese schließlich ganz auslau- 
fen zu lassen, beteiligt. m 


Frankreich stellt 
Kontrolle über 
staatliche 
Gesellschaften 
ein 

Die französische Regierung gab 
das Monopol über ihre Olgesell- 
schaften auf und bot diese den 
von den Anglo-Amerikanern do- 
minierten »Seven Sisters« zu In- 
vestitionen an. 


Der Ministerrat entschloß sich 
dazu, das protektonistische Ge- 
setz von 1928 über französische 
Olgesellschaften dem europäi- 
schen Einzelmarkt »anzupas- 
sen«. Dieses war von Charles de 
Gaulle während seiner Präsident- 
schaft sogar auf die Olvertriebs- 
netze ausgedehnt worden. Der 
Minister für Industrie und Han- 
del, Dominique Strauss-Kahn, 
argumentierte, dahingehend, 
daß, da der Olhandel weltweit 
»Gegenstand der Marktspekula- 
tion geworden ist, er nicht mehr 
das Anhängsel eines kleinen 
Kreises von Ländern darstellt«. 
Daher sei es »logisch«, daß dieser 
Handel der freien Marktwirt- 
schaft angepaßt wird. oO 


Ukraine weist 
IWF- 
Sparprogramm 
zurück 


Die Regierung der Ukraine hat 
auf einer Pressekonferenz in 
Kiew wieder einmal die Politik 
der Schocktherapie des Interna- 
tionalen Währungsfonds (IWF) 
zurückgewiesen. Der ukrainische 


Wirtschaftsminister Valentin 
Symonenko, der in diesem Som- 
mer das Amt von seinem Pro- 
IWF-Vorgänger, Wolodomir La- 
novoj, der gefeuert wurde, über- 
nahm, gab bekannt, daß »ein so- 
fortiger Übergang zur Marktwirt- 
schaft unrealistisch ist, wie das 
Beispiel Rußland zeigt«. 


Wegen seiner Reaktion auf IWF- 
Erklärungen dahingehend, daß, 
wenn Ukraine nicht den Kurs 
übernimmt, den der amtierende 
russische Ministerpräsident Je- 
gor Gaidar verfolgt, sie keine 
Kredite bekommen werden, be- 
fragt, erwiderte Symonenko: »Es 
gibt weltweite Unterschiede zwi- 
schen dem, was wir tun, und 
dem, was der IWF vorschlägt. 
Wir brauchen keine radikale 
Schocktherapie. Stattdessen 
brauchen wir eine langsame, re- 
volutionäre Reform.« 


Leider habe die ukrainische Re- 
gierung, obwohl sie radikale 
IWF-»Reformen« zurückweist, 
nicht mit dem IWF-Programm 
gebrochen. Symonenko gab be- 
kannt, daß er dem Parlament ein 
Paket vorlegen werde, das den 
Industriesektor intakt halten, ihn 
aber einer allmählichen, kontrol- 
lierten Privatisierung unterzie- 
hen werde. 


Symonenko sagte auch, er habe 
einen Erlaß herausgegeben zur 
Ausgabe eines Bankkontos von 
30.000 Rubel an jeden erwachse- 
nen ukrainischen Bürger. Diese 
Konten dürfen aber nur zum An- 
kauf von Staatseigentum verwen- 
det werden. Symonenko wurden 
weitgehende Vollmachten über- 
tragen, die er, wie an diesem 
speziellen Fall der Bankkonten 
zu erkennen ist, ohne Zögern 
ausübt. [ 


Überfluß des 
Nordens hängt 
von Entwick- 
lung im Süden 


ab 


Der indonesische Außenminister 
Alı Alatas warnte auf einer Zu- 
sammenkunft von Außenmini- 
stern in Djakarta, daß »die ent- 
wickelten Länder des Nordens ih- 
ren derzeitigen Überfluß nicht 
beibehalten können, wenn die 


Entwicklungsländer des Südens 
nicht in die Lage versetzt wer- 
den, mit deren Entwicklung auf- 
zuholen«. 


Alatas drängte auf eine vereinte 
Front zum Kampf für eine ge- 
rechtere Welt, zur gleichen Zeit, 
in der andere islamische Länder 
Unterstützung mobilisieren, um 
Rest-Jugoslawien aus der Non- 
Aligned Movement auszustoßen. 
»Wenn die Totenglocke über die 
von Hungersnot betroffenen 
Länder Afrikas läutet, wenn sie 
über den durch Bomben zerisse- 
nen Steinhaufen in den Städten 
Mitteleuropas widerhallt, sollte 
kein Mensch oder Land fragen, 
wem die Stunde schlägt. Sie 
schlägt für uns alle«, sagte er. 
»Wir in der Bewegung der Block- 
freien lassen uns weiterhin von 
der Vision der Solidarität der 
Menschheit und den Idealen und 
Grundsätzen und den sich logisch 
daraus ergebenden Idealen und 
Grundsätzen leiten.« oO 


China arrangiert 
Tauschhandel 
mit Rußland 


China unterzeichnete in diesem 
Frühjahr einen Tauschhandel 
über 500 Waggonladungen Nah- 
rungsmittel und Textilien gegen 
vier russische Tu-15M-Passagier- 
Düsenflugzeuge, das größte 
Tauschgeschäft des nichtbehörd- 
lichen chinesisch-russischen Han- 
dels, berichtete die »China 
Daily«. Der Gesamtwert der 
Tauschgüter belaufe sich auf 313 
Millionen Dollar. 


Spezialmärkte für Leute aus 
Rußland und Osteuropa, die so- 
wohl Tauschhandel betreiben als 
auch mit bezahlten Gütern han- 
deln, wurden in der Inneren 
Mongolei und Schanghai einge- 
richtet. Lebensmittel und Beklei- 
dung sind die Schlüsselposten 
nach denen Russen suchen. 


Der Architekt des Flugzeug-Ab- 
kommens, Mou Oizhong, plant, 
ein jährliches Weltwirtschafts- 
forum für Leute chinesischer Ab- 
stammung aus der ganzen Welt zu 
veranstalten. Das Forum, das 
vom Davos World Economic 
Forum inspiriert wurde, »soll die 
Weisheit der Menschen chinesi- 
schen Blutes aus der ganzen Welt 
zum wirtschaftlichen Fortschritt 


Chinas und des Wohlstands chi- 
nesischer Gemeinden überall in 
der Welt zusammenlegen«, sagte 
Mou. Oo 


Boeing richtet 
Zentrum bei 
Moskau ein 


Die Boeing Corporation wird im 
Raume Moskau ein technisches 
Forschungszentrum einrichten, 
um sonst arbeitslose russische 
Raumfahrtwissenschaftler, Inge- 
nieure und Techniker in der Ent- 
wicklung von kommerziellen 
Flugzeugen beschäftigen zu kön- 
nen, berichtete das »Journal of 
Commerce«. Benjamin A. Cos- 
grove, Boeings dienstältester Vi- 
zepräsident für technische und 
Regierungsangelegenheiten, der 
im Namen der Commercial Air- 
plane Group der Firma Boeing 
handelte, unterzeichnete zusam- 
men mit Anatoly G. Bratukhin, 
Generaldirektor der russischen 
Luftfahrt, ein gemeinsames 
Kommunique. 


Airbus Industry und McDonell 
Douglas, die beiden anderen 
westlichen Hersteller großer 
kommerzieller Flugzeuge, haben 
in Rußland Gespräche geführt, 
aber noch keine Abkommen ge- 
troffen. 


L. Paul Bremer III, ein Berater 
bei Kissinger Associates in New 
York City, sagte zum »Journal of 
Commerce«: »Auf lange Sicht 
sind die einzige Möglichkeit für 
die russische Wirtschaft, sich zu 
festigen, hereinströmende pri- 
vate Investitionen und die Mobi- 


lisierung inländischer Erspar- 
nisse.« DO 
Sudan weicht 


IWF-Politik aus 


Im November 1990 »dezertifi- 
zierte« der Internationale Wäh- 
rungsfonds (IWF) das Land Su- 
dan und traf Maßnahmen, um 
das Land von internationaler 
Kreditvergabe zu einem Zeit- 
punkt abzuschneiden, als eine 
schwere Dürre die Nahrungsmit- 
telgetreideernte des Landes ver- 
wüstete. In den darauffolgenden 
zwei Jahren griffen sudanesische 
Landwirtschaftsplaner ein, um 


das Land für Nahrungsmittelge- 
treide autark zu machen. 


Die Zeitung »New Horizon« aus 
Khartum, der Hauptstadt des Su- 
dans, schreibt: »Die gesamte Ge- 
treideproduktion des Sudans für 
die Saison 1991 - 92 belief sich 
auf 4,8 Millionen Tonnen, im Ver- 
gleich zu 1,9 Millionen Tonnen 
1990 - 91.« Der Sudan führt jetzt 
Getreide nach Agypten und 
Athiopien aus. 


Diese Leistung wurde durch ent- 
schlossene Erhöhung des Inputs 
pro Morgen für Getreide voll- 
bracht. Die Regierung verlegte 
einen Großteil des Einsäens von 
Getreide aus der regenreichen 
Region, die den Launen des Re- 
genfalls unterliegt. in die be- 
rühmte Region Gezira mit den 
bewässerten Ackern, die dort 
liegt, wo der Weiße und der 
Blaue Nil zusammenfließen. 


Bargeld-Ernten, wie Baum- 
wolle, zu deren Anbau die Län- 
der vom IWF als Mittel zur Geld- 
beschaffung zur Rückzahlung 
von Schulden ermuntert werden, 
wurden in umgekehrter Richtung 
verlegt. Wenn es nicht regnet, lei- 
det in dem Jahr niemand unter 
Nahrungsmittelknappheit. U 


Volvo-Chef 

greift Harvard- 
Wirtschaftswis- 
senschaftler an 


Pehr Gyllenhammar, Leiter des 
schwedischen Automobilher- 
stellers Volvo, gab in einem 
Rundfunk-Interview seinem Pes- 
simismus über Entwicklungen in 
Rußland Ausdruck und griff Wirt- 
schaftwissenschaftler der Har- 
vard University wegen ihrer Poli- 
tik der »Schocktherapie« gegen- 
über Rußland an. 


»Schauen Sie«, sagte Gyllenham- 
mar, »das einzige Land, das wirk- 
lich die Marktwirtschaft in die Tat 
umgesetzt hat, das östliche 
Deutschland, bringt sogar das 
reichte Land in Europa, 
Deutschland ins Schwanken. 
Wenn man eine Milliarde in Mit- 
teldeutschland braucht, dann 
rechne man sich nur einmal aus, 
wieviel man wohl in Rußland be- 
nötigt!... Ich glaube nicht an 
eine radikale wirtschaftliche Ver- 


änderung, weil das zu einer Kata- 
strophe führen kann.« 


Gyllenhammar erläuterte: »Eine 
radikale Offnung der Grenzen 
bedeutet, daß alle Fabriken un- 
modern sind. Dies wiederum be- 
deutet einen völligen Zusammen- 
bruch, derzum politischen Chaos 
führt, das gewaltige Bevölke- 
rungswanderungen mit sich brin- 
gen kann. Wir haben schon 
Schwierigkeiten, die Wanderun- 
gen aus Jugoslawien, aus einem 
verhältnismäßig kleinen Land, 
zu meistern. Wir sind weder kör- 
perlich noch geistig darauf vorbe- 
reitet, ein Problem wie Rußland 
in den Griff zu bekommen... 
Wenn es schlimmer wird, dann 
werden die Politiker dazu getrie- 
ben, Entscheidungen zu treffen, 
die sich Harvard-Wirtschaftswis- 
senschaftler nicht vorstellen kön- 
nen, weil das, was jetzt geschicht, 
ohne Präzedenzfall ist.« DO 


Polnische Regie- 
rung verstärkt 
Razzien 


Ganz im Sinne des Internationa- 
len Währungsfonds (IWF) han- 
delnd, führt die polnische Regie- 
rung Razzien auf Protestver- 
sammlungen der Arbeiter durch 
und zwingt die Betriebsführung 
des Autoherstellers Tychy-FSM 
dazu, 2.400 der 7.000 Arbeitern, 
die dort beschäftigt sind, mit Ent- 
lassungen zu drohen. Dies würde 
die meisten der 3.000 Arbeiter 
betreffen, die den Streik in der 
Fabrik weiterführten - auch 
nachdem die Regierung ihnen ge- 
sagt hatte, ihn abzublasen und 
Aufstandsbekämpfungspolizei 
gegen Arbeiter eingesetzt hatte. 
Die Streikwelle richtete sich ge- 
gen die Sparpläne des IWF und 
gegen Pläne, große Teile der pol- 
nischen Industrie, des Bergbaus, 
der Produktion und der Land- 
wirtschaft stillzulegen. 


Die Betriebsleitung von Tychy- 
FSM legte eine Liste der ersten 
Arbeiter, darunter 64 Streikfüh- 
rer, vor, die gefeuert werden sol- 
len. Dies sind annähernd alle 
Mitglieder des organisierten 
Streikkomites, das die Gewerk- 
schaft Solidarnosc 80, der Katali- 
sator des Streiks, in der Fabrik 
unterhält. Solidarnosc 80 war bis- 
lang die einzige von sechs dissi- 
denten Gewerkschaften, die ge- 


gen die Entlassungspolitik prote- 
stierte und die Weiterführung des 
Streiks befürwortete. Die ande- 
ren Gewerkschaften denken 
daran, den Streik abzublasen und 
sich an die Sparplanregelungen 
der Regierung zu halten, um die 
Arbeitsplätze »ihrer« Arbeiter zu 
retten. 


Eine von der Regierung für die 
streikenden Kohlenbergleute im 
Bergwerk Rozbark in Oberschle- 
sien und für die Landwirtschafts- 
maschinenfabrik Ursus gesetzte 
Frist, verstrich ohne Zugeständ- 
nisse seitens der Arbeiter. Diese 
beiden Anlagen sind diejenigen, 
die mit von der Regierung ange- 
drohten Massenentlassungen 
rechnen, von denen mehrere tau- 
send Arbeiter betroffen sein wer- 
den, als Vergeltung für den 
Streik. D 


Landwirtschaft- 
liches Einkom- 


men in den 
USA sinkt 


Eine neue Studie der Federal Re- 
serve Bank in Dallas besagt, daß 
wenn der Handel liberalisiert 
wird, das landwirtschaftliche Ein- 
kommen in den meisten Lebens- 
mittel produzierenden Staaten 
der USA, darunter Iowa, be- 
trächtlich sinken werde, und der 
Weltstatus der amerikanischen 
Landwirtschaft würde ebenfalls 
sinken, berichtete der »Des Moi- 
nes Register«. 


Einkommen aus Futtergetreide, 
Weizen, Zucker, Sojabohnen und 
Reis würden am nachteiligsten 
betroffen. Die assoziierte Wirt- 
schaftswissenschaftlerin Fiona 
Sigalla kommentiert, die Libera- 
lisierung des Handels würde 
einen Teil der Nahrungsmittel- 
produktion aus Industrielän- 
dern, einschließlich die Vereinig- 
ten Staaten, in Entwicklungslän- 
der verlagern. 


Bei Freihandel »wird das Ein- 
kommen aus der Weizenproduk- 
tion erwartungsgemäß um fast 50 
Prozent sinken. Der Maisausstoß 
würde sich nur leicht verringern, 
aber eine Verringerung der Er- 
zeugerpreise um fast ein Drittel 
würde das Einkommen aus der 
Produktion von Mais um 34 Pro- 
zent verringern. DO 
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Mitteldeutschland 


Der Flaschen- 
hals ıst die 
Verwaltung 


Personalmangel, fehlendes administratives Know-how und vor al- 
lem das Eigentums-Chaos haben im vergangenen Jahr schätzungs- 
weise ein Drittel der potentiellen Investitionen in den neuen Bun- 
desländern verhindert. Die mitteldeutschen Behörden stehen trotz 
Unterstützung westdeutscher Fachleute vor einem Riesenberg von 
Restitutionsansprüchen. Nicht einmal ein Zehntel der über zwei Mil- 
lionen Anträge wurde bislang bearbeitet. 


Nach einer IW-Umfrage bei ost- 
deutschen Unternehmen haben 
vier von fünf Betrieben erhebli- 
che Probleme mit der öffentli- 
chen Verwaltung. Vor allem das 
Amt für Vermögensfragen und 
die Grundbuchämter machen In- 
vestoren und Existenzgründern 
in den neuen Bundesländern das 
Leben schwer. 


Schlimm ist das 
Eigentums-Wirrwarr 


Den Behörden allein ist das nicht 
anzulasten. Überall fehlt es an 
qualifiziertem Personal, das den 
westdeutschen Rechts- und Ver- 
waltungsrahmen unter den 
schwierigen Bedingungen in Ost- 
deutschland zu handhaben ver- 
steht. 


Viel schlimmer jedoch ist das 
Eigentums-Wirrwarr. Ge- 
schwärzte Grundbucheintragun- 
gen, Zwangsverkäufe, willkürli- 
che Eigentumsüberschreibungen 
und andere Rechtsbeugungen 
des ehemaligen DDR-Regimes 
sind schwer zurückzuverfolgen 
und machen die Beantwortung 
der Frage, wem was gehört, in 
vielen Fällen nahezu unmöglich. 


Insbesondere bei Grundstücken 
und Gebäuden erweist sich die 
ungeklärte Eigentumsfrage als 
Investitionshindernis ersten Ran- 
ges. Das Hemmnisbeseitigungs- 
gesetz vom März 1991, ein kom- 
pliziertes Regelwerk mit acht Ver- 
fahrensstufen und über 30 Ver- 
waltungsschritten für Vorfahrts- 
verfahren, konnte seinem Na- 
men nicht gerecht werden. Als 
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Reaktion darauf schuf der Ge- 
setzgeber das Vermögensrechts- 
änderungsgesetz vom Juli 1992. 
Wichtigste Punkte sind die Ver- 
längerung der Vorfahrtsregel für 
Investitionen bis Ende 1995 und 
weitere Einschränkungen der Re- 
sitution. Im einzelnen: 


Bei strittigen Vermögensfragen 
erhält der Investor Vorrang ge- 
genüber Alteigentümern, die 
nicht zu vergleichbaren Leistun- 
gen bereit oder fähig sind. 


Die Verfahren sollen 
verkürzt werden 


Die Vorfahrtsregel ist auch auf 
Immobilien anwendbar und auf 
Unternehmen, die vor der Liqui- 
dation stehen. 


Die Alteigentümer müssen ihre 
Einsprüche innerhalb von zwei 
Wochen geltend machen, damit 
das Verfahren verkürzt wird. 


Bei großen Investitionsprojek- 
ten, die mehrere Grundstücke 
umfassen, genügt für die Investi- 
tons-Vorfahrt ein einziges Sam- 
melverfahren —- auch wenn auf 
einzelne Grundstücke noch Re- 
stitutionsansprüche erhoben wer- 
den. 


Auf dem Papier ist das Gesetz so- 
mit verbessert und erweitert wor- 
den - am langwierigen admini- 
strativen Ablauf und an den kom- 
plizierten Zuständigkeiten hat 
sich indes nichts geändert. Nach 
wie vor bleiben die meisten Ver- 
fahren im Dickicht von Besit- 
zern, Alteigentümern, Investo- 


ren, Verwaltung und Rechtspre- 
chung hängen. Beispiel Immobi- 
lien und Grundstücke: 


Bis Juni 1992 wurden rund 2,2 
Millionen private Restitutionsan- 
sprüche gezählt; knapp 1,7 Mil- 
lionen davon betrafen Grund- 
stücke und Gebäude. 


Aufgrund der zu DDR-Zeiten 
möglichen Trennung zwischen 
Grundstücks- und Gebäudeei- 
gentum ist die Rechts- und Be- 
weislage in diesem Bereich be- 
sonders schwierig. 


Nur knapp 130000 private An- 
träge auf Grundstücke und Ge- 
bäude sind bislang bearbeitet 
worden - das sind rund acht Pro- 
zent. 


Die Unsicherheit 
der Kommunen 


In mehr als der Hälfte der inzwi- 
schen entschiedenen Fälle sind 
die Grundstücke und Gebäude 
an die Alteigentümer zurückge- 
geben worden. Ein Viertel der 
Anträge wurde abgelehnt. 


Hauptgrund für die geringe Zahl 
der bearbeiteten Vortahrts-Ver- 
fahren ist die Unsicherheit der 
Kommunen. Sie haben nicht ge- 
nügend qualifiziertes Personal, 
das die komplizierte Materie be- 
arbeiten kann. Dadurch entsteht 
Rechtsunsicherheit, und die 
Kommunen scheuen mögliche 
Haftungsfolgen wie Schadenser- 
satz, Prozeß- und Anwaltsko- 
sten. 


Doch diese Hemmnisse wären re- 
lativ leicht zu beseitigen. Zum ei- 
nen könnten die Gemeinden pri- 
vate Dienstleistungsfirmen mit 
den Verfahren beauftragen. Zum 


anderen könnte die Haftungs- 
frage durch Haftungsfreistellung 
der verantwortlichen Mitarbeiter 
gelöst werden - in Sachsen wird 
dies praktiziert. 


Doch auch eine wasserdicht kon- 
struierte Vorfahrtsregel kann das 
Wirrwarr zwischen Investoren, 
Alteigentümern und Verwaltung 
nicht lösen. Denn die ostdeut- 
schen Kataster- und Grundbuch- 
ämter sich nicht allein für die Re- 
stitutionsverfahren zuständig. 
Sie werden zusätzlich durch die 
Flurneuordnung und die Neuver- 
messung der Grundstücke strapa- 
ziert. Folge: 


In den Amtsstuben stauen sich in- 
zwischen rund eine Million uner- 
ledigte Grundbucheintragungen. 


Fall für Fall läuft eine zeitrau- 
bende Prozedur ab: Bevor ein 
Grundstück verkauft, verpach- 
tet, geteilt oder beliehen werden 
kann, muß zunächst sicherge- 
stellt sein, daß kein Restitutions- 
anspruch darauf lastet. 


Ein Routinevorgang 
beschäftigt die Hälfte 
der Mitarbeiter 


Für diesen Negativtest reicht je- 
doch der Grundbuchauszug nicht 
aus. Vielmehr bedarf es einer Be- 
stätigung durch das Amt für of- 
fene Vermögensfragen. Rund 
500000 Mal wurde dieses Papier 
inzwischen beantragt - der Routi- 
nevorgang beschäftigt die Hälfte 
aller Mitarbeiter in den Vermö- 
gensämtern. 


Rund drei Prozent der Restitu- 
tionsansprüche endeten bisher 
mit einer Entschädigungsrege- 
lung - die gesetzlichen Grundla- 
gen dafür sind jedoch so vage, 


daß lediglich ein Grundlagenbe- 
scheid ergeht, der das Wieviel 
und das Wann zunächst offen 
läßt. Nach den bisherigen Vor- 
schlägen werden die Alteigentü- 
mer ungleich behandelt: 


Beim _Investitions-Vorrangver- 
fahren erhalten die Alteigentü- 
mer den Verkehrswert. 


Bei der Entschädigung, die laut 
Einigungsvertrag zum Beispiel 
bei redlichem Erwerb möglich 
ist, wird das 1,3fache des Ein- 
heitswerts aus dem Jahr 1935 vor- 
geschlagen. 


Bei der Rückgabe sind eine Ver- 
mögensabgabe und die Rücker- 
stattung der Lastenausgleichs- 
Zahlungen vorgesehen - ostdeut- 
sche Erwerber sollen allerdings 
von der Vermögensabgabe be- 
freit werden. 


Die Entschädigungs-Variante ist 
für die Alteigentümer also wenig 
attraktiv - tatsächlich wurden bis- 
lang von rund 130000 entschiede- 
nen Fällen in Sachen Grund- 
stücke und Gebäude lediglich 
rund 4000 auf diese Art geregelt. 


Neben der privaten Restitution 
gilt es, auch das öffentliche Ver- 
mögen neu zu ordnen. Die Eröff- 
nungsbilanz: 


Das öffentliche Vermögen um- 
faßt 170000  Verwaltungsge- 
bäude, rund 2,9 Millionen volks- 
eigene und genossenschaftliche 
Wohnungen, 2 Millionen Hektar 
land- und forstwirtschaftliche 
Fläche, rund 650000 Grund- 
stücke und Gebäude sowie Ver- 
kehrsflächen und Finanzvermö- 
gen. 


Die große Zahl 
unerledigter Fälle 


Für die Zuordnungsverfahren 
sind die Oberfinanzdirektion und 
die Treuhand zuständig - doch 
auch diese Behörden sind hoff- 
nungslos überlastet. Während 
sich mit der privaten Restitution 
immerhin 216 Vermögensämter 
befassen, konzentrieren sich die 
Anträge von 7565 Gemeinden 
auf Übertragung des öffentlichen 
Vermögens auf nur 15 Zuord- 
nungsstellen der Oberfinanzdi- 
rektion und 15 Außenstellen des 
Bundesvermögensamtes. 


Bis zum Juni 1992 bekamen ins- 
gesamt fast 330000 Anträge den 


Eingangsstempel der Behörden - 
doch nur knapp ein Siebtel davon 
trägt bislang den Aufdruck erle- 
digt. 


Die große Zahl unerledigter 
Fälle ist auch deshalb so störend, 
weil der Abschluß des Zuord- 
nungsverfahrens noch nicht das 
Ende des bürokratischen Weges 
markiert: In vielen Fällen folgt 
dann nämlich noch das Vorfahrts- 
Verfahren - und die Prozedur be- 
ginnt wieder von vorn. 


Auch in puncto Gewerbeansied- 
lungen und Belebung der Bautä- 
tigkeit bilden die Verwaltungsde- 
fizite das Epizentrum der Schwie- 
rigkeiten: 


In den neuen Bundesländern feh- 
len derzeit 2000 Richter, 2500 
Rechtspfleger und ebenso viele 
qualifizierte Mitarbeiter in den 
Vermögensämtern. 


Viele Investoren ziehen 
auf die grüne Wiese 


Hinzu kommt die Gebiets- und 
Kreisreform, die für mehr als 90 
Prozent der ostdeutschen Ge- 
meinden neue Amterstrukturen 
vorsieht. Bis diese Reform steht, 
dürfte sich das Durcheinander 
noch weiter zuspitzen. Beispiele: 


In Brandenburg sind rund 60 Pro- 
zent der von den Kommunen an- 
gemeldeten Gewerbeflächen lan- 
desplanerisch nicht einzuordnen. 


Im Regierungsbezierk Dresden 
liegen derzeit 1900 Bauleitpläne 
von 651 Kommunen zur Ent- 
scheidung vor - im ersten Quar- 
tal ’92 wurden gerade 52 Geneh- 
migungen erteilt. 


Recht seltsame Blüten treibt 
das Hemmnisbeseitigungsgesetz 
vom März 1991 in Sachen Um- 
weltschutz: Unternehmen in Ost- 
deutschland können danach von 
den kostspieligen Haftungsfol- 
gen der Umweltaltlasten freige- 
stellt werden. Das Haftungsri- 
siko trägt die öffentliche Hand. 


Doch nun fürchten die Länder 
gravierende Folgelasten und 
handhaben deshalb die Freistel- 
lung sehr restriktiv - rund 44000 
Antragsteller warten auf Klä- 
rung. Die Folge: Viele Investoren 
meiden erschlossene, aber bela- 
stete Industriegebiete — und zie- 
hen statt dessen auf die grüne 
Wiese. D 
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Weltwirtschaft 


Das Scheitern 
internationaler 


Plane 


C. Gordon Tether 


Bleibt die Weltwirtschaft noch jahrelang in der Flaute, die sich all- 
mählich verschlimmert, oder haben die Eine-Weltler das Fundament 
für eine gigantische Explosion gelegt? 


Seit Jahren streben die Bilderber- 
ger und Trilateralen, zusammen 
mit anderen Eine-Welt-Organisa- 
tionen, die die Korridore der 
politischen Macht monopolisiert 
haben, danach, den internationa- 
len Verkehr auf allen Gebieten zu 
»liberalisieren«. Dies geschieht 
mit der Begründung, dies werde 
den breitesten Raum für weltwei- 
tes Wirtschaftswachstum schaf- 
fen; vor allem durch die Sicher- 
stellung des Kapitals könnten Ar- 
beitskräfte und Industrien sich 
leicht dorthin bewegen, wo sie 
mit der größtmöglichen Wirkung 
eingesetzt werden können. 


Der Erfolg, den sie für sich ver- 
buchen konnten, ist an der Art 
und Weise zu erkennen, in der die 
Geldmärkte internationalisiert 
worden sind. Nichts spielt eine 
größere Rolle bei der Gestaltung 
der wirtschaftlichen Erfahrung 
der Welt im allgemeinen und der 
einzelnen Länder im besonderen 
als das Verhalten der Zinssätze, 
die mit Geld verdient werden 
können. 


Düstere Tatsache ist, daß es in 
der Welt von heute keine einzige 
Regierung gibt, die sich bei der 
Wirtschaftsführung ihres Landes 
nicht nach dem Verhältnis zwi- 
schen den Zinssätzen an der Hei- 
matfront und denen, die auf aus- 
ländischen Märkten vorherr- 
schen, richten muß. 

Allgemein gesagt, jedes Land hat 
derzeit nur zwei Auswahlmög- 
lichkeiten. Eine besteht darin, 
die inländischen Zinsen mit de- 
nen, die man anderswo bekom- 
men kann, vereinbar zu halten, 
was dies auch immer für das 
Wohlergehen der Binnenwirt- 
schaft bedeuten mag. 
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Die andere besteht darin, eine ei- 
gene Zinssatzpolitik zu betrei- 
ben, selbst auf Kosten dessen, 
daß man sich massiven Geldver- 
schiebungen über die Grenze hin- 
weg aussetzt — Verschiebungen, 
die in der Lage sind, den interna- 
tionalen Wert der Währung eines 
Landes auf völlig unrealistische 
Niveaus zu drücken, mit unver- 
meidlich ernsthaften Auswirkun- 
gen für Schlüsselgesichtspunkte 
seines Wirtschaftslebens. 


Träume werden 
zu Alpträumen 


Was derzeit in Erscheinung tritt, 
ist, daß die Anwendung dieser 
Formel die Träume der Verfech- 
ter eines Eine-Welt-Systems in 
einen Alptraum von schreckli- 
chen Proportionen verwandelt. 


Fast alle schrittmachenden Län- 
der Westeuropas sahen sich vor 
kurzem dazu verurteilt, ihre 
Zinssätze auf Niveaus zu halten, 
die kalkuliert waren, die Pro- 
bleme, mit denen sie es bei der 
Umkehrung politisch explosiver 
Wirtschaftsflauten zu tun hatten, 
noch zu verschlimmern. 


Dies ist so, weil sie gezwungen 
waren, solange sie die erste der 
oben umrissenen Auswahlmög- 
lichkeit ergriffen, sklavisch der 
auf dem überaus bedeutsamen 
Gebiet der Zinssätze etablierten 
Führung eines einzigen Landes - 
Deutschland - nachzueifern. 


Und Deutschland beharrte unbe- 
quemerweise darauf, seine Zins- 
sätze aus innenpolitischen Grün- 
den auf außergewöhnlich hohen 
Niveaus zu halten. 


Gleichzeitig behauptete auf der 
anderen Seite des Atlantik der 
größte Fisch im globalen Geld- 
teich - die Vereinigten Staaten -, 
die Wiederbelebung der Binnen- 
wirtschaft sei von so wesentlicher 
Bedeutung, daß sie eine unab- 
hängige Zinssatzpolitik betrei- 
ben müssen - eine, die sich so 
auswirkt, daß ihre Zinssätze weit 
unter denen liegen, die anderswo 
gelten. 


Die stillschweigende Folge davon 
ist, daß Washington bereit ist, die 
sich daraus ergebende gewaltige 
Kapitalflucht aus dem Lande her- 
aus und die spektakuläre Abwer- 
tung des Dollar unter dem 
Aspekt der anderen Hauptwäh- 
rungen, die diese unvermeidlich 
mit sich gebracht hat, in Kauf zu 
nehmen. 


Es war eine Situation, in der 
es schmerzhaft offensichtlich 
wurde, daß irgendetwas nachge- 
ben muß. Und das geschah auch 
in der Gestalt der gewaltigen Um- 
wälzung auf den Geldmärkten in 
den vergangenen Wochen, die in 
dem Herausnehmen des Pfund 
Sterling und einiger anderer Wäh- 
rungen der Europäischen Ge- 
meinschaft aus dem Verbund der 
festen Paritäten des europäi- 
schen Währungssystems gipfelte. 


Die Organisation 
war ein Flop 


Es ist daher keine Übertreibung, 
zu sagen, daß der »Erfolg«, den 
die Eine-Weltler damit errangen, 
daß sie die Weltwirtschaft um- 
krempelten, der Menschheit die 
fürchterlichste Wirtschaftskrise 
seit den dreißiger Jahren be- 
schert hat. Darüber hinaus ist 
jetzt mehr als deutlich geworden, 
daß Organisationen, die die 
Eine-Weltler geschaffen haben, 
um den Grundstein für eine Welt- 
regierung zu legen, die geeignet 
ist, die Funktion des Eine-Welt- 
Systems zu überwachen - die 
Gruppe der Sieben, bestehend 
aus Repräsentanten der Vereinig- 
ten Staaten, Britannien, 
Deutschland und vier anderen 
Ländern der ersten Liga - sich als 
gewaltiger Flop erwiesen hat. 


Ihre Bemühungen, eine durch 
die Entschlossenheit Deutsch- 
lands und der Vereinigten Staa- 
ten, ihr eigenes Süppchen zu ko- 
chen, entstandene Lücke zu über- 
brücken, glich einer Explosion 
und ging völlig ins Leere. 


Die Flucht Britanniens und ande- 
rer aus dem europäischen Wäh- 
rungssystem brachte vorüberge- 
hend Erleichterung. Es muß aber 
erkannt werden, daß die in eine 
bereits spannungsgeladene Welt- 
wirtschaft injizierten Störfakto- 
ren, so wie die Dinge liegen, dazu 
bestimmt sind, für eine unvorher- 
sehbare Zukunft weiterhin spür- 
bar zu sein. 


Bestenfalls muß das bedeuten, 
daß eine Weltwirtschaftsflaute, 
die bereits in ihr drittes Jahr ein- 
getreten ist, auf unbestimmte 
Zeit weiterbestehen könnte - 
sich im Laufe der Zeit eher ver- 
schlimmert als umgekehrt, ange- 
sichts der Tatsache, daß sie be- 
reits Eigenschaften eines Teufels- 
kreises angenommen hat. 


Aussicht auf 
noch verheerendere 
Folgen 


Schlimmstenfalls könnte die Welt 
von einer gewaltigen Explosion 
überrollt werden, die in der Lage 
ist, die gesamte Wirtschaftsstruk- 
tur bis auf die Grundfesten zu er- 
schüttern. 


Es braucht kaum gesagt zu wer- 
den, daß die Dinge nicht so wei- 
tergehen können. Da sie sich je- 
doch hat nötigen lassen, auf der 
Eine-Welt-Straße soweit in den 
Abgrund zu fahren, wird es die 
Menschheit in der Tat sehr 
schwer haben, diesen Prozeß um- 
zukehren. Sie sollte aber darauf 
bestehen, daß dies die einzige 
Möglichkeit ist, mit der Naturka- 
tastrophe, mit der wir es zu tun 
haben, fertigzuwerden. 


Die Menschheit darf auf keinen 
Fall tatenlos zusehen, wie sich die 
Eine-Weltler bemühen, ihre Vi- 
sionen dadurch wieder auf Kurs 
zu bringen, daß sie Regierungs- 
mechanismen fördern, die wie sie 
glauben, besser geeignet sein 
werden, das defekte Eine-Welt- 
System, das sie ins Leben gerufen 
haben, in den Griff zu bekom- 
men. 


Die bestüberlegten Pläne für 
Mäuse und Menschen laufen oft 
schief, wie der Poet warnte. Wie 
wir jetzt wieder erleben, sind die 
am schlechtesten überlegten 
Pläne gleichermaßen geeignet, 
auf den Felsen zu zerschellen, mit 
möglicherweise noch verheeren- 
deren Folgen. m) 


Neue Weltordnung 


Die 


Grundlage 
heibt Volker- 
mord und 
Vertreibung 


Martin Jenke 


Mitunter sind die Tatsachen so eindeutig, zum Beispiel jetzt im serbi- 
schen Krieg gegen Bosnien und Kroatien, daß sogar in der französi- 
chen, britischen und US-amerikanischen Presse - die im Zeichen »al- 
ter Waffenbrüderschaft« sonst prinzipiell proserbisch ist - diese Tat- 
sachen nicht ins Gegenteil verbogen werden können. 


Allerdings wagen selbst einzelne 
objektive Kommentatoren nicht, 
an die Vorbilder für die serbi- 
schen Vertreiber und »Landreini- 
ger« zu erinnern: an Stalin, Chur- 
chill und ihre polnischen und 
tschechischen Handlanger, die 
nach Ende des Zweiten Weltkrie- 
ges über 13 Millionen Deutsche 
allein aus Ost- und Westpreußen, 
Pommern, Posen, Ost-Branden- 
burg, Schlesien und dem Sude- 
tenland verjagt haben. 


Europa kann sich nicht 
leisten Serbien 
zu beschwichtigen 


Einer der nordamerikanischen 
Ausnahme-Leitartikler, der sich 
immerhin getraut, offen von ser- 
bischer Aggression zu schreiben, 
ist William Pfaff, ständiger Kom- 
mentator in der »Los Angeles Ti- 
mes« und in der »International 
Herald Tribune«. In letzterer er- 
schien am 3. August 1992 ein Ar- 
tikel unter der Überschrift »Eu- 
ropa kann es sich nicht leisten, 
Serbien zu beschwichtigen«, in 
dem es heißt: 


»Die westeuropäischen Regie- 
rungen tun nicht mehr, als über 
das Schicksal von 2,5 Millionen 
Flüchtlingen zu debattieren, die 
durch die Aggression Serbiens 


verursacht wurden. Soll man 
diese Flüchtlinge in die benach- 
barten Länder hereinlassen? 


Das macht es leicht für Serbien 
und billigt anausgesprochen den 


Völkermord mit völkischer »Rei- 
nigung« der eroberten Gebiete 


Die deutsche Presse kreidet den 
Franzosen an, serbischen Propa- 
ganda-Interessen zu dienen, und 
beschuldigt die Briten, mit Ab- 
sicht nur fruchtlose Konferenzen 
einzuberufen. 


Dies ereignet sich zu einem Zeit- 
punkt, da die Konstruktion von 
Europa schon durch den unüber- 
legten und allzu ehrheizigen 
Maastricht-Vertrag unterminiert 
worden ist. Die Einwände dage- 
gen nehmen in allen großen euro- 
päischen Staaten zu, seitdem die 
Dänen in einer Abstimmung im 
Frühjahr den Vertrag abgelehnt 
haben. 


Es ereignet sich auch zu dem 
Zeitpunkt, da die deutsche Wie- 
dervereinigung und das Ende des 
Kalten Krieges die Machtverhält- 
nisse in Europa umgerissen ha- 
ben, und da gleichzeitig die USA 
kurz vor der Rückkehr zum Isola- 
tionismus stehen. 


Die Briten waren seeräuberisch 
erfreut, 1982 einen Kampfver- 
band in den Südatlantik zu ent- 
senden, um die Falklandinseln 
zurückzuerobern. Die Franzosen 
sehen es als selbstverständlich 
an, ihre Fremdenlegion und Fall- 


Eine Flüchtlingsfrau im zerstörten Berlin. Sie hat keine Schuhe an 
den Füßen, auf dem Rücken trägt sie ihre Habe. 


schirmtruppen nach Westafrika 
zu schicken, um dort Ordnung zu 
schaffen. 


Beide Staaten sekundierten be- 
reitwillig der fixen Idee von Ge- 
orge Bush, den Irak aus Kuwait 
zu vertreiben. 


Keiner von ihnen aber will etwas 
tun, um Westeuropa von einer 
fundamentalen Drohung gegen 
die Ordnung Europas und gegen 
die Zukunft Europas zu schüt- 
zen. Diese Herausforderung ist 
für sie zu gefährlich und die Lö- 
sung der Aufgabe zu ungewiß. 
Darüberhinaus haben sie in die- 
sem Fall Washington nicht als Für- 
sprecher im Rücken. 


Die berühmte Welt- 
ordnung ist am Ende 


Die USA haben heutzutage ei- 
nen Präsidenten, der aus höchst 
verachtenswerten Gründen für 
einen Parteivorteil seinen eige- 
nen politischen Kurs umgedreht 
hat und die Vereinigten Staaten 
dazu verpflichtet hat, jede Einmi- 
schung in Jugoslawien zu verwei- 
gern. 


Gleichzeitig greift er seinen Wahl- 
gegner Bill Clinton an und nennt 
ihn »leichtsinnig«, weil der eine 
minimale Luft-Intervention vor- 
geschlagen hat, um humanitäre 
UN-Missionen zu schützen. Der 
Eroberer von Panama und Ku- 
wait will seine Wiederwahl. 


Wenn Serbien erlaubt wird, zu 
demonstrieren, daß Waffenge- 
walt wiederum in Europa regiert 
und daß eine Politik des Völker- 
mordes keinen wirksamen Wider- 
stand erfährt und somit in der 
heutigen westlichen Welt eine 
von tausendjährigem Haß und hi- 
storischem Groll gerechtfertigte 
Politik wieder eingeführt wird, ist 
»Europa« am Ende. Die be- 
rühmte »Neue Weltordnung« ist 
am Ende, bevor sie begann. Sie 
ist wieder bei der alten Ordnung. 
Wir werden es alle bedauern, 
aber es wird zu spät sein.« 


Das Schicksal bewahre uns vor je- 
ner verlogenen »Neuen Weltord- 
nung« mit ihren hintergründigen 
Zielen, die uns unter Zustim- 
mung und Beifall der Bonner Re- 
gierung und aller Bonner Par- 
teien zwingt, ein Viertel des 
Deutschen Reiches den »ethni- 
schen Reinigern« von 1945 »frei- 
willig« abzutreten. oJ 
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Absprachegremien 


Neue Welt- 
ordnung in 


Europa 


Ivor Benson 


Es gibt bestürzende Ähnlichkeiten zwischen dem heutigen Amerika 
und der Phase, in die die ehemalige Sowjetunion vor fast einem Drei- 
vierteljahrhundert eintrat. Nachfolgender Bericht ist ein Auszug aus 


Ivor Bensons »Behind the News«. 


Es scheint mehr als ein Körnchen 
Wahrheit in der kürzlich von ei- 
nem amerikanischen Akademi- 
ker vertretenen These zu stek- 
ken, der feststellte, die Ge- 
schichte sei zuendegegangen. 
Dies scheint in der Tat genau das 
zu sein, was, wenn auch nur vor- 
übergehend, in den Vereinigten 
Staaten eingetreten ist. 


Die Parallelen zur 
Sowjetunion 


In Amerika gibt es heute keine 
starken Kräfte mehr, die sich zu 
einem Kampf zusammenschlie- 
Ben, aus dem sich eine Verände- 
rung von welthistorischer Bedeu- 
tung ergeben könnte. Was wir 
stattdessen auf dem gesamten 
nordamerikanischen Kontinent 
antreffen, ist eine metastabile Si- 
tuation, die noch eine ziemlich 
lange Zeit anhalten kann, ähn- 
lich wie die in den letzten 70 Jah- 
ren in der ehemaligen Sowjet- 
union vorherrschenden Zu- 
stände. 


Das Gebiet in dem bedeutende 
historische Veränderungen, die 
die ganze Welt betreffen können 
und jetzt unmittelbar bevorste- 
hen, liegt auf der anderen Seite 
des Atlantik, wo weiterhin hekti- 
sche Bemühungen unternommen 
werden, um Europas zahlreiche 
Einzelstaaten in einen riesigen 
Megastaat zu verwandeln - ein 
Schritt, dem ein paar wortgewal- 
tige Persönlichkeiten lauthals Wi- 
derstand entgegensetzen. 


Man kann sich kaum eine ähnli- 
che politische Ubung vorstellen, 
die noch offensichtlicher dazu 
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ker und Medien des Establish- 
ments mit erstaunter Überra- 
schung, als Margaret Thatcher 
am 15. Mai diesen Jahres in Den 
Haag erklärte, das »der Tag des 
künstlich geschaffenen Mega- 
staats vorüber« und das Denken 
der Eurobegeisterten im wesent- 
lichen »die Denkweise des Mor- 
gens von gestern« sei. 


Da Mrs. Thatcher wegen ihrer 
derart einheitsfeindlichen Hal- 
tung als britischer Premiermini- 
ster abgesetzt und praktisch aus 
der britischen Parlamentspolitik 
ausgestoßen wurde, ist die Vehe- 
menz mit der sie sich artikulierte 
durchaus verständlich. Nach ih- 
rem Eintritt ins Oberhaus kann 
jedoch damit gerechnet werden, 
daß sie dieses Forum dazu benut- 


Margaret Thatcher mußte wegen ihrer Europa-feindlichen Hal- 
tung als britischer Premier zurücktreten. 


verurteilt ist, Ergebnisse zu zeiti- 
gen, die sich völlig von den erwar- 
teten unterscheiden werden. 


Die Tatsache, daß mehrere Gene- 
rationen westlicher Intellektuel- 
ler erwartet haben, das der Marx- 
ismus in der Sowjetunion ein Mu- 
sterbeispiel schaffen würde, dem 
die übrige Welt schleunigst nach- 
eifern sollte, war nicht völlig 
überraschend. Jedoch nach dem 
Fehlschlag des sowjetischen Ex- 
periments ist esschwierig, das Ar- 
gument derjenigen zu akzeptie- 
ren, die behaupten, in Europa 
könne man von einer ähnlichen 
Machtkonzentration bessere Er- 
gebnisse erwarten. 

Und dennoch reagierten Politi- 


zen wird, um das Volk Großbri- 
tanniens vor der Gefahr zu war- 
nen, in die es blindlings hinein- 
rennt. 


Der sich jetzt im Gang befindli- 
che Prozeß kann mit einfachen 
geopolitischen Begriffen, die das 
Gewirr der Rhetorik für oder ge- 
gen das »Ideal« eines europäi- 
schen Megastaates durchschnei- 
den, wie folgt erläutert werden: 


Ein neues Europa, gesäubert von 
seinen vielen separaten nationali- 
stischen Plänen wäre eine der 
Wegstationen auf der Straße zu 
einer geplanten Weltordnung. 
Aber die Völker Europas können 
dessen Errichtung völlig verhin- 


dern, wenn sie rechtzeitig aufge- 
rüttelt werden, dies zu tun. 


Das Unternehmen »Neues Eu- 
ropa« ist Teil einer weltrevolutio- 
nären Bewegung, die schon zu 
Beginn des bolschewistischen 
Aufstandes in die Wege geleitet 
wurde. 


Das Gesamtbild dieser Weltrevo- 
lution wurde von George Orwell 
in seinem Buch »Ninteen Eighty- 
four« (»1984«) in einer sehr ver- 
einfachten allegorischen Form 
dargestellt. Die Wirklichkeit ist 
unendlich komplexer und ver- 
wirrter. 


Täuschungsmanöver und 
Verschwiegenheit 


Es gibt viele Leute in Europa, die 
voll und ganz verstehen, was ge- 
schehen wird, wenn die Entwick- 
lung zu einem europäischen Me- 
gastaat nicht gestoppt werden 
kann; sie wissen, daß es »Unsi- 
cherheit, Arbeitslosigkeit, lan- 
desweiten Widerstand und völki- 
sche Konflikte« geben wird, wo- 
vor Mrs. Thatcher mit gewaltiger 
Stimme warnte. 


Aber sie verstehen nicht, wie dies 
alles herbeigeführt wird - oder 
wenn sie das verstehen, dann wa- 
gen sie nicht, über das, was sie 
wissen, zu reden. 


Warum hat man bei der Förde- 
rung dieses angeblichen Ideals 
für ein »Neues Europa« so stark 
auf Täuschung und Verschweigen 
gesetzt? Warum müssen die ge- 
wählten Führer des Volkes so 
viele Ausflüchte machen? 


Die kurze Antwort darauf lautet, 
daß diese Führungspersönlich- 
keiten einfach nicht die Kraft ha- 
ben, echten Widerstand zu lei- 
sten; was mit Mrs. Thatcher ge- 
schah ist der Beweis dafür, was 
auch mit ihnen geschehen 
könnte. 


Es handelt sich tatsächlich um 
zwei verschiedene Ideale des 
»Neuen Europas«, das eine echt 
und das andere falsch. 


Jedes ehrliche Unternehmen, sei 
es der Bau einer Autobahn oder 
die Gründung einer Organisa- 
tion, wird als Ganzes konzipiert 
und alle Möglichkeiten werden 
sorgfältig untersucht, bevor das 
Unternehmen tatsächlich auf den 
Weg gebracht wird. Nicht so der 


falsche »Neues Europa«-Vor- 
schlag. Hier wird eine ganz an- 
dere Methode angewendet. 


Eine verstohlene Form 
der Roßtäuscherei 


Zunächst wird der Plan als nur 
ein »Gemeinsamer Markt« be- 
zeichnet, ein vertrautes Konzept, 
von dem zu erwarten ist, daß es 
von einer Mehrheit akzeptiert 
wird. Dann folgt eine allmähli- 
che, verstohlene Form der Roß- 
täuscherei, die dazu führt, daß 
die Völker Europas in ein Gewiır 
von zahllosen Bestimmungen, 
Konventionen, Pflichten und Ver- 
pflichtungen verfangen werden, 
gegenüber denen, im Einzelnen 
betrachtet, keine starke Opposi- 
tion gerechtfertigt zu sein 
scheint. Aber zusammengenom- 
men zielen diese darauf ab, die 
Völker unter das Joch eines 
neuen Megastaates zu bringen. 
Diese Völker müssen das Gefühl 
dafür bekommen, daß sie zusam- 
mengehören und zur Förderung 
und Bewahrung ihrer gemeinsa- 
men Interessen zusammenarbei- 
ten müssen. 


Eine europäische Einheit, die al- 
len Bevölkerungen auf dem Kon- 
tinent zum Vorteil gereicht, 
braucht keine Machtkonzentra- 
tion im Zentrum; im Gegenteil, 
sie benötigt die Wahrung der In- 
tegrität der einzelnen Nationen 
mit, vielleicht, nichts weiter als 
eine gemeinsame zentrale Büro- 
kratie, die nur dazu dient, die 
Kommunikation, Kooperation 
und, falls notwendig, Koordina- 
tion der Aktionen, zu erleich- 
tern. 


Aber wie CODE schon seit Jah- 
ren offenlegt, haben sich die 
reichsten und mächtigsten Leute 
auf Erden Jahr für Jahr hinter 
verschlossenen Türen versam- 
melt, um Pläne für die internatio- 
nale Tagesordnung zu schmie- 
den. Dies ist die geheimnisvolle 
Bilderberg-Gruppe, die so ge- 
nannt wird, weil ihre erste Sit- 
zung Mitte der fünfziger Jahre in 
einem Hotel gleichen namens in 
Holland stattfand. 


Führende Persönlichkeiten aus 
dem Bereich der Hochfinanz, des 
Big Business, der Politik, der Me- 
dien, des höheren Bildungswe- 
sens und des Militärs werden ein- 
geladen, die zauberhafte Atmo- 
sphäre einer Versammlung zu ge- 
nießen, wo vermutlich die Zu- 


kunft der ganzen Welt bestimmt 
wird. In diesem Jahr fand die Sit- 
zung Ende Mai in Evian, Frank- 
reich, statt. CODE berichtete 
ausführlich darüber. 


In der Presse des Establishments 
werden diese Sitzungen kaum er- 
wähnt, und umfangreiche Vor- 
sichtsmaßnahmen werden getrof- 
fen, um zu verhindern, daß ir- 
gendwelche Informationen über 
das, was dort vor sich geht, nach 
außen durchsickern. 


Die Geheimnisse 
werden offengelegt 


Nichtsdestoweniger wird die 
Mauer des Schweigens von Zeit 
zu Zeit durchbrochen, und 
CODE veröffentlichte in seiner 
Ausgabe von September eine 
Aufstellung der Teilnehmer an 
der diesjährigen Bilderberg-Sit- 
zung. 


Das Bemerkenswerteste an den 
Bilderbergern ist, daß im Kielwa- 
ser fast jeder Zusammenkunft 
mit einer bedeutsamen Verände- 
rung in Weltangelegenheiten ge- 
rechnet werden kann - dies kann 
in der Politik oder auf dem Sek- 
tor der Hochfinanz geschehen. 


Aber ist die Bilderberg-Konfe- 
renz eine Art geheimes Parla- 
ment der Mächtigen, wo alle 
wirklich bedeutsamen Entschei- 
dungen getroffen werden? 


Nach unserer Auslegung der Ge- 
schichte besteht der Zweck der 
Bilderberger darin, sich die Billi- 
gung und das Einverständnis der 
sich in hohen Machtpositionen 
befindlichen Einzelpersonen für 
Entscheidungen einzuholen, die 
bereits in begrenzteren Kreisen 
gefällt worden sind. Ihre Rolle 
sowie die ähnlicher Gruppen - 
Trilaterale Kommission, Council 
on Foreign Relations - ist eher ex- 
ekutiv als legislativ. 


Zusammen mit den Vereinten 
Nationen gehören sie alle zu der 
Infrastruktur eines Totalitaris- 
mus der Neuen Weltordnung, die 
derzeit im Entstehen begriffen 
ist. 


Als Folge davon ähnelt der letzte 
Entscheidungsprozeß, dessen 
können wir sicher sein, eher dem 
der die Sowjetunion ins Leben 
rief - was der eigentliche Beginn 
des revolutionären Krieges gegen 
die Völker des Westenswar. D 
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USA 


Die Heraus- 
forderung des 


»Multi- 


kulturismus« 


Samuel Taylor 


Von allen Möglichkeiten, wie eine Nation sich selbst definiert, sind 
wenige wichtiger als das, was sie ihre Kinder über sich lehrt. Im Ge- 
schichtsunterricht ihrer öffentlichen Schulen erzählt die Nation ih- 
nen die eigene Geschichte und weckt in den Köpfen der jungen Bür- 
ger eine nationale Identität. Im heutigen Amerika, wo miteinander 
im Wettstreit stehende rassische, kulturelle und sprachliche Ansprü- 
che es beinahe unmöglich machen, auch nur von nationaler Identität 
zu sprechen, sind Fragen bezüglich der Geschichte zu einem Geran- 
gel um den Besitz amerikanischer Vergangeheit geworden. 


Die multikulturelle Geschichte 
mit vielen Perspektiven, die sich 
aus diesem Kampf entwickelt ha- 
ben, ist nicht nur ein Aussteigen 
aus der Geschichte, die Amerika 
seine Kinder stets gelehrt hat. Es 
dürfte das erste Mal sein, daß 
eine Nation die eigene Identität 
seines Ursprungs aufgegeben 
und vorsätzlich damit begonnen 
hat, mehrfache nationale Identi- 
täten anzunehmen. 


Die Rassen spalten 
Amerika 


Bezeichnenderweise ist das Ver- 
ständnis vieler Nichtweißen für 
multikulturelle Geschichte ganz 
anders als das der Weißen. Für 
Weiße sind die zentralen Auffas- 
sungen »Aufnahme« und »Plura- 
lismus«. Die amerikanische Ge- 
schichte muß umgeschrieben 
werden, so daß rassische und kul- 
turelle Perspektiven, die einst 
»ignoriert« oder »vernachlässigt« 
wurden, gleiche Behandlung er- 
fahren. Für viele Nichtweiße ist 
multikulturelle Geschichte je- 
doch nur ein Schritt auf dem 
Wege zu einer ausdrücklichen 
rassischen, afrozentrischen oder 
hispanischen Geschichte. Ihr 
Ziel ist eher Trennung als Auf- 
nahme. 

Die »konservative« Ansicht lau- 
tet, daß ausgesprochen rassische 
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Geschichtsauffassungen unge- 
setzlich sind. Amerika, so wird ar- 
gumentiert, muß durch eine ge- 
meinsame Geschichte geeint wer- 
den, und exklusionistische Ge- 
schichtsauffassungen entzweien 
die USA nur. Dieser Standpunkt 
entbehrt nicht der Logik: Ge- 
schichtsauffassungen, die andere 
ausschließen, sind spaltend. 


Aber wie wir noch sehen werden, 
die »konservative« Position ist 
falsch - praktisch, gefühlsmäßig 
und sogar moralisch. Amerika ist 
bereits durch Rasse gespalten, 
und keine Geschichtsauffassung 
kann das ändern. Genau so wie 
es unmöglich wäre, das gleiche 
Geschichtsbuch sowohl in Frank- 
reich als auch in England zu be- 
nutzen, ist es unmöglich, eine 
einzige amerikanische Ge- 
schichte zu schreiben, die Weiße, 
Schwarze, Indianer und Asiaten 
zufriedenstellt. 


Unterricht als 
Assimilation 


Der Zweck des amerikanischen 
öffentlichen Bildungswesens be- 
stand niemals einfach nur darin, 
Wissen zu vermitteln. Eines sei- 
ner zentralen Ziele war es, Kin- 
der zu Amerikanern zu erziehen. 
Vor amerikanischen Schulen 
weht das Sternenbanner, und die 


Schüler geloben ihm Treue und 
Ergebenheit. Die zentralen Er- 
eignisse der Geschichte liegen in 
der amerikanischen Vergange- 
heit. Die ruhmreichsten Errun- 
genschaften sind amerikanische 
Errungenschaften. Daran ist 
nichts Seltsames. Jede Nation 
vermittelt ihren Kindern eine Er- 
ziehung im nationalen Sinne. 


Nichtsdestoweniger verfolgen 
amerikanische Schulen wegen 
der Notwendigkeit, Einwanderer 
zu assimilieren, einen unverhüll- 
teren, die Nation aufbauenden 
Zweck als andere. John Quincy 
Adams schrieb, daß Einwande- 
rer »ihre europäische Haut ab- 
streifen müssen, um sie nie wie- 
der anzulegen«. Horace Mann ar- 
gumentierte dahingehend, daß 
»ein fremdes Volk ... nicht ledig- 
lich durch eine Reise über den At- 
lantik zur vollen Statur amerika- 
nischer Bürger verwandelt wer- 
den könne«. Einer der stärksten 
Beweggründe für den Bau von öf- 
fentlichen Schulen war daher die 
Notwendigkeit, aus Europäern 
Amerikaner zu machen. 


Europäer sollten nicht dadurch 
zu Amerikanern gemacht wer- 
den, daß man sie über die Bei- 
träge der Afrikaner, Mexikaner 
und Indianer aufklärte. Die alte 
Standardgeschichte vereinigte 
Amerikaner, weil sie einen zu- 
sammenhängenden Zweck und 
eine einzige Stimme hat. Sie hob 
einen Gesichtspunkt hervor und 
ignorierte andere. Um es frei her- 
aus zu sagen, es war Geschichte 
von Weißen für Weiße. Diese Ge- 
schichtsauffassung diente dem 
Lande gut, und die beiden tra- 
ditionellen Minderheiten - 
Schwarze und Indianer - hatten 
keine Stimme. Dies alles änderte 
sich Anfang der sechziger Jahre. 
Die Bürgerrechtsbewegung gab 
Schwarzen und Indianern Stim- 
men, und Änderungen der Ein- 
wanderungsgesetze hatten ein ge- 
waltiges Hereinströmen von 
Nichtweißen zur Folge. Es war 
das Ende einer bestimmten Art 
von Amerika. 


Nichtweiße begannen, sich über 
eine Version der Geschichte zu 
beschweren, die sie ausschloß. 
Jene, die Nation aufbauende Ge- 
schichte, die Europäer zu einem 
einzigen Volk zusammenband, 
hatte Weiße und Nichtweiße 
nicht zu einem einzigen Volk zu- 
sammengeschlossen. »Multikul- 
turelle« Geschichte sollte daher 
eine breitere, aufnehmendere 


Geschichte sein, die jedem Ame- 
rikaner seinen rechtmäßigen An- 
teil an Amerikas Vergangenheit 
zugesteht. Gleichzeitig sollte 
eine »kulturbezogene« Ge- 
schichte Schwarze und Hispanier 
in der Schule halten und sie daran 
hindern, sie in immer größer 
wendender Quoten vorzeitig zu 
verlassen. 


Die Quadratur 
des Kreises 


Etwas, was wohlmeinende Weiße 
nicht verstanden haben, ist, daß 
eine »inklusive« Geschichte - 
eine alles für jedermann Ge- 
schichte - unmöglich ist. Die Ge- 
schichte hat nun einmal Gewin- 
ner und Verlierer, und diese se- 
hen die Ereignisse mit unter- 
schiedlichen Augen. 


Gleichzeitig sieht praktisch jede 
nichtweiße Volksgruppe die Kon- 
flikte der Vergangenheit als 
Kämpfe mit Weißen an, daher 
wird multikulturelle Geschichte 
zu einer Sammlung von Perspek- 
tiven, die oft nicht nur nichtweiß, 
sondern weißenfeindlich sind. 


Wie, zum Beispiel, soll eine mul- 
tikulturelle Geschichte die Ent- 
deckung und Besiedlung Nord- 
amerikas durch Europäer behan- 
deln? Die alte Geschichte nannte 
sie einen triumphalen Fortschritt 
für die Zivilisation. Aber für In- 
dianer sind die gleichen histori- 
schen Ereignisse eine unendliche 
Folge von Niederlagen und Kata- 
strophen. Nennt ein multikultu- 
relles Geschichtsbuch dies einen 
Triumph oder eine Katastrophe 
oder beides oder keines von bei- 
den? 


Was ist mit dem mexikanisch- 
amerikanischen Krieg (1846 - 
1848)? Seinerzeit wurde er als 
glorreicher Erfolg verstanden, 
weil er dem amerikanischen We- 
sten riesige Landstriche hinzu- 
fügte. Aber war es stattdessen 
eine imperialistische Greueltat? 
Sollen die heutigen Schulkinder 
in Jubel darüber ausbrechen, daß 
Kalifornien zu Amerika gehört, 
oder sollen sie über das gestoh- 
lene Geburtsrecht ihrer hispani- 
schen Brüder weinen? 


Die Probleme 
der Sklaverei 


Die Sklaverei wirft ein ähnliches 
Rätsel auf. Schwarze wollen sie 


zum Kernstück ihrer Geschichte 
machen, und auf mehrfache 
Weise ist sie das auch. Nahezu 
300 Jahre lang waren die meisten 
amerikanischen Schwarzen Skla- 
ven, und alles was Schwarze taten 
oder dachten wurde mit Sklave- 
rei umschrieben. Heute ist Skla- 
verei immer noch das Kernstück 
der Geschichte der Schwarzen, 
weil sie Fehlschläge und Versa- 
gen entschuldigt und dazu be- 
nutzt werden kann, den Weißen 
Vorteile abzuringen. 


Für Weiße ist die Sklaverei je- 
doch ein geringfügiges histori- 
sches Ereignis. Abgesehen vom 
Bürgerkrieg- der von Weißen an- 
gezettelt und von Weißen geführt 
wurde - wäre der Verlauf der Ge- 
schichte des Landes kaum anders 
gewesen, wenn es keine Sklave- 
rei gegeben hätte. 


Ist George Washington sowohl 
der Gründungsvater seines Lan- 
des als auch ein bösartiger Mann, 
weil er Sklaven besaß? Ist Abra- 
ham Lincoln der verbriefte Ret- 
ter der Union oder ist er ein 
Scheusal, weil er glaubte, 
Schwarze seien minderwertig 
und sollten eigentlich nach 
Afrika zurückgeschickt werden? 


Diejenigen von uns, die zur 
Schule gingen als amerikanische 
Geschichte noch einen Zusam- 
menhang hatte, werden wahr- 
scheinlich von der neuen, multi- 
kulturellen Geschichte nur durch 
Zufall erfahren. Ein derartiger 
Zufall ist, daß wir in diesem Jahr 
das 500. Jubiläum der Entdek- 
kung Amerikas feiern. Ein ty- 
pisch multikulturelles Problem 
wurde somit aus dem Klassen- 
raum herausgespült und fand grö- 
Bere Beachtung: War Kolumbus 
ein großer Entdecker oder war er 
ein völkermordender Tyrann? 
Sollen wir ein halbes Jahrhundert 
europäisches Amerika feiern 
oder unser Haupt vor Scham sen- 
ken? Oder sollen wir beides tun? 


Die Probleme und 
Ungewißheiten 


Multikulturelle Geschichtsauf- 
fassungen können von ihrer Na- 
tur her diese Fragen nicht beant- 
worten. Und weil sie das nicht 
können, stellen sie Amerika als 
ein Bündel von Ungewißheiten, 
als eine Reihe von ungelösten 
»Problemen« dar. Anders als die 
alte Geschichte, die die Vergan- 
genheit mit Stolz und ihre Zu- 


kunft mit Zuversicht betrachtete, 
sind multikulturelle Geschichts- 
auffassungen zaghaft und ver- 
wirrt. Anders als die alte Ge- 
schichte, die zumindest weißen 
Kindern ein festes Fundament 
für ihre nationale Identität berei- 
tete, sagt die multikulturelle Ge- 
schichte effektiv, daß Amerika 
keine Identität hat. Das Einzige 
was übrigbleibt, um ein multikul- 
turelles Amerika zu einigen, sei 
Geographie. 


Eine Möglichkeit, die unmögli- 
che Aufgabe, die sich die multi- 
kulturelle Geschichte selbst ge- 
stellt hat, zu verstehen, besteht 
darin, sich einmal vorzustellen, 
wie jemand ein Geschichtsbuch 
schreiben würde, das sowohl in 
Frankreich als auch in England 
benutzt wird. Wie würde es Napo- 
leon abhandeln? Sogar die Geo- 
graphie Londons — Waterloo Sta- 
tion, Trafalgar Square - ist ein 
Denkmal für Engländer, die 
Franzosen töteten. Napoleons 
Grabstätte, Bahnhof Austerlitz, 
und Straßennamen wie Jena und 
Ulm kennzeichnen alle den Stolz 
der Franzosen auf die Bereit- 


schaft ihrer Ahnen, Ausländer 
abzuschlachten. Ein »multikultu- 
relles« Geschichtsbuch über die 
napoleonischen Kriege wäre eine 
Absurdität, und das weiß jeder. 
Und dennoch wäre es kaum ab- 
surder als die Geschichtsbücher, 
die amerikanische Kinder heute 
benutzen. 


Nichtweiße haben einen viel 
schärferen Sinn für ihre Grup- 
peninteressen als Weiße. Sie se- 
hen sehr klar, daß die Zukunft 
ihre Gewinner und Verlierer ha- 
ben wird, ebenso wie die Ge- 
schichte sie gehabt hat. Während 
praktisch jeder Schulbezirk mit 
einer weißen Mehrheit versucht, 
die Quadratur des Kreises zu fin- 
den, indem dort eine Geschichte 
gelehrt wird, die alles für jeden 
ist, fangen Schulbezirke mit 
schwarzen Mehrheiten damit an, 
den alten »eurozentrischen« 
Lehrplan durch einen zu erset- 
zen, der offen »afrozentrisch« ist. 


Man ist nicht daran interessiert, 
die traditionelle Geschichte mit 
verschiedenen Gesichtspunkten 
zu bereichern. Man will einen 
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Das Experiment der Vereinten Staaten ist im Begriff zu scheitern, 
weil es keine Nation geben kann, die alle zufriedenstellt. 


einzigen, afrikanischen Stand- 
punkt. In Atlanta, wo 92 Prozent 
der Schüler an öffentlichen Schu- 
len Schwarze sind, wurden Lehr- 
pläne für Geschichte und Sozial- 
kunde von einer »afrikanisch- 
amerikanischen« Perspektive aus 
umgeschrieben. New Yorks öf- 
fentliche Schulen genehmigten 
kürzlich eine Überarbeitung der 
Lehrpläne auf der Grundlage ei- 
nes offen weißenfeindlichen Posi- 
tionspapiers, das teilweise von 
Professor Leonard Jeffries, der 
für die Vorherrschaft der Schwar- 
zen eintritt, entworfen wurde. In 
Kalifornien begannen Schulbe- 
ziike im mehrheitlich von 
Schwarzen bewohnten Oakland 
und East Palo Alto das Schuljahr 
1991/92 ohne Lehrbücher für So- 
zialkunde. Sie entschieden, ei- 
gene Lernmittel mit Schwer- 
punkt auf Schwarze zu entwik- 
keln, weil sie nichts Passendes 
finden konnten. 


Privatschulen für Schwarze sind 
ganz nach Osten verlegt worden. 
Einige lehnen Amerika ab und 
bringen ihren Kindern bei, daß 
sie die afrikanische Diaspora 
seien. Viele lehren völligen Un- 
sinn, und es wird behauptet, die 
antiken Agypter und sogar König 
Salomon seien Schwarze gewe- 
sen. Nichtsdestoweniger, selbst 
wenn ein Teil ihres Lehrmaterials 
lächerlich ist, afrozentrische Leh- 
rer haben etwas erkannt, was 
weiße Lehrer längst vergessen 
haben: Geschichte hat einen 
Standpunkt; sie kann nicht alles 
für jeden sein. 


Der Aufbau einer 
Nation 


Schwarze lernen also eine Art 
von Geschichte, die einst Weiße 
lernten - eine Geschichte, die 
Identität und Gewißheit aufbaut. 


Weiße Kinder lernen, daß jede 
Auslegung Gültigkeit hat, daß 
nichts gewiß ist, daß die Vergan- 
genheit ihrer Nation aus lauter 
Paradoxen und ungelösten Pro- 
blemen besteht. Vaterlandsliebe 
wächst nicht im Herzen eines 
Kindes, das nicht mit Stolz auf 
die Vergangenheit seines Landes 
zurückblicken kann. 


Die Vereinigten Staaten sind weit 
von einem Schulwesen abgekom- 
men, das Europäer zu Amerika- 
nern machte. Jetzt machen wir 
Amerikaner zu rein gar nichts. 
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Die Zwölf 
schlagen bei 
der Mafia 

schneller zu 


Nach der Ermordung der Richter 
Falcone und Borsellino in Sizilien 
haben die Zwölf beschlossen, 
den europäischen Kampf gegen 
das organisierte Verbrechen zu 
beschleunigen. Die Minister des 
Inneren und der Justiz haben sich 
in Brüssel getroffen und eine 
Sondereinheit aus Polizisten und 
Richtern eingesetzt, die im 
Kampf gegen die Mafia und ähn- 
liche Organisationen spezialisiert 
sind. Die Gruppe soll den Mini- 
stern in sechs Monaten über die 
Verflechtungen der kriminellen 
Syndikate Bericht erstatten. 


Die Initiative, durch die die Auf- 
deckung von Mafiosi und ande- 
ren Schwerverbrechern erleich- 
tert werden soll, wurde von den 
Ministern Italiens und Frank- 
reichs angeregt. Sie ist eine der 
Strategien gegen das organisierte 
Verbrechen. Daneben gibt es ein 
ganzes Arsenal an Maßnahmen, 
die im Hinblick auf den großen 
Binnenmarkt geschaffen wer- 
den. 


Dazu gehört das Zoll- und Infor- 
mationssystem SID, das im Okto- 
ber seine Arbeit aufnahm und 
helfen wird, Licht in die Machen- 
schaften des organisierten Ver- 
brechens zu bringen. Diesem 
Ziel dient auch das Schengener 
Informationssystem, das die acht 
Mitglieder der Schengener 
Gruppe (die Zwölf ohne Däne- 
mark, Griechenland, Großbri- 
tannien und Irland) in Straßburg 
errichten lassen. 


Doch die Zwölf wollen nicht nur 
den Informationsfluß beschleuni- 
gen, sondern auch die Ausbil- 
dung ihrer Anti-Mafia-Speziali- 
sten verbessern, indem verstärkt 
Beamte zwischen den Mitglied- 
staaten ausgetauscht werden. 


Aufdecken und dann zuschlagen. 
Auch letzteres wollen die Zwölf 
forcieren. Die Minister haben die 
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mit der Einrichtung der europäi- 
schen Polizei Europol beschäftig- 
ten Beamten gebeten, ihre Be- 
mühungen zu intensivieren, 
damit ein erster Teilbereich, die 
Europäische Drogeneinheit, ab 
Januar 1993 einsatzbereit ist. Au- 
Berdem haben die Minister Euro- 
pol beauftragt, den Kampf gegen 
das internationale Verbrechen zu 
verschärfen. Es ist bekannt, daß 
der Drogenschmuggel eines der 
wichtigsten Betätigungsfelder 
der Mafia ist. 


Einigkeit herrscht bei den Zwölf 
auch darüber, gemeinsam der 
Geldwäsche im Drogengeschäft 
einen Riegel vorzuschieben. Die 
Beschlagnahme von illegal er- 
worbenem Vermögen steht 
ebenso auf der »Wunschliste« der 
Zwölf wie die Auslieferung von 
Straftätern, die in einem Mit- 
gliedstaat verhaftet werden und 
deren Auslieferung von einem 
andern Mitgliedstaat beantragt 
wird. Zu all diesen Bereichen 
gibt es zwar bereits europäische 
Abkommen, doch sie wurden 
noch nicht von allen EG-Län- 
dern ratifiziert. 


Die Zwölf wollen ferner wirksam 
gegen Unternehmen vorgehen, 
die als Deckmantel für die Mafia 
und andere kriminelle Organisa- 
tionen dienen. Derzeit ist der 
Handlungsspielraum der Behör- 
den in diesem Bereich oft noch 
sehr begrenzt. 


Leider machen die Untaten von 
Mafia und Co. nicht vor den 
Grenzen der EG halt. Daher 
möchten die Zwölf auch andere 
Länder an ihrem Kampf betei- 
ligen. Das erscheint umso dring- 
licher, als Mafiaorganisation 
auch in den ehemals kommunisti- 
schen Ländern Osteuropas Fuß 
fassen. Oo 


Zahl der 
Häftlinge in 
russischen 
Gulags steigt 


Jelena Bonner, die Witwe Andrej 
Sacharows und weithin bekannte 
Aktivistin für die Menschen- 
rechte, Amnesty International 
und eine politische Partei, die 
sich Europäische Freiheitspartei 
nennt, klagten auf einer Presse- 
Konferenz an, daß Rußlands Gu- 


lags immer noch da sind und die 
Zahl der Häftlinge ansteigt. 


Gennadij Zhaworonkow, Heraus- 
geber der »Moscow News«, die 
eine Tatsachenerforschungs- 
Rundreise zu den Gulags för- 
derte, sagte, nach einer konser- 
vativen Schätzung gebe es 40000 
Häftlinge in den Gulags, es seien 
aber wahrscheinlich in Wirklich- 
keit 100000 und mehr. Die Ge- 
fangenen arbeiten 12 bis 16 Stun- 
den pro Tag beim Holzfällen zum 
Gebrauch im Inland und im Aus- 
land. Er sagte, drei neue Lager 
seien im Raume Moskau einge- 
richtet worden. 


Zhaworonkow hob hervor, daß 
sich viele der Häftlinge in einer 
orwellschen Situation befinden, 
das heißt, Verbrechen, für die sie 
unter dem Kommunismus schul- 
dig gesprochen wurden, seien in 
Rußland zwar keine Verbrechen 
mehr, aber eine allgemeine Am- 
nestie, hauptsächlich für politi- 
sche Gefangene, sei auf sie nicht 
angewendet worden, weil sie als 
»Wirtschaftsverbrecher« angese- 
hen werden. 


Eine der Firmen, die aus dieser 
andauernden Sklavenarbeit Vor- 
teile ziehen, ist Palm Internatio- 
nal, die in Sibirien und Palm 
Beach ansässig ist. In Presseauf- 
rufen der Firma Palm werden 
Amerikaner aufgefordert, in 
eine ganz sichere Sache in der So- 
wjetunion - die Bauholzindustrie 
- zu investieren, die, wie Zhawo- 
ronkow hervorhob, immer haupt- 
sächlich von Sklavenarbeitern 
betrieben wurde. = 


Polnische 
Regierung ruft 
Arbeiterstreiks 
hervor 


Die Weigerung der polnischen 
Regierung, angeführt von Mini- 
sterpräsidentin Hanna Suchocka 
und Arbeitsminister Jacek Ku- 
ron, mit Bergleuten Gespräche 
zu führen, die gegen die bösarti- 
gen, vom Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) auferlegten 
Sparpläne und die drohende 
weitverbreitete Beseitigung der 
Bergbauindustrie in Polen sind, 
hat die Gewerkschaften, die die 
andauernde Streikwelle im südli- 
chen Polen und die vorangegan- 


genen Proteste der Bauern orga- 
nisiert hatten, zur Bildung eines 
nationalen Streikausschusses 
und zur Vorbereitung eines Gene- 
ralstreiks veranlaßt. 


Der Streikausschuß, der bereits 
überall im Land über die schlesi- 
sche Bergbauregion hinweg 
Kampfgruppen gebildet hat, 
setzt sich aus der ländlichen 
Selbstverteidigungsorganisation 
Samoobrona, der Gewerkschaft 
Solidarnosc 80, der neuen Ge- 
werkschaft der Lokomotivführer 
ZZMK, der neuen Bergarbeiter- 
Gewerkschaft FZGG und dem 
nachkommunistischen Gewerk- 
schaftsbund OPZZ zusammen. 


Führer des Streikausschusses sag- 
ten, die Unnachgiebigkeit der 
Regierung habe eine Situation 
herbeigeführt, in der die Arbei- 
terschaft, um überhaupt etwas zu 
erreichen, gezwungen sei, über 
bloße Lohnforderungen hinaus- 
zugehen und eine landesweite 
Protestaktion zu starten, mitdem 
Ziel, die Wirtschaftspolitik des 
Landes wesentlich zu verändern. 
Zurückweisung der der Regie- 
rung und dem Banksektor aufer- 
legten IWF-Kondiditonalitäten 
und die Schaffung eines Systems 
des produktiven Kredits, einher- 
gehend mit Einfuhr-Schutzzöl- 
len, sind grundsätzliche Forde- 
rungen der Generalstreik-Kam- 
pagne. U 


Zweites 
Massengrab in 
der Mongolei 
entdeckt 


Ein zweites Massengrab buddhi- 
stischer Mönche, die Ende der 
dreißiger Jahre während eines 
stalinistischen Terrorregimes hin- 
gerichtet wurden, ist in der Mon- 
golei entdeckt worden berichtete 
Reuters. 


Munkhdalain Rinchin, Histori- 
ker für den Präsidenten der Mon- 
golei, sagte kürzlich in einem 
Interview, daß das zweite Mas- 
sengrab im Juni dieses Jahres nur 
wenige Kilometer von dem er- 
sten, 1991 entdeckt, gefunden 
wurde. Er sagte, er habe in die- 
sem Sommer die Exhumierung 
von etwa 1000 Skeletten aus den 
beiden Massengräbern über- 
wacht. Jedes Skelett wies einen 


einzigen Einschuß einer Kugel 
des Kalibers 0,22 hinten im Schä- 
del auf. Im zweiten Massengrab 
bei Ar Zuraa in der nordwestli- 
chen Provinz der Mongolei Hovs- 
gol lagen Skelette immer noch in 
den Safran-Gewändern buddhi- 
stischer Mönche gehüllt, eines 
auf dem anderen gestapelt, bis zu 
einer Tiefe von 12 Metern. 


Die Soldaten müssen die Mön- 
»ae einen nach dem anderen in 
voller gegenseitiger Sicht er- 
schossen und einen auf den ande- 
ren in das Grab geschoben ha- 
ben«, sagte Rinchin. »Es muß 
eine Szene erschütternder Grau- 
samkeit gewesen sein.« Rinchin 
hatte ein Videoband, auf dem 
junge Männer mit Gasmasken 
bei der Ausgrabung der Leichen 
zu sehen sind, zusammen mit Be- 
sitztümern, die in den Falten ih- 
rer Gewänder gefunden wurden: 
Rosenkränze, Buddha-Statuen, 
Schnupffläschchen und Seiten 
der Schrift. 


Die Greueltaten wurden auf Be- 
fehl des mongolischen kommuni- 
stiichen Diktators Horloogiyn 
Choibalsan als Teil einer Kam- 
pagne zur Zerschlagung der 
Macht der alten buddhistischen 
Theokratie dieses Landes began- 
gen. Historiker schätzen, daß 
17000 Mönche hingerichtet und 
in Massengräbern verscharrt wur- 
den. Außerdem wurden 746 Klö- 
ster, die einen Großteil des 
Reichtums und der Lehrbiblio- 
thek der Mongolei enthielten, 
zerstört. Choibalsan soll bis zu 
seinem Tode im Jahre 1952 etwa 
100000 Menschen hingerichtet 
haben. 


Mongolische Historiker, die jetzt 
bislang als geheim eingestufte 


Archive durchsehen, sagen, daß . 


Josef Stalin, der die irre Idee 
hatte, daß Mongolen sich mit den 
expansionistischen japanischen 
Armeen in der Mandschurei zu- 
sammentun würden, viele der 


Hinrichtungen anordnete. iM 
Armenien hofft 
auf Hilfe im 
»unerklärten 


Krieg« 


Aserbaidschan hat einen »uner- 
klärten Krieg« gegen Armenien 
vom Zaune gebrochen, klagte 


der armenische Präsident Levon 
Ter-Petrossian als Reaktion auf 
zwei Angriffe aserbaidschani- 
scher Streitkräfte auf armeni- 
sches Territorium an. Armenien 
hat sich an die anderen Länder 
der Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten (GUS) gewandt, ihrem 
Mandat der »kollektiven Verant- 
wortung für die Sicherheit« ge- 
recht zu werden und Armenien 
zur Hilfe zu eilen. 


Wie berichtet wird, setzten die 
Azeris russische SU-25-Bomer 
gegen die Region Goris im süd- 
östlichen Armenien ein. Die An- 
griffe der Azeris folgten dem Zu- 
sammenbruch der multinationa- 
len Friedensgespräche über die 
von Armeniern bewohnte En- 
klave Nagorno-Karabakh in 
Aserbaidschan, die in Rom statt- 
fanden. 


Der armenische Geschäftsträger 
in London, Professor Armin Sar- 
kissian, äußerte zur BBC, daß 
azerische Streitkräfte »Territo- 
rien in Armenien erobert ha- 
ben«. Aserbaidschan beherrscht 
jetzt 40 Quadratkilometer arme- 
nischen Territoriums im nörd- 
lichen Armenien. 


Die eskalierende Krise ruft dra- 
matische politische Veränderun- 
gen hervor. Die Regierung von 
Nagorno-Karabakh trat am 12. 
August diesen Jahres zurück und 
das ausscheidende Regime emp- 
fahl die Einführung des Kriegs- 
rechts und die Gründung eines 
neuen Verteidigungsrates, der 
die Herrschaft übernehmen soll, 
berichtete Moskau. Es wird auch 
über russisch-armenische diplo- 
matische Kontakte auf hoher 
Ebene über verstärkte Koopera- 
tion auf einer Reihe von Gebie- 
ten berichtet. In Armenien 
wurde ein neuer Verteidigungs- 
minister, der erste mit Kampfer- 
fahrung, ernannt. oO 


Weltkirchenrat 
treibt 
Bevölkerungs- 
begrenzung 
voran 


Der Weltkirchenrat (WCC) über- 
nimmt bei der Organisation reli- 
giöser und kirchlicher Gruppen 
hinter der Bevölkerungsbegren- 


zungspolitik eine führende Rolle 
ein, schreibt die Zeitschrift 
»People and the Planet«, ein ge- 
meinsam von der International 
Planned Parenthood Federation, 
der International Union for the 
Conservation of Nature und dem 
Fund for Population Activities 
der Vereinten Nationen geförder- 
tes Presseorgan. 


Wegen des WCC »wurde Bevöl- 
kerung zu einem zentralen Ge- 
sprächsthema« unter Religions- 
und Kirchenführern auf dem 
Erd-Gipfel in Rio de Janeiro im 
Juni diesen Jahres, schreibt die 
Zeitschrift. »Der Weltkirchenrat, 
der sich hauptsächlich aus prote- 
stantischen und orthodoxen Kir- 
chen zusammensetzt, äußerte 
sich mit starken Worten über die 
Notwendigkeit einer Bevölke- 
rungspolitik. Auf einer dem Gip- 
fe] vorangehenden Sitzung in ei- 
nem der verarmten Bezirke Rio 
de Janeiros, die 176 Kirchenver- 
treter aus aller Welt zusammen- 
brachte, argumentierte der WCC 
dahingehend, daß Paare mehr 
Auswahlmöglichkeiten bei der 
Geburtenverhütung haben soll- 
ten.« 


Der Generalsekretär des WCC, 
Emilio Castro, sagte: »Während 
die katholische Kirche gegen die 
Methodologie der Verwendung 
künstlicher Verhütungsmittel zur 
Einschränkung des DBevölke- 
rungswachstums ist, glaubt der 
WCC, daß die Verantwortung, zu 
dieser Methodologie zu greifen, 
dem Paar obliegt.« 


Dieser Standpunkt wird das för- 
dern helfen, was die Gruppe »das 
Rechte auf reproduktive Frei- 
heit« nennt. »People and the Pla- 
net« stellt diese Ansicht der des 
Vatikans gegenüber, wie sie von 
Angelo Kardinal Sodano auf dem 
Erd-Gipfel zum Ausdruck ge- 
bracht wurde: »Methoden anzu- 
wenden, die nicht mit der wahren 
Natur des Menschen überein- 
stimmen, werden am Ende tragi- 
sches Leid herbeiführen.« m 


Bosnischer 
Präsident kriti- 
siert den Westen 


»Der Mangel des Westens an poli- 
tischem Willen ist ... für uns eine 
unangenehme Überraschung«, 
sagte Präsident Alija Izetbegovic 


in einem Interview zu »News- 
week«. »Der Westen verrietsseine 
eigenen Grundsätze. Glücklich- 
erweise fackelte der Westen zu 
Beginn des Zweiten Weltkriegs 
nicht so lange, wie er es jetzt tut. 
Dann hätten wir eine Nazi-Herr- 
schaft in der Welt«, meinte er. 
Das Interview fand nach Frie- 
densgesprächen in London statt. 
Izetbegovic sagte, die Gespräche 
seien enttäuschend gewesen, 
aber »ein gewisser Fortschritt ist 
erreicht worden. Unsere Region 
hat für die Vereinigten Staaten 
keine Priorität«, sagte Izetbego- 
vic. »Das Übel, dessen Opfer wir 
sind, ist irgendwie europäischen 
Ursprungs. Es ist eine unglückli- 
che Mischung zwischen Faschis- 
mus und Soztalismus, in Europa 
geboren.« 


Die Politik des Westens geriet 
auch unter scharfe Kritik des slo- 
wenischen Schriftstellers Savoj 
Zizek in der Ausgabe der briti- 
schen Zeitung »Guardian«. »Prä- 
sident Izetbegovic hat für sein 
Vertrauen in den Westen und da- 
für, daß er das zivilisierte ‚Spiel 
getrieben hat, bezahlt, mit der 
völligen Zerstörung seines Lan- 
des. Als sich Versprechungen des 
Westens als leere Hülle erwiesen 
und die Serben angriffen, nahm 
der Westen die Haltung eines Be- 
obachters an, der über den Aus- 
bruch »primitiver balkanischer 
Leidenschaften« entsetzt war ... 
Es gibt nichts Selbsterzeugtes an 
diesen ethnischen Konflikten, 
der Westen war von Anfang an 
darin verwickelt. Carrington, Ba- 
ker, Hurd, Genscher ... der We- 
sten ist durch und durch verant- 
wortlich. Bei Frankreich und 
Großbritannien erweckte die 
Auflösung Jugoslawiens das 
Phantom des Vierten Reiches, 
das das empfindliche Gleichge- 
wicht der europäischen Politik 
stört... 


Das richtige Thema zur Unter- 
stützung ist eigentlich die hysteri- 
sche Spaltung, die die Haltung 
des Westens kennzeichnet: Der 
unheimliche Antagonismus zwi- 
schen seiner »offiziellen< Politik 
der Verhinderung ethnischer Be- 
reinigungen und seinem wahren 
Wunsch, die Serben ihr Werk 
vollenden zu lassen.« IB 
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Balkan 


Lehren aus 
dem Balkan- 


Krieg 


Siegfried Gärtner 


Schon seit weit über einem Jahr tobt im ehemaligen Jugoslawien ein 
blutiger Krieg mit all den abscheulichen Begleitumständen, die zu 
solchen Auseinandersetzungen, zumal in jenem balkanischen Win- 
kel Europas, zu gehören scheinen. Wieviele Opfer dieser Krieg be- 
reits gefordert hat, weiß niemand genau. Es können Zehntausende, 
aber auch Hunderttausende sein. Millionen befinden sich auf der 
Flucht oder verloren ihre Wohnungen. 


Zuallererst gilt es klar festzuhal- 
ten: Der jetzige Krieg ist eine 
Spätfolge des Diktats von Versail- 
les beziehungsweise St. Ger- 
main. 


Serbien ist das verwöhnte 
Hätschelkind 


Dort nämlich wurde Serbien da- 
für belohnt, daß serbische Fanati- 
ker durch den Sarajewo-Mord 
den Ersten Weltkrieg ausgelöst 
hatten. Jugoslawien war daher 
trotz der Einverleibung vieler 
bosnischer, kroatischer und slo- 
wenischer Gebiete, trotz der An- 
nexion ungarischen Territoris- 
mus, eigentlich ein Großserbien. 
Und hier liegt auch der Grund für 
die mehr als nachsichtige Hal- 
tung, die der gesamte Westen und 
die ihm folgende »Weltöffentlich- 
keit« Belgrad gegenüber ein- 
nimmt. Serbien ist das verwöhnte 
Hätschelkind der Weltkrieg-I- 
und II-Sieger! 


Bis zuletzt hoffte man in Paris, 
London und Washington, es 
könnte dem Belgrader Panzer- 
kommunismus gelingen, die auf- 
müpfigen Slowenen, Kroaten 
und Bosniaken in die »multikul- 
turelle Gesellschaft« Tito-Jugos- 
lawiens zurückzwingen. 


Die Folgen 
von Versailles 


All dies wird von den Massenme- 
dien geflissentlich verschwiegen, 
weil dadurch unbequeme Fragen 
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aufgerührt werden könnten. 
Denn die sogenannten Pariser 
Vorortverträge (sprich: das Ver- 
sailler Diktat) sind nicht nur ur- 
sächlich für die jetzige jugoslawi- 
sche Tragödie verantwortlich, 
sondern sie waren es schon für 
dem Zweiten Weltkrieg! 


Als im Frühjahr 1941 Jugosla- 
wien dem Dreimächtepakt Ber- 
lin-Rom-Tokio beitrat, wurden 
seine aus Wien zurückkehrenden 
Unterhändler von achsenfeindli- 
chen serbischen Fanatikern auf 
dem Bahnhof verhaftet, und so- 
mit war der Vertrag annuliert. 
Hier zeigte sich bereits die Rivali- 
tät zwischen Slowenen und Kroa- 
ten einerseits und den Serben an- 
dererseits. 


Die serbische Putschregierung 
hatte schon ihre Fühler nach 
Moskau und London ausge- 
streckt. Sie wurde auch sofort 
durch Stalin anerkannt, was wie- 
derum beweist, daß Stalin voll 
auf die antideutsche Seite einge- 
schwenkt war und den deutsch- 
sowjetischen Nichtangriffspakt 
nur als vorübergehenden takti- 
schen Schachzug betrachtet 
hatte. 


Die kulturellen 
Gegensätze 


Es ist, als wolle die Geschichte im 
letzten Moment all den Verblen- 
deten in Bonn, all den Traumtän- 
zern in den patentdemokrati- 
schen Parteizentralen unseres 
Landes nochmals drastisch vor 


Augen führen, was »multikultu- 
relle Gesellschaften« bedeuten 
und was sie unausweichlich nach 
sich ziehen! 


Aber das offizielle Rumpf- und 
Neudeutschland scheint wie eine 
vom Wahnsinn getriebene Lem- 
mingherde nur noch den Lauf in 
den eigenen Untergang zu ken- 
nen. 


Es sind vor allem religiös-kultu- 
relle Gegensätze, die den künstli- 
chen jugoslawischen Staat jetzt 
gesprengt haben. Die eigentli- 
chen nationalen Unterschiede 
sind vergleichsweise gering. Ser- 
ben und Kroaten zum Beispiel 
sprechen dieselbe Sprache, nur 
schreiben die Kroaten lateinisch, 
die griechisch-orthodoxen Ser- 
ben kyrillisch. Die römisch-ka- 
tholischen Kroaten waren immer 
nach Mitteleuropa ausgerichtet, 
gehörten lange zu Österreich-Un- 
garn und standen in beiden Welt- 
kriegen auf deutscher Seite. 


Sie gelten demzufolge als 
deutschfreundlich, und hier liegt 
wieder einer der penetrant ver- 
schwiegenen Gründe für die Tat- 
sache, daß der Westen so lange 
das serbische Treiben — bis vor 
kurzem noch unter dem Sowjet- 
stern — geduldet, ja ermuntert 
hat. In Bosnien-Herzegowina 
lebt außer Serben und Kroaten 
noch ein hoher Prozentsatz von 
Moslems. Es handelt sich bei 
dem derzeitigen Gemetzel also 
auch um einen Religionskrieg, 
was wiederum beweist, daß Of- 
fenbarungsreligionen alles an- 
dere als eine Garantie für friedli- 
che Zustände sind, auch wenn sie 
sich nach außen hin noch so hu- 
man gebärden. 


Ein verlogenes 
Geschichtsbild 


Während des Zweiten Weltkrie- 
ges führten die roten Tito-Partisa- 
nen einen hartnäckigen Klein- 
krieg nicht nur gegen die Besat- 
zungstruppen der Achsen- 
mächte, sondern auch gegen alle 
jene Personen, die deutscher 
Sympathien verdächtig waren 
oder sich aus dem südslawischen 
Zwangsstaat lösen wollten. 


Es geschahen abscheuliche Grau- 
samkeiten, und die jetzigen Er- 
eignisse sind nur die Folge der 
Saat, die damals gesät wurde. 

Nach dem Kriege wurde dann 
alle Schuld für das Geschehen, 


wie könnte es auch anders sein, 
der deutschen Seite angelastet. 


Zehntausende deutscher Kriegs- 
gefangener, Hunderttausende 
von Volksdeutschen wurden von 
dem roten Mob gefoltert, gequält 
und ermordert. 


Wer in Wirklichkeit die Schuld an 
ali den damaligen Scheußlichkei- 


ten trug, zeigt sich jetzt. Na 


dem Krieg aber wurden untae.“ 
lige ehrenhafte deutsche Heer- 
und Truppenführer an Tito-Jugos- 
lawien ausgeliefert und dort öf- 
fentlich gehängt. Auf ihre Re- 
habilitierung wartet man vergeb- 
lich, obwohl eine Geschichtslüge 
nach der anderen platzt. 


Die Tschechoslowakei, ein ande- 
rer Vielvölkerstaat der Versailler 
Unfriedensmacher, löst sich nun 
auf, und die Slowakei wird selb- 
ständig. Ganzen Schülergenera- 
tionen aber war vorgelogen wor- 
den, der Zerfall jenes Staatsgebil- 
des im Jahre 1939 sei nur auf 
Grund von heimtückischen Ma- 
chenschaften der damaligen 
deutschen Reichsregierung_ er- 
folgt. 


Das »induzierte 
Irresein« 


Im Jahre 1963 hatte der Rechts- 
anwalt W. Schöttler aus Reckling- 
hausen Strafanzeige gegen den 
damaligen jugoslawischen Au- 
ßenminister Koca Popovic erstat- 
tet, 


»... weil Popovic als Partisanen- 
kommandant mehrere hundert 
deutsche Kriegsgefangene bis 
zum Hals hatte eingraben und ih- 
nen dann mit Eggen die Köpfe 
hatte abreißen lassen.« 


Die Strafanzeige war bei der Bun- 
desanwaltschaft Karlsruhe er- 
folgt. Das Verfahren wurde mit 
der Begründung niedergeschla- 
gen, daß einem Prozeß vor einem 
westdeutschen Gericht »unüber- 
windliche Schwierigkeiten« ent- 
gegenstünden. 


Aber Deutsche wurden und wer- 
den verfolgt, nicht nur draußen, 
sondern im eigenen Land - und 
das ist die größte Schmach! 


Seit fast 50 Jahren wurden Tau- 
sende von Prozessen ange- 
strengt, die Unsummen kosteten, 
zweimal wurde die Verjährungs- 
frist verlängert, einzig zu dem 


Zweck, um ununterbrochen die 
deutsche Wehrmacht, die Waf- 
fen-SS, das ganze deutsche Volk 
diffamieren und schlechtmachen 
zu können. Der Haß öffnet hier- 
bei sogar noch Gräber. 


Eine ganze politische Kaste lebt 
von den Unwahrheiten gegen das 
eigene Volk. 


Das sind genau dieselben Leute, 


die die Opferzahl des Dresdner 
Bombenmassenmords vom Feb- 
ruar 1945 von 300000 auf 35000 
hinunterzulügen pflegen. Weil 
das, was andere verbrochen ha- 
ben, nicht ans Licht der Offent- 
lichkeit kommen darf. Denn nur 
absolute Einseitigkeit kann die 
bußfertige Zerknirschung der 
Deutschen aufrechterhalten. 


Wer hat je gehört, daß die Russen 
oder Polen, US-Amerikaner 
oder Chinesen, Franzosen, Israe- 
lis oder Briten »ewig zu sühnen 
und zu büßen« hätten? 


Wer hat bei den über 200 Kriegen 
seit 1945 nach Kriegsverbrechern 
oder Aggressoren auch nur ge- 
fragt? Bloß mit den Deutschen 


treibt man das, und wir lassen es 
mit uns treiben! 


Was uns als »Politik« und 
»Recht« verkauft wird, kann man 
nur noch als induziertes Irresein 
bezeichnen. 


Vernebelung der 
Verantwortlichkeiten 


Wir haben gesehen, daß die 
Hauptgründe des derzeitigen 
Kriegselends auf dem Balkan in 
dem Unrecht von Versailles 1919 
liegt. Bei jenen »Verträgen« wa- 
ren aber vor allem Frankreich 
und England federführend. Auch 
Italien. Was aber tun diese 
Mächte nun angesichts der 
Flüchtlingsmassen aus dem ver- 
blichenen Jugoslawien? Nichts 
oder so gut wie nichts! 


Hier die Lasten zu tragen, über- 
läßt man einmal mehr den Deut- 
schen. Aber wird uns diese Be- 
reitwilligkeit zu Opfern für an- 
dere honoriert? Ganz im Gegen- 
teil! Weil wir unsere Ehre wegge- 
worfen haben und die geschichtli- 
che Wahrheit schänden ließen, 


sind wir längst zu den Deppen 
der Welt geworden. 

Und das kann man mit Gedanken 
nach allen Seiten auch nicht wie- 
der gutmachen, sondern man 
weckt damit immer neue Begehr- 
lichkeiten und kennzeichnet die 
Neudeutschen höchstens als 
Oberdeppen. 


Hier gibt es nur eines: Alle jene 
schleunigst abzuwählen, die sich 
in fast einem halben Jahrhundert 
weder willens noch fähig gezeigt 
haben, die Lebensinteressen un- 
seres Volkes zu wahren! 


Schweigen über Millionen 
deutsche Opfer 


Selbstverständlich gibt es vertret- 
bare Gründe, Kriegsflüchtlinge 
kurzzeitig bei uns aufzunehmen, 
wenn sie an Leib und Leben ge- 
fährdet sind, sich entsprechend 
bescheiden und nicht noch An- 
sprüche stellen. Dann darf man 
aber Deutschland nicht vorher 
schon durch Wirtschaftsasylanten 
und reine Schmarotzer aus jedem 
Weltwinkel überschwemmen las- 
sen. 


Die Folgen von Versailles, wo 
sich Clemenceau, Wilson und 
Lloyd George (von links nach 
rechts) nach dem Ende des Er- 
sten Weltkrieges trafen, sind 
heute in den einzelnen Repu- 
bliken des ehemaligen Jugos- 
lawiens zu sehen. 


Und man darf zweitens nicht zu- 
lassen, daß die deutschen Hei- 
matvertriebenen von 1945 und 
später im eigenen Land als »Be- 
rufsvertriebene« oder »Revan- 
chisten« noch beschimpft und 
daß gleichzeitig noch die Vertrei- 
berstaaten mit Geschenken über- 
häuft werden. 

Man darf dann weiter nicht so 
tun, als wären die Millionen 
Mordopfer jener Vertreibung 
nicht der Erwähnung wert und 
darf im Bundestag nicht Beifall 
klatschen, wenn die 700jährige 
Heimat der vertriebenen Deut- 
schen vertraglich den Räuber- 
staaten überantwortet wird. 
Denn all dies entlarvt das wahre 
Gesicht all jener Moral-, Huma- 
nitäts- und Menschenrechtsapo- 
stel, die hoffentlich nächstes Mal 
nicht mehr gewählt werden! DI] 
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Balkan 


Der Islam ist 
das eigentliche 


Ziel 


Ivor Benson 


Was den Medien des Establishments über gewisse Bereiche des welt- 
weiten Tumults immer wieder entgeht, ist nicht an dem politischen 
Verfasser und Kommentator Ivor Benson vorbeigegangen. 


Die öffentliche Reaktion auf die 
Ereignisse in Bosnien-Herzogo- 
wina ist äußerste Befremdung 
und Erschütterung. Drastische 
Berichte über den Vorgang der 
sogenannten ethnischen Bereini- 
gung durch die Serben sind von 
Horden von Journalisten und 
Fernseh-Kameramännern, die 
im ganzen Land, mit einigen Ge- 
fahren für sich selbst, ausge- 
schwärmt sind, vorgelegt wor- 
den. 


Die große Angst 
vor dem Islam 


Aber die Frage, worauf es noch 
keine Antwort gibt, lautet: 
»Warum?« Warum sind urplötz- 
lich die Großmächte, die bislang 
so eifrig die Welt als Polizeikräfte 
überwachten, so hilflos? 
Gleichermaßen rätselhaft ist die 
Lage, die im Irak entstanden ist: 
Warum gelingt es den Mächten, 
nachdem sie Saddam Hussein 
eine derart verheerende Nieder- 
lage beigebracht haben, nicht, 
ihn dazu zu zwingen, sich den Ka- 
pitulationsbedingungen zu beu- 
gen? Sie reden jetzt von der Not- 
wendigkeit, ihn zu »stürzen«; 
warum haben sie das nicht getan, 
als er ihnen auf Gnade und Barm- 
herzigkeit ausgeliefert war, und 
sie das in wenigen Tagen hatten 
bewerkstelligen können? 


Unsere eigene kurze Antwort auf 
alle derartigen Fragen ist, daß, 
wie widersprüchlich, sogar chao- 
tisch das der öffentlichen Mei- 
nung präsentierte Bild auch sein 
mag, die Ereignisse in der Golfre- 
gion und im ehemaligen Jugosla- 
wien völlig mit dem Drehbuch 
übereinstimmen und entweder 
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erzwungen oder vorsätzlich ge- 
duldet werden. 

Unter dem Aspekt der weltwei- 
ten Machtpolitik haben Bosnien 
und der Irak einen bedeutsamen 
gemeinsamen Faktor: Die große 
Angst vor dem sich ausbreiten- 
den Einfluß des Islams. 


Der Präsident des Iraks, Saddam 
Hussein, und der Präsident Ser- 
biens, Slobodan Milosevic, füh- 
len sich frei, sich auf ausgedehnte 
völkermordende Operationen 
einzulassen, weil sie wissen, daß 
sie nicht angefaßt werden kön- 
nen — oder vielmehr nicht ange- 
faßt werden. Und warum sind sie 
so sicher, daß ihnen nichts ge- 
schieht? Weil sie wissen, daß die- 
jenigen, die im Westen die Macht 
ausüben, sie als Bollwerk gegen 
einen wiederauflebenden Islam 
brauchen. 


Es wäre unmöglich gewesen, 
Saddam Hussein auszuschalten, 
ohne gleichzeitig die Macht der 
herrschenden Baath-Partei zu 
brechen, und wenn die Sieger des 
Golfkrieges das getan hätten, 
dann hätten sie ein Machtva- 
kuum geschaffen, das nur die 
schiitischen Moslems, mit einiger 
Unterstützung durch den Iran, 
hätten ausfüllen können. 


Aber warum keine Furcht vor der 
Baath-Partei? Ist das nicht auch 
eine islamische Partei? 


Es ist eine verweltlichte oder ab- 
artige Form des Islam, die viel 
mit der verweltlichten Form des 
Christentums gemein hat, das 
sich im Westen so bereitwillig an 
die große politische Macht, die 
im Mammon verwurzelt ist, an- 
passen konnte. 


Und von daher gesehen, wie sehr 
auch immer Milosevic wegen sei- 
ner Politik der »ethnischen Berei- 
nigung« - eine Beschönigung für 
Völkermord - verachtet wird, 
war in den Zentren der Groß- 
mächte im Westen das mögliche 
Hervortreten eines von Moslems 
dominierten Bosnien-Herzego- 
wina noch mehr zu fürchten. 
Ebenfalls zu berücksichtigen war 
der beträchtliche moslemische 
Druck in Kosovo, das in Serbien 
und Albanien liegt und fast völlig 
moslemisch ist. 


Religion ist der 
springende Punkt 


Im Grunde genommen handelt 
es sich hier also um Religion, 
nicht Rasse oder Nationalismus, 
da man sich allgemein darüber ei- 
nig ist, daß die Moslems in dieser 
Gegend Serben und Kroaten sind 
- Europäer wie die übrige Bevöl- 
kerung Serbiens, und die gleiche 
Sprache sprechend -, unter 
schiedlich nur in der Religion. 


Einer der am besten zusammen- 
gefaßten Berichte über das, was 
sich in Bosnien-Herzegowina er- 
eignet hat, wurde kürzlich von 
Patrick Bishop, ein Korrespon- 
dent des »London Daily Tele- 
graph«, vorgelegt: »Die verspäte- 
ten Bemühungen der Außenwelt, 
die bosnische Krise einzudäm- 
men, kamen zu spät. Das Märty- 
rertum im Lande ist fast vollstän- 
dig. 


Die Tragik des Landes Bosnien- 
Herzegowina besteht darin, daß 
es als das kurzlebigste Land in die 
Geschichte des modernen Euro- 
pas eingehen könnte. 


Innerhalb weniger Monate nach 
seiner  Unabhängigkeitserklä- 
rung im März dieses Jahres befin- 
det sich das Land in den letzten 
Stadien der Zerstückelung. Die 
Serben haben bereits Zweidrittel 
des Territoriums des Landes ver- 
schlungen. 


In der westlichen Herzegowina 
hacken die Kroaten sich ihre eige- 
nen Anteile aus der Leiche her- 
aus. 


Die Hauptopfer der Aufteilung 
sind die Moslems, die 44 Prozent 
der Bevölkerung ausmachten, 
die größte Volksgruppe, bevor 
die Kämpfe begannen. Sie sind 
jetzt auf ein paar belagerte En- 
klaven eingeengt und scheinen 


dazu verurteilt zu sein, sich den 
Palästinensern als Volk ohne Hei- 
matland anschließen zu müssen.« 


Keine schnelle Lösung 
möglich 


Hätte die serbische Regierung 
daran gehindert werden können, 
dies alles zu tun? Verschiedene 
Formen des Eingreifens haben 
sich als undurchführbar und so- 
gar höchst gefährlich erwiesen, 
geeignet, die westlichen Mächte 
in einen weiteren, Vietnam-ähnli- 
chen politischen und militäri- 
schen Sumpf zu ziehen. Aber es 
kann kein Zweifel darüber beste- 
hen, daß, wenn die Mächte so 
entschlossen gewesen wären, wie 
sie es im Falle des Einmarsches in 
Kuwait waren, die serbische Re- 
gierung auf der Stelle stehenge- 
blieben wäre, und eine sich lange 
hinziehende Einmischung wäre 
nicht notwendig gewesen. 


Wie Margaret Thatcher, Paddy 
Ashdown (Führer der Liberalde- 
mokraten) und andere gesagt ha- 
ben, war nur die sofortige Beherr- 
schung des Luftraums erforder- 
lich, also etwas, was man leicht 
hätte erreichen können, dazu der 
Beweis für noch ernsthaftere Ab- 
sichten. Mit einem Wort, alles, 
was die Mächte hätten tun müs- 
sen, ist »nein« zu sagen, und das 
mit Bestimmtheit. 


Was sollen also alle diese Hilfelei- 
stungen und schwachen Versu- 
che, die unternommen werden, 
um die Fahrzeugkolonnen zu 
schützen? Wie Charles Moore im 
»Daily Telegraph« ausführte, be- 
stand die Notwendigkeit für eine 
»zwecklose Geste«, mit der eine 
Öffentlichkeit zufriedengestellt 
werden sollte, die durch die 
Presse- und Fernsehberichte 
über die serbische Barbarei zu- 
tiefst beunruhigt war, um die ei- 
gene Politik des Nichteingreifens 
irgendwie zu verdecken. 


Und so wird der Wirrwarr in der 
Welt immer schlimmer, während 
der Kommunismus, der stets nur 
ein Scheingegner des Kapitalis- 
mus, selbst sogar ein Produkt des 
Kapitalismus war, als Feind Nr. 1 
des Westens abgelöst wird; umso 
mehr gefürchtet, vielleicht, weil 
er mit seiner harten und einleuch- 
tenden Verurteilung des westli- 
chen Gesellschafts»modells« ein 
Wiedererwachen der morali- 
schen Intelligenz der Menschen 
im Westen entfachen könnte. U 


Serbien 


Es geht um 


das alte 


zionistische 


Muster 


Martin Mann 


Das von den Serben durchgeführte Programm der »völkischen Säu- 
berung« durch Massaker und Plünderung geht nach dem von Israel 
in dessen »Unabhängigkeitskrieg« festgelegten Muster vor sich. 


Der barbarische Mord- und Plün- 
derungs-Ansturm, der von Kom- 
munisten geführten serbischen 
Milizen gegen andere Nationali- 
täten in der ehemaligen jugosla- 
wischen Föderation, ähnelt sehr 
stark dem 1948 - 49 von zionisti- 
schen Guerillas geführten Feld- 
zug, um palästinensische Mos- 
lems und Christen aus ihrem an- 
.gestammten Heimatland zu »säu- 
bern«. 


Eine Dokumentation 
über unbeschreibliche 
Verbrechen 


Dies ist der wachsende Konsens 
unter Politik-Experten und Hi- 
storikern, die kürzlich freigege- 
bene Dokumente überprüft ha- 
ben, aus denen hervorgeht, daß 
israelische Streitkräfte sich einen 
Staat herausschälten, indem sie 
der ihnen im Weg stehenden Zi- 
vilbevölkerung weithin Greuelta- 
ten, Vergewaltigungen, Plünde- 
rungen und Massaker zufügten. 


Das neue Beweismaterial, das in 
den letzten Monaten weitgehend 
von unabhängigen israelischen 
Historikern veröffentlicht 
wurde, ist eine dramatische Be- 
stätigung der von Issah Nakhleh, 
dem angesehenen Dekan arabi- 
scher Beobachter bei den Verein- 
ten Nationen, zusammengestell- 
ten Forschungsergebnisse. 


Auf der Grundlage von Augen- 
zeugenberichten und zeitgenössi- 
schen Dokumenten hat Nakhleh, 
ein Anwalt und Rechtsgelehrter, 


der die seltene Auszeichnung ge- 
nießt, sowohl der britischen als 
auch der palästinensischen An- 
waltschaft anzugehören, einige 
der lange unterdrückten »Kriegs- 
verbrechen«, »Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit und Völker- 
mord«, die von israelischen Mili- 
zen bei ihrem Vorstoß, Schlüssel- 
regionen Palästinas von ihren hi- 
storischen Siedlern zu »säu- 
bern«, begangen wurden, zurück- 
verfolgt. Dazu gehört: 


Israel »verletzte die territoriale 
Integrität Palästinas und besetzte 
80 Prozent davon«, berichtete 
Nakhleh. 


Durch »Gewalt und Massaker« 
vertrieben israelische Streit- 
kräfte mehr als 800000 palästi- 
nensische Araber aus dem Hei- 
matland ihrer Familien und Vor- 
väter. 


Israelische Streitkräfte »plünder- 
ten und raubten« 95 Prozent der 
Häuser, Wohnungen und Han- 
delsgebäude aus, und nahmen 
»die Maschinen, Möbel, Waren 
und alle weltlichen Besitztümer 
der palästinensischen Araber in 
80 Prozent Palästinas widerrecht- 
lich in Besitz. 


Aus Angst davor, daß die zivili- 
sierte Welt vor einem neuen 
Staat, der mit derart brutalen 
und gesetzlosen Mitteln geschaf- 
fen wurde, zurückschrecken - 
und ihre Anerkennung rückgän- 
gig machen könnte -, ordnete Is- 
rael an, daß alle Aufzeichnungen 
und Dokumente über seine Er- 


oberungen in Palästina 40 Jahre 
lang hinter Schloß und Riegel 
verwahrt werden mußten. 

Erst jetzt erhielten unabhängige 
israelische Historiker Zugang zu 
- und das Recht zur Veröffentli- 
chung - der realen Vorgeschichte 
der israelischen Eigenstaatlich- 
keit. Ariyeh Yitzhaki, ein Gelehr- 
ter an der Universität Bar Ilan, 
der auch Dozent für Militärge- 
schichte ist, berichtete kürzlich, 
er habe »mehr als 20 große Mas- 
saker an Arabern und über 100 
kleinere« verifiziert, die von isra- 
elischen Truppen während ihres 
sogenannten Unabhängigkeits- 
krieges begangen wurden. 


Nach diesem Bericht hinterlie- 
Ben »große« Massaker minde- 
stens 50 dokumentierte Opfer; al- 
les was unter dieser Zahl liegt, 
wird als »kleine« Greueltat einge- 
stuft. 


Schmutzige Geheimnisse 
treten zutage 


Yitzhakis eigene Forschung be- 
weist, daß ein Großteil des Ge- 
metzels nicht nach irgendeinem 
Maßstab als »klein« bezeichnet 
werden kann. In Doueimah, eine 
nicht verteidigte Stadt nördlich 
von Hebron, »wurden minde- 
stens 580 Zivilisten getötet«, be- 
richtet er. 

Augenzeugenberichte, die 40 
Jahre lang unterdrückt wurden, 
enthüllten, daß »Frauen und Kin- 
dern mit Keulen der Schädel ein- 
geschlagen wurde; andere wur- 
den in ihren Häusern in die Luft 
gesprengt«. 


Andere israelische Wissenschaft- 
ler haben diese erschütternden 
Entdeckungen bestätigt: »Bis zur 
Gründung des Staates Israel en- 
dete jeder Zusammenstoß mit 
einem Massaker an Arabern«, 
gab der Historiker für Militärge- 
schichte Uri Milstein zu. 


Aus »fast jedem lange unter- 
drückten Bericht in den Archiven 
der israelischen Armee über die 
Besetzung arabischer Dörfer 
steigt der Gestank von Massa- 
kern empor«, berichtete der Ko- 
Jumnenschreiber Alexander 
Cockburn nach einer Überprü- 
fung der kürzlich freigegebenen 
Berichte des Vorstoßes von 1948 
- 49 zur Errichtung des israeli- 
schen Staates. Die Berichte las- 
sen »das Muster eines willkürlich 
ausgeübten israelischen Terrors 
erkennen, der darauf abzielte, 
Massenflucht herbeizuführen, so 
daß ganze Regionen (Palästinas) 
von Arabern »gesäubert< sein 
würden«. 


Kein Wunder, daß die serbisch- 
kommunistische Führung, nach- 
dem sie Kissinger Associates in 
den achtziger Jahren weiterhin 
als strategischen Berater« beibe- 
halten hatte, sich dazu entschloß, 
alle ethnischen Regionen des 
ehemaligen Jugoslawien dadurch 
an sich zu reißen, daß sie Israels 
völkermordende Eroberung Pa- 
lästinas genau nachahmte, sagen 
erfahrene Beobachter bei den 
Vereinten Nationen. 


»Als ehemaliger Hausgelehrter 
der Rockefellers, Berater des 
Weißen Hauses und schließlich 
Außenminister ging Henry Kis- 
singer und auch der amtierende 
Außenminister Lawrence Eagle- 
burger bei der Vertuschung des 
Terrorismus und Plünderung, die 
Israel die Eigenstaatlichkeit ein- 
brachten, voran«, sagt Oberst Jo- 
achim Wegener, ein österreichi- 
scher Staatsanwalt beim Militär- 
gericht, der dem militärischen 
Stab des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen zugeteilt ist. 


»Sie konnten der serbischen Füh- 
rung versichern, daß Kissinger 
Associates weiß, wie man öffent- 
liche Aktenunterlagen von derar- 
tigen Greueltaten säubert.« D 
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Staaten 


Gorbatschow 


greift 


zurück nach 
der Macht 


Alfred König 


Der Kommunismus ist noch lange nicht tot. Ganz im Gegenteil. Das 
häßliche Gespenst der Menschheitsunterdrückung meldet sich in 
Person Michail Gorbatschow zurück. Immer unverhohlener greift 
der gestürzte frühere sowjetische Staats- und Parteichef zurück nach 
der Macht und wird dabei von den westlichen Medien, besonders 


den deutschen, massiv unterstützt. 


Es ist absolut unbegreiflich, wie 
sehr dieser Mann im Westen noch 
umjubelt wird. CODE hat in der 
April-Ausgabe dieses Jahres de- 
zidiert nachgewiesen, daß Gor- 
batschow niemals der Friedens- 
apostel war, als der er sich immer 
dargestellt hat. Vielmehr hat er 
nur konsequenter als andere das 
Wort seines Vorbilds Lenin - so 
selber von Gorbatschow bezeich- 
net - befolgt, nach dem man alles 
tun dürfe, auch einen Schritt zu- 
rückgehen, nur eines nicht, näm- 
lich das Ziel aus dem Auge zu ver- 
lieren. 


Lob für 
Erich Honecker 


Das seltsame ist, daß Gorbat- 
schow eigentlich nie ein Hehl aus 
seiner Einstellung gemacht hat. 
Wer das Interview Jauchs mit ihm 
im »Stern-TV« gesehen hat, muß 
seine Worte im jüngsten »Stern«- 
Interview, er stehe dem »linken 
Zentrum« nahe, als blanken 
Hohn empfinden, 


Darin hat sich Gorbatschow näm- 
lich ganz eindeutig zum Sozialis- 
mus bekannt. Nicht zu verges- 
sen, sein sehr emotionelles Plä- 
doyer zu Gunsten des stalinisti- 
schen Oberverbrechers Erich 
Honecker. Dieser wurde von 
dem Ex-KPdSU-Chef geradezu 
als Friedensengel dargestellt, der 
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malige Chance nicht nutzte und 
konsequent nachfragte. Da er 
diese Frage als Schlußwort an 
Gorbatschow gerichtet hatte, 
spielte aber wohl die Sendezeit 
nicht mit und durfte die Werbung 
nicht nach hinten geschoben wer- 
den. 


Gorbatschows Einstellung zeigt 
sich auch daran, daß er sich ent- 
schieden weigert, beim obersten 
Gericht Rußlands als Zeuge im 
Prozeß gegen die KPdSU auszu- 
sagen. Mit großer Empörung rea- 
gierte dann die Öffentlichkeit im 
Westen auf den Einzug des Reise- 
passes von Gorbatschow. Dabei 
ist es auch in Deutschland durch- 
aus üblich, daß einem Bürger, 
der mehrfach seiner Ladung als 
Zeuge vor Gericht nicht nach- 
kommt, dort zwangsvorgeführt 
wird oder sogar in Erzwingungs- 
haft genommen werden kann. 
Auch der Einzug des Reisepasses 
ist ein gesetzlich mögliches Mit- 
tel. Von daher ist es absolut un- 
verständlich, daß Rußland kriti- 
siert wird, wenn es mit vollkom- 


Michail Gorbatschow wartet auf seine politische Stunde, wo eran 
die Macht in der ehemaligen Sowjetunion zurückkehrt. 


nur das friedliche Zusammenle- 
ben zwischen Ost und West im 
Sinn hatte und der einer der Vä- 
ter der Entspannungspolitik ge- 
wesen sei. Es sei unverantwort- 
lich, diesen schwerkranken Greis 
ins Gefängnis zu stecken oder 
überhaupt vor Gericht zu stellen. 
Es ist schade, daß der von dieser 
Eindeutigkeit selbst überraschte 
Günter Jauch diese vielleicht ein- 


men legalen und demokratischen 
Mitteln gegen jemanden vorgeht, 
der beharrlich die Aussage vor 
Gericht verweigert! 


Im »Stern«-Interview führt sich 
Gorbatschow sogar als Märtyrer 
auf. Originalton: »Alles, was ich 
während meiner Amtszeit als Ge- 
neralsekretär und Präsident ver- 
dient habe, habe ich dem Staat 


und der Partei gegeben. Drei Mil- 
lionen Dollar Buchhonorare an 
den Staat, eine Million Rubel an 
die Partei. Nicht eine Kopeke, 
nicht einen Cent habe ich für 
mich behalten. Wir hatten nie 
eine eigene Wohnung... Heute 
behalte ich einen Teil der Hono- 
rare. Irgendwie müssen wir ja le- 
ben. Meine Tochter und mein 
Schwiegersohn, beide Ärzte, ge- 
ben ihre Gehälter nur für Lebens- 
mittel aus. Sie sind gezwungen, 
sich in der Freizeit Geld hinzuzu- 
verdienen.« 


Kein Wort sagt Gorbatschow na- 
türlich davon, daß er alleine in 
seine politische Stiftung Millio- 
nen Dollar gepumpt hat, daß er 
glaubhaften Berichten zufolge 
Millionen Dollar auf Schweizer 
Konten liegen hat, daß alleine 
der Schmuck und die Pelze seiner 
Frau hunderttausende, wenn 
nicht gar Millionen Mark wert 
sind. 


Seine Stiftung ist heute schon 
eine der reichsten, vielleicht so- 
gar die reichste Organisation in 
den Staaten der ehemaligen So- 
wjetunion. Keiner stellt aber die 
Frage, wofür er dieses Geld denn 
braucht, und wieso er es nicht 
besser dafür verwendet, am Auf- 
bau der GUS mitzuhelfen. 


Indirekt gibt er aber hierfür die 
Antwort selber. Auf die Frage, 
ob er denn zurück in die Politik 
wolle, antwortete Gorbatschow: 
»Dieser Tag ist noch nicht gekom- 
men.« 


Und genau hierfür braucht er das 
Geld, und schart er seine Trup- 
pen um sich. Man sieht, welch ein 
Schreckensregime sein enger 
Freund Eduard Schewardnadse, 
auch immer als Friendensapostel 
apostrophiert, in Georgien führt. 
Angesichts der starken innerge- 
orgischen Opposition spricht das 
Präsidentschafts-Wahlergebnis, 
nach dem sich angeblich 95 Pro- 
zent für Schewardnadse ausspra- 
chen, eine deutliche Sprache. 
Eine Mehrheit von 60 Prozent 
hätte auch ausgereicht, aber das 
geht nicht in die Köpfe der altsta- 
linistischen Fälscher rein. 


Der KGB arbeitet 
immer noch 


Dafür wird dann von Gorbat- 
schow kräftig auf die sicherlich 
manchmal etwas naiven Bemü- 
hungen Jelzins eingeschlagen, 


das Land vor dem endgültigen 
Sturz ins Chaos zu bewahren. 


»Wie üben denn die sogenannten 
Demokraten um Jelzin, und man 
kann sie wirklich nur noch soge- 
nannte Demokraten nennen, 
ihre Macht aus? In nur neun Mo- 
naten haben die es geschafft, daß 
das Lebensniveau der Menschen 
um 50 Prozent fiel. Sie haben uns 
20 Jahre zurückgeworfen. Alles 
Geld geht jetzt drauf für Lebens- 
mittel... Diese Reformen, das 
ist doch reiner Zynismus gegen- 
über den Menschen. Die Produk- 
tion ist um 30 Prozent gefallen. 
Die da oben glauben doch nur, 
sie hätten die Lage im Griff. Und 
jetzt soll innerhalb weniger Mo- 
nate alles privatisiert werden. Da 
will man die Leute wieder einmal 
zu ihrem Glück zwingen. Das ist 
nichts weiter als Neostalinis- 
mus.« 


Gerade der letzte Satz ist doch 
Heuchelei pur. Gerade derjenige 
muß es sagen, der während sei- 
ner langjährigen Amtszeit das 
Land immer weiter in die Misere 
geführt hat. Der noch zu Zeiten, 
wo der Westen bereits mit derrea- 
len Abrüstung begonnen hatte, 
die sowjetischen Verteidigungs- 
ausgaben nicht kürzte, das Atom- 
U-Boot- und das Marine-Pro- 
gramm sogar drastisch weiter aus- 
baute. 


Es sind doch gerade die noch im- 
mer mächtigen Altstalinisten und 
Altleninisten, die heute jede 
wirkliche Reform verhindern. 
Westliche Geheimdienstergeb- 
nisse besagen eindeutig, daß der 
frühere KGB im Untergrund 
noch immer sehr aktiv ist und tau- 
sende Tonnen Lebensmittel ge- 
bunkert hat und eher verschim- 
meln läßt, als sie der hungernden 
Bevölkerung zu geben. 


Eine neue 
kommunistische 
Diktatur? 


Es ist doch gerade die mehrheit- 
lich noch kommunistisch beein- 
flußte Militärführung, die verhin- 
dert, daß Jelzin die Kurilen-In- 
seln, die heute strategisch nur 
noch von untergeordneter Be- 
deutung sind, an Japan zurück- 
gibt. Dabei hat Japan angekün- 
digt, nach Rückgabe der Inseln 
umgehend Milliarden und Aber- 
milliarden Dollar in der ehemali- 
gen Sowjetunion investieren zu 
wollen. 


Es muß doch erlaubt sein, die 
Frage zu stellen: Was hat das Mili- 
tär mit den Kurilen vor? Durch 
den bald kompletten Abzug der 
Atomwaffen der Amerikaner aus 
Westeuropa und der Ablehnung 
der deutschen Regierung, unser 
Land gegebenenfalls auch mit ei- 
genen atomaren (Abwehr)-Waf- 
fen zu verteidigen, wird ein kon- 
ventioneller Krieg wieder mög- 
lich. Und nach erneuter Etablie- 
rung einer kommunistischen Dik- 
tatur in der GUS, die nicht ausge- 
schlossen werden und bereits 
sehr schnell erfolgen kann, wäre 
Deutschland dann das Erpresser- 
ziel Nummer 1. Will das Militär 
deswegen nicht auf die Kurilen 
verzichten? 


Wenn man von einer Plan- auf die 
Marktwirtschaft wechselt, so 
setzt dies nun einmal gravierende 
Einschnitte in das bestehende 
Wirtschaftssystem voraus. Die 
Marktwirtschaft, so wie sie der- 
zeit im Westen praktiziert wird, 
ist natürlich noch bei weitem 
nicht das Gelbe vom Ei, ist aber 
der kommunistischen Planwirt- 
schaft weit überlegen. 


Jelzins 
dritter Weg 


Zudem bleibt Rußland und den 
anderen Staaten der GUS ange- 
sichts der zusammengebroche- 
nen oder sich westlich orientie- 
renden Ostmärkte sowieso nichts 
anderes übrig, als zu versuchen, 
wirtschaftlich international wett- 
bewerbsfähig zu werden. Klüger 
wäre es sicher gewesen, die Priva- 
tisierung der Wirtschaft konse- 
quent voranzutreiben, zumindest 
vorübergehend aber Lebensmit- 
tel zu subventionieren. 


Gorbatschow hat in der Vergan- 
genheit bei fast jeder Gelegen- 
heit zu erkennen gegeben, daß er 
die Ziele des Internationalismus 
vertritt. Diese würden das gerade 
von den Kommunisten freigewor- 
dene Land aber nur direkt wieder 
in eine neue Abhängigkeit füh- 
ren. Von daher ist der dritte Weg 
zwischen Kommunismus und Ka- 
pitalismus, den Jelzin zu gehen 
versucht, der richtige und müßte 
von allen freiheitsliebenden Per- 
sonen und Regierungen unter- 
stützt werden. Daß dies nicht ge- 
schieht, zeigt, daß George Or- 
wells »1984« oder Aldous Hux- 
leys »Schöne neue Welt« schon 
viel weiter vorangeschritten sind, 
als allgemein angenommen. DU 


Gemeinschaft 


unabhängiger Staaten 
Griwna, Litas 
und Tanga 


Der Rubel rollt - dieses geflügelte Wort erhält angesichts der Wäh- 
rungsturbulenzen in der Gemeinschaft unabhängiger Staaten 
(GUS) eine völlig neue Bedeutung. Tagtäglich verliert die Währung 
innerhalb und außerhalb der Staaten-Gemeinschaft an Wert. Zwar 
benutzt die russische Wirtschaftspresse den Begriff Rubelzone inzwi- 
schen als Synonym für die ehemalige Sowjetunion, doch die meisten 
Republiken denken längst über ihre Unabhängigkeit und eine eigene 


Währung nach. 


Die Geldpolitik und die Rolle 
des Rubel rücken immer mehr in 
den Vordergrund der wirtschaftli- 
chen Beziehungen zwischen den 
einzelnen GUS-Republiken. 
Meldungen über die Einführung 
eigener Währungen wechseln mit 
Beschlüssen, den Rubel als ge- 
meinsame Währung beizubehal- 
ten. 


Folgen der 
Preis-Liberalisierung 


Eine der Ursachen für das Hin 
und Her sind die Folgen der 
Preis-Liberalisierung. Seitdem 
die russische Regierung diesen 
Reformschritt zu Beginn des Jah- 
res 1992 verkündete, sind die 
Preise für Grundnahrungsmittel 
in Rußland auf das Siebenfache 
gestiegen, und die Inflation er- 
reichte zeitweise fast das 1000- 
Prozent-Tempo. 


Nach Meinung der anderen 
GUS-Republiken beschließt 
Rußland die Reformen weitge- 
hend im Alleingang - die Auswir- 
kungen auf den Rubel aber be- 
kommen alle zu spüren. 


An der Moskauer Börse mußten 
Mitte September 1992 für einen 
Dollar 248 Rubel gezahlt werden 
- mehr als je zuvor. 


In den vorangegangenen Mona- 
ten war es der russischen Zentral- 
bank gelungen, den Rubelverfall 
wenigstens zeitweise zu bremsen. 
Im Januar 1992 notierte die 
Börse 230 Rubel pro Dollar, im 
Juni war der Dollar sogar schon 
für 120 bis 125 Rubel zu haben. 


Der Niedergang des Rubel sowie 
die mangelnde Versorgung mit 
Banknoten durch die russische 
Zentralbank verstärkten das 
überwiegend politisch motivierte 
Streben der Republiken nach ei- 
genen Währungen. 


Estland und Lettland: Die bei- 
den baltischen Republiken scher- 
ten als erste aus der Rubelzone 
aus. Rund 1,6 Millionen Esten 
bezahlen seit Juni 1992 mit der 
Krone, die fest an die D-Mark ge- 
bunden ist (1 DM = 8 Kronen). 
Knapp 2,7 Millionen Letten ha- 
ben fortan lettische Rubel und - 
noch - russische Rubel in ihren 
Portemonnaies. 


Litauen: Als letzte der drei balti- 
schen Republiken verabschiedet 
sich Litauen vom Rubel. Ab dem 
1. Oktober 1992 verliert die russi- 
sche Währung im Ostsee-Anrai- 
nerstaat ihre Gültigkeit. 


Auf die eigene Währung, den Li- 
tas, müssen die knapp vier Millio- 
nen Litauer jedoch noch eine un- 
bestimmte Zeit warten. Zu- 
nächst einmal gelten namenlose 
Coupons als Übergangs-Zah- 
lungsmittel. 


Aserbaidschan: Die Republik 
am Kaspischen Meer will den 
Manat einführen. Allerdings sol- 
len die rund sieben Millionen 
Aseris noch eine Zeitlang auch 
mit dem Rubel zahlen können. 


Die Ukraine, Weißrußland und 
Kasachstan haben ebenfalls ei- 
gene Währungen ins Gespräch 
gebracht. Falls die Pläne Wirk- 
lichkeit werden, bekommen rund 
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Unabhängiger Staaten 


Griwna, Litas 
und Tanga 


52 Millionen Ukrainer den 
Griwna, etwa zehn Millionen 
Weißrussen zahlen mit dem Taler, 
und rund 17 Millionen Kasachen 
gewöhnen sich an den Tanga. 


Die starke Verflechtung 
der GUS-Republiken 


Auch in Moldawien, Georgien 
und Armenien werden vereinzelt 
Rufe nach einer eigenen Wäh- 
rung laut. Doch wie in den mei- 
sten anderen Republiken schei- 
terten die Pläne bislang an den 
wirtschaftlichen Realitäten. 
Gründe: 


Nach wie vor sind die Volkswirt- 
schaften der einzelnen GUS-Re- 
publiken stark miteinander ver- 
flochten. Im Durchschnitt gehen 
rund 50 Prozent der Gesamtpro- 
duktion einer Republik in die an- 
deren GUS-Länder. 


Dabei kommt es jedoch zu star- 
ken Ungleichgewichten bei ein- 
zelnen Produkten, so daß sich die 
gegenseitigen Abhängigkeiten 
nicht von heute auf morgen auflö- 
sen lassen. 


So entfallen allein auf Rußland 
rund 90 Prozent der Erdölförde- 
rung, knapp 80 Prozent der Erd- 
gasproduktion und über die 
Hälfte der Kohleförderung. 


Auch beim Getreide hält Ruß- 
land mit 50 Prozent den Löwen- 
anteil; es folgen die Ukraine mit 
24 Prozent und Kasachstan mit 13 
Prozent. In den Branchen der 
verarbeitenden Industrie ragen 
die baltischen Republiken, Weiß- 
rußland und die Ukraine heraus. 


Eine plötzliche Abkehr von der 
bisherigen gemeinsamen Wäh- 
rung würde den Handel schlagar- 
tig lahmlegen. Denn die neuen 
Währungen müßten sich zu- 
nächst etablieren - und der Wa- 
rentausch auf Hartwährungs-Ba- 
sis scheitert am chronischen De- 
visenmangel der meisten Repu- 
bliken. 


Die angestrebte außenwirtschaft- 
liche Konkurrenzfähigkeit der 
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Der russische Präsident Boris Jelzin steht vor der Tatsache, daß 
die meisten ehemaligen Sowjetrepubliken eine eigene Währung 
planen. 


GUS-Republiken ist ohnehin nur 
auf der Basis einer gemeinsam 
getragenen Handelspolitik zu er- 
reichen. 


Eine Vielzahl 
von Abmachungen 


Diese Erkenntnis hat sich zwar 
inzwischen überall durchgesetzt, 
doch die Vereinbarungen auf 
höchster Ebene werden immer 
wieder von einseitigen Bestim- 
mungen oder bilateralen Verein- 
barungen zwischen einzelnen Re- 
gierungen unterlaufen. 


Vor allem zu Fragen des Zolls, 
der Lizenzierung und Quotie- 
rung von Ein- und Ausfuhren so- 
wie des Transitverkehrs existiert 
inzwischen eine Vielzahl von Ab- 
machungen. 


Ohne verbindliche Spielregeln 
funktioniert jedoch nichts. Ex- 
perten schätzen, daß allein die 
willkürliche Einrichtung von 
Zollgrenzen den Handel zwi- 
schen den einzelnen Republiken 
in diesem Jahr auf die Hälfte des 
Standes von 1991 zurückwirft. 


Eine Folge davon: Immer mehr 
Unternehmen müssen ihre Pro- 
duktion stillegen, die Schulden 
wachsen. 


Allein zwischen Januar und Juli 
1992 stiegen die Schulden der rus- 
sischen Unternehmen von 39 auf 
3,200 Milliarden Rubel. 

Ein weiterer Unsicherheitsfaktor 


der Rubelzone ist der Streit über 
die Geld- und Kreditpolitik. Die 
Republiken beklagen vor allem 
die Monopolstellung der russi- 
schen Zentralbank. 


Solange die Rubelnoten nur in 
Rußland emittiert werden, hat al- 
lein die Zentralbank in Moskau 
den Geldumlauf in der Hand. 
Doch die Druckmaschinen kön- 
nen nicht mit der Inflation mit- 
halten - überall im Land fehlen 
Banknoten. Im ersten Quartal 
1992 blieben 80 Prozent der 
neuen Banknoten in Rußland — 
den Rest mußten sich alle ande- 
ren Republiken teilen. 


Kein Wunder also, daß viele 
GUS-Länder sich um eine eigen- 
ständige Geldpolitik bemühen 
und mit dem Austritt aus der Ru- 
belzone drohen. Diese Konstella- 
tion führt zu einem heillosen 
Durcheinander. 


So schwankten die Zinssätze in 
der GUS im April dieses Jahres 
zwischen 18 Prozent bei den Ban- 
ken in Usbekistan und 58 Prozent 
in Lettland. Das ruft findige 
Rechner auf den Plan: Das Geld 
wandert von einem Konto auf das 
andere - die Zirkulation des Ru- 
bel ist völlig außer Kontrolle. 


Ein Drei-Stufen-Plan des Inter- 
nationalen Währungsfonds 
(IWF) soll den Rubel stabilisie- 
ren. Doch die Freigabe der vorge- 
sehenen sechs Milliarden Dollar 
ist an vier Bedingungen ge- 
knüpft: Reduzierung des Haus- 
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haltsdefizits; Beschränkung des 
Geldmengenwachstums; Schaf- 
fung eines funktionierenden 
Wechselkursmechanismus für 
alle Länder der Rubelzone und 
Übergang zu einem marktbe- 
stimmten Rubelkurs sowie volle 
Konvertibilität der Währung. 


Das Dilemma: Um die Bedingun- 
gen zu erfüllen, braucht Rußland 
einen stabilen Rubel - für einen 
stabilen Rubel braucht das Land 
die IWF-Gelder. 


Die Auswirkungen 
auf den Rubel sind 
verheerend 


Die aktuelle Wirtschaftskrise ver- 
stärkt noch die Währungsmisere. 
Die Produktion der russischen 
Industrie lag im ersten Halbjahr 
1992 um rund 15 Prozent unter 
dem Vorjahresniveau, und die 
Steuereinnahmen bleiben ent- 
sprechend zurück. Die Folgen: 


Nach Angaben der russischen 
Zentralbank sind bis Anfang Sep- 
tember 1992 fast 1,3 Billionen 
Rubel Schulden des Staates auf- 
gelaufen - allein 823 Milliarden 
Rubel zur Deckung des Haus- 
haltsdefizits. 


Die Auswirkungen auf den Rubel 
sind verheerend: Ende August 
kostete ein US-Dollar 210 Rubel, 
Mitte September waren es schon 
241 Rubel. Einen Tag nach Be- 
kanntwerden des Haushaltsdefi- 
zits mußten an der Moskauer 
Börse bereits 248 Rubel pro Dol- 
lar gezahlt werden, in St. Peters- 
burg wurden sogar erstmals mehr 
als 300 Rubel für die US-Devise 
geboten. 


Damit wurden sogar die pessimi- 
stischen Prognosen übertroffen: 


Bei einer Umfrage der Moskauer 
Staatsuniversität sagten 518 Wirt- 
schaftsforscher und Banker ei- 
nen Kursverfall bis Ende Septem- 
ber auf 250 Rubel pro Dollar vor- 
aus. 


Anders als die Westeuropäer bei 
den jüngsten Turbulenzen im Eu- 
ropäischen Währungssystem 
scheinen die Russen von der Ru- 
bel-Rallye jedoch wenig beein- 
druckt. Der Vize-Außenminister 
Glasjew meinte, die Bevölke- 
rung habe sich in den vergange- 
nen neun Monaten bereits an 
hohe Inflationsraten im Land ge- 
wöhnt. DO 


Weltkirchenrat 


Hrage nach der 
sowjetischen 
Beeinflussung 


Beat Christoph Baeschlin 


Die Kirchenführer der »freien westlichen Welt« hatten nicht mehr an 
die Zukunft des pluralistischen Parlamentarismus geglaubt. Darum 
haben sie sich auf einen künftigen Sieg des marxistischen Gottlosen- 


tums eingestellt. 


Das war falsch spekuliert. Und 
nun kommen immer mehr Be- 
weise der schmählichen Zusam- 
menarbeit zwischen den Spitzen 
westlich finanzierter »christli- 
cher« Organisationen mit dem 
Kommunismus ans Tageslicht 
und beleuchten die trüben Ma- 
chenschaften in den kirchlichen 
Führungskreisen des Westens. 
Da und dort werden Verantwort- 
liche zur Rede gestellt. So hat der 
»Kirchenbote für das reformierte 
Volk des Aargau« dem Präsiden- 
ten des Schweizerischen Evange- 
lischen Kirchenbundes folgende 
unausweichliche Frage gestellt: 


»Laut einer Mitteilung der russi- 
schen Nachrichtenagentur TASS 
soll Emilio Castro dank des russi- 
schen Geheimdienstes KGB zum 
Generalsekretär des Weltkir- 
chenrates gewählt worden sein. 
Wie beurteilen Sie solche Ge- 
schichten?« 


Wie man lästige 
Fragen abwimmelt 


Mit dem abwertenden Ausdruck 
»solche Geschichten«, sollte 
wohl die Sprengkraft der auf- 
sehenerregenden Frage etwas ge- 
mildert werden. Pfarrer Heinrich 
Rusterholz holte trotzdem zu ei- 
ner klotzigen Antwortrede aus 
und sprach: »Dummes Zeug! 
Diese Meldung muß ja von einem 
KGB-Mitarbeiter stammen. 
Denn, von den 150 Zentralaus- 
schußmitgliedern, die Castro 
wählten, sind nur etwa zehn Pro- 
zent Orthodoxe aus dem Einfluß- 
bereich der ehemaligen Sowjet- 
union ...« 


Pfarrer Rusterholz wirkt seit lan- 
gem in der Führungsgruppe der 
evangelischen Kirchen der 
Schweiz. Er hat gelernt, wie man 
lästige Fragen mit einem An- 
schein von Überzeugungskraft 
abwimmelt. Für Leute, die nicht 
im Bild sind über die hoffnungs- 
lose geistliche Zerrüttung der 
Landeskirchen, mag diese Ant- 
wort den Anschein von Gültig- 
keit erwecken. In Wirklichkeit 
aber wird da mit tückischem 
Schweigen der Kern des Pro- 
blems verheimlicht, nämlich die 
Tatsache, daß im Weltkirchenrat 
von den 150 Mitgliedern des Zen- 
tralausschusses eine überwälti- 
gende Mehrheit im Sog des Marx- 
ismus und im Banne einer höchst 
kritischen und distanzierten Hal- 
tung gegenüber den biblischen 
Aussagen und Lehren standen 
und heute noch stehen. 


Mit dem Zerfall der Sowjetunion 
hat sich an der pseudo-christli- 
chen Haltung der Genfer Kir 
chenzentrale nichts — aber auch 
gar nichts geändert. Die Reserva- 
tio Mentalis, womit Pfarrer Ru- 
sterholz diese Tatsache zu verwe- 
deln sucht, ist höchstens ein wei- 
terer Beweis für die Unglaubwür- 
digkeit des Weltkirchenrates ... 
und weitgehend auch der gegen- 
wärtigen Führung des Schweize- 
rischen Kirchenbundes. 


Die »Stimme der Märtyrer«, 
Nachrichtenblatt der Hilfsaktion 
Märtyrerkirche, veröffentlicht 
auf der Titelseite ihres Oktober- 
heftes 1992 die Karteikarte zur 
KGB-Akte von Iraklij Schiola- 
schwili, der unter dem Namen 
Ilia II. Patriarch der Georgischen 


Orthodoxen Kirche ist und von 
1979 bis 1983 das Amt eines Präsi- 
denten des Weltkirchenrates in 
Genf inne hatte. Seit 1962 wirkte 
Ilia II. als Spitzel der berüchtig- 
ten sowjetischen Geheimpolizei 
KGB. Das gleiche taten fünf wei- 
tere Erzbischöfe der georgischen 
Orthodoxen Kirche. 


Soeben hat auch der orthodoxe 
Erzbischof Chrysostomus von 
Vilna (Litauen) zugegeben, daß 
er ein Spitzel des KGB war. »Ich 
habe aus Überzeugung mitge- 
macht, einerseits um Vorteile für 
unsere Kirche zu erwirken und 
andererseits aus vaterländischer 
Gesinnung ... (N)«, teilte er die- 
ser Tage mit. (Quelle: die franzö- 
sische Tageszeitung »Present« 
vom 24. September 1992). 


Die Frage: Ist der Weltkirchenrat 
vom sowjetischen KGB gesteuert 
oder nicht? hat schon 1982 hohe 
Wellen geworfen. Die deutsche 
evanglische Presseagentur 
»idea« hat damals über diese Aus- 
einandersetzung berichtet: »Der 
Bundestagsabgeordnete Graf 
Huyn hatte behauptet, der Welt- 
kirchenrat sei zum Weltkirchen- 
sowjet geworden, und der Gene- 
ralsekretär der ökumenischen 
Organisation sei ein Marxist. Der 
Graf hatte in einer 112 Seiten star- 
ken Dokumentation dargetan, 
evangelische Kirchen seien »Ziel- 
gruppen kommunistischer Infil- 
tration«. Sowohl der Weltkirchen- 
rat als auch die Christliche Frie- 
denskonferenz«, der »Weltfrie- 
densrat«, die »Deutsche Friedens- 
gesellschaft« und die »Aktion 
Sühnezeichen/Friedensdienste« 
seien vom sowjetischen Geheim- 
dienst unterwandert. Graf Huyn 
stützte sich dabei vor allem auf 
Material des deutschen Bundes- 
nachrichtendienstes sowie auf 
den Verfassungsschutzbericht 
der Bonner Regierung.« 


Daß der Weltkirchenrat verdäch- 
tigt werden konnte, eine Um- 
schlagstelle für sowjetische Mei- 
nungslenkung zu sein, ist erschüt- 
ternd. Trotzdem hat man nie eine 
ideologische Durchleuchtung der 
im kirchlichen Leben des We- 
stens führenden Persönlichkeiten 
vorgenommen. Man hätte zum 
Beispiel auch feststellen müssen, 
wie viele davon zur Freimaurerei 
gehören, also zu einer Glaubens- 
lehre, die sich klar vom Evange- 
lium distanziert. Freimaurerei 
»toleriert« die christliche Lehre 
als »wertvolle Meinung«. Mehr 
nicht. Aus diesem Gesichtswin- 


kel ist auch der Marxismus als 
ebenso wertvolle »Meinung« to- 
leriert. 


Gerade in dieser Hinsicht hat 
CODE in seiner Februar-Num- 
mer 199] einen gewichtigen Hin- 
weis gegeben, indem es mitteilte: 
»Ist doch der Okumenische Rat 
der Kirchen in Genf fest in der 
Hand der Freimaurerei. Die Ge- 
neralsekretäre von Visser t’Hooft 
bis Emilio Castro waren und sind 
allesamt Freimaurer. Dasselbe 
gilt von den Gründerpersönlich- 
keiten, ganz besonders vom 
Hochgradfreimaurer Erzbischof 
Söderblom und selbstverständ- 
lich auch von den jeweils tonan- 
gebenden Leuten im Führungs- 
stab...« 


Die Frage drängt sich auf: Ge- 
hört etwa auch Pfarrer Ruster- 
holz zur Freimaurerei? Wäre das 
vielleicht der Grund, daß er tut, 
als hätte er noch nie etwas ge- 
hört, daß die damaligen sowjeti- 
schen Vertreter in Genf entweder 
in geistliche Gewänder verklei- 
dete KGB-Offiziere oder aber 
von KGB-Offizieren streng über- 
wachte Geistliche waren? 


Natürlich hat auch die DDR- 
Stasi, die rumänische »Securi- 
tate« und Bischof Kaldy von den 
ungarischen Protestanten die 
kommunistische Beeinflussung 
des ökumenischen Kirchenrates 
kraftvoll unterstützt. Bischof 
Kaldy (gestorben 1987) war Ab- 
geordneter im ungarischen Parla- 
ment und Präsident des im Welt- 
kirchenrat tonangebenden »Lu- 
therischen Weltbundes«. 


Im Laufe der letzten 30 Jahre 
sind im Westen fast alle amts- 
kirchlichen und Kirchen-amtli- 
chen Informations-Organe auf 
Linkstrend gleichgeschaltet wor- 
den. Diese Umorentierung ge- 
schah weitgehend unmerklich, 
aber mit geschickter Taktik: 


Schockweises Vorprellen, zum 
Beispiel durch Anpreisen der Ho- 
mosexualität, dann halbe Rück- 
zieher mit frommtönenden Flos- 
keln, aber dann neues Vorprellen 
bis sich die Leser daran gewöhn- 
ten. So wurde eine Christentums- 
ferne, Marxixmus-freundliche 
Geisteshaltung aufgenötigt. Von 
der Genfer Weltzentrale der Kir- 
chen aus erfolgt eine ideologi- 
sche Berieselung, womit das 
Evangelium durch einen wert- 
freien Humanismus ersetzt wird. 
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Sowohl Berisha als auch Aly 
Khan wiesen darauf hin, daß die 
USA jahrelang dem kommunisti- 
schen Jugoslawien, das effektiv 
ein künstliches Großserbien war, 


terstützt die serbische Hegemo- 
nie. »Ex-Außenminister James 
Baker und der amtierende Au- 
Benminister Lawrence Eaglebur- 
ger raten Bush, nichts zu tun«, 


Albanien 


Eine Lösung 


für die 


Balkan- 
Tragödie 


Fred Balhut 


Im vergangenen Jahr warnte die albanische Exilregierung vor einem 
Blutbad auf dem Balkan. Jetzt sagt sie, daß, wenn die Vereinigten 
Staaten und andere Großmächte nicht endlich handeln, die Lage 


sich weiter verschlimmern könnte. 


Die Eroberung eines Großteils 
dessen, was einst das seltsame 
Land Jugoslawien ausmachte 
durch die Serben, wird den Bal- 
kanstaaten keinen Frieden brin- 
gen. Die serbische Aggression 
könnte nämlich andere Länder in 
einen Konflikt verwickeln, der 
schließlich zum Dritten Welt- 
krieg ausarten könnte. 


George Bush bekam 
seinen Willen 


Dies ist die Meinung von Prinz 
Mohammed Aly Khan, Führer 
der albanischen Exilregierung. 
In einem Exklusiv-Interview in 
Washington mit »The Spotlight«- 
Redakteuren Mitte September 
warnte Aly Khan davor, daß Al- 
banien, die Türkei, Griechenland 
und Bulgarien leicht in die Aus- 
einandersetzung hineingezogen 
werden könnten. 


Im vergangenen Jahr sagte Aly 
Khan: »Nur eine völlige Umkehr 
in der amerikanischen Außenpo- 
litik - in Richtung auf Unterstüt- 
zung der regionalen, nationalisti- 
schen Demokratie und weg von 
der internationalen »Neuen Welt- 
ordnung« - wird auf der Balkan- 
Halbinsel ein Blutbad verhin- 
dern.« 


US-Präsident George Bush hat 
keine Veränderungen vorgenom- 
men. »Wir wünschten uns, wir 
hätten Unrecht gehabt«, äußerte 
der Prinz. »Aber Bush wollte uns 
nicht hören, und er bekam sein 
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meint Aly Khan. 


Außer Aly Khan nahmen Ismet 


Berisha, Präsident der Albani- 


schen Liga Prizren, und Abdella 


Nour, Repräsentant der Mosle- 


mischen Weltliga, an der Sitzung 
teil. Berisha sprach für Kosovo, 


eine Provinz des ehemaligen Ju- 


goslawiens, die jetzt von Serbien 
beansprucht wird. Kosovo ist zu 
90 Prozent albanisch und gehörte 
500 Jahre lang zu Albanien, bis es 
zunächst durch den Vertrag von 


Versailles und dann durch die Al- 
liierten nach dem Zweiten Welt- 


krieg abgetrennt wurde. 


»Bush sagt, er wolle Amerika 


nicht direkt in den Balkan-Kon- 
kommen- 


flikt hineinziehen«, 


Prinz Mohammed Aly Khan, Führer der albanischen Exilregie- 
rung. 


Blutbad.« Der albanische Führer 
meinte, die Politik des amerika- 
nischen Außenministeriums un- 


tierte Berisha. »Gut, dann soll er 
draußen bleiben. Gebt uns nur 
die Waffen.« 


militärische Hilfe zuteil werden 
ließ. Die Zentralregierung in Bel- 
grad war eine serbische Regie- 
rung; das Militär wurde von Ser- 
ben dominiert. Heute ist das, was 
von der Zentralregierung und der 
serbischen Regierung über- 
bleibt, nicht voneinander zu un- 
terscheiden, trotz der offiziellen 
Trennung. 


Die Folgen des 
Ersten Weltkrieges 


Benötigt werden Waffen für die 
anderen Volksgruppen und Re- 
publiken, da die frühere Hilfe an 
die Serben ging, die sie jetzt für 
»völkische Säuberungen« ver- 
wenden. 


»Der serbische Präsident Slo- 
bodan Milosevic hat bereits 
Pläne verkündet, 140000 serbi- 
sche Flüchtlinge nach Kosovo 
umzusiedeln«, sagte Aly Khan. 
»Er könnte versuchen, durch eth- 
nische Bereinigung -— oder viel- 
mehr durch die »Bereinigung Ko- 
sovos« von der albanischen Mehr- 
heit dieser Provinz - Platz für sie 
zu schaffen und dann eine Erobe- 
rung des unabhängigen Mazedo- 
nien zu versuchen, unter dem 
Vorwand, die serbische Minder- 
heit dort schützen zu wollen.« 


Vor einem allgemeinen 
Balkankrieg 


Dem albanischen Prinzen zu- 
folge könnte jeder dieser Schritte 
»einen allgemeinen Balkan- 
Krieg auslösen und Albanien, 
Bulgarien, Griechenland und die 
Türkei hineinziehen«. 


Milan Panic, der nominelle Präsi- 
dent, dessen, was von Jugosla- 
wien übriggeblieben ist, warnte 
kürzlich Sali Belisha, den Präsi- 
denten Albaniens, sich aus den 
Kämpfen herauszuhalten, da 
sonst etwas passieren würde. Sali 
Berisha ist nicht mit Ismet Be- 
risha verwandt. 

Aly Khan meinte, nach seinen In- 
formationen aus dem Balkan hat 
Milosevic bereits mit der ethni- 
schen Bereinigung in Kosovo - 
»oder mit der »Säuberung von 
Moslems< — begonnen, die den 
frühen Stadien des bosnischen 
Konflikts gleicht«. 


Fred Ikle dienste unter beiden 
Reagan-Regierungen als 
Staatssekretär des US-Vertei- 
digungsministeriums. 


Die Situation ist in der islami- 
schen Welt nicht unbemerkt ge- 
blieben. Nour, der seinen Bemer- 
kungen die Ermahnung vorange- 
hen ließ, daß seine Organisation 
eine geistige, keine politische Or- 
ganisation sei, sagte: »Moslems 
überall in der Welt sind darüber 
empört, was derzeit in Bosnien 
vor sich geht.« 


Er meinte jedoch, daß die einzel- 
nen islamischen Länder aus ver- 
schiedenen Gründen nicht ein- 
greifen können. 


Indem er darauf hinwies, daß 
seine Ansichten »meine und ganz 
allein meine« sind und nicht als 
Außerungen »irgendeiner islami- 
schen Organisation, Volksgruppe 
oder Land« ausgelegt werden 
sollten, deutete Nour nichtsde- 
stoweniger an, daß die Moslems 
im ehemaligen Jugoslawien trotz 
der fehlenden offenen Aktion sei- 
tens islamischer Länder nicht im 
Stich gelassen worden seien. 


»Sarajewo hat viel länger durch- 
gehalten als ohne Hilfe von au- 
Ben möglich gewesen wäre«, 
sagte er etwas geheimnisvoll. 


Nur eine Frage 
der Zeit 


Es erscheint den Albanern, daß 
es nur noch eine Frage der Zeit 


ist, bis die Serben einen Großan- 
griff auf Kosovo starten. Wenn 
das geschieht, wird Albanien ein- 
greifen. Ein Angriff auf Kosovo 
wird als Angriff auf Albanien an- 
gesehen werden, äußerten Aly 
Khan und Berisha. 


Aber wenn Albanien selbst ange- 
griffen wird, dann ist die Türkei 
vertraglich verpflichtet, Alba- 
nien zur Hilfe zu eilen. Wenn die 
Türkei jedoch aus irgendeinem 
Grund Truppen in die Balkanlän- 
der verlegt, dann besteht die Ge- 
fahr, daß Griechenland nach Nor- 
den vordringen und Territorien 
an sich reißen wird, die es für sich 
beansprucht, einschließlich die 
neu ausgerufene Republik Maze- 
donien. Und wenn das geschieht, 
dann könnte Bulgarien sich mög- 
licherweise nach Westen bewe- 
gen, um »bulgarische Landsleute 
und Interessen zu schützen«. 


Und dann haben wir Ansätze 
zum Dritten Weltkrieg, sagte Aly 
Khan. Er erinnerte seine Gastge- 
ber daran, daß der Erste Welt- 
krieg mit einem Angriff des öster- 
reichisch-ungarischen Impe- 
riums auf Serbien begann. Dieser 
wurde durch die Ermordung des 
Erzherzogs Ferdinand in dem sei- 
nerzeit serbischen Teil des Impe- 
riums (Sarajewo) herbeigeführt. 


Als die österreichische Regie- 
rung vorstieß, um die Serben zu 
bestrafen, die für das Attentat 
verantwortlich gemacht wurden, 
unternahm Serbien Schritte, um 
serbische Volksangehörige zu 
schützen. 


Großbritannien hatte einen Ver- 
trag mit Serbien; Deutschland 
hatte einen Vertrag mit Oster- 
reich-Ungarn. Und so kam der 
Erste Weltkrieg zustande. 


Den beiden Albanern zufolge ist 
die Lösung ein Großalbanien, 
vom Westen unterstützt. Ein sol- 
ches Land würde jedoch nicht 
nur Kosovo, sondern Teile von 
Mazedonien und Bosnien und so- 
gar einen Teil des heutigen Grie- 
chenland einschließen. OD 


Washington 


Die dunklen 
Geschäfte des 
George Bush 


Warren Hough 


Der amtierende amerikanische Außenminister Lawrence Eaglebur- 
ger sowie der Berater für nationale Sicherheit des Weißen Hauses, 
Brent Scoweroft, sehen nach der Wahl großangelegten Anhörungen 
auf Kongreßebene und möglichen strafrechtlichen Anklagen entge- 
gen, erfuhr CODE von Informanten aus dem amerikanischen Kon- 
greß. Die Anklage: Eine von ihnen in New York City gegründete und 
geförderte Bank war in die Wäsche von annähernd zwei Milliarden 
Dollar gestohlener Gelder verwickelt. 


Auf der Spur geheimer Bargeld- 
verschiebungen von großen Sum- 
men deckten Schweizer Behör- 
den Verbindungen großer Finanz- 
institute in der Schweiz und Bul- 
garien zur LBS-Bank in New 
York City, einem internationalen 
Geldzentrum, wo Eagleburger 
1980-81 als Vorstandsvorsitzen- 
der diente, auf. 


Der Einfluß der 
Serben in den USA 


Die LBS-Bank wurde durch eine 
enge Beziehung zwischen Eagle- 
burger und Scowcroft — die sei- 
nerzeit als Präsident beziehungs- 
weise stellvertretender Vor- 
standsvorsitzender von Kissinger 
Associates dienten — und Ser- 
biens kommunistischen Führern 
ins Leben gerufen, sagen Unter- 
suchungsbeamte des Kongreß. 


»Einfach ausgedrückt, die Ser- 
ben trachteten danach, sich in 
den Vereinigten Staaten Einfluß 
zu erkaufen; Eagleburger und 
Scowcroft verkauften ihn«, erläu- 
terte ein erfahrener Untersu- 
chungsbeamter des Repräsentan- 
tenhauses, der unseren Korres- 
pondenten schon seit fast einem 
Jahrzehnt zuverlässige Informa- 
tionen liefert und nur darum bit- 
tet, nicht namentlich genannt zu 
werden. 


»Beide Männer haben sich als 
Schützlinge des ehemaligen Au- 
Benministers Henry Kissinger in 
der Washingtoner Bürokratie der 


Ismet Berisha, Präsident der 
Albanischen Liga Prizren, ver- 
langt vom Westen militärische 
Hilfe. 


nationalen Sicherheit hochtra- 
bende Karrieren aufgebaut. Als 
Kissinger sich entschloß, für 
seine weltweiten Kontakte abzu- 
kassieren, gründete er Kissinger 
Associates, eine teure Beratungs- 
firma in New York City. Kurz dar- 
auf traten Eagleburger und Scow- 
croft in seine Firma ein.« 


Darüber hinaus unterhielten 
beide Bürokraten langjährige 
Verbindungen zur serbischen 
Führung. »Für die Beziehungen, 
die sich daraus entwickelten, auf- 
gebaut auf Geldzuwendungen, 
ist eine Bank das ideale Instru- 
ment«, sagte der Untersuchungs- 
beamte des Kongresses. Die 
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Washington 

Die dunklen 
Geschäfte des 
George Bush 


LBS-Bank wurde in New York 
City als Zweigstelle der Ljubyan- 
ka Banka, Serbiens zweitgrößtes 
Geldzentrum, die dieser voll und 
ganz gehört, gegründet. Eagle- 
burger übernahm den Vorsitz des 
Vorstands dieser Firma. Scow- 
croft diente als Berater im Na- 
men von Kissinger Associates, 
wo sich die LBS-Bank einer 
Reihe von Firmenkunden mit 
erstklassigen Wertpapieren hin- 
zugesellte. 


Die guten Verbindungen 
in die Schweiz 


Die LBS-Bank, unterstützt vom 
Kissinger-Konsortium, entwik- 
kelte bald lukrative Verbindun- 
gen nach Europa. Darunter be- 
fand sich die Firma Trans K.B., 
ein bargeldreicher Schweizer In- 
vestmentfonds. Geleitet von 
zwei aufstrebenden Schweizer 
Anwälten, Hans Kopp und sei- 
ner Frau Elisabeth, hatte Trans 
K.B., wie Gerüchte besagten, be- 
trächtlichen Einfluß in Washing- 
ton; Frau Kopp, geborene Ikle, 
ist die Nichte von Fred Ikle, eines 
der mächtigsten amerikanischen 
Bürokraten des nationalen Si- 
cherheitswesens der USA der 
achtziger Jahre. 


Als Kissingers Verbündeter 
diente Ikle unter beiden Reagan- 
Regierungen als Staatssekretär 
des Verteidigungsministeriums 
für Politik, ein Posten, aufdem er 
als Schlüsselverfechter israeli- 
scher Interessen bekannt wurde. 


Eine der gemeinsamen Interes- 
sen der Vereinigten Staaten und 
Israel bestand seinerzeit darin, 
den Golfkrieg zwischen dem Irak 
und Iran am Kochen zu halten, 
solange bis beide Kriegsparteien 
erschöpft waren. »Es war eine 
Ara der geheimen Waffenver- 
käufe, des Austausches von Ge- 
heimdienstnachrichten und ande- 
rer Hinterzimmer-Geschäfte, mit 
denen die Mitspieler übernacht 
riesige Gewinne einheimsten«, 
sagte der Schweizer Journalist 
Ernst Boegli, ein Untersuchungs- 
reporter. »Trans K.B., die Fi- 
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Elisabeth Kopp mit ihrem Ehemann Hans; sie wurden mit einem 
der größten Finanzskandale in Verbindung gebracht. 


nanzfirma der Kopps, die gute 
Verbindungen hatten, hatte ge- 
nau die richtigen Kontakte, um 
auf diesem schmutzigen Markt 
einen Mordsreibach zu machen.« 
Und genau das hat sie getan, sa- 
gen Schweizer Gesetzesvollstrek- 
ker heute. 1981 erwählte die ira- 
kische Regierung Elisabeth 
Kopps Firma zu ihrem vertrauli- 
chen Transfer-Agenten für zwei 
Milliarden Dollar, die dazu be- 
stimmt waren, den Kauf von 
neun Hochgeschwindigkeits-Ka- 
nonenbooten von italienischen 
Reedereien zu finanzieren. Was 
dann geschah wird derzeit noch 
untersucht, sagen amerikanische 
Fahnder. Folgendes ist jedoch 
jetzt schon bekannt: 


Der Irak hat seine Kriegsschiffe 
niemals bekommen; 1,84 Milliar- 
den Dollar des dafür vorgesehe- 
nen Bargelds verschwanden spur- 
los; und Anfang dieses Jahres 
wurde Hans Kopp vor einem 
Schweizer Gericht wegen seiner 
Beteiligung an der Trans K.B.- 
Affäre wegen Betrugs in Tatein- 
heit mit anderen Vergehen schul- 
dig gesprochen. 


Die schalldichte 
Vertuschung 


Zu der Zeit als Kopp schuldig ge- 
sprochen wurde, hatte seine Frau 
Elisabeth Ikle im Kielwasser 
eines anderen Geldwäsche-Skan- 
dals bereits ihren Posten als 
erster weiblicher Polizei- und 
Justizminister in der Schweiz ver- 
loren. »Die Kopps wurden mit 
einigen der größten Finanz-Skan- 
dalen der achtziger Jahre in Ver- 
bindung gebracht«, behauptet 
Boegli. 


»Aber anscheinend weil eine 
Reihe anderer einflußreicher 
Mitspieler, darunter das amerika- 
nische Verteidigungsministerium 
und der CIA, ebenfalls in diese 
Untergrund-Transaktionen ver- 
wickelt sind, wurde ein schall- 
dichter Vertuschungsvorhang vor 
diesem ganzen Millionen-Dollar- 
Schlammassel heruntergelas- 
sen.« 


In Privatgesprächen haben 
Schweizer Behörden die US-Re- 
gierung jedoch davor gewarnt, 
daß eine der Geldwäschereien, 
die mit dem Verschwinden der 
Milliarden der irakischen Regie- 
rung, die in der Trans K.B.-Af- 
färe verloren gingen, in direktem 
Zusammenhang stehen, die 
LBS-Bank war. 


Diese war das mysteriöse Clea- 
ring House (Girostelle) in New 
York, das gemeinsam von Eagle- 
burger, der serbischen Regierung 
und der das Geschäft abschlie- 
Benden Firma Henry Kissingers — 
Fred Ikles langjähriger Verbün- 
deter in der Washingtoner Büro- 
kratie der nationalen Sicherheit - 
betrieben wurde. 


Untersuchungsbeamte des US- 
Kongresses ebnen derzeit den 
Weg, um diesem Skandal auf die 
Spur zu kommen, erfuhren un- 
sere Korrespondenten von Mitar- 
beitern des Repräsentantenhau- 
ses. 


»Schauen Sie sich nur die Zusam- 
mensetzung an«, äußert ein routi- 
nierter Fahnder. »Unter Fred 
Ikle betreibt das US-Verteidi- 
gungsministerium die Politik der 
geheimen Unterstützung für 
Iraks Kriegsmaschinerie; ebenso 


Israel. Kurz danach erhält Elisa- 
beth Koppes Schweizer Invest- 
mentfirma einen atemberauben- 
den Bargeld-Transfer in Höhe 
von zwei Milliarden Dollar vom 
Irak, für diskrete Einkäufe von 
Kriegsgerät in Europa. Das Geld 
- und zwei Milliarden Dollar sind 
sicherlich kein Pappenstiel - ver- 
schwindet in einer zuverlässigen 
Geldwäscherei.« 


Der Preis für 
das Schweigen 


Die LBS-Bank, verlautet aus 
Kreisen des amerikanischen Ge- 
setzesvollzugs, war eine solche 
gut etablierte transatlantische 
Geldwäscherei. 1981 wurde An- 
klage gegen sie erhoben, und sie 
wurde schließlich wegen des An- 
klagepunktes der Geldwäsche in 
einem anderen Verfahren schul- 
dig gesprochen. Aber diese Af- 
färe wurde auch mit einer Vertu- 
schung auf hoher Ebene erstickt; 
Eagleburger durfte ohne Tadel 
durch die Öffentlichkeit aus dem 
Vorstand der LBS-Bank aus- 
scheiden und schloß sich bald dar- 
auf wieder als neuer stellvertre- 
tender Außenminister der Bush- 
Regierung der Macht-Elite an. 


Scoweroft folgte ihm von Kissin- 
ger Associates ins Weiße Haus, 
wo er seitdem als Eeiter des 
mächtigen Nationalen Sicher- 
heitsrats regiert. 


Der bittere Preis für diese ekla- 
tante Korruption auf höchster 
Ebene wurden von den völki- 
schen Minderheiten des ehemali- 
gen Jugoslawiens bezahlt. Da er 
mit dem mörderischen serbi- 
schen Führer Slobodan Milosevic 
in enger Verbindung stand, 
konnte Eeagleburger keinesfalls 
den Einfluß der USA gegen den 
immer schlimmer werdenden 
Völkermord, der von den Milizen 
Milosevics in Kroatien und Bos- 
nien begonnen wurde, geltend 
machen. 


»Was als typische Kissinger- und 
Associates-Masche für ein paar 
Millionen Dollar begann, artete 
in ein Blutbad für unschuldige 
Moslems und anderer Minderhei- 
ten aus«, schloß Boegli. DO 


Washingtons 
Geschäfte mit 
Terroristen 


Mike Blair 


Die Bush-Regierung gewährt insgeheim Hilfe und andere Erleichte- 
rungen an Länder, die sie selbst als »terroristische Staaten« bezeich- 
net hat, was beweist, daß sie nichts aus ihrem damaligen Aufbau des 
Iraks in den Jahren, die zum Krieg am Persischen Golf führten, ge- 


lernt hat. 


Obwohl die Regierung des US- 
Präsidenten George Bush laut- 
hals den »vom Staat geförderten 
Terrorismus« in Bausch und Bo- 
gen verdammt, erleichtert sie es 
klammheimlich amerikanischen 
Firmen, Geschäfte mit solchen 
Ländern zu betreiben, die sie 
selbst als »terroristische Staaten« 
bezeichnet hat, und beschafft ih- 
nen Gelder in Form von Schul- 
denerlasse und Weltbank-Darle- 
hen. 


Zum Beispiel gestattet Bush 
amerikanischen Firmen, das 
Handelsembargo gegen das liby- 
sche Regime des Obersten Mu- 
hammar el-Gaddafi, das Bush als 
terroristischen Staat bezeichnet 
hat, zu umgehen. 


Die Bush-Regierung beschwor 
ein internationales Drama her- 
auf, als sie versuchte, die Auswei- 
sung zweier libyscher Geheim- 
dienstagenten, die vom US-Ju- 
stizministerium wegen ihrer Mit- 
täterschaft beim Bombenan- 
schlag gegen die Maschine 103 
der Pan American World Airways 
über Lockerbie, Schottland, bei 
dem 270 Personen ums Leben ka- 
men, unter Anklage gestellt wor- 
den sind, zu erreichen. Nichtsde- 
stoweniger erlaubt sie leitenden 
Herren amerikanischer Olgesell- 
schaften mit einem verwickelten 
Netz von internationalen Verbin- 
dungen insgeheim nach Tripolis 
zu reisen und dort Firmenge- 
schäfte zu betreiben. 


Nach veröffentlichten Berichten 
trugen die höchsten Direktoren 
zweier dieser Firmen, Amerada 


der Regierung von Bushs Vorgän- 
ger, Ronald Reagan, als Stabs- 
chef im Weißen Haus, und zu der 
Zeit sprengten die Terroristen die 
Maschine 103 aus dem Himmel. 
Die Politik des Weißen Hauses 
unter dem Motto »Geschäfte wie 
gewöhnlich« mit angeblichen ter- 
roristischen Regimes ist damit je- 
doch noch nicht zuende. 


Mehrere Ausschüsse des ameri- 
kanischen Repräsentantenhau- 
ses und des Senats führen derzeit 
Untersuchungen gegen das 
Weiße Haus durch, weil es dem 
irakischen Regime Milliarden 
von Dollar an angeblichen Land- 
wirtschaftsdarlehen gewährte, 


die von dem starken Mann des 
Iraks, Saddam Hussein, abge- 
zweigt wurden, um Waffen zu 
kaufen und seine Waffen zur Mas- 
senvernichtung selbst zu entwik- 


US-Präsident George Bush machte »Geschäfte wie gewöhnlich« 
mit angeblich terroristischen Regimes. 


Hess und Occidental Petroleum, 
1988 je 100000 Dollar zum Repu- 
blican National Committee bei. 


Die Politik 
des Weißen Hauses 


Indessen haben sowohl Hess als 
auch Occidental den ehemaligen 
Führer der Senatsmehrheit, Ho- 
ward Baker, eine einflußreiche 
Stimme in Washington und in 
Kreisen der Grand Old Party, zu 
ihrem Interessensvertreter auf 
Capitol Hill auserkoren. Baker 
diente auch in den letzten Tagen 


keln. Und sie nähern sich jetzt in 
gleicher Weise dem brutalen Re- 
gime des Präsidenten Hafez al- 
Assad von Syrien. 


Das US-Justizministerium wei- 
gert sich, den Namen eines Son- 
derstaatsanwalts zu nennen, wie 
der Gerichtsausschuß des Reprä- 
sentantenhauses, der zur Zeit un- 
tersucht, warum die Regierung 
bis wenige Monate bevor Hus- 
seins Regime im August 1990 das 
benachbarte Kuwait angriff und 
besetzte, was schließlich zum 
Krieg am Persischen Golf führte, 
es verlangt hatte. 


Zu diesen Geschäften mit dem 
Irak gehörte auch die Gewäh- 
rung von Ausfuhrgenehmigun- 
gen zur »zweifachen Verwen- 
dung«, die es dem Hussein-Re- 
gime ermöglichten, von amerika- 
nischen Firmen empfindliche 
Technologie zu kaufen, die so- 
wohl für zivile als auch für militä- 
rische Zwecke zu verwenden ist, 
und die, wie Kongreßausschüsse 
festgestellt haben, zum letzteren 
Zweck verwendet wurde, und 
das mit voller Kenntnis der ame- 
rikanischen Regierungsbeamten. 


Die Genehmigungen 
für Syrien 


Die Kanonenrohre hatten sich 
von der Operation Wüstensturm 
noch nicht abgekühlt, als die 
Bush-Regierung schon damit be- 


Hafez al-Assad, Präsident Sy- 
riens, erhält von den USA fi- 
nanzielle Unterstützung für die 
kommerzielle Fluglinie des 
Landes. 


gann, Syrien in aller Stille Aus- 
fuhrgenehmigungen zur »zweifa- 
chen Verwendung« zu gewähren, 
ungeachtet der Tatsache, daß die 
Familie Assad in die kriminelle 
Produktion von Drogen verwik- 
kelt ist. Etwa 25 Prozent des He- 
roins, das die Straßen amerikani- 
scher Städte erreicht, stammt aus 
syrischer Produktion im Bekaa- 
Tal, wie aus der Statistik der 
eigenen Drug Enforcement 
Agency (Drogenbekämpfungs- 
behörde) der Regierung hervor- 
geht. 

Im Dezember vergangenen Jah- 
res begann das Handelsministe- 
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USA 


Washingtons 
Geschäfte mit 
Terroristen 


rium nach Anweisungen aus dem 
Weißen Haus unter Bush damit, 
Genehmigungen zur »zweifa- 
chen Verwendung« zum Verkauf 
von Produkten für Syriens Atom- 
energiebehörde an Syrien zu ver- 
geben. 


Laut Mitteilung der Abgeordne- 
ten Mel Levine und Howard Ber- 
man, beide kalifornische Demo- 
kraten, wurden sieben Genehmi- 
gungen zur »zweifachen Verwen- 
dung« im Werte von drei Millio- 
nen Dollar an Syrien gebilligt, 
darunter Verkäufe von Flugzeu- 
gen und Navigationssysteme für 
Syrian Air, die kommerzielle 
Fluggesellschaft des Landes, die 
aber zur Verwendung durch die 
syrische Luftwaffe abgezweigt 
werden können. 


Die Regierung opponiert gegen 
Gesetzesentwürfe, die von den 
beiden Kongreßabgeordneten 
eingebracht wurden, womit die 
Vergabe von Genehmigungen 
zur »zweifachen Verwendung« 
grundsätzlich blockiert werden 
soll. 


Es ist der Bush-Regierung sehr 
wohl bekannt, daß die Familie 
Assad ebenso wie einige der 
höchsten militärischen Führungs- 
persönlichkeiten des Landes in 
den internationalen Drogenhan- 
del verwickelt sind, von dessem 
Einkommen ein Großteil für ter- 
roristiische Operationen abge- 
zweigt wird. 


Ermordete 
30.000 Moslems 


Die US-Regierung weiß auch, 
daß Assad 1982 für die Ermor- 
dung von etwa 30000 seiner mos- 
lemischen Brüder in Hama, Sy- 
rien, verantwortlich war. 


Es ist beinahe unglaublich, aber 
die amerikanische Regierung er- 
möglichte vor einem Jahr sogar 
VIP-Rundreisen für zwei der 
höchsten Generale Syriens zu 
den Drogenverbotseinrichtun- 
gen der Drug Enforcement 
Agency, wie einem in der »New 
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Libyens Muhammar el-Gad- 
dafi kann auch wieder ameri- 


kanische Firmen in seinem 
Land gegrüßen, das Bush als 
terroristischen Staat bezeich- 
net. 


York Post« veröffentlichten Be- 
richt zu entnehmen ist. 


Und Senator Charles Grassiy 
klagte an, daß das FBI für eine 
Rundfahrt Haider Youssefs, Sy- 
riens »Drogenterrorist« Nr. 1, 
durch Washington im vergange- 
nen September — etwa zur glei- 
chen Zeit als das Verbot für die 
Erteilung von Ausfuhrgenehmi- 
gungen zur »zweifachen Verwen- 
dung« an Syrien klammheimlich 
aufgehoben wurde - den Begleit- 
schutz stellte. 


Das FBI versuchte, die Informa- 
tionsquelle Grassleys und einen 
seiner Mitarbeiter unglaubwür- 
dig zu machen, räumte aber spä- 
ter ein, daß Youssef tatsächlich in 
der Hauptstadt des Landes war, 
beharrt aber immer noch darauf, 
keinen Begleitschutz gestellt zu 
haben. Grassley bleibt jedoch bei 
seinen ursprünglichen Beschuldi- 
gungen. 


Aus bestimmten Kreisen verlau- 
tet, daß Bush die Weltbank unter 
Druck setzt, einen Teil der Schul- 
den des Assad-Regimes zu erlas- 
sen. 


Laut Frank Gaffney, einem assis- 
tierenden Verteidigungsminister 
unter der Reagan-Regierung, be- 
nutzt Bush die Weltbank als »sub- 
rosa« (streng geheimen) Geldbe- 
schaffungsmechanismus für As- 
sad. u 


Henry Kissinger 


Die 


Vertuschung 
des BNL- 
Skandals 


Warren Hough 


Der BNL-Skandal platzt weit auseinander, jetzt, wo die Italiener 
ihre eigenen Ermittlungen beginnen und es Eingeständnisse gibt, 
daß Beamte der amerikanischen und italienischen Regierung sich 
vorher verschworen hatten, die ganze Sache zu vertuschen. 


Die italienische Regierung hat 
sich dazu entschlossen, im Falle 
des Banca Nazionale del Lavoro 
(BNL)-Kissinger Associates- 
Skandals selbst Ermittlungen ein- 
zuleiten. 


»Jetzt wird vielleicht die Untersu- 
chung, die der Vorsitzende des 
Bankenausschusses des amerika- 
nischen Repräsentantenhauses 
Gonzales so lange ganz allein 
durchgeführt hat, die Unterstüt- 
zungen bekommen, die sie ver- 
dient - wenn nicht durch die Wa- 
shingtoner Bürokratie, dann 
durch uns in Rom«, versicherte 
Dr. Giancarlo Voltri. Voltri ist ein 
italienischer Gerichtsrevisor, der 
sich zur Zeit in den Vereinigten 
Staaten aufhält, um den BNL- 
Skandal eingehend zu untersu- 
chen. 


1987 - 88 flossen mehr als sechs 
Milliarden Dollar an Darlehen 
an den Irak über die kleine 
Zweigstelle der BNL in Atlanta, 
wovon beinahe die Hälfte von 
amerikanischen Steuerzahlern 
verbürgt wurde. Die Bürgschaf- 
ten der Steuerzahler wurden aber 
für sogenannte Landwirtschafts- 
darlehen gewährt, die die iraki- 
sche Regierung jedoch dazu be- 
nutzte, ihre Kriegsmaschinerie 
aufzubauen. 


Als der Irak Kuwait besetzte und 
US-Präsident George Bush da- 
mit begann, Saddam Hussein als 
den gefährlichsten Tyrannen der 
Welt in Bausch und Bogen zu ver- 
dammen, lösten diese gewaltigen 


Geldtransfers einen Skandal aus. 
Bundesaufsichtsbeamte stürzten 
sich auf die Büros der BNL in At- 
lanta, beschlagnahmten Akten 
und nahmen Christopher Dro- 
goul, den jugendlich aussehen- 
den Büroleiter, fest. 


Drogoul wurde dazu verleitet, 
den Behörden zu erzählen, er 
habe dem Irak sechs Milliarden 
Dollar auf eigene Faust geliehen, 
ohne seine Vorgesetzen in der 
BNL zu Rate zu ziehen. Er wurde 
einiger Verstöße gegen Statuten 
und Bestimmungen angeklagt. 
Wie ein Mann der Anweisungen 
befolgt, bekannte er sich gehor- 
sam in einigen dieser Anklage- 
punkte für schuldig. 


»Er säße jetzt in einer Bundes- 
Strafanstalt«, sagte ein Ermitt- 
lungsbeamter des Kongresses, 
der darum bat, nicht namentlich 
genannt zu werden, »wenn einer 
der besten und kampflustigen 
Strafverteidiger, Bobby Lee 
Cook, nicht angefangen hätte, 
sich für seinen Fall zu interessie- 
ren.« 


Obwohl der Fall Drogoul, nach- 
dem die Vertuschung abgesichert 
war, schon fast der Vergangenheit 
angehörte - alles, was noch aus- 
stand, war die Verurteilung, eine 
kurze routinemäßige Gerichts- 
verhandlung, die für den 18. Sep- 
tember angesetzt war —, verwan- 
delte Cook diese in einen noch 
nie dagewesenen Mini-Prozeß. 

»Das erste, was Cook unter- 
nahm, war, den Oberstaatsan- 


Henry Kissinger kassierte von den Italienern für seine Beratung 
jährlich 800000 Dollar. 


walt in den Zeugenstand zu set- 
zen und ihn darüber zu befragen, 
inwieweit Drogouls Vorgesetzte - 
die Generaldirektion der BNL - 
von dem Darlehensstrom in den 
Irak unterrichtet gewesen sein 
könnte«, erinnerte sich Alistair 
Sedgwick, der für einen briti- 
schen Zeitungskonzern über die- 
sen Fall berichtete. »War es wirk- 
lich möglich, daß ein junger 
Zweigstellenleiter in Atlanta von 
sich aus jene Milliarden von Dol- 
lar in den Irak schickte ?« 


Das war eine gute Frage. »Fast je- 
der im Gerichtsaal, einschließ- 
lich des vorsitzenden Richters, 
Marvin Shoob, wußte, daß dies 
ganz und gar unmöglich war«, be- 
richtete Sedgwick. 


Es stellte sich heraus, daß die 
Staatsanwaltschaft niemals ver- 
sucht hatte, die italienische Seite 
dieses bedeutenden Falles zu un- 
tersuchen. Nachdem er dazu die 
Genehmigung erhielt, tat Cook 
dies für sie. 


Mit einer Reihe von kühnen Vor- 
stößen im Gerichtssaal brachte 
Cook neues Beweismaterial in 
das Verfahren ein, aus dem her- 
vorgeht, daß der italienische Bot- 
schafter für die Vereinigten Staa- 
ten, Rinaldo Petrignani, und Ri- 
chard Thornburgh, seinerzeit der 
Generalstaatsanwalt der Bush- 
Regierung, in Washington zu ge- 
heimen Sitzungen zusammentra- 
ten, nachdem der Irak Kuwait be- 
setzt hatte. Sie kamen darin über- 
ein, daß die Herkunft der BNL- 
Darlehen vertuscht werden 
müsse, um der italienischen und 
amerikanischen Regierung eine 
»Ohrfeige« zu ersparen. 

Einige italienische leitende An- 
gestellte der BNL, darunter der- 
jenige, der offiziell damit beauf- 
tragt war, die amerikanischen Ge- 
schäfte der Bank zu beaufsichti- 
gen, Luigi Sardelli, wußten- und 
bestritten nicht —, daß es »nur 
eine Vertuschung« war, die 
Schuld für die Darlehen in Höhe 
von mehreren Milliarden Dollar 
auf Drogoul abzuwälzen. 


Saddam Hussein kassierte mehr als sechs Milliarden Dollar als 
Darlehen an den Irak über die BNL. 


Die eigentlichen Entscheidungs- 
treffer hinter den lukrativen Ge- 
schäftsbeziehungen der BNL mit 
dem Irak waren »die oberste Ge- 
schäftsführung der Bank und de- 
ren amerikanischen Berater«, 
sagte Cook. 


Heute an den Schalt- 
hebeln der Macht 


»Dies sind explosive Enthüllun- 
gen«, erläuterte Sedgwick, »weil 
die Berater der BNL, die hinter 
dem Irak-Deals steckten, Henry 
Kissinger und die beiden Männer 
waren, die seinerzeit als hohe lei- 
tende Angestellte von Kissinger 
Associates dienten: Lawrence 
Eagleburger und Brent Scow- 
croft«. 


Heute sitzen »diese beiden Un- 
terhändler mit weltweitem Ein- 
fluß«, wie Sedgwick sie bezeich- 
nete, an den Schalthebeln der 
Außenpolitik und strategischen 
Entscheidungsfindung der Bush- 
Regierung: Eagleburger ist Au- 
Benminister, Scowcroft leitet den 
Nationalen Sicherheitsrat des 
Weißen Hauses. 

»Anstatt sich einen Prügelkna- 
ben wie Drogoul zu schnappen, 
hätten sie öffentliche Anklage ge- 
gen die Bush-Regierung wegen 
ihrer Hinterzimmer-Abkommen 
mit dem Irak erheben müssen«, 
schloß Sedgwick. 


»Diese Milliarden-Dollar-Ma- 
sche schuf die Voraussetzung für 
den Krieg um Kuwait«, sagte 
Voltri, der italienische Ermitt- 


“ Jungsbeamte, am 29. September 


dieses Jahres zu uns. »Unsere Er- 
mittlungen sind in eine neue 
Phase eingetreten. Wir untersu- 
chen eingehend die von Kissinger 
und seinen Geschäftsfreunden 
bei einer Reihe von unerklärten 
Transaktionen, die vorangingen - 
und vielleicht zum Ausbruch des 
Krieges gegen den Irak geführt 
haben -, hinter den Kulissen ge- 
spielte Rolle.« 


Voltri ist davon überzeugt, daß 
der Golf-Krieg »kein überra- 
schender Zusammenstoß, son- 
dern eine Inszenierung, ein ge- 
heimer Plan war, den wir bis zum 
Büro von Mr. Henry Kissinger 
zurückverfolgt haben«. 


Die BNL-Affäre, verlautet aus 
Kreisen der italienischen und 
amerikanischen Gesetzesvoll- 
streckung, ist ein Lehrbuch-Bei- 
spiel für die verschiedenen, von 
Kissinger und seinem Netzwerk 
von ehemaligen und heutigen Bü- 
rokraten der nationalen Sicher- 
heit veranstalteten Geschäfte. 
»1984 eröffnete die BNL, die 
zweitgrößte italienische Bank - 
die Regierung besitzt die Mehr- 
heitsanteile — Zweigstellen in 
New York und Atlanta«, berich- 
tete Voltri. »Um auf diesem 


neuen Markt die Strategie und 
Taktik der BNL zu formulieren, 
heuerte die italienische Bank Kis- 
singer Associates an.« DO 


Henry Kisssinger 


Saddam 
Hussein 
wurde zum 


Narren 


gehalten 


Warren Hough 


Es ist jetzt erwiesen, daß Henry Kissinger und seine Geschäfts- 
freunde ihre Hand im Spiel hatten, als der irakische Führer Saddam 
Hussein reingelegt wurde. Zunächst einmal dadurch, daß man ihm 
sehr viel Geld zukommen ließ, damit er seine Kriegsmaschinerie 
aufbauen konnte, und ihn dann dazu verleitete, Kuwait anzugreifen. 


Kissinger Associates, die einfluß- 
reichen Makler der Macht, die 
von einigen ausländischen Regie- 
rungen als amerikanische »Schat- 
tenregierung« angesehen wer- 
den, dienten jedem der am Irak- 
Konflikt Beteiligten als »Berater 
für Politik«, wie Untersuchungs- 
beamte in Washington festge- 
stellt haben. 


Die Schlüsselrolle 
von Henry Kissinger 


Es ist bekannt, daß Alan Stoga, 
ein Vizepräsident von Kissinger 
Associates, in den 18 Monaten, 
die der Kuwait-Krise vorausgin- 
gen, den Irak mindestens dreimal 
zu privaten Zusammenkünften 
mit den höchsten Führungsper- 
sönlichkeiten besucht hat. 


Hinter dem schrillen Wahlkampf- 
getöse bereiten Fahnder des Kon- 
gresses in aller Stille die Bühne 
für »chirurgische« Anhörungen 
Anfang des kommenden Jahres 
über »die beiden Fragen, die die 
Bush-Republikaner am meisten 
fürchten«, wie einer von ihnen es 
ausdrückte. Diese Fragen lauten: 
War der verheerende Golfkrieg 
im vergangenen Jahr das Ergeb- 
nis eines geheimen Planes, den 
starken Mann des Iraks »aufzu- 
bauen und zu verlocken«, bei sei- 
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nem Streit mit Kuwait die militä- 
rische Lösung zu wählen, wie aus 
neuem Beweismaterial, das jetzt 
einem US-Bundesgericht vorge- 
legt wurde, hervorgeht? 


Spielten Henry Kissinger und 
sein Schwarm von Speerträgern 
in Hinterzimmern in diesem Sze- 
nario die Schlüsselrolle, und 
wenn dem so ist — wie aus neuen 
Untersuchungsergebnissen her- 
vorgeht -, warum üben sie immer 
noch einen derart beherrschen- 
den Einfluß auf die amerikani- 
sche Politik aus? 


Die stärker werdende Entschlos- 
senheit der demokratischen Füh- 
rung auf Capitol Hill, sich mit 
diesen »unantastbaren« Fragen 
auseinanderzusetzen, ist in den 
letzten Monaten durch die 
Schlagzeilen machenden Entdek- 
kungen des unbeugsamen Abge- 
ordneten Henry Gonzales, Vor- 
sitzender des Ausschusses des 
Repräsentantenhauses für das 
Banken- und Finanzwesen und 
für städtische Angelegenheiten, 
der fest entschlossen ist, der 
Spur, die zum Krieg gegen den 
Irak führte, egal wo sie hinführen 
mag, weiter angeheizt worden. 
Einer der Bargeldkanäle, dem 
Gonzales nachging, führte zur 
Zweigstelle der riesigen italieni- 
schen regierungseigenen Banca 


Nazioanle del Lavoro, im allge- 
meinen als BNL bekannt, in At- 
lanta. Nahezu fünf Milliarden 
Dollar an Darlehen gingen Ende 
der achtziger Jahre aus der BNL- 
Zweigstelle in Atlanta an den 
Irak. Christopher Drogoul, der 
Leiter der BNL-Zweigstelle, der 
die meisten dieser Darlehen ab- 
gezeichnet hat, bekannte sich im 
Frühjahr dieses Jahres schuldig, 
diese gewaltigen Bargeld-Trans- 
aktionen gebilligt zu haben, ohne 
sich vorher die Genehmigung der 
Hauptdienststelle der BNL in Ita- 
lien dazu einzuholen. 


Unter Beamten der Gesetzesvoll- 
streckung, die mit dem Fall ver- 
traut sind, spricht man offen da- 
von, daß Drogoul für andere 
»den Kopf hinhalten mußte«, 
daß er unmöglich eine derart ver- 
wickelte und weitreichende Ma- 
sche ganz allein inszeniert haben 
könne. Aber offiziell wurde der 
Fall abgeschlossen. 


Als jedoch der in die Falle ge- 
tappte leitende Bankangestellte 
am 14. September 1992 in Atlanta 
zu einer, wie man erwartete, rou- 
tinemäßigen Aburteilung vor ein 
Bundesgericht gestellt wurde, 
stand ihm ein neuer Verteidiger 
zur Seite: Bobby Lee Cook, einer 
der besten Strafverteidiger Ame- 
rikas, der.begonnen hatte, sich 
für die Angelegenheit zu »inter- 
essieren«. 


Der Plan wurde 
inszeniert 


Weit davon entfernt, der einzige 
Schwindler hinter diesem BNL- 
Skandal zu sein, war Drogoul auf- 
gebaut worden, als Opfer »eines 
auf höchster Ebene der amerika- 
nischen Regierung inszenierten 
Planes«, versicherte Cook. Sein 
Fall wurde durch Großkopferte 
manipuliert, um die Übeltaten 
und Schnitzer Washingtoner Bü- 
rokraten und Wall Street-Finan- 
ziers abzuschirmen, behauptete 
Cook. 


In der Gerichtsverhandlung, in 
der das Urteil verkündet wurde, 
sagte seine rechte Hand, Franz 
von Wedel, von dem man vorher 
nie etwas gehört hatte, es sei eine 
infame Lüge, zu behaupten, Dro- 
goul habe bei dem Gaunerstück 
auf eigene Faust agiert. Von We- 
del meinte, Drogoul habe auf 
den Rat der Berater der Bank, 
Kissinger Associates, hin gehan- 
delt, deren Vorschläge Drogoul 


auch über eine besondere Tele- 
fonleitung mit dem Vorstandsvor- 
sitzenden der Bank in Rom, mit 
dem er täglich telefonierte, be- 
sprochen habe. 


Dies hat ein völlig neues Licht 
auf diesen Fall geworfen, und der 
Richter verwarf die Einlassung 
der Regierung, sie habe nur be- 
weisen wollen, daß es sich hier 
um ein Gaunerstück handelte. 


In Wirklichkeit, so erfuhren un- 
sere Korrespondenten von Unter- 
suchungsbeamten des Repräsen- 
tantenhauses, führt die Geldspur 
des gewaltigen, als Irakgate be- 
kannten »Vertuschungs- und Täu- 
schungsmanövers« nach Wa- 
shington und zur Wall Street, und 
zu dem verborgenen Verbin- 
dungsstück zwischen Washington 
und Wall Street, Kissinger Asso- 
ciates, die teure New Yorker Be- 
rater- und Verhandlungsfirma, 
die von vielen ausländischen Füh- 
rungspersönlichkeiten als Ameri- 
kas »Schattenregierung« angese- 
hen wird. 


»Sehen Sie sich nur die Haupt- 
mitspieler dieses Aufbaus an«, 
sagte ein erfahrener Untersu- 
chungsbeamter des Kongresses, 
der darum bat, nicht namentlich 
genannt zu werden. 


»Da ist die BNL, eine der führen- 
den Banken der Welt, die der ita- 
lienischen Regierung gehört; da 
sind einige riesige amerikani- 
schen Firmen wie Bechtel Co., 
das, weltweit größte Bau- und 
Logistik-Konglomerat. Da gibt 
es noch andere Finanzinteressen, 
wie die LBS-Bank, ein Arm der 
serbischen Kommunisten, die in 
den Vereinigten Staaten von Law- 
rence Eagleburger, dem derzeiti- 
gen amtierenden Außenminister 
ins Leben gerufen wurde«, setzte 
er hinzu. »Da ist das Weiße Haus. 
Und schließlich gibt es noch Sad- 
dam Hussein, den irakischen 
Führer.« 


»Ist es denkbar, daß diese ver- 
schiedenen Machtzentren auf ih- 
rem Kollisionskurs alle dem Rat 
des gleichen Beraters folgten? 
Ja. Saddam Hussein gewährte 
der amerikanischen Botschafte- 
rin, April Glaspie, in den zwei 
Jahren, die sie in Bagdad ver- 
brachte, nur eine einzige Au- 
dienz — und das war kurz bevor 
der Krieg ausbrach«, sagte der 
Firmenberater Michael Sacha, 
der den Irak während des Zeit- 
raums häufig besuchte. U 


Mexiko 


Die Lobby für 
den Hrei- 
handelspakt 


Mike Blair 


Mächtige Finanzinteressen formieren sich hinter dem vorgeschlage- 
nen Freihandelspakt mit Mexiko. Sie geben Millionen für ihre 
Lobby-Tätigkeit beim amerikanischen Kongreß aus. Viele der hoch- 
bezahlten Interessenvertreter sind selbst ehemalige Beamte der US- 


Regierung. 


Die mexikanische Regierung gibt 
Millionen von Dollar aus, um 
amerikanische Interessenvertre- 
ter anzuheuern, um die Verab- 
schiedung der Nordamerikani- 
schen Freihandelsvereinbarung 
im Kongreß durchzupauken, die 
letztendlich die amerikanischen 
Arbeiter Hunderttausende von 
Arbeitsplätzen kosten wird, 
wenn sich amerikanische Indu- 
strien südlich nach Mexiko hin- 
ein bewegen, um aus den dorti- 
gen Niedriglöhnen und laschen 
Umwelt-, Gesundheits-- und 
Arbeitssicherheitsschutzgesetzen 
Nutzen zu ziehen. 


Der Druck auf 
Kongreß-Mitglieder 


Um der Opposition im Kongreß 
entgegenzutreten, hat Mexiko 
eine eindrucksvolle Macht von 
Interessenvertretern, darunter 
ehemalige Mitglieder des US- 
Trade Representative’s Office, 
angeheuert. Dem Handelsreprä- 
sentanten der Regierung von US- 
Präsident George Bush wurden 
nämlich über die letzten 18 Mo- 
nate hinweg 425000 Dollar ge- 
zahlt, um Kongreßmitglieder un- 
ter Druck zu setzen, dem Han- 
delspakt Rückendeckung zu ver- 
leihen. 


Carla Hills, der derzeitige ameri- 
kanische Handelsrepräsentant, 
spielte bei den Verhandlungen 
über das Freihandelsabkommen 
die führende Rolle auf amerika- 
nischer Seite. 


Derzeit sind etwa 70 amerikani- 
sche Firmen beim Justizministe- 


rium als Vertreter mexikanischer 
Interessen eingetragen. Es gibt 
22 Firmen oder Einzelpersonen, 
die speziell am Handelspakt für 
die mexikanische Regierung ar- 
beiten. 


Die Werbefirma Burson-Marstal- 
ler Inc., eine Einheit der Young 
and Rubicam Inc., erhielt nach 
Unterlagen des amerikanischen 
Justizministeriums das meiste 
Geld: drei Millionen Dollar im 
vergangenen Jahr. 


Latino-Interessensgruppe 
im Vordergrund 


Die von Toney Anaya, dem ehe- 
maligen Gouverneur von New 
Mexico, geleitete Firma ist eine 
von mehreren Firmen, die von 
Mexiko angeheuert wurden, um 
unter der amerikanischen La- 
tino-Gemeinde Unterstützung zu 
bekommen. 


Die Regierung von Mexiko 
zahlte an Manchester Trade Inc., 
deren Präsident 1982 von einem 
hohen Posten im US-Trade Re- 
presentative’s Office zurücktrat, 
98000 Dollar für die Entwicklung 
von Verhandlungsstrategien, ver- 
lautet aus dem US-Justizministe- 
rium. 


Mexiko hat eine mächtige Ge- 
schäftsberatungsgruppe zusam- 
mengestellt, die SJS Advanced 
Strategies Inc., den Handelsinter- 
essenflügel der einflußreichen 
amerikanischen Anwaltspraxis 
Steptoe und Johnson, angeheu- 
ert hat, deren zwei Chefs, die für 
die Mexikaner arbeiten, bis vor 


vier Jahren Beamte auf höchster 
Ebene im US-Trade Representa- 
tive’s Office waren. Als die Ver- 
handlungen über den Freihan- 
delspakt im August dieses Jahres 
zuende gingen, waren der An- 
waltspraxis von der mexikani- 
schen Regierung schon mehr als 
300000 Dollar zugeflossen. 


Die mexikanische Geschäftsbe- 
ratergruppe ist selbst als Interes- 
sen vertretende Firma eingetra- 
gen und zu ihren politischen Tä- 
tigkeiten gehören Kontakte zu 
Kongreßabgeordneten und Jour- 
nalisten. Sie hat aus einem Büro 
in Washington heraus 375000 
Dollar ausgegeben. 


Pemex läßt die 
Chancen prüfen 


Eine Firma, die bei den Mexika- 
nern unter Vertrag steht, ist Cro- 
well and Moring International 
Ltd., der Interessen vertretende 
Flügel der Washingtoner An- 
waltspraxis gleichen Namens. 


Laut Mitteilungsformularen des 
Justizministerrums über Aus- 
landsvertreter führt die Firma 
Crowell and Moring Jose Luis Al- 
berro Inc. als Anheuerungspartei 
der Firma auf. Die Firma Al- 
berro, so heißt es auf den Formu- 
laren, wird von dem mexikani- 
schen regierungseigenen Mono- 
pol, Petroleos Mexicanos, allge- 
meiner als Pemex bekannt, »kon- 
trolliert«. 


Alberro selbst war Mexikos Ener- 
gie-Verhandlungsführer und ist 
jetzt Generaldirektor einer Ein- 
heit von Pemex. 


An Crowell and Moring wurden 
40000 Dollar ausgezahlt, um eine 
Beschreibung der amerikani- 
schen Verhandlungsziele und 
eine Analyse der »Hebelkraft- 
punkte« zu beschaffen, die von 


Pemex werden 
könnten. 

Nach Unterlagen des amerikani- 
schen Justizministeriums arbei- 
ten folgende Firmen für Mexiko 


an dem Handelspakt: 


ausgebeutet 


Morgan, Lewis and Bockius; 
Abelardo L. Valdez; Edward Hi- 
dalgo and Apodaca-Sosa Asso- 
ciates; Burson-Marstaller Inc.; 
Public Strategies Washington 
Inc.; Crowell and Moring Inter- 
national L. P;TKC International 
Inc.; Brock Group Ltd.; Charles 
E. Walker Associates Inc.; Man- 
chester Trade Inc.; Cleary, Got- 
lieb, Steen and Hamilton; Shear- 
man and Sterling; Olsson, Frank 
and Weeda; und Gold und Lie- 
bengood, alle aus Washington. 


Ein Interessen 
vertretender Moloch 


Auf der Liste stehen auch Toney 
Anaya aus Santa FE, New Me- 
xico; Pantin Partnership aus 
Miami; Kathleen Ann Griffith 
aus La Jolla, California, und 
Moya Villahueva and Associates 
aus Universal City, California. 
Laut Charles Lewis, Generaldi- 
rektor der in Washington ansässi- 
gen Wachhund-Gruppe, des Cen- 
ter for Public Integrity, »beutet 
Mexiko ein offenes, demokrati- 
sches System aus, das sehr we- 
nige Beschränkungen für die Zeit 
nach Ende des Beschäftigungs- 
verhältnisses hat; was sich auf die 
Anheuerung von Firmen, deren 
Mitarbeiter ehemalige Beamte 
des US-Irade Representative’s 
Office sind, bezieht —«. 


Wegen des Interessen vertreten- 
den Molochs angesprochen, er- 
widerte ein Sprecher für den me- 
xikanischen Präsidenten Carlos 
Salinas de Gortari: »Das völki- 
sche Problem wäre auf der ameri- 
kanischen Seite, nicht auf unse- 
rer Seite.« m 
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Geheimdienste 


Das 


Geständnis 


eines 


CIA-Agenten 


Der legendäre Gerry Patrick Hemming, ein langjähriger Vertrags- 


agent des CIA und Anhänger der castro-feindlichen kubanischen 
Bewegung, stellte sich einem Interview mit unserem Mitarbeiter 
Tom Valentine. Hemming, dessen Namen häufig in der Literatur in 


Zusammenhang mit dem Mord an John F. Kennedy und den Ereig- 


nissen um den Vorfall auftauchte, ist sogar beschuldigt worden, in 
dem Mord an dem amerikanischen Präsidenten verwickelt gesesen 


zu sein. 


Könnte man Sie einen Ex-CIA- 
Agenten, einen CIA-Agenten 
oder einen CIA-Vertragsagenten 
nennen? 


Hemming: Man könnte mich 
einen »CIA-Vertragsagenten« 
nennen. 


Welche Rolle, wenn überhaupt, 
spielten Sie bei den Ereignissen 
um die John F. Kennedy-Kontro- 
verse — oder zumindest wessen 
sind Sie beschuldigt wurden? 


Wer waren 
die »Oswalds«? 


Hemming: Es wurde gesagt, ich 
hätte mich in einer Wagenko- 
lonne befunden, die vor dem 
Mord von Miami nach Dallas ab- 
fuhr. Es gab tatsächlich mehr als 
eine Fahrzeugkolonne, die 
Miami in Richtung Dallas ver- 
ließ, um in Texas an Sitzungen 
mit einigen Finanziers teilzuneh- 
men. 


Einige unserer Leute hegten 
Zweifel daran, was wirklich vor 
sich ging, und rieten einigen ku- 
banischen Führungspersönlich- 
keiten davon ab, in der betreffen- 
den Woche nach Dallas zu fah- 
ren. 


Victor Marchettis Behauptung - 
auf Grund dessen der ehemalige 
CIA-Agent E. Howard Hunt er- 
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Gerry Patrick Hemming, ein 


CIA-Vertragsagent, berichtet 
in einem Interview über die 
Hintergründe des Kennedy- 
Mordes. 


folglos eine Verleumdungsklage 
anstrengte - erwähnte auch mei- 
nen Namen. Marchetti, den ich 
persönlich kenne, suggerierte, 
daß ich Lee Harvey Oswalds 
CIA-Einsatzleiter auf dem Luft- 
stützpunkt Atsugi in Japan (wo 
sowohl Hemming als auch Os- 
wald stationiert waren, als Os- 
wald in den Marines diente) ge- 
wesen sein könnte. 


Waren Sie Oswalds Einsatzleiter? 


Hemming: Nein, ich war nicht in 
dieser Kapazität tätig 


Nun, sie waren aber in irgendei- 
ner Funktion tätig. 


Hemming: Nur in dem Ausmaß, 
wie es als höchstwahrscheinlich 
erschien, daß ich und meine Aus- 
bildungsmannschaft, die im Exil 
lebende Kubaner eine Zeit vor 
und nach der Schweinebucht aus- 
bildeten, die erste ausgewählte 
Gruppe hätte sein können, die in 
dem ganzen JFK-Mord-Szenario 
zu »Oswalds« (das heißt, die Mör- 
der oder die Prügelknaben für 
den Mord - die Redaktion) wur- 
den. 


Es gab Behauptungen, daß eine 
Anzahl potentieller Schützen an- 
geworben oder sonstwie geplant 
waren, für den Mord an JFK ein- 
gesetzt zu werden. 


Hemming: Es gab eine Reihe von 
Leuten, die zu verschiedenen 
Zwecken nach Dallas dirigiert 
wurden. Es gab eine französische 
Mannschaft in Dallas. Mehrere 
von diesen Leuten wurden am 
Tage nach dem Mord deportiert. 


Es waren die gleichen Leute, die 
versucht hatten, den Präsidenten 
von Venezuela, Romulo Bettan- 
court, mit einer Autobombe zu 
ermorden. Sie wurden von dem 
Diktator der Dominikanischen 
Republik, Rafael Trujullo, be- 
zahlt. Sie versagten. Die gleichen 
Personen befanden sich im Be- 
reich der Dealey Plaza und wur- 
den am gleichen Tage festgenom- 
men. 


Geldangebot für 
den Kennedy-Mord 


Waren dies die berühmten 


»Landstreicher«? 


Hemming: Nein, dies war die 
französische Verbindung. Es wa- 
ren Korsen. Sie wurden über 
New Orleans deportiert. 


Darüber wurde in den Zeitungen 
überhaupt nichts berichtet. 


Hemming: Nun eine wohlbe- 
kannte Figur des organisierten 
Verbrechens wurde sofort nach 
seiner Festnahme an der Dealey 
Plaza des Landes verwiesen. Es 
befanden sich viele Menschen in 
dem Bereich, die auf die eine 
oder andere Weise veranlaßt wur- 
den, die Gegend zu verlassen. 


Sie haben in der Vergangenheit 
einmal gesagt, Ihnen sei Geld ge- 


boten worden, um JFK zu ermor- 
den. 


Hemming: Gewisse Leute, die 
ziemlich gut bei Kasse waren, 
machten diesen Vorschlag: In ei- 
nem Fall war es ein Element des 
organisierten Verbrechens; ein 
anderer war Guy Bannister in 
New Orleans; ein anderes Mal 
war es eine Organisation des ex- 
tremen rechten Fügels, die dem 
Minuteman angegliedert war; ein 
weiteres Mal waren es eine Ku- 
Klux-Klan-Organisation und 
eine Gruppe hier in Miami. Im 
Falle Miami tauchte das Tonband 
eines Mannes (eines gewissen Jo- 
seph Milteer — die Redaktion) 
auf, der sagte, JFK würde von 
einem Mann mit einem hochka- 
ratigen Gewehr aus einem Fen- 
ster heraus erschossen. 


Ich stand zufällig außerhalb des 
Gebäudes als das Band aufge- 
nommen wurde. Mein Kollege 
und ich weigerten sich, hineinzu- 
gehen, da wir den Verdacht hat- 
ten, das der Mann ein agent pro- 
vocateur war, der für eine ameri- 
kanische Bundesbehörde arbei- 
tete und versuchte, uns die 
Schuld zuzuschieben. 


Wir sind mehr als einmal in eine 
solche Situation geraten, denn es 
scheint, daß wir die einzige 
Mannschaft waren, die das Werk 
vollbringen könnten, da wir Mei- 
sterschützen unter uns hatten. 


Sie hatten also eine Menge Ange- 
bote, konnten sich aber nicht si- 
cher sein, ob sie real waren oder 
nicht? 


Hemming: Angesichts der Vorge- 
schichte dieser Leute hatten die 
meisten von ihnen ungefähr ein 
Drittel des Geldes, das sie brau- 
chen, um das Werk zu vollbrin- 
gen. 


Sie erwähnten Guy Bannister in 
New Orleans. Er war der ehema- 
lige FBI- und Naval Intelligence- 
Mann, der angeblich eine Waffen- 
schmuggel-Operation des CIA 
leitete und von dem allgemein an- 
genommen wird, Lee Oswald 
Harvey auf irgendeine Weise »ge- 
handhabt« zu haben. Bannisters 
Aktivitäten waren Brennpunkt 
der Untersuchung des Mordes 
durch Jim Garrison. 


Hemming: Ich arbeitete mit Jim 
Garrison zusammen und ver- 
suchte, ihm den rechten Weg zu 
weisen. Ich identifizierte vier 


Übertäter, die in seiner Untersu- 
chungsmannschaft waren und für 
andere Leute arbeiteten. Ich ver- 
suchte, ihm klarzumachen, daß 
Oswalds Kontakte in New Orle- 
ans und in welchem Zusammen- 
hang diese mit den Ereignissen in 
Dallas standen schwierig nachzu- 
weisen waren - äußerst schwie- 
rig. Wenn wir uns viele der Unter- 
suchungsobjekte einiger For- 
scher einmal näher ansehen, 
dann stellt sich heraus, daß die 
meisten von diesen »Einfaltspin- 
sel« - potentielle »Oswalds« - wa- 
ren, die zur Verfügung gestellt 
werden, wenn der Schlag auf 
New Orleans oder eine andere 
Großstadt niedergehen sollte. 


Es gibt sehr 
viele Spekulationen 


Wir haben über die letzten 25 
Jahre hinweg sieben Mannschaf- 
ten identifiziert. Zwei von diesen 
Mannschaften sind seitdem sehr, 
sehr betriebsam gewesen. Sie ha- 
ben sich einige hochkarätige 
Leute vorgenommen: Einen in 
Ungarn, einen in Chile und einen 
in Washington im Embassy Row 
(Botschaftsviertel). 


Dies war so gut eingefädelt, daß 
es zumindest so aussah, als seien 
eine Menge Leute in den Mord 
verwickelt gewesen. 


Hemming: Es gibt viel Spekula- 
tion darüber. Professionelle, wie 
man sie im CIA findet, leiteten 
im Rahmen ihrer Charter, soweit 
dies die Feststellung möglicher 
Aktionen einer feindlichen 
Macht, die an einer Durchfüh- 
rungsaktion - das heißt, Ermor- 
dung eines Staatschefs - beteil- 
tigt war, betraf, eine sofortige 
Untersuchung ein. 


Sich einen Staatschef vorzuneh- 
men ist eine Kriegshandlung; 
und der CIA und Gesetzesvoll- 
streckungsbehörden stellten un- 
verzüglich - und dies war vor der 
Warren Commission - eine 
Menge Daten zusammen, um 
festzustellen, ob es einen Nexus 
mit den Geheimdiensten Castros 
und dem tschechoslowakischen 
Geheimdienst gab, der Castros 
Geheimdienste ausbildete. 


Hat der CIA seine eigenen Leute 
überwacht? 


Hemming: Er hätte das automa- 
tisch unter dem Motto »Scha- 
densbegrenzung« getan, um fest- 


zustellen, ob seine Vertragsagen- 
ten unter Umständen an der Peri- 
pherie in die betreffende Aktivi- 
tät verwickelt waren. 


Was fand der CIA heraus? 


Hemming: Dieser Bericht fällt 
immer noch unter Geheimhal- 
tung. Es handelt sich um eines 
der Dinge, die nicht einmal ir- 
gendwo aufgezeichnet werden, 
als hätte es sie nie gegeben. 


Der Mann, der den Schweine- 
bucht-Bericht für den CIA er- 
stellte, reichte im vergangenen 
Jahr bei einem Bundesgericht 
Klage ein, um diesen Bericht 
nach dem Freedom of Informa- 
tion Act (Gesetz, das sich mit der 
Freiheit der Information befaßt), 
freizubekommen. Und dieser 
Fall ist immer noch bei Gericht 
anhängig. In einer ÄAnderungs- 
klage brachte er dies mit den Er- 
eignissen an der Dealey Plaza in 
Zusammenhang. 


Glauben Sie, daß die geheimen 
Akten für den Mord an JFK, die 
von der Regierung verwahrt wer- 
den, jemals freigegeben werden? 


Hemming: Die Dinge liegen so, 
daß es Angestellte gibt, die ei- 
gens als unbedenklich im Sinne 
der Sicherheitsbestimmungen er- 
klärt werden müssen, das heißt, 
einen Sonderausweis bekom- 
men, um an die Akten herange- 
hen zu dürfen. Dies wirft ein Si- 
cherheitsproblem auf. Jede Frei- 
gabe von Dokumenten ermög- 
licht es gewissen professionellen 
Forschern, Juwelen zu finden, 
die zu größeren Dingen führen. 


Ein Dokument mag harmlos er- 
scheinen, aber diejenigen, die et- 
was von der Sache verstehen - 
Leute wie Mark Lane zum Bei- 
spiel -, könnten Dinge herausfin- 
den, die zu anderen Akten unter 
anderen Aktenzeichen führen. 


Verdeckte Operationen 
zur Geldwäsche 


Die französische Verbindung, auf 
die ich mich bereits bezog, wurde 
von Mary Farrell, einer professio- 
nellen Forscherin in Dallas, ent- 
deckt. Sie mußte über diese sehr 
schlechten Kopien von Doku- 
menten, Buchstabe für Buch- 
stabe, brüten, und dort waren die 
Hinweise auf die Deportation 
der Korsen, die seinerzeit an der 
Dealey Plaza waren. 


Wie reagieren Sie als langjähriger 
Vertragsagent des CIA, wenn je- 
mand den CIA eine »rogue 
agency« (bösartige Agentur) 
nennt? 


Hemming: Es gibt Parteiungen, 
die auf Grund ihrer Geschicklich- 
keit in der Lage sind, unabhän- 
gige Grundbesitze - (Firmen, die 
als Fassade für den CIA oder 
CIA-Parteiungen dienen - zu or- 
ganisieren. Sie bauen ihre eige- 
nen Betriebe auf und leihen ihre 
Dienstkräfte aus. Im allgemei- 
nen benutzt der CIA vorwiegend 
Ausländer: Man kann nicht einen 
Haufen Gringos in Ländern der 
Dritten Welt herumlaufen lassen, 
die deren Sprache nicht spre- 
chen. Man hat vielleicht einen 
oder zwei amerikanische Einsatz- 
leiter am Ort. 


Manchmal handeln diese Agen- 
ten oder Einsatzleiter jedoch auf 
eigene Faust oder tanzen aus der 
Reihe. Manchmal haben wir 
Operationen, die unter »falscher 
Flagge« segeln. Da gibt es viel- 
leicht jemanden, der unter der 
Aufsicht zum Beispiel eines 
KGB- »Maulwurfs« (Unter- 
grundagenten) arbeitet, und man 
glaubt, er arbeite unter einem 
loyalen amerikanischen CIA- 
Einsatzleiter. 


Ein Job wie 
jeder andere 


Viele verdeckte Operationen 
werden zur Geldwäsche aufge- 
baut, da es oft für den CIA nur 
sehr schwierig ist, vom Kongreß 
Gelder bewilligt zu bekommen. 


Redet Ihr Agenten miteinander, 
oder handelt es sich um eine Si- 
tuation, wo man »genau wissen 
muß, mit wem man es zu tun 
hat?« 


Hemming: Es handelt sich um ei- 
nen unglaublich kleinen Kreis 
von Leuten. 


Was sollen wir von diesen soge- 
nannten Abtrünnigen halten, die 
als Pfeifer in Erscheinung treten. 
Ist dies lediglich Desinforma- 
tion? 


Hemming: Einige dieser Leute 
sind immer noch im Geschäft. Es 
gibt Leute draußen in diesem Ge- 
schäft, die zu sagen pflegen: 
»Schreiben Sie nur meinen Na- 
men richtig. Ich bin gut in meiner 
Arbeit.« 


Was sie betrifft, so ist es halt nur 
ein Job wie jeder andere. 


Es gibt eine sehr interessante 
CIA-Figur namens Theodore 
Shackley. 


Hemming: Er ist ein interessan- 
ter Fall, weil angenommen wird, 
er sei nur ein Verwaltungs- 
mensch, aber er steckt sehr tiefin 
den Cowboy-ähnlichen Operatio- 
nen — unter jedem Aspekt dieser 
Operationen. Er war in die Auf- 
sicht über so viele Dinge in 
Miami —- wenn es um die castro- 
feindlichen Aktivitäten ging - 
und in Laos während des Viet- 
nam-Krieges verwickelt. 


Was können Sie uns über Gloria 
Steinem, Gründerin der National 
Organization for Woman, und Ed 
Wells, Gründer der Handgun 
Control Inc., erzählen, die beide 
vorgeblich »in den Ruhestand tra- 
ten«, bevor sie ihre jeweiligen 
Operationen ins Leben riefen? 


Hemming: Die meisten der im 
Ruhestand lebenden Geheima- 
genten tun sich schwer, öffentlich 
darzulegen, was ihre Regierungs- 
erfahrungen waren, abgesehen 
von einem allgemeinen Abriß 
über ihre Tätigkeiten. Sie wollen 
aber nicht zugeben, was genau 
sie getan haben. Es gibt wie- 
derum Leute, die Zugang zu In- 
formationen haben und gebeten 
werden, einer bestimmten Ange- 
legenheit nachzugehen. Es 
könnte eine einmalige Sache in 
ihrem Leben gewesen sein. Das 
veranlaßt sie aber nicht dazu, ihr 
ganzes Leben zu »offenbaren«. 
Es handelt sich um.die Art von 
Leuten, die, wenn der CIA sie 
ruft und sie auffordert an irgend- 
einem Projekt zu arbeiten, dies 
sofort tun werden. [) 
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Irak beschuldigt 
Agypten 


Der Irak beschuldigte Agypten, 
der _Non-Aligned-Movement 
(NAM) Schaden zugefügt und 
versucht zu haben, die 104 Mit- 
gliederstaaten und deren Res- 
sourcen der Gnade und Barmher- 
zigkeit der Vereinigten Staaten 
auszuliefern. Die Anklagen erfol- 
gen zu einem Zeitpunkt, wo es 
Anzeichen für eine Spaltung in- 
nerhalb der NAM gibt. 


Der ägyptische Außenminister 
Amr Moussa hat vorgeschlagen, 
daß die NAM Teil der Gruppe 
der 77 Entwicklungsländer wer- 
den sollte und behauptete, die 
NAM werde nicht mehr benötigt. 


»Es ist ein amerikanischer Vor- 
schlag, dessen Ziel darin besteht, 
ihnen unangefochtene Kontrolle 
über ... das Potential und die 
Ressourcen der Entwicklungslän- 
der zu verleihen, schrieb »Al- 
Thawra«, das Organ der herr- 
schenden Baath-Partei. »Es ist 
ein verdächtiger Vorschlag, der 
darauf abzielt, die NAM in eine 
bloße wirtschaftliche Vereini- 
gung rückständiger und armer 
Länder zu verwandeln, die einer 
durch wirtschaftliche Disparität 
gekennzeichneten Weltwirt- 
schaftsordnung hilflos gegen- 
überstehen«, setzte das Blatt 
hinzu. 


»Die Bewegung ihrer politischen 
Natur zu berauben, würde sie 
nicht nur schwächen, ... sondern 
auch ihre historische Rolle besei- 
tigen und sie von ihrem lebens- 
wichtigen Pfad abbringen«. »Al- 
Thawra« lobte Indonesien, das in 
Jakarta Gastgeber des NAM- 
Gipfeltreffens war weil es »den 
ägyptischen Vorschlag zurückge- 
wiesen« und andere Mitglieder 
gedrängt hat, »diese Unterwan- 
derungsversuche in Bausch und 
Bogen zu verdammen«. 


Die Balkankrise ruft wachsende 
Probleme für die NAM hervor. 
Die malaydianische Regierung 
unterbrach ihre diplomatischen 
Bindungen mit Jugoslawien. In- 
donesien hat in den letzten Mo- 
naten einen Großteil des Rück- 
stands, der darauf zurückzufüh- 
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ren war, daß es die NAM, die an 
das ehemalige Jugoslawien fallen 
sollten, dirigiert hat, wieder auf- 
geholt. 


Der indische Minister für auswär- 
tige Angelegenheiten Eduardo 
Faleiro sagte, daß Serbien und 
Kroatien sich um dem Beobach- 
terstatus auf dem Gipfeltreffen 
beworben haben, und daß er ei- 
nen ähnlichen Antrag aus Bos- 
nien erwarte. U 


Europa hat die 
falsche Politik 
gegenüber dem 
Osten 


Jacques Attali, Präsident der Eu- 
ropäischen Bank für Wiederauf- 
bau und Entwicklung, sagte in ei- 
nem Interview in der französi- 
schen Zeitschrift »Le Point«, Eu- 
ropa betreibe gegenüber dem 
Osten die falsche Politik. 


Die Europäische Gemeinschaft 
sei naiv zu glauben, daß Demo- 
kratie automatisch Wachstum 
herbeiführe, und daß die Libera- 
lisierung der Preise eine Markt- 
wirtschaft schaffen werden, äu- 
Berte Attali. »Demokratie ohne 
Institutionen ist Anarchie. Die 
Marktwirtschaft ohne Institutio- 
nen ist die Mafia. Wir haben jetzt 
Anarchie und die Mafia, statt De- 
mokratie und Markt.« m 


Algeriens Wirt- 
schaftskontrolle 
wieder 
hergestellt 


Die algerische Regierung geht 
wieder zur zentralen Kontrolle 
der Wirtschaft über und hat einen 
Ausschuß gebildet, der die Im- 
porte kontrollieren und ein- 
schränken soll, berichtete Reu- 
ters aus Algier. Die Regierung 
sagte, der Schritt werde unter- 
nommen, »um das Risiko eines 
wirtschaftlichen, sozialen und po- 
litiischen Zusammenbruchs ein- 
zudämmen«, als Folge der noch 
nie dagewesenen Belastungen 
der Wirtschaft durch die Bedie- 
nung der Auslandsschulden in 
Höhe von 28 Milliarden Dollar. 


Algerien hat es mit einem Schul- 
dendienst-Verhältnis von 74 Pro- 
zent — das heißt, 74 Prozent der 
Exporterlöse - zu tun. Trotz der 
Tatsache, daß das Land sich eines 
Handelsüberschusses erfreut - 
Einfuhren von sieben Milliarden 
Dollar und Ausfuhren von 11,3 
Milliarden Dollar - wird der 
Überschuß ausschließlich für den 
Schuldendienst verwendet. 


Vom Ministerpräsidenten Belaid 
Abdessalam erlassene Richtli- 
nien ermächtigen einen Regie- 
rungsausschuß dazu, die Einfuh- 
ren zu kontrollieren, damit sie 
mit den wirtschaftlichen Prioritä- 
ten übereinstimmen, die der Ein- 
fuhr von notwendigen Arzneien, 
Lebensmitteln, Baumaterialien 
und Ersatzteilen den Vorrang ein- 
räumen, aber die Einfuhr von 
Verbrauchsgütern, wie zum Bei- 
spiel Luxuswagen oder ausgeklü- 
gelte Kommunikationsausrü- 
stung, hemmt. Die Richtlinien 
scheinen die im April vergange- 
nen Jahres erlassenen Bestim- 
mungen, wonach es algerischen 
Unternehmen gestattet wurde, 
alles, was sie haben wollten, di- 
rekt von ausländischen Lieferan- 
ten zu importieren, abzulösen, 
berichtete Reuters. Ü 


Krebsversuche 
in England 
gefährden 
Menschenleben 


Das führende Krebskrankenhaus 
in England, Cristie Institute in 
Manchester, hat die ganzen acht- 
ziger Jahre hindurch an Frauen, 
die an Gehirnkrebs litten, klini- 
sche Versuche durchgeführt, die 
darauf abzielten, festzustellen, 
ob eine Verdreifachung der emp- 
fohlenen Strahlendosis die Ko- 
sten für das Gesundheitswesen 
verringern könnte. Rund 400 
Frauen werden dort jährlich auf 
Gehirnkrebs getestet. Den 
Frauen wurde bei diesen Versu- 
chen, die 1991 gestoppt wurden, 
niemals gesagt, daß eine her- 
kömmliche, zuverlässige Be- 
handlung als Alternative zur Ver- 
fügung stand, berichtete der 
»Scotsman«. 


Obwohl vieles geheim bleibt, sol- 
len bei diesem Programm Dut- 
zende, vielleicht Hunderte von 
Frauen getötet worden sein; bei 


den Überlebenden waren prak- 
tisch alle Gedärme und die Blase 
entfernt worden, während an- 
dere die gesamten inneren Or- 
gane von der Taille bis nach unten 
herausgenommen bekamen. Der 
Hintergedanke war, ein neues In- 
strument zu verwenden, das Se- 
lektron genannt wird, um die Pa- 
tientinnen mit Cäsium-Kügel- 
chen zu bombardieren, und dann 
die Strahlungsdosis dermaßen zu 
erhöhen, daß die Patientin in 24 
Stunden, statt in drei oder mehr 
Tagen behandelt werden kann. 


Es wird nicht mit Ansprüchen auf 
Schadensersatz gerechnet, weil 
alle potentiellen Gutachter ver- 
mutlich aussagen werden, daß 
die Behandlung niemals unter 
dem gesunken sei, was »jeder 
kompetente« Arzt auch getan 
hätte. = 


Die Weltbank 
und der land- 
wirtschaftliche 
Fortschritt 


In einem Kommentar von Ri- 
chard Critchfield in der »New 
York Times« wurde die Weltbank 
wegen ihrer Behinderung der 
landwirtschaftlichen »Grünen 
Revolution« des Dr. Norman 
Borlaug, des Züchters aus Iowa, 
der 1970 den Friedensnobelpreis 
erhielt, weil er in den sechziger 
Jahren neue, ertragsreiche Wei- 
zensorten in Asien eingeführt 
hatte, die den Nahrungsmittel- 
ausstoß verdreifacht oder gar ver- 
vierfacht haben, unter Beschuß 
genommen. 


Critchfield schrieb: »Hohe Be- 
amte der Bank, hauptsächlich 
Wirtschaftswissenschaftler oder 
Akademiker, die niemals ihren 
Fuß in ein afrikanisches Maisfeld 
gesetzt haben, sind mit Politiken 
wie »strukturelle Anpassungen«, 
ein Schlagwort in der Strategie 
des freien Marktes, die drastische 
Haushaltskürzungen und Infla- 
tion, Privatisierung der Indu- 
strie, Senkung der Handelsbar- 
rieren und Anspornung der Aus- 
landsinvestitionen nach sich 
zieht, verheiratet.« 


Borlaug äußerte verbittert: »Die 
Weltbank sagt, unsere Art der 
Feldarbeit sei nicht gerechtfer- 
tigt, weil noch nicht genügend 


Forschungsarbeit betrieben wor- 
den sei, obwohl wir klar und 
deutlich demonstriert haben, daß 
wir die Erträge verdoppeln, ver- 
dreifachen oder sogar vervierfa- 
chen können.« Die Bürokraten 
der Weltbank haben »niemals in 
Afrika gelebt. Sie leben in einem 
Elfenbeinturm, der sich Welt- 
bank nennt.« mm 


IWE heizt 
Arbeitslosigkeit 
in Agypten an 


Intensivierte Sparmaßnahmen, 
über die man sich mit dem Inter- 
nationalen Währungsfonds 
(IWF) geeinigt hat, werden bis 
1997 40 Prozent der ägyptischen 
Bevölkerung arbeitslos machen 
und die Zahl der Arbeitslosen 
landesweit auf sechs Millionen er- 
höhen, berichteten Wirtschafts- 
fachleute. 


Die Regierung verkündete, daß 
sie jetzt die Privatisierung von 76 
staatseigenen Firmen in Angriff 
nehmen werde, über die im Mai 
1991 mit dem IWF verhandelt 
wurde. Dies bedeutet, daß etwa 
400000 Industriearbeiter gefeu- 
ert werden - und davon werden 
zum Beispiel 15 Prozent der Ar- 
beitskräfte in der Chemie-Indu- 
strie und etwa der gleiche Pro- 
zentsatz auf dem Bausektor be- 
troffen. Die ägyptische Wirt- 
schaft muß mit weiteren Proble- 
men fertigwerden, weil andere 
arabische Staaten, speziell die 
Scheichtümer am Persischen 
Golf, ägyptische Gastarbeiter 
nach Hause schicken und sie 
durch billigere Arbeitskräfte aus 
asiatischen Ländern ersetzen. U 


Rabin droht mit 
massiver 
Vergeltung 


Der israelische Ministerpräsi- 
dent Yitzhak Rabin drohte mas- 
sive Vergeltung gegen jeden 
arabischen Staat an, der konven- 
tionelle Raketen auf Israel abfeu- 
ert. Rabin sagte zu der israeli- 
schen Zeitung »Haaretz«, daß 
Israel sich nicht zurückhalten 
werde, wenn es mit irakischen 
Raketen angegriffen wird, wie es 
während des Golfkrieges getan 


habe. »Ich glaube nicht, daß der 
Irak gegen Israel vorgehen 
wird«, sagte er, »aber wenn er das 
tut, dann verfügt Israel über eine 
Vielfalt von Aktionsmitteln, die 
in der Öffentlichkeit nicht im ein- 
zelnen aufgeführt werden kön- 
nen.« 


Befragt, ob Israel andere arabi- 
sche Staaten von Raketenschlä- 
gen abschrecken könne, erwi- 
derte Rabin: »Im allgemeinen, 
wenn wir im Zusammenhang mit 
einem totalen Krieg über einen 
Nachbarstaat wie Syrien spre- 
chen, gibt es zwei Komponenten. 


Die erste besteht darin, klar und 
deutlich zu machen, daß ein 
Schlag gegen Israel mit konven- 
tionellen Waffen einen massiven 
konventionellen Schlag gegen 
die Städte des betreffenden Lan- 
des mit sich bringen würde.« 


Die zweite, meinte er, bestünde 
darin, »zu einer schnellen Ent- 
scheidung im Kriege zu kommen 
und keine Situation wie Opera- 
tion Wüstensturm aufkommen zu 
lassen, in der unser Hinterland 45 
Tage Angriffen ausgesetzt war. 


Was weiter weg liegende Staaten 
betrifft - kommt es darauf an, die 
Fähigkeit zu entwickeln, die Bal- 
lungszentren dieser Staaten zu 
treffen.« m 


China versucht 
grüne 
»Revolution« 


China versucht die Landwirt- 
schaft zu revolutionieren. Unter 
Umständen sollen bessere Ge- 
treidesorten eingeführt werden, 
um »schnelle Erfolge« mit höhe- 
ren Erträgen und besseren Quali- 
täten in der Nahrungsmittelpro- 
duktion zu erzielen, schrieb die 
»China Daily«. 


Die chinesische Bevölkerung, 
die noch bis Anfang der achtziger 
Jahre mit ausreichendem, wenn 
auch minderwertigem Getreide 
zufrieden war, verlangt jetzt 
Obst, Gemüse und Fleisch sowie 
Reis von hoher Qualität. China 
kann diesem Verlangen jedoch 
nicht nachkommen. 


Die Einkünfte der Bauern, die 
im Durchschnitt 130 Dollar betra- 
gen, sind seit Mitte der achtziger 


Jahre entsprechend derjenigen 
der städtischen Bevölkerung 
rückläufig. Da die Landwirte 80 
Prozent der Bevölkerung Chinas 
ausmachen, wird es, falls sich 
diese Stagnation fortsetzt, un- 
möglich sein, China aus seinem 
derzeitigen Status als Volk mit 
dem niedrigsten Lebensstandard 
in der Welt herauszubekommen. 


Eine tüchtigere Landwirtschaft 
und Diversifikation sind auch 
von wesentlicher Bedeutung, um 
Chinas gewaltigen »Überschuß 
an Landarbeitern«, mindestens 
100000 Menschen, zu absorbie- 
ren. Die ungelösten Probleme 
des Transports von landwirt- 
schaftlichen Produkten auf die 
Märkte und die vorsätzliche Ver- 
armung von Wissenschaftlern 
und Technikern, die China sehr 
rückständig halten, müssen unbe- 
dingt angepackt werden, wenn 
China seine Produktion erhöhen 
soll, räumte das Blatt ein. um} 


Türkei billigt 
Morde an 
PKK-Führern 


Der Nationale Sicherheitsrat der 
Türkei genehmigte auf seiner ge- 
meinsamen Sitzung mit Präsident 
Turgut Ozal in Ankara, Einsätze 
zur Tötung von Führern der kur- 
dischen separatistischen Gruppe 
PKK durchzuführen, berichtete 
die Tageszeitung »Hurriyet«. 


Obwohl das amtliche Kommuni- 
que nur von »Operationen inner- 
halb und außerhalb des Landes«, 
sprach, führte »Hurriyet« des 
längeren und breiten aus, daß die 
Türkei daran denkt, Spezial- 
mannschaften ausschwärmen zu 
lassen, die das mit den PKK-Füh- 
rern machen sollen, was Israel 
schon sehr viele Male außerhalb 
seiner Grenzen mit der PLO ge- 
macht hat, nämlich deren Führer 
und Elitekader zu beseitigen. 


Der PKK-Vorsitzende Abdullah 
Ozcalan, der sich in Syrien ver- 
steckt halten soll, ist als Haupt- 
ziel eines Einsatzes israelischer 
Art im Gespräch, schrieb »Hur- 
riyet«. Frühere Bemerkungen 
des türkischen Innenministers 
Szesgin, daß seine Kräfte »diese 
Terroristen hetzen und stellen 
werden, ganz gleich wo sie sich 
befinden, selbst wenn wir sie au- 
Berhalb unserer Grenzen jagen 


müssen«, sind in den türkischen 
Medien wiederholt worden. DI 


Grenzstreitig- 
keiten zwischen 
China und 
Vietnam 


Vietnam klagte an, daß China da- 
mit begonnen habe, in vietname- 
sischen Gewässern nach Ol zu 
bohren und forderte Peking auf, 
seine Schiffe aus dem Gebiet »so- 
fort zurückzuziehen«, berichte- 
ten die offiziellen vietnamesi- 
schen Medien laut UPI. 


»Mitte August und Anfang Sep- 
tember setzte China seine Ol- 
such- und Bohrschiffe zu einer 
Bohroperation in einem Bereich 
innerhalb der territorialen Ge- 
wässer Vietnams« im Golf von 
Tonkin in Bewegung, verkündete 
der staatseigene Rundfunksen- 
der Hanoi. »Es verbot auch Ope- 
rationen anderer Schiffe inner- 
halb eines Radius von 1000 bis 
1500 Meter. 


Die nächste Stelle des geplanten 
Operationsfeldes ist nur 128 km 
von dem vietnamesischen Hafen 
Ba Lat entfernt. »Das Gebiet 
liegt auch direkt an der internen 
Seeroute zwischen Haiphong 
und Quang Ninh. Dies verstößt 
gegen den Vorschlag, den China 
am 18. Januar 1974 gemacht 
hatte, nämlich daß, vorbehaltlich 
der Festlegung der Seegrenze 
zwischen den beiden Ländern, 
beide Seiten zeitweilig davon Ab- 
stand nehmen sollten, in diesem 
Gebiet nach Ol zu suchen«. 

In dem Rundf£unkbericht hieß es, 
das vietnamesische Außenmini- 
sterium habe dem chinesischen 
Botschafter in Hanoi eine Note 
zugeschickt, »in der es seine Be- 
sorgnis über diese Aktivitäten 
auf dem Festlandsockel Vietnams 
zum Ausdruck bringt« und »for- 
dert, daß China alle seine ausge- 
fahrenen Schiffe unverzüglich zu- 
rückruft«. 


Der chinesische Außenminister 
Xu Dunxin wird Hanoi besu- 
chen, um über die umstittenen 
Grenzen zwischen den beiden 
Ländern zu sprechen. Aus Radio 
Hanoi verlautet, daß die chinesi- 
schen Aktionen »keine günstigen 
Bedingungen für die kommen- 
den Gespräche schaffen«. U 
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John Demjanjuk 


Kein Zweifel 


an der 


Unschuld 


Die unglaubliche Geschichte der Kampagne des amerikanischen Ju- 
stizministeriums gegen John Demjanjuk, ein im Ruhestand leben- 
der Automechaniker aus Cleveland, war Mittelpunkt eines Inter- 
views, das unser Mitarbeiter Tom Valentine mit dem US-Abgordne- 
ten Jim Traficant führte. Traficant hat sich eingehend mit dem 
Schicksal Demjanjuks beschäftigt und ist dabei auf Beweise gesto- 
Ben, die belegen, daß das US-Justizministerium gegen den geplag- 
ten naturalisierten Amerikaner, der heute in einem israelischen Ge- 
fängnis einsitzt und dem der Tod durch den Strang droht, ein abge- 
kartertes Spiel abzog. Demjanjuks Anwälte haben gegen das Todes- 
urteil Berufung eingelegt. Valentins Fragen sind in Fettdruck. 


Sie haben sich da auf eine sehr 
umstrittene Sache, den Fall Dem- 
Jjanjuk, eingelassen. Nun geht das 
Bundesberufungsgericht in Cin- 
cinnati hart gegen das US-Justiz- 
ministerium vor, weil es Demjan- 
juk mit falschem Beweismaterial, 
das vom Office of Special Investi- 
gations (OST) in Zusammenar- 
beit mit den Sowjets zusammen- 
gebraut wurde, über den Tisch ge- 
zogen hat. 

Ein Großteil der Informationen, 
auf daß sich das Berufungsgericht 
verließ, kam zur Verteidigung 
John Demjanjuks aus Ihrem 
Büro. Sie erhielten einige dieser 
Beweise, in dem Sie einen Antrag 
unter dem Freedom of Informa- 
tion Act (Gesetz das sich mit der 
Freiheit der Information befaßt) 
stellten. Wie wurden Sie in diesen 
umstrittenen Fall verwickelt? 


Traficant: Die Familie Demjan- 
juk kam zu mir. Sie konnten an- 
derswo keine Unterstützung be- 
kommen, da der Fall so heikel 
war. Ich verwies sie an die Kon- 
greßmitglieder aus dem Raum 
Cleveland. Ich selbst bin aus 
Youngstown. 


Das Material 
aus dem Müll 


Demjanjuks Sohn sagte: »Wir 
sind Bürger dieses Landes. Wir 
haben niemals gegen irgendwel- 
che Gesetze verstoßen. Wir fin- 
den jedoch niemanden, der mit 
uns reden will.« 
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Sie hätten das Gefühl, daß ich 
mit ihnen reden würde, sagten 
sie. Sie hätten von meinem be- 
rühmten Kampf mit dem US-Ju- 
stizministerium gehört. Dieses 
war gegen mich vorgegangen, 
und ich verteidigte mich selbst in 
dieser Sache. 


Als ich Sheriff war, wurde ich von 
der Bundesregierung angeklagt, 
Bestechungsgelder angenommen 
zu haben. Ich bin kein Anwalt, 
aber ich verteidigte mich selbst, 
und ich obsiegte gegen das US- 
Justizministerium ohne Anwalt. 
Mein Fall war mehr politischer 
Natur als alles andere. 


Zu diesem Zeitpunkt hörte die 
Familie von mir. Sie wußte, daß 
ich keine Angst vor der Regie- 
rung hatte, und daß ich standhaft 
sein würde. Ich glaube, es ist sehr 
wichtig, daß sich das amerikani- 
sche Volk heute daran erinnert, 
daß es unsere Regierung ist, und 
daß wir Bürokraten und nicht ge- 
wählte Leute haben, die aus ir- 
gendeinem Grund glauben, das 
Recht zu haben, über unser Le- 
ben zu bestimmen. In diesem Zu- 
sammenhang kamen die Demjan- 
juks zu mir. 


Washington kannte 
die ganze Wahrheit 


Ich sagte ihnen, daß ich mich mit 
der Sache befassen würde. Schon 
als sie zu mir hereinkamen, sagte 
ich zu ihnen: »Ihr Vater ist wegen 
scheußlicher Verbrechen schul- 
dig gesprochen worden. Was 
mich betrifft, er hat einen Prozeß 


gehabt. Ich werde mir ihren be- 
sonderen Fall näher betrachten, 
aber ich werde ihn genau so dar- 
stellen, wie ich ihn sehe.« 


Was dann geschah, war, daß die 
Demjanjuks Material herein- 
brachten, das sie aus dem Müll 
entnommen hatten. Es gab 
Leute, die sich den Müll des dem 
Justizministerium unterstehen- 
den Office of Special Investiga- 
tions (OSI) angesehen hatten. 


Ebenso wie die Justiz gegen an- 
dere Leute vorgeht und deren 
Müll nach Beweisen gegen sie 
durchsucht. 


Im Falle Demjanjuk waren es Be- 
richte von Beamten des Justizmi- 
nisteriums, die 1979 in Berlin den 
Ex-Nazi-Wachmann Otto Horn 
verhörten. Horn sagte in dem 
Ausbürgerungsverfahren gegen 
Demjanjuk in Cleveland - wo 
man ihn seiner Staatsbürger- 
schaft entkleidete — aus. Horn 
war ein Schlüsselzeuge. Nach- 
dem er sich in Berlin zwei Satz 
Fotos angesehen hatte, sagte er 
aus, er könne Demjanjuk in zwei 
verschiedenen Satz Fotos identi- 
fizieren. 

Das Bemerkenswerte an dieser 
Sache ist, daß aus den Dokumen- 
ten, die mir übergeben wurden, 
zu entnehmen war, daß das Perso- 
nal des Justizministeriums, das 
Horn verhört hatte, detaillierte 
Berichte darüber verfaßt hatte, 
was bei den Verhören vor sich ge- 
gangen war. 


Zur Erinnerung: Als Horn in 
Cleveland aussagte, sagte er, als 


Der Abgeordnete Jim Traficant 
ist wesentlich daran beteiligt, 
daß der Fall John Demjanjuk 
wieder aufgerollt wird. 


er in Berlin den ersten Satz Fotos 
gesehen habe, habe er »Iwan den 
Schrecklichen« herausgesucht 
und ihn als Demjanjuk identifi- 
ziert. Als er sich den zweiten Satz 
Fotos betrachtete, habe er 
»Iwan« herausgesucht und ge- 
sagt, es sei Demjanjuk. 


Und dann fragte man ihn- und es 
war keine Verteidigungsmann- 
schaft für Demjanjuk zugegen -, 


John Demjanjuk, ein im Ruhe- 
stand lebender Automechani- 
ker aus Cleveland, ist in Israel 
zum Tode verurteilt worden. 


ob er den ersten Satz Fotos über- 
haupt gesehen habe, als man ihm 
den zweiten Satz Fotos vorlegte. 
Horn sagte: »Uberhaupt nicht. 
Die Fotos wurden weggenom- 
men, in einen Umschlag gesteckt 
und meinen Blicken entzogen«. 


Und dies kam aus dem Müll zum 
Vorschein: Originaldokumente, 
unterzeichnet und datiert von 
den Vernehmungsbeamten, mit 
Eingangsstempel ihres Vorgesetz- 
ten im Justizministerium. Diese 
Dokumente beweisen, daß Otto 
Horn ein Satz von acht Fotos von 
kaukasischen Männern, die am 
Anfang ihrer zwanziger Jahre 
standen, gezeigt wurde. Es heißt 
darin, er habe sich die Fotos sehr 
lange angeschaut und gesagt, 
eine Person komme ihm bekannt 
vor, und das war nicht einmal 
Demjanjuk. In dem ersten Satz 
von acht Fotos habe er überhaupt 
niemanden erkennen können. 


Die Manipulation 
mit den Fotos 


Diese Vernehmungsbeamten 
schrieben seinerzeit in ihrem 
amtlichen Bericht, sie hätten 
dann die acht Fotos wieder an 
sich genommen und ein Foto auf 
diesen Stapel gelegt und diesen 
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verwundert, da der KGB nicht für Präzision bekannt ist. 


auf die Tischkante geworfen, so 
daß das obenauf liegende Foto - 
das von Demjanjuk — Horn förm- 
lich ins Gesicht sprang. Dann leg- 
ten sie ihm einen anderen Satz 
Fotos von acht kaukasischen 
Männern, die in ihren dreißiger 
oder vierziger Jahren standen, 
vor, und Horn schaute sie sich 
eine Zeitlang an. Dann, so heißt 
es weiter in dem Bericht, nach- 
dem Horn zwischen diesem Satz 
Fotos und dem Stapel Fotos - mit 
dem von Demjanjuk obenauflie- 
gend — hin und hergeschaut 
hatte, sagte er: »Das ist der 
Mann.« 


So wurde der orchestrierte Pro- 
zeß gegen Demjanjuk eingelei- 
tet, der wahrscheinlich als einer 


der bemerkenswertesten Fälle in 
die Justizgeschichte der USA ein- 
gehen wird, weil die Rechte einer 
Einzelperson auf dem Spiel ste- 
hen. Wenn man es einmal zuläßt, 
daß die Rechte des Einzelnen ge- 
fährdet werden, bringt man letz- 
tendlich unser aller Rechte in Ge- 
fahr. 


Otto Horn war ein Nazi und ein 
Lügner, und er log das Blaue vom 
Himmel herunter. Er identifi- 
zierte Demjanjuk nicht, und das 
US-Justizministerium wußte das 
ganz genau. 


Ich hatte ja selbst mit dem Justiz- 
ministerium zu tun gehabt und 
wußte, daß es über solche faulen 
Tricks keineswegs erhaben ist. 


Das »Dokument«, der Ausweis, 
aufgrund dessen Demjanjuk 
gehängt werden soll. Er ent- 
hält nicht einmal ein Ausstel- 
lungsdatum. 


Vielleicht glaubte es wirklich, 
zwar den richtigen Mann, aber 
nicht genug Beweise gegen ihn zu 
haben, um ihn zu überführen. 
Deswegen wurde der Prozeß ma- 
nipuliert. 


Ich wollte im Zweifelsfall zugun- 
sten des Justizministeriums ent- 
scheiden, verfolgte aber den Fall 
weiter und sagte den Beamten 
seinerzeit, daß für mich keinerlei 
Zweifen bestehen, daß Otto 
Horn in Cleveland einen Meineid 
schwor, und daß das Justizmini- 
sterium diesen Meineid unter- 
stützte und genau wußte, daß 
Horn nicht die Wahrheit gesagt 
hatte. Das reichte aus für mich, 
um die Angelegenheit weiter zu 
verfolgen. 


Jedesmal, wenn ich versuchte, 
mehr Informationen entweder 
über Demjanjuk oder über Tre- 
blinka zu bekommen, lief ich ge- 
gen eine Mauer. Das Justizmini- 
sterium wußte jedoch, daß es in 
mir jemanden hatte, der die Sa- 
che weiter untersuchen und sich 
nicht abschrecken lassen würde. 


Da gab es jedoch einen Ukrai- 
nisch-Amerikaner, der wegen 
Kriegsverbrechen schuldig ge- 
sprochen und hingerichtet 
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John Demjanjuk 
Kein Zweifel 


an der 
Unschuld 


wurde. Sein Name war Fedor Fe- 
derenko. Ich stellte Anträge nach 
dem Freedom of Information Act 
(FOIA), da dieser Mann auch in 
Treblinka war. Ich sandte FOIA- 
Anträge an den Immigration and 
Naturalization Service (Einwan- 
derungsbehörde), an das US-Ju- 
stizministerium und an das Au- 
Benministerium. 


Demjanjuk 
ist nicht »Iwan« 


Durch meinen Briefkastenschlitz 
schlüpfte die Kopie eines Tele- 
gramms, das mir das Außenmini- 
sterium zuschickte und das im 
August 1978 von dort an das OSI 
-das gegen Demjanjuk und Fede- 
renko ermittelte - gegangen war. 
In diesem Telegramm steht alles, 
worum es bei der ganzen Dem- 
janjuk-Kontroverse in Israel im 
dortigen Obersten Gericht geht. 


Darin wird auf die Tatsache ange- 
spielt, daß es sechs ukrainische 
Wachleute gab, die wegen 
Kriegsverbrechen in Treblinka 
hingerichtet wurden. Schaut man 
sich die Namen und Aussagen 
dieser Männer an, stellt man fest, 
daß sie Iwan den Schrecklichen 
als einen Mann namens Iwan 
Martschenko identifizierten. 
Martschenko war größer, hatte 
dunkleres Haar, war neun Jahre 
älter als Demjanuk und hatte 
eine Narbe am Hals. 


Zu diesen Informationen gehört 
auch das Bild von einem Mann, 
der von jüdischen Häftlingen 
Iwan der Schreckliche genannt 
wurde, und dieser Mann war 
Iwan Martschenko. Demjanjuk 
ist nicht Iwan der Schreckliche, 
Iwan in Treblinka war Iwan Mart- 
schenko. 


Jetzt muß unser Justizministe- 
rium hierfür Rechenschaft able- 
gen, weil man dort von Anfang 
an wußte, daß Demjanjuk nicht 
jener Iwan war, trotzdem einen 
Prozeß gegen ihn führte, weil das 
sensationelle Schlagzeilen brin- 
gen würde. Diese haben die Her- 
ren sicherlich bekommen, doch 
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müssen sie dafür geradestehen, 
was sie getan haben. 


Ich werde nicht eher zufrieden 
sein bis der Gerechtigkeit Ge- 
nüge getan ist und einige von den- 
jenigen, die Demjanjuk wissent- 
lich zu Unrecht strafrechtlich ver- 
folgt haben, dafür ins Gefängnis 
geschickt werden. 


Jetzt hat das Berufungsgericht in 
Cincinnati von sich aus eine Un- 
tersuchung eingeleitet. 


Traficant: Die von mir zusam- 
mengestellte gewaltige Menge 
Beweismaterial habe ich nach Is- 
rael geschickt, und in aller Fair- 
neß gegenüber Israel muß gesagt 
werden, daß man diese Beweise 
dort sehr ernst genommen und es 


Richter Dov Levin (rechts hinten) verkündet das Urteil im Demjan- 


juk-Prozeß in einem Kino. 


John Demjanjuk wird in Begleitung von zwei israelischen Polizi- 
sten zu einem Termin des obersten Gerichts Israels geführt. 


in das Verfahren des dortigen 
Demjanjuk-Prozesses einge- 
bracht hat. Also mußte über die 
Angelegenheit beraten werden. 
Gott sei Dank. 


Schließlich tat das Berufungsge- 
richt des Sechsten Gerichtsbe- 
zirks in Cincinnati — das anfangs 
Demjanjuks Berufung gegen 
seine Ausbürgerung verwarf - et- 
was, wozu man ihm gratulieren 
sollte. Man sagte: »Kommen Sie 


herein, Justizministerium, und 
geben Sie uns jetzt alle Fakten.« 


Und das Berufungsgericht gab 
auch der Familie Gelegenheit, 
alle ihr bekannten Tatsachen auf 
den Tisch zu legen. Glauben Sie 
mir, dies ist eine gute Gelegen- 
heit. 


Ich kann Ihnen ohne Zögern ver- 
sichern: Demjanjuk ist nicht 
Iwan der Schreckliche. Er hat 


nicht als Iwan der Schreckliche 
gemordet. 


Was, glauben Sie, sollte jetzt un- 
ternommen werden? 


Traficant: Ich glaube, das Urteil 
muß aufgehoben werden. Wenn 
es irgendeine Gerechtigkeit gibt, 
dann sollte unsere Regierung 
eine Vereinbarung mit Israel an- 
streben, um Demjanjuk nach 
Hause zu holen. Das Justizmini- 
sterium behauptet jetzt, es gebe 
andere Dinge, die es vielleicht 
untersuchen wird. Von all diesen 
anderen Dingen, von denen sie 
jetztreden, hatten die Herren des 
Justizministeriums aber schon 
1978 Kenntnis. Sie machten 
Demjanjuk den Prozeß, obwohl 
sie ganz genau wußten, daß er 
nicht dieser Iwan war. 

Ich sage, daß sie dafür zur Re- 
chenschaft gezogen werden müs- 
sen. Wenn es eine Gerechtigkeit 
gibt, dann müssen einige Herren 
aus dem Justizministeriums ins 
Gefängnis. Das ist eine Möglich- 
keit unsere Regierung aus der 
Schußlinie zu bringen. 


Wir wissen jetzt, daß die Beweis- 
norm für ein Kapitalverbrechen 
Schuld ohne angemessenen 
Zweifel ist. Wir haben genügend 
Beweise für Demjanjuks Un- 
schuld. Jeder, der noch etwas 
mißtrauisch ist, sollte sich dieses 
Beweismaterial ansehen und 
wird dann sagen: »Dieser Mann 
ist nicht Iwan.« 

Wenn es andere Dinge gibt, we- 
gen denen das Justizministerium 
gegen Demjanjuk ermitteln will, 
dann ist das eine andere Sache. 
Er muß jedoch auf alle Fälle nach 
Hause gebracht werden. Oo 


Pearl Harbor 


Fünfzig 


Jahre 


Historiker- 


Streit 


Zweiter Teil 


Charles Lutton 


Der Standpunkt der Revisionisten stand auf festem Boden von Be- 
weismitteln, die während der Congressional Hearings (Untersu- 
chungen auf Kongreßebene) und in anderen Nachkriegsenthüllun- 
gen vorgelegt wurden. Dies brachte die Verteidiger Roosevelts und 
der »Neuen Weltordnung«, die in Teheran, Jalta, Potsdam und San 
Francisco geschmiedet wurde, nicht zum Schweigen. Weit davon ent- 


fernt. 


Eine Flut von Büchern, in denen 
Roosevelt und seine hauptsächli- 
chen Gehilfen verteidigt, »er- 
klärt« und entschuldigt werden, 
lief von den Druckpressen zu den 
Akkoladen der Massenmedien 
des Establishments. Repräsen- 
tative Beispiele für diese Litera- 
tur sind: »The Road to Pearl Har- 
bor« von Herbert Feis, Princeton 
University Press, 1950; »Roose- 
velt: From Munich to Pearl Har- 
bor«, Creative Age Press, 1950; 
»The Challenge to Isolation«, 
Harper and Brothers, 1952, und 
»The Undeclared War«, Harper 
und Brothers, beide von William 
L. Langer und S. Everett Glea- 
son. 


Noch immer 
lesenswert 


Wenn George Morgensterns 
»Pearl Harbor« auch die beste 
Antwort auf die Establishment- 
Version des Angriffs bleibt, ha- 
ben andere Autoren sich näher 
mit dem New Deal und dem Zu- 
sammenhang zwischen dem An- 
griff der Japaner auf Hawaii und 
mit amerikanischer Außen- und 
Innenpolitik während der Roose- 
velt-Ara befaßt. Besonders be- 
merkenswert sind die Studien 
von Charles A. Beard. »Presi- 
dent Roosevelt and the Coming 
of the War, 1941: A Study in Ap- 
pearances and Realities«, Yale 
University Press, 1948; William 
Henry Chamberlin »America’s 
Second Crusade«, Henry Reg- 


nery, 1950; Frederick R. Sanborn 
»Design for War: A Study of Se- 
cret Power Politics, 1937 - 1941«, 
Devin Adair, 1951, und Charles 
Callan Tansill »Back Door to 
War: The Roosevelt Foreign Po- 
licy, 1933 — 1941«, Henry Reg- 
nery, 1952. Die Bände von Beard 
und Tansill waren unter den Ver- 
teidigern der rooseveltschen Poli- 
tik besonders unwillkommen, da 
Beard einer der hervorragend- 
sten Historiker der ersten Hälfte 
des zwanzigsten Jahrhunderts 
und Tansill ein distinguierter Uni- 
versitätsprofessor für Geschichte 
der amerikanischen Diplomatie 
war. Alle oben erwähnten Titel 
sind immer noch lesenswert, 
nicht nur vom Standpunkt der 
Geschichtsschreibung aus gese- 
hen, sondern auch wegen ihrer 
Enthüllung von Tatsachen und 
Auslegungen der Ereignisse. 


Das 
Barnes-Symposium 


Harry Elmar Barnes (1889 - 
1968) war ein hochrangiger Ge- 
lehrter und Pfadfinder der revi- 
sionistischen Geschichtsfor- 
schung über den Ersten Welt- 
krieg. Später, ein Kritiker der Po- 
litik des New Deal, schrieb er 
über Geschichte der Diplomatie 
und internationale Beziehungen 
und ermunterte andere großzü- 
gig, verschiedene Gesichts- 
punkte der jüngsten Geschichte 
zu erforschen. Er sah diese »Er- 


forschung der Wahrheit« nicht als 
bloße Geistesübung, sondern als 
eine Bemühung, die dazu beitra- 
gen könnte, einer bedrängten 
Welt Gerechtigkeit und Frieden 
zu bringen. 


1953, brachte Barnes »Perpetual 
War for Perpetual Peace«, The 
Caxton Printers Ltd., heraus. 
Darin brachte Barnes in einem 
Überblick eine Bewertung der 
Entwicklung, des Verlaufs und 
der Folgen der amerikanischen 
Politik während der Präsident- 
schaft sowie Roosevelts führende 
Kritiker zusammen. Er war zu- 
versichtlich, daß die in diesem 
Band zum Ausdruck kommen- 
den Ansichten jeder Einlassung 
der Verteidiger Roosevelts stand- 
halten konnten. Er schrieb: »Es 
besteht keine Möglichkeit, daß 
spätere Beweise eine Milderung 
der Anklagen gegen unsere Au- 
Benpolitik seit 1914 und beson- 
ders seit 1933 erforderlich ma- 
chen werden. Wenn es irgendwel- 
ches Geheimmaterial gäbe, das 
die Politik Roosevelts und Tru- 
mans in einem helleren Licht er- 
scheinen ließe, dann könnten wir 
gewiß sein, daß ihre Hofhistori- 
ker und Publicity-Agenten dies 
längst der Öffentlichkeit mitge- 
teil hätten.« 


Eingeständnisse zur 
US-Politik 


Das Symposium wurde mit einer 
Einführung zu »Revisionismus 
and the Historical Blackout« 
eröffnet, in der Professor Barnes 
erläuterte, wie abweichende An- 
sichten durch die gleichen Ele- 
mente unterdrückt wurden, die 
behaupteten, die First Amend- 
ment to the Constitution (Erste 
Verfassungsänderung) verteidi- 
gen zu wollen. Wären die kleinen 
Firmen Henry Regnery und De- 
vin-Aldair nicht bereit gewesen, 
revisionistische Bücher zu veröf- 
fentlichen, sei es zweifelhaft, ob 
es Morgenstern, Sanborn, Tansill 
und anderen überhaupt gelungen 
wäre, ihre sehr bedeutsamen 
Werke gedruckt zu bekommen. 

In seinem Essay »The United Sta- 
tes and the Road to War in Eu- 
rope« besprach Dr. Tansill den 
europäischen Hintergrund zum 
Ursprung des Zweiten Welt- 
kriegs sowie die japanisch-ameri- 
kanischen Beziehungen bis zu 
dem Angriff auf Pearl Harbor. 
Frederick R. Sanborn erörterte 
den Ursprung des rooseveltschen 
Interventionismus und des Fehl- 


schlags seiner unneutralen Poli- 
tik Hitler gegenüber in »Roose- 
velt is Frustrated in Europe« 
(»Roosevelt scheitert an Eu- 
ropa«). Professor William L. 
Neumann lenkte die Aufmerk- 
samkeit seiner Leser auf »How 
American Policy Toward Japan 
Contributed to War in Europe« 
(»Wie die amerikanische Außen- 
politik gegenüber Japan zum 
Krieg in Europa beitrug«). 


Das Beste, was den USA 
geschehen konnte 


Zwei Essays befaßten sich mit 
Pearl Harbor und seinen Nach- 
wehen: »The Actual Road to Pe- 
arl Harbor« (»Der eigentliche 
Weg nach Pearl Harbor«) von 
George Morgenstern, in dem die 
Argumente, die er in seinem 
Buch gleichen Titels vorgetragen 
hatte, zusammengefaßt und auf 
den neuesten Stand gebracht wer- 
den, und »The Pearl harbor Inve- 
stigations« von Percy L. Greaves 
jun. Greaves befaßte sich mit den 
neun Untersuchungen über Pearl 
Harbor und legte dar, wie die 
Schuld von den wirklichen Übel- 
tätern abgelenkt wurde. Er ent- 
hüllte, wie General Marshall ge- 
zwungen wurde, unter hartnäcki- 
ger Befragung durch US-Senator 
Homer Ferguson eine Reihe von 
belastenden Eingeständnissen 
machen mußte, unter anderem 
daß die Vereinigten Staaten ins- 
geheim militärische Vereinbarun- 
gen mit den Briten und Nieder- 
ländern begonnen hatten, die ge- 
gen die Japaner gerichtet waren, 
und daß diese noch vor dem An- 
griff auf Pearl Harbor in Kraft 
traten. Nichtsdestoweniger lief 
die Kampagne zum Schutz derje- 
nigen, die für das Debakel von 
Pearl Harbor verantwortlich wa- 
ren, weiter. 


Greaves schrieb: »Diejenigen, 
die an dieser großen Verschwö- 
rung gegen das amerikanische 
Volk beteiligt waren, glauben 
zweifellos, daß der Zweck die 
Mittel heilige. Sie schließen sich 
wahrscheinlich alle den Heraus- 
gebern der Zeitschrift »Life« an, 
die uns in ihrer »Picture History 
of World War II« »Bildgeschichte 
des Zweiten Weltkriegs<) weis- 
machen wollen: Rückschauend 
betrachtet, scheint Pearl Harbor 
eindeutig das Beste zu sein, was 
den USA passieren konnte.« 

William Henry Chamberlin erin- 
nerte die Leser daran, daß keines 
der Ziele, für die die Vereinten 
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Pearl Harbor 


Fünfzig Jahre 
Historiker- 
Streit 


Nationen angeblich eintreten, 
am Ende des Krieges erreicht 
wurde. In seinem Essay »Der 
Bankrott einer Politik« vertrat er 
die Ansicht, daß die roosevelt- 
sche Außenpolitik eine Katastro- 
phe war, deren entsetzliche Fol- 
gen wir noch Jahrzehnte zu erdul- 
den haben. Das abschließende 
Essay von Professor A. Lundberg 
befaßte sich mit »Amerikanische 
Außenpolitik im Lichte der natio- 
nalen Interessen in der Mitte des 
Jahrhunderts«. Darin verglich er 
den Internationalismus und den 
Interventionismus mit dem, was 
vor der Einmischung Amerikas 
in den Ersten Weltkrieg traditio- 
nelle amerikanische Politik des 
Kontinentalismus war. Unter der 
alten Politik seien die Vereinigten 
sicher gewesen und wohlhabend 
geworden. Der neue Internation- 
lismus habe die USA unfreier 
und unsicherer gemacht. 

Fast vierzig Jahre nach ihrer Ver- 
öffentlichung kann man sagen, 
daß die Artikel in »Perpetual War 
for Perpetual Peace« in der Tat 
die Zeitprobe bestanden haben 
und immer noch wertvolle Ge- 
schichtsschreibung sind. Seit Bar- 
nes hat niemand mehr versucht, 
in einem einzigen Band über die 
Geschichte zu schreiben, die er 
darin behandelt. Bedauerlicher- 
weise ist es unwahrscheinlich, 
daß ein solches Projekt heute in 
Angriff genommen werden 
kann, da nicht genügend Wissen- 
schaftler an diesen Themen arbei- 
ten, um einen großen Band mit 
Essays zu füllen. 


Die Admirale melden 
sich zu Wort 


Dank der Roosevelt-Apologe- 
ten, darunter die voreingenom- 
mene Roberts-Kommission, der 
Mehrheitsbericht des gemeinsa- 
men Kongreßausschusses und 
der regierungsfreundlichen Bü- 
cher, ist es kein Wunder, daß die 
Öffentlichkeit darüber verwirrt 
war, welcher Zweig der Streit- 
kräfte nun eigentlich für die Si- 
cherheit Pearl Harbors verant- 
wortlich war - ein Zustand, der 
bis heute anhält. Aus den ver- 
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schiedenen Untersuchungen ging 
hervor, daß der Armee, nicht die 
Kriegsmarine, die Verteidigung 
der Pacific Fleet oblag, als diese 
sich im Hafen befand. Daher lief 
die Befehlskette 1941 über den 
Staabschef der Armee, General 
Marshall, zu seinem Komman- 
deur in Hawaii, General Short. 
Admiral Kimmel sollte mit der 
Armee kooperieren, zu der zu 
dieser Zeit auch die Luftwaffe ge- 
hörte - die während des ganzen 
Krieges eigentlich die Army Air 
Force war -. Kimmels Aufgabe 
war es, sich um Marineeinsätze 
zu kümmern. 

Über die Jahrzehnte, in denen 
die Debatte über Pearl Harbor 
tobte, hinweg stellten einige Be- 
obachter fest, daß es im großen 
und ganzen Leute der Kriegsma- 
rine waren, die sich dafür interes- 
sierten, die Wahrheit über den 
Angriff herauszubekommen. Ge- 
neral Short hat seine eigenen Me- 
moiren niemals veröffentlicht. 
Auch die Männer, die Marshall 
nahestanden, haben niemals ei- 
nen »Insider«-Bericht über jene 
schicksalhaften Tage veröffent- 
licht. 


Konterandmiral Robert A. Theo- 
bald war zur Zeit des Angriffs 
Kommandeur der Zerstörer der 
Pazifik-Flotte und befand sich am 
7. Dezember 1941 in Pearl Har- 
bor. Später war er Kommandeur 
der Northern Pacific Force. Zum 
Zeitpunkt seines Ausscheidens 
aus dem aktiven Dienst war er 
Kommandant des First Naval Di- 
strict. 


Roosevelt wollte die 
Niederlage Deutschlands 


Theobald leistete Kimmel bei sei- 
ner Aussage vor der Roberts 
Commission Hilfestellung. Nach 
seinem Eintreten in den Ruhe- 
stand verbrachte er Jahre damit, 
den Angriff und dessen Nachwir- 
kungen unter die Lupe zu neh- 
men. Die Ergebnisse seiner Un- 
tersuchung wurden erstmals im 
März 1954 veröffentlicht, als De- 
vin-Adair »The Final Secret of 
Pearl Harbor: The Washington 
Contribution to the Japanese At- 
tack« (»Das letzte Geheimnis 
von Pearl Harbor: Wie Washing- 
ton zum Angriff der Japaner bei- 


US-Präsident Franklin D. Roo- 
sevelt suchte mit allen Mitteln 
einen Einstieg in den Zweiten 
Weltkrieg, um Amerika einen 
wirtschaftlichen Aufschwung 
zu ermöglichen. 


trug«) herausbrachte. 

Es war Admiral Theobalds Ein- 
druck, daß vom Sturz Frank- 
reichs im Juni 1940 an Roosevelt 
davon überzeugt war, daß die 
USA an der Seite Großbritan- 
niens kämpfen müssen, und daß 
das Hauptziel die Niederlage 
Deutschlands sei. Am 27. De- 
zember 1940 schlossen Deutsch- 
land, Italien und Japan den Drei- 
erpakt ab, der vorsah, daß jeder 
von ihnen einer dritten Partei 
den Krieg erklären werde, die ge- 
gen eines der drei Länder in den 
Krieg ziehen würde - dies traf 
nicht auf Deutschlands und 
Japans Beziehungen zur UdSSR 
zu —. Von diesem Zeitpunkt an 
bedeutete Krieg mit Japan Krieg 
mit Deutschland und Italien, und 
dies sollte eine mehr und mehr 
bedeutsame Rolle in Roosevelts 
Machenschaften spielen. 


Bei seiner Bemühung, die Wider- 
willigkeit der amerikanischen Of- 
fentlichkeit, in den Krieg einzu- 
treten, zu umschiffen, unter- 
nahm Roosevelt eine Reihe von 
Schritten, die Theobald ausführ- 
lich im einzelnen erklärte. Kurz 
zusammen gefaßt waren dies fol- 
gende Maßnahmen: 


Erstens, er begann eine gewal- 
tige Aufrüstung; zweitens, er PTo- 
vozierte Deutschland wiederholt 
durch einen nicht erklärten See- 
krieg im Atlantik; drittens, er 
übte immer stärkeren Druck auf 
Japan aus, der Ende Juli 1941 ei- 
nen Höhepunkt erreichte, als die 
USA, Großbritannien und die 
Niederlande japanische Vermö- 
genswerte einfroren. Japan ver- 
lor 75 Prozent seines Außenhan- 
dels und 90 Prozent seiner Ölver- 
sorgung; viertens, im August 
1941 traf er in Neufundland mit 
Churchill zusammen, wo Roose- 
velt versprach, daß ein japani- 
scher Angriff auf britische oder 
niederländische Besitzungen die 
Vereinigten Staaten in den Krieg 
bringen würden; fünftens, am 26. 
November 1941 ließ er den Au- 
Benminister Hull ein beleidigen- 
des Ultimatum an Japan stellen, 
»das Japan keine andere Wahl als 
Kapitulation oder Krieg ließ«; 
sechstens, er »hielt gegen den 
Rat der Kriegsmarine eine schwa- 
che Pacific Fleet in hawaiischen 
Gewässern fest, wo sie nur einem 
diplomatischen Zweck diente, 
als Aufforderung an Japan zu ei- 
nem _Überraschungsangriff«; 
siebtens, er »spielte dieser Über- 
raschung zu, indem er veran- 
laßte, daß er den Kommandeu- 
ren in Hawaii unbezahlbare Infor- 
mationen aus entschlüsselten ja- 
panischen Depeschen über das 
Herannahen des Krieges und 
über die große Möglichkeit, daß 
der Angriff gegen Pearl Harbor 
gerichtet sein werde, vorent- 
hielt«. 


Der US-Präsident 
wollte es so 


In seinem Überblick über die ent- 
schlüsselten diplomatischen MA- 
GIC-Meldungen, die in Washing- 
ton vorlagen, hob Theobald her- 
vor, daß dieses lebenswichtige 
Material nicht weitergeleitet 
wurde, und daß »in den drei Mo- 
naten vor dem Angriff auf Pearl 
Harbor fast alle Informationen 
zurückgehalten wurden«. Dann 
stellte er eine Reihe von Fragen, 
die Roosevelts Verteidiger noch 


zufriedenstellend beantworten 
müssen: »Warum wurden derart 
unwiderlegbare Beweise für den 
bevorstehenden Angriff auf diese 
Weise zurückgehalten? Warum 
trug Washigton so perfekt zudem 
Überraschungsmoment des An- 
griffs bei?« Theobald meinte: 
»Es kann nur eine Antwort geben 
- weil Präsident Roosevelt es so 
wollte!«. 


vThe Final Secret of Pearl Har- 
bor« gibt einen Überblick über 
die verschiedenen Untersuchun- 
gen nach dem Angriff und wider- 
legt die Majority Conclusion of 
the Joint Congressional Commit- 
tee (Mehrheitsbeschluß des ge- 
meinsamen Kongreßausschus- 
ses) Punkt für Punkt. Diesen 
wies er als »den letzten Akt bei 
dem Versuch, das Geheimnis um 
Pearl Harbor zu bewahren«, ent- 
schieden zurück. 


Die amerikanischen Schritte, die 
zu dem Angriff der Japaner auf 
Pearl Harbor führten, werden in 
seinem letzten Kapitel zusam- 
mengefaßt, in den Admiral Theo- 
bald noch einmal hervorhebt: 
»... eine Tatsache der Geschichte 
über Pearl Harbor, die immer 
wieder auftaucht, ist die wieder- 
holte Zurückhaltung von Infor- 
mationen vor Admiral Kimmel 
und General Short ... Die Vor- 
enthaltung jeglicher Kenntnis 
über MAGIC vor den Komman- 
deuren in Hawaii war von ent- 
scheidender Bedeutung für, den 
Plan, die Japaner zu einem Über- 
raschungsangriff auf die Flotte zu 
verlocken, ... weil Admiral Kim- 
mel noch am Samstag, dem 6. 
Dezember, eine Annullierung 
des Angriffs hätte herbeiführen 
können, wenn er seine Flotte 
über die Sichtweite von Land aus 
aufs Meer hinausfahren lassen 
hätte.« 


Schwerwiegende Mängel 
in Pearl Harbor 


Aus protokolliertem Beweisma- 
terial schließt Theobald folgen- 
des: Alles, was am Samstag und 
Sonntag, dem 6. und 7. Dezem- 
ber, in Washington geschah, läßt 
den Schluß zu, daß Roosevelt an- 
geordnet hatte, daß vor Mittag, 
Washingtoner Zeit, keine Bot- 
schaft an die Kommandeure in 
Hawaii ergehen sollte ... Niemals 
zuvor in der Geschichte war ei- 
nem Kommandeur im Felde die 
Information vorenthalten wor- 
den, daß sein Land sich innerhalb 


von Stunden im Kriegszustand 
befinden werde, und daß alles 
auf einen Überraschungsangriff 
nach Sonnenaufgang hindeutete. 


Nichtsdestoweniger, war Theo- 
bald gezwungen einzuräumen, 
verfehlte Roosevelts Strategie 
nicht ihren Zweck: Ein geeintes 
Volk stand hinter den Kriegsan- 
strengungen seines Präsidenten. 
Der Verfasser überläßt es seinen 
Lesern, über die Ethik dieser 
Staatsführung nachzudenken. 


Entgegen dem allgemein vorherr- 
schenden Eindruck sind Admiral 
Kimmel und General Short offi- 
ziell niemals eines fehlerhaften 
Beurteilungsvermögens oder der 
Pflichtvergessenheit bezichtigt 
worden. Es fand niemals ein 
Kriegsgerichtsverfahren statt. 


Admiral Kimmel und General 
Short wurden ihrer Kommandos 
enthoben und Anfang 1942 auf 
die Liste der.in den Ruhestand 
Getretenen gesetzt. Keinem von 
ihnen wurde Gelegenheit gege- 
ben, sich gegen die in dem Be- 
richt der Roberts-Kommission 
enthaltene Kritik zur Wehr zu set- 
zen. 


Jedoch während der Untersu- 
chung des Marinegerichts im 
Jahre 1944 wurde Kimmel gestat- 
tet, sich Anwälte zu nehmen 
(Charles B. Rugg und EdwardB. 
Hanify), Beweismittel einzubrin- 
gen und Zeugen ins Kreuzverhör 
zu nehmen. Im Verlauf dieser 
Navy Inquiry hörte Kimmel von 
den abgefangenen MAGIC-Bot- 
schaften, die nicht an ihn und Ge- 
neral Short weitergeleitet wor- 
den waren. Danach versuchte 
Kimmel, soviele Informationen 
einzuholen wie er konnte, um die 
Dinge richtigzustellen. Im De- 
zember 1954 veröffentlichte der 
Verlag Henry Regnery Company 
in Chicago »Admiral Kimmel’s 
Story«. 


Kimmel wiederholte darin nicht 
nur die Untersuchungsergeb- 
nisse Morgensterns und Theo- 
balds. Er legte seinen Lesern 
eine ganz neue Perspektive vor, 
warum die Pacific Fleet auf Be- 
harren Roosevelts in Pearl Har- 
bor stationiert wurde, und schil- 
derte wie er und General Short 
viele Monate lang versucht hat- 
ten, die schwerwiegenden Män- 
gel dieser Einrichtung zu beseiti- 
gen. Es standen niemals genü- 
gend Flugzeuge zur Verfügung, 
um auf regelmäßiger Basis Such- 


aktionen um 360 Grad durchzu- 
führen; dem Stützpunkt fehlten 
Radargeräte und ausgebildetes 
Personal; der Eingang zum An- 
kerplatz war so eng, daß Kriegs- 
schiffe gezwungen waren, in ei- 
ner Reihe hinein- und hinauszu- 
fahren. Kimmels Vorgesetzte teil- 
ten ihm wiederholt mit, es be- 
stünde keinerlei Gefahr von Tor- 
pedoangriffen, weil, dessen seien 
sie sich sicher, die Gewässer des 
Hafens zu seicht sind und jeder 
aus der Luft abgeworfene 
»Fisch« werde einfach auf den 
Boden sinken -.die Japaner lö- 
sten dieses Problem, indem sie 
besondere Flossen an ihren Tor- 
pedos anbrachten; die US-Naval 
Ordnance (Marineatillerie) hielt 
dies nicht für möglich -. 


Verunglimpfung und 
Morddrohungen 


Wie aus den Congressional Hea- 
rings hervorging und in den ein- 
zelnen Studien durch Morgen- 
stern, Greaves, Barnes und Theo- 
bald detailliert ausgeführt wird, 
wurden Kimmel und Short über 
die sich verschlechternde diplo- 
matische Situation in bezug auf 
Japan im Dunkeln gehalten, und 
es wurden ihnen sämtliche in den 
abgefangenen und entschlüssel- 
ten MAGIC-Meldungen enthal- 
tenen Informationen verwehrt. 


Kimmel berichtete weiter, er sei 
von dem Chief of Naval Opera- 
tions, Admiral Stark, in Kenntnis 
gesetzt worden, daß ein Angriff 
gegen Pearl Harbor unwahr- 
scheinlich sei und habe den Be- 
fehl erhalten, seine Flotte nach 
Ausbruch von Feindseligkeiten 
im Pazifik zum Auslaufen gegen 
die Marshall-Inseln bereit zu hal- 
ten. 


Unmittelbar nach dem Angriff 
auf Pearl Harbor bombardierten 
verärgerte Bürger Kimmel mit 
Beschimpfungen und sogar 
Morddrohungen. Mehr als ein 
Politiker suggerierte, er solle sich 
das Leben nehmen. Ein Muster- 
beispiel dieser Verunglimpfung 
ist im neunten Kapitel seines Bu- 
ches enthalten. 


»Admiral Kimmel’s Story« ist 
auch heute noch eine ernüch- 
ternde Lektüre. Wenn man über 
Kimmels Bericht nachdenkt, ist 
es sehr wahrscheinlich, daß die 
meisten Leser seinen Buches mit 
Fleet Admiral William F. Halseys 
Beurteilung übereinstimmen 
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Pearl Harbor 


Fünfzig Jahre 
Historiker- 
Streit 


werden, daß »Admiral Kimmel 
und General Short hervorra- 
gende Offiziere waren, die den 
Wölfen als Sündenböcke vorge- 
worfen wurden für etwas, was au- 
Berhalb ihres Machtbereiches 
stand. Sie mußten mit dem arbei- 
ten, was sie bekommen hatten, 
sowohl an Ausrüstung als auch an 
Informationen.« 


Stimsons peinlicher 
Tagebucheintrag 


Am 25. November 1941 traf Roo- 
sevelt mit Außenminister Hull, 
Marineminister Frank Knox, 
Kriegsminister Henry Stimson, 
General Marshall und Admiral 
Stark zusammen. Die Beziehun- 
gen zu den Japanern war das 
Hauptthema der Besprechun- 
gen. Roosevelt bemerkte, daß 
die Japaner zu Beginn früherer 
Kriege Überraschungsangriffe 
durchgeführt hätten, und daß die 
USA bis spätestens kommenden 
Montag angegriffen werden 
könnten. Stimson führte zu die- 
ser Zeit ein Tagebuch, und die 
Verfechter von Roosevelts Un- 
schuld sind seit langem über den 
nachstehenden Eintrag in sein Ta- 
gebuch unter dem Datum vom 
25. November, der sich mit der 
Konferenz befaßt, enttäuscht: 
»Die Frage lautete, wie wir sie 
(die Japaner) in die Position des 
Abgebens des ersten Schusses 
hineinmanövrieren können, 
ohne uns selbst zu sehr in Gefahr 
zu bringen. Es war ein schwieri- 
ger Entschluß.« 


Wohlstetter und Morison 
und ihre Bücher 


Nachdem sie über diese Angele- 
genheit dieskutiert hatten, ka- 
men Roosevelt und seine engsten 
Berater wie folgt überein: »Trotz 
des Risikos, das damit verbun- 
den war, die Japaner den ersten 
Schuß abgeben zu lassen, waren 
wir uns jedoch darüber im kla- 
ren, daß es, um die volle Unter- 
stützung des amerikanischen Vol- 
kes zu bekommen, wünschens- 
wert sei, sicher zu gehen, daß die 
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Japaner dies tun würden, so daß 
bei niemanden irgendwelche 
Zweifel darüber zurückbleiben, 
wer die Angreifer waren.« 


Richard N. Current, Professor 
für Geschichte an der Universität 
von North Carolina, gab eine er- 
findungsreiche Erklärung für die- 
ses bemerkenswerte Beweisstück 
ab, das während der Joint Con- 
gressional Hearings der Offent- 
lichkeit bekanntgegeben wurde. 
In »Secretary Stimson: A Study 
in Statecraft«, New Brunswick- 
Rutgers University Press, 1954, 
räumt Dr. Current zwar ein, es 
könne nicht bestritten werden, 
daß Stimson und andere einen 
Angriff erwarteten. Aber, so be- 
hauptet er kühn, nicht auf die 
Vereinigten Staaten, sondern 
vielmehr auf niederländisches 
oder britisches Territorium. Die 
Herausforderung an Roosevelt 
habe darin bestanden, den japa- 
nischen Angriff auf niederländi- 
sches oder britisches Territorium 
als Angriff auf Amerika erschei- 
nen zu lassen. Ich überlasse es 
dem geneigten Leser, zu entschei- 
den, ob dies eine überzeugende 
Darstellung ist. 


Zwei Bücher, die immer noch 
Klassiker der Pro-Roosevelt-Li- 
teratur sind, erschienen 1963: Sa- 
muel Eliot Morisons »The Two- 
Ocean War«, Boston, Little, 
Brown, und Roberta Wohlstet- 
ters »Pearl Harbor: Warning and 
Decisions«, Stanford, Stanford 
University Press. Beide wurden 
weithin wohlwollend rezensiert. 
Morisons Buch wurde zum Wahl- 
buch eines Buchklubs und Best- 
seller. Wohlstetters akademi- 
scher Ruf als Spezialistin für die 
Auswertung von Geheimdienst- 
nachrichten und Entscheidungs- 
findung war mit der Akzeptanz 
ihres Buches gesichert. 


Morison wurde von der Regie- 
rung Roosevelt angeheuert, um 
die offizielle »History of United 
States Naval Operations in World 
War II« (»Geschichte der Mari- 
neeinsätze der Vereinigten Staa- 
ten im Zweiten Weltkrieg«) zu 
schreiben. Der Zeitverlauf hat 
wenig dazu beigetragen, seine 
Hingabe zu der Sache seines Ar- 
beitgebers abzuklären. Kapitel 3 
von »The’Two Ocean War« befaßt 
sich mit Pearl Harbor. Darin be- 
hauptet der Verfasser: »Tatsäch- 
lich taten die Regierung und die 
führenden Köpfe der bewaffne- 
ten Streitkräfte ihr Bestes, um ei- 
nen Krieg mit Japan zu verhin- 


dern. oder hinauszuschieben.« 
Die verschiedenen MAGIC-Bot- 
schaften, über die Washington 
Hawaii keine Mitteilung machte, 
seien einfach mit anderen War- 
nungen vor bestehenden japani- 
schen Schritten gegen Sibirien, 


Peru oder andere unwahrschein-- 


liche Ziele durcheinanderge- 
bracht worden. Morison machte 
Kimmel und Short dafür verant- 
wortlich, nicht die richtigen Maß- 
nahmen getroffen zu haben, und 
ging so weit, sie zu beschuldigen, 
eine am 27. November aus Wa- 
shington abgeschickte zweideu- 
tige »Kriegswarnung« »igno- 
riert« zu haben. Am Schluß be- 
ginnt Morison zu schwafeln, in- 
dem er behauptet: »Im Grunde 
genommen war es jedoch das Sy- 
stem, die Hierarchie sowohl in 
Washington als auch in Pearl Har- 
bor, eher als die Dummheit oder 
Apathie von Einzelpersonen, die 
das, was vor sich ging, einhüllten 
und durcheinanderbrachten«. In 
dieser Berichterstattung bekom- 
men Roosevelt, Stimson, Hull, 
Marshall und Stark jedenfalls 
keine dunkle Flecken auf ihre 
weiße Weste. 


Die angeblich falschen 
Erwartungen der USA 


Admiral Morison stimmte in den 
allgemeinen Chor ein, indem er 
Mrs. Wohlstetters »Pearl Harbor: 
Warning and Decisions« als »bei 
weitem das beste Buch über die 
Frage, warum wir in Pearl Har- 
bor überrascht wurden« bezeich- 
nete. In jüngerer Zeit nannten 
Capitain Roger Pineau und John 
Costello - der es eigentlich besser 
wissen sollte -— deren Bemühun- 
gen eine »wissenschaftliche Stu- 
die«. 


Woblstetter war nicht darin inter- 
essiert, irgendjemandem die Ver- 
antwortung für die Katastrophe 
zuzuschreiben. Ihre These lau- 
tete vielmehr, daß »die Vereinig- 
ten Staaten im Schlaf überrascht 
wurden ... Wir hatten nur falsche 
Erwartungen«. Pearl Harbor war 
»ein Versagen der strategischen 
Analyse« und »ein Versagen, 
richtig vorauszuschauen«. Ja, im 
Nachhinein gehe aus den Unter- 
lagen zwar hervor, daß Washing- 
ton Kimmel und Short sehr wohl 
hätten warnen können und müs- 
sen. Aber hier handele es sich um 
»ein Versagen auf nationaler 
Ebene, nicht damit gerechnet zu 
haben«, daß die Japaner Hawaii 
und nicht ein anderes Ziel angrei- 


fen würden. Und, nein, es gab si- 
cherlich keine »Verschwörung«, 
in die Roosevelt und seine Kum- 
pels verwickelt waren. 


Percy L. Greaves, der nach allge- 
meiner Ansicht mehr über Pearl 
Harbor wußte als irgendein ande- 
rer Zeitgenosse, schrieb eine bei- 
ßende Kritik an Wohlstetters 
Buch, die eigentlich Anlaß dafür 
hätte sein sollen, dieses Buch in 
aller Stille aus den Regalen der 
Bibliotheken zu entfernen und 
den Recycling-Anlagen zuzufüh- 
ren. »The Mystery of Pearl Har- 
bor: 25 Years of Deception« 
(»Das Geheimnis von Pearl Har- 
bor: 25 Jahre der Täuschung«,) er- 
schien zusammen mit den Essays 
von Harry Elmar Barnes und Vi- 
zeadmiral Frank Betty in der Aus- 
gabe der Zeitschrift »National 
Review« vom 12. Dezember 
1966. Später nachgedruckt in der 
Sonderausgabe von »The Journal 
of Historical Review« (Band vier, 
Nummer vier, Winter 1983-84), 
stellte Greaves fest, daß eine er- 
ste Lektüre ihres Buches über 
einhundert sachliche Fehler zu- 
tage fördert, »ganz zu schweigen 
von der kindischen Akzeptanz 
der Mitteilungen der Regierung, 
die sie den verdunkelten Realitä- 
ten vorzog«. Eine grundlegende 
falsche Annahme untergräbt ihr 
gesamtes Argument. Als sie die 
Geheimdienstphase ihrer Story 
behandelte, hatte sie wohl noch 
nie davon gehört, daß zwischen 
Navy-Time (Zeit in Hawaii) und 
der Zeit in Washington D.C. ein 
Unterschied von fünf Stunden 
bestand. 


Weitere Beiträge von 
Barnes 


Wie Greave bemerkte: »Wieviel 
ist ein Buch über Geheimdienst- 
nachrichten vor dem Angriff 
wert, das fünf Stunden von der 
zeitlichen Abstimmung aller Mit- 
teilungen der Kriegsmarine aus 
Washington heraus hinter dem 
Mond liegt? Wie verläßlich ist ein 
Historiker der Kriegsmarine, der 
ein solches Buch als das beste zu 
diesem Thema hochjubelt? ... 
Man konnte immer weiter über 
hundert andere Irrtümer berich- 
ten. Die Tatsachen waren eben zu 
viel für Mrs. Wohlstetter.« Es 
spricht Bände über die Qualität 
der heutigen Generation von 
akademischen Historikern, daß 
Wohlstetters Buch weiterhin in 
der Liste der »empfohlenen« "i- 
tel, die sich mit der Pearl Harbor 


Katastrophe befassen, 
führt wird. 


aufge- 


Harry Elmar Barnes hat den An- 
griff auf Pearl Harbor noch lange 
nach der Veröffentlichung von 
»Perpetual War For Perpetual 
Peace« weiter untersucht. Er be- 
trieb nicht nur eigene Forschun- 
gen, sondern spornte andere mit 
von Herzen kommenden Worten 
an, Leute, die über »innere« 
Kenntnis der Ereignisse verfüg- 
ten, ebenso wie vorurteilsfreie 
Wissenschaftler, die keine Angst 
hatten, Wege der Forschung zu 
beschreiten, die zu Ergebnissen 
führen könnten, die beim Esta- 
blishment der Politiker und der 
Historiker unpopulär sind. 


Der 25. Jahrestag von Pearl Har- 
bor wurde bei der »Chicago Tri- 
bune« mit einer Sonderbeilage 
über Pearl Harbor hervorgeho- 
ben. George Morgenstern orga- 
nisierte dieses Unternehmen mit 
Unterstützung von Dr. Barnes. 
Der Höhepunkt der Ausgabe der 
»Chicago Tribune« vom 7. De- 
zember 1966 war ein Essay von 
Admiral Kimmel. Barnes trug ei- 
nen verständnisvollen Artikel 
über General Marshall bei. 


Commander Charles Hiles 
schrieb den bislang besten Arti- 
kel über die »Bomb Plot«-Messa- 
ges (Meldungen über ein Bom- 
ben-Komplott). Tokio bat um 
spezifische Informationen über 
die Bewegung und den genauen 
Standort großer Kriegsschiffe, 
die in Pearl Harbor vor Anker la- 
gen. Am 3. Dezember setzte der 
japanische Konsul in Honolulu, 
Nagao Kita, Tokio davon in 
Kenntnis, daß er ein System von 
Codes entwickelt habe, mit de- 
nen die Bewegung verschiedener 
amerikanischer Kriegsschiffe 
durch Signale in Fenstern an der 
Lanikai-Bucht, die von »Fi- 
scher«-Booten und U-Booten 
vor der Küste ausgemacht wer- 
den konnten, bestätigt werde. 


Diese lebenswichtigen Informa- 
tionen können dann an die Ein- 
satzgruppe auf den japanischen 
Flugzeugträgern weitergeleitet 
werden, hieß es. Das Signalsy- 
stem werde den ganzen 6. De- 
zember hindurch in Betrieb sein. 
Die Botschaften Kitas wurden 
vom US-Geheimdienst abgefan- 
gen und entschlüsselt. Daher 
wußte Washington, daß Pearl 
Harbor möglicherweise angegrif- 
fen werden sollte und an wel- 
chem Tage. Keiner dieser Infor- 


mationen wurde an die Komman- 
deure der US-Army und Navy in 
Pearl Harbor weitergeleitet. 


Wie ahnungslos die 
Amerikaner waren 


Artikel des altgedienten Büro- 
chefs der »Tribune«, Walter 
Trohan, und seines Luftfahrt-Re- 
dakteurs, Wayne Thomis, runde- 
ten diese Sonderbeilage ab. 


Im darauffolgenden Jahr, am 
7. Dezember 1967, berichtete 
Morgenstern auf der ersten Seite 
der »Tribune« über die Veröffent- 
lichung einer Reihe von Doku- 
menten, die sich auf Pearl Har- 
bor beziehen, mit einem Kom- 
mentar von Barnes. Obwohl 
diese Informationen denjenigen, 
die die Debatte über die Jahre 
hinweg in Gang gehalten hatten, 
bestens bekannt waren, empfan- 
den Leser aus der breiten Offent- 
lichkeit einen Großteil des Mate- 
rials, das Barnes zusammenge- 
stellt hatte, als schockierend. Es 
enthüllte ihnen ein Kapitel der 
Geschichte, von dem sie bislang 
nichts gewußt hatten. 


Harry Elmer Barnes starb am 
25. Auguste 1968 im Alter von 79 
Jahren. Weniger als eine Woche 
vor seinem Hinscheiden hatte er 
den letzten Entwurf von »Pearl 
Harbor After a Quarter ofa Cen- 
tury«, eine 132seitige Zusam- 
menfassung der ganzen Kontro- 
verse, fertiggestellt. Diese ein- 
schneidende Studie erschien ur- 
sprünglich im Druck als eine 
ganze Ausgabe von »Left and 
Right: A Journal of Libertarian 
Thought« (Band IV, 1968). Sie 
wurde seitdem in ganzer Länge 
von Institute for Historical Re- 
view nachgedruckt. 


Barnes schrieb, daß die gesamte 
sorgfältige Forschung, die von 
Revisionisten betrieben wurde, 
die allgemeine Auffassung der 
Öffentlichkeit über dieses Ereig- 
nis noch nicht geändert hat. 


Roosevelt wollte die 
Japaner provozieren 


»Nur ein kleiner Teil des amerika- 
nischen Volkes ist in irgendeiner 
Weise besser mit den Realitäten 
der Schuld für den Angriff ver- 
traut, als er es war, als Präsident 
Roosevelt am 8. Dezember 1941 
seine Rede über den »Day of In- 
famy« (»Tag der Schande.) hielt. 


Die Legenden und Rhetorik über 
jenen Tag beherrschen immer 
noch die amerikanische Gedan- 
kenwelt.« 


Zum letzten Male umriß Barnes, 
was seiner Meinung nach die Poli- 
tik und die Ereignisse waren, die 
zum Angriff auf Pearl Harbor 
führten. Über die Jahre hinweg 
hatte Barnes eine Reihe von sei- 
nen eigenen Annahmen revi- 
diert. Eine davon betraf Roose- 
velts Befehl vom 1. Dezember 
1941 zur sofortigen Entsendung 
dreier »kleiner Dampfer«, be- 
waffnet mit einem Maschinenge- 
wehr und einem Deckgeschütz, 
jeder von einen Offizier der US- 
Navy kommandiert und unter der 
amerikanischen Flagge fahrend. 
Die drei kleinen Schiffe erhielten 
Order, in die Route von Konvoys 
der japanischen Kriegsmarine 
hineinzufahren, von denen Wa- 
shington wußte, daß sie in südli- 
cher Richtung dampften. Wenn 
die amerikanischen Schiffe von 
den Japanern angegriffen wor- 
den wären, so glaubte Barnes 
jetzt zuverlässig zu wissen, dann 
hätte dies Pearl Harbor gerettet. 


»Es bestehen kaum Zweifel dar- 
über, daß der Cockleship-Plan 
vom 1. Dezember darauf ab- 
zielte, den unerläßlichen Angriff 
durch eine Methode herbeizufüh- 
ren, die dem Angriff auf Pearl 
Harbor vorausgegangen, diesen 
verhütet und die Pacific Fleet 
und das Leben von Amerikanern 
gerettet hätte«, schrieb er über 
diesen Gesichtspunkt des Ge- 
heimnisses. 


Ein Teil der Geschichte, der bis 
dahin weitgehend übersehen 
worden war, auch von vielen Hi- 
storikern der revisionistischen 
Schule, betraf die geheimen Ab- 
machungen, die Roosevelt mit 
den Briten und Niederländern 
getroffen hatte, und die dazu 
führten, daß Amerika sich tech- 
nisch vier Tage vor Pearl Harbor 
im Kriegszustand mit Japan be- 
fand. Wie Barnes in knappen 
Worten erläuterte, einigten sich 
die Amerikaner, Briten und Nie- 
derländer im April 1941 darüber, 
gemeinsam militärisch gegen Ja- 
pan vorgehen zu wollen, wenn 
die Japaner bewaffnete Streit- 
kräfte über die Linie 100 Grad 
Ost und 10 Grad Nord oder 6 
Grad Nord und die Davao-Wai- 
geo-Linie hinaus entsenden oder 
britische und niederländische Be- 
sitzungen im südwestlichen Stil- 
len Ozean oder unabhängige 


Länder in der Region bedrohen 
würden. 

Die Vereinbarungen waren als 
ABCD bekannt. Danach sagte 
Admiral Stark, daß Krieg mit Ja- 
pan keine Frage des ob, sondern 
vielmehr des wann und wo sei. 
Roosevelt gab den damit verbun- 
denen Kriegsplänen im Mai und 
Juni seine Zustimmung. Am 3. 
Dezember 1941 beriefen sich die 
Niederländer auf die ABCD-Ver- 
einbarung, nachdem japanische 
Streitkräfte die Linie 100 Grad 
Ost und 10 Grad Nord überschrit- 
ten hatten, und man glaubte, daß 
sie auf niederländischen Territo- 
rium sowie auf die Halbinsel Kra 
und Thailand zusteuerten. Der 
amerikanische Militärattache in 
Melbourne, Australien, Oberst 
Van $S. Merle-Smith, wurde von 
den Australiern‘, Briten und Nie- 
derländern davon in Kenntnis ge- 
setzt, daß die Niederländer von 
der US-Navy Hilfe erwarteten. 
Merle-Smith leitete diese Infor- 
mation durch verschlüsselte Bot- 
schaft an seine Vorgesetzten wei- 
ter. Sie dürften Washington am 
frühen Abend des 4. Dezembers 
erreicht haben. 


Roosevelt brauchte 
den Krieg 


Wie eine Reihe von anderen Per- 
sonen, die sich mit diesem Zeit- 
abschnitt befaßt haben, arg- 
wöhnte Barnes, daß Roosevelt 
nach einem »guten Krieg«. 
strebte, um die schwerwiegenden 
Wirtschaftsprobleme zu lösen, 
die durch den ganzen New Deal 
hindurch fortbestanden. Was 
auch immer seine Beweggründe 
waren, schloß Barnes, es sei un- 
bestreitbar, daß die überwälti- 
gende Verantwortung für den 
Krieg und den Angriff natürlich 
in Roosevelt vorsätzlicher Weige- 
rung lag, die Beziehungen zwi- 
schen den Vereinigten Staaten 
und Japan auf friedliche Weise 
durch ehrliche diplomatische Ver- 
handlungen zu regeln, um die zu 
erreichen, Japan ungewöhnlich 
eindrucksvolle Gesten gemacht 
und sehr vernünftige Bedingun- 
gen angeboten hatte, die alle legi- 
timen und lebenswichtigen ame- 
rikanischen Interessen im Fernen 
Osten schützten. 


»Pearl Harbor After a Quater of 
a Century» ist nach wie vor ein 
bemerkenswerter Beitrag zur Li- 
teratur über dieses Thema. Es ist 
eine sehr gute Einführung in alle 
Fragen, um dieeshiergeht. DI 
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Kolumbien 
entläßt 
panamaischen 
Offizier 


Die kolumbianische Regierung 
des Präsidenten Cesar Gaviria 
ließ Major Edgardo Löpez Gri- 
maldo frei, nachdem sie ihn 61 
Tage lang in Bogotas berüchtig- 
tem Gefängnis »La Picota« als 
politische Geisel festgehalten 
hatte. Löpez Grimaldo, Chef- 
Presseoffizier der Panamaischen 
Verteidigungsstreitkräfte (PDF) 
unter General Manuel Noriega, 
wurde nach einer internationalen 
Kampagne gegen seine Inhaftie- 
rung auf freien Fuß gesetzt. 


Löpez Grimaldo war auf Betrei- 
ben der von den USA eingesetz- 
ten panamaischen Regierung von 
Guillermo Endara, die ihn wegen 
rein politischer Anklagen straf- 
rechtlich verfolgen wollte, von 
der kolumbianischen Sicherheits- 
polizei (DAS) festgenommen 
worden. Der Fall wurde als weite- 
rer Versuch gesehen, die Thorn- 
burgh-Doktrin anzuwenden, un- 
ter der die Vereinigten Staaten 
das Recht für sich beanspruchen, 
Ausländer irgendwo in der Welt 
zu entführen und sie amerikani- 
schen Gerichtsverfahren zu un- 
terwerfen. 


Hätte Kolumbien Löpez wie ver- 
langt an Panama ausgeliefert, 
dann wäre er höchstwahrschein- 
lich unverzüglich nach den Verei- 
nigten Staaten überstellt worden, 
um dort gegen Noriega auszusa- 
gen, dem ein weiterer Prozeß in 
Tampa, Florida bevorsteht. 


Nach dem Einmarsch der USA in 
Panama, am 20. Dezember 1989, 
wurde Löpez von Peru politi- 
sches Asyl gewährt, und er ging 
später nach Ecuador, um dort zu 
leben. Bei einem Besuch zur Be- 
antragung eines Visums wurde 
Löpez von der DAS aufgegriffen. 
»Es ist ganz klar, daß sie ihm folg- 
ten«, sagte sein Anwalt, der 
glaubt, daß der Plan darin be- 
stand, Löpez schnell und heim- 
lich nach Panama zu bringen, ob- 
wohl die kolumbianische Verfas- 
sung »die Auslieferung von Aus- 
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ländern aus politischen oder 
ideologischen Gründen« unter- 
sagt. 


Obwohl er niemals angeklagt 
wurde, gegen irgendein kolum- 
bianisches Gesetz verstoßen zu 
haben, wurde er zusammen mit 
den gefährlichsten illegalen Dro- 
genhändlern und anderen Ver- 
brechern in den Höchstsicher- 
heitsflügel von La Picota gesetzt. 
Gavirias Regierung weigerte 
sich, ihn ausreichend mit medizi- 
nischer Betreuung zu versorgen 
oder ihn zu entlassen, trotz der 
Tatsache, daß er unter einem le- 
bensbedrohenden Zustand, 
akute übermäßige Spannung der 
Arterien, leidet. Selbst nachdem 
ein Gericht in Panama alle An- 
klagen fallengelassen und den 
Haftbefehl gegen ihn aufgeho- 
ben hatte - womit der Antrag auf 
Auslieferung effektiv annulliert 
wurde -, dauerte es länger als ei- 
nen Monat, bevor man ihn auf 
freien Fuß setzte. D] 


Malaysia 
fordert zum 
Austritt aus der 
UN auf 


Kassim Ahamad, ein Schriftstel- 
ler, ehemaliger Vorsitzender der 
Sozialistischen Partei des Malay- 
sianischen Volkes und jetzt bei 
der regierenden Partei UMNO in 
Malaysia, forderte in einem Tele- 
gramm an den malaysianischen 
Ministerpräsidenten, Mahathir 
Mohammed, moslemische und 
Dritte-Welt-Länder dazu auf, 
sich aus den Vereinten Nationen 
zurückzuziehen. 


In einer später am gleichen Tage 
freigegebenen Erklärung sagte 
Kassim Ahamad, sein Telegramm 
habe folgenden Wortlaut: »Ich 
beglückwünsche Sie dafür, daß 
Sie eine Sondersitzung der Gene- 
ralversammlung der Vereinten 
Nationen gefordert haben, um 
das Thema Bosnien zu erörtern. 
Die Anglo-Amerikaner, deren 
Ziele die Destabilisierung des 
kontinentalen Europas und die 
Auslöschung eines moslemischen 
Staates in Europa sind, stehen 
hinter den serbischen Greuelta- 
ten. Auf die Vereinten Nationen 
ist kein Verlaß mehr. Die mosle- 
mischen Länder sind von Präsi- 
dent Bush getäuscht worden. 


Warum überlassen wir es dem 
Irak, mit der Gesetzlosigkeit der 
anglo-sächsichen Neo-Imperiali- 
sten ganz allein fertigzuwerden? 
Wo sind unsere Grundsätze? Ich 
fordere die moslemischen und 
Dritte-Welt-Länder auf, aus der 
UNO auszutreten und eine an- 
dere gerechtere Weltkörper- 
schaft zu gründen.« Do 


Somalia-Clan 
protestiert 
gegen 
UN-Truppen 


Der United Somali Congress, an- 
geführt von Mohammed Aidid, 
wie berichtet wird die mächtigste 
Clanmiliz, ist gegen einen Plan 
der Vereinten Nationen, 3000 
Soldaten nach Somalia zu entsen- 
den, vorgeblich um den Trans- 
port von Nahrungsmitteln zu be- 
wachen, berichtete die »New 
York Times«. Der Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen stimmte 
zu, weitere Soldaten zu entsen- 
den, zusätzlich zu den 500, die 
sich bereits in Somalia befinden. 


Die Miliz sagte, daß Geld und 
Hilfsmittel zum Wiederaufbau 
der Polizeistreitkräfte des Lan- 
des wichtiger sind als die Entsen- 
dung von Soldaten. Die Gruppe 
beschuldigte die Vereinten Natio- 
nen, das Land besetzen zu wol- 
len, mit der Absicht, denrivalisie- 
renden Führer Ali Mahdi als Prä- 
sident anzuerkennen. Andere 
Clans haben sich bereits über die 
Streitmacht lustig gemacht und 
festgestellt, daß Lebensmittel 
nur dann gestohlen werden, 
wenn sie knapp sind, und wenn 
die Vereinten Nationen wirklich 
Hungersnot und Kämpfe um 
Nahrungsmittel verhindern wol- 
len, dann würden sie »das Land 
mit Lebensmitteln überfluten«. 


In seinem Bericht an den Sicher- 
heitsrat der Vereinten Nationen 
vertrat der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen Boutros- 
Ghali den Standpunkt, daß die 
Vereinten Nationen einen einzi- 
gen residierenden Beamten, ei- 
nen Botschafter mit allen diplo- 
matischen Vollmachten, in jedes 
Zielland entsenden sollten, der 
alle Programme kontrolliert. So- 
malia wird als Testfall für die Wie- 
dereinführung der Treuhand- 
schaften der Vereinten Nationen 


über ehemalige, seit kurzem un- 
abhängige Kolonien angesehen. 


Der Generaldirektor des Rettet- 
die-Kinder-Fonds, Nicholas Hin- 
ton, forderte in einer Ansprache 
in London einen UNO-Zar für 
Somalia. »Unter dem Aspekt ih- 
res Lebens nach dem Kalten 
Krieg sind die Vereinten Natio- 
nen ein Trümmerhaufen«, be- 
hauptete Hinton. »Was fehlt, ist 
irgendeine koordinierte Planung 
... wenn man auf Somalia schaut, 
sieht man eine schlecht ausgerüs- 
tete, schlecht unterrichtete und 
unkoordinierte Reaktion.« Er 
rief die Vereinten Nationen dazu 
auf, einer Stelle der Vereinten 
Nationen »über allen anderen 
Stellen der Vereinten Nationen, 
die dort tätig sind, Befugnis und 
Führung zu übertragen«. OD 


Die Probleme 
der Blutspender 
mit Aids 


Ein Aufruf einiger Aids-Exper- 
ten, Blutspender auf eine neu 
entdeckte Aids-ähnliche Krank- 
heit, die erstmals auf der interna- 
tionalen Aids-Konferenz in Am- 
sterdam der Öffentlichkeit be- 
kannt wurde, hinzuweisen, 
wurde von Beamten des amerika- 
nischen Gesundheitswesens zu- 
rückgewiesen, berichtete die 
»Washington Times«. 


»Wir müssen uns an die Lektio- 
nen aus Aids erinnern«, sagte Dr. 
Donald Armstrong vom Memo- 
rial Sloan-Kettering Cancer Cen- 
ter auf einer von den Centers for 
Disease Control (CDC) in At- 
lanta einberufenen Versamm- 
lung. »Das Wichtigste ist die Si- 
cherheit unseres Blutvorrats. Ich 
möchte nicht noch einmal hinter 
den Dingen zurückliegen«, sagte 
Armstrong, der 1983 den ersten 
Aufruf zur Durchsiebung des 
Blutvorrats des Landes auf HIV 
erließ, obwohl routinemäßige 
Tests erst zwei Jahre später einge- 
führt wurden. 


CDC-Beamte entgegneten, daß 
es den Forschern an Beweisen da- 
für mangele, daß die Krankheit 
durch Blut verbreitet wird. »Wir 
haben noch nicht genug, um eine 
Empfehlung zur Blutsicherheit 
abzugeben«, sagte Dr. Harold 
Jaffe, amtierender Direktor der 
Aids-Abteilung der CDC. oO 


Speichel wahr- 
scheinlich für 
Verbreitung von 
Seuchen 
verantwortlich 


Dr. Helen Singer Kaplan, Leite- 
rin des Sex Therapy and Educa- 
tion Program an der Payne Whit- 
ney Clinic des New York Hospi- 
tals und klinische assozierte Pro- 
fessorin für Psychatrie an der 
Cornell University of Medicine, 
warnte in der »Minneapolis Star 
Tribune« davor, daß der Aids-Vi- 
rus durch Speichelaustausch ver- 
breitet werden kann. . 

In der Kolumne mit der Über- 
schrift »Guarding Against Kiss of 
Death« (»Warnung vor Todes- 
kuß«), ergab sich die Frage an 
Frau Kaplan, ob Aids durch Küs- 
sen verbreitet werden könne. 
Frau Kaplan erwiderte: »Ja, 
wenn die Lippen auseinanderge- 
hen und ein Austausch von Spei- 
chel stattfindet... Speichel ist 
eine ideale Umgebung für den 
Aids-Virus.« 


»Wie wahrscheinlich ist es dann, 
daß Tiefküssen den Partner einer 
Person, dessen HIV-Tests positiv 
sind, infizieren wird?« Frau Ka- 
plan antwortete: »Wir wissen das 
noch nicht genau, weil wir noch 
nicht die richtige Statistik haben. 
Aids kann in einer infizierten Per- 
son jahrelang untätig bleiben. 
Als ich mir einmal herausnahm, 
zu sagen, daß die einzige Vertei- 
digung darin bestehe, die ganze 
Bevölkerung zu testen, brach auf 
jeder Seite ein wütender Sturm 
der Entrüstung aus.« OD 


Taiwan wird in 
die Drogen- 
Sphäre hinein- 
gezogen 


Höhere taiwanische Regierungs- 
beamte haben ein Paket mit Vor- 
schlägen zur Verstärkung der 
Kontakte mit China unterstützt, 
berichtete Taiwans Zentrale 
Nachrichtenagentur. Als Folge 
davon wird erwartet, daß der 
Handel mit und die Investitionen 
in China nach oben schnellen 
werden. 


Eine zweitägige Konferenz in Tai- 
wan über Investitionen auf dem 
Festland endete mit der Unter- 
stützung weitreichender Vor- 
schläge, darunter die Genehmi- 
gung für taiwanische Banken, di- 
rekt mit überseeischen Zweig- 
stellen chinesischer Banken und 
ausländischen Banken in China, 
die das Rückgrad von Dope Inc. 
in Asien sind, Geschäfte zu täti- 
gen. Taipei beschloß auch, taiwa- 
nischen Geschäftsleuten zu ge- 
statten, Geld aus China zur Insel 
zu überweisen, und die Liste der 
legalen Importgüter aus China zu 
erweitern. Der zweiwegige Han- 
del könnnte in ein bis zwei Jahren 
auf mehr als zehn Milliarden Dol- 
lar in die Höhe schießen, zitierte 
die Agentur aus einem Bericht 
des Wirtschaftsministeriums. 


»Nichts kann Geschäftskonglo- 
merate in Zukunft davon abhal- 
ten, auf dem Festland zu investie- 
ren«, berichtete die Agentur. 


Der indirekte Handel über Hong- 
kong stieg im vergangenen Jahr 
von vier Milliarden Dollar 1990 
auf 5,8 Milliarden Dollar. Kleine 
taiwanische Firmen haben weit 
über drei Milliarden Dollar in 
China investiert, obwohl es grö- 
ßeren Firmen durch die Regie- 
rung in Taipei offiziell verboten 
war, in China zu investieren. U 


De Klerk will 
Verständigung 
mit Mandela 


Der südafrikanische Präsident 
F. W. de Klerk rief zu einer Kri- 
sensitzung mit dem Führer des 
African National Congress 
(ANC), Nelson Mandela, auf, da 
nach den Gewalttätigkeiten im 
Bantustan Ciskei, am 7. Septem- 
ber dieses Jahres, die drohende 
Gefahr besteht, daß das Land in 
Flammen aufgeht. »Es ist nicht 
möglich, über Verfassungsfragen 
zu verhandeln, bevor wir uns mit 
der Frage der Gewalttätigkeiten 
befassen«, sagte er. »Verhandlun- 
gen müssen auf der Führungs- 
ebene stattfinden. Wir müssen 
uns auf den Vorrang konzentrie- 
ren, diesen Gewalttätigkeiten ein 
Ende zu bereiten.« 


Der ANC behauptet, obwohl 
seine Führung de Klerks Vor- 
schlag studieren werde, »scheint 
es auf erste Sicht so zu sein, daß 


die Regierung noch mehr desglei- 
chen anbietet«. 


Die Anglo-Amerikaner rufen 
nach einer verstärkten Rolle für 
die Vereinten Nationen in Süd- 
afrika. Die Londoner »Financial 
Times« schrieb in ihrem Leitarti- 
kel, daß das Massaker in der Cis- 
kei »die Notwendigkeit für eine 
schnelle Durchführung des Pla- 
nes des Sicherheitsrats der Ver- 
einten Nationen zur Entsendung 
einer Mannschaft von Beobach- 
tern der Völkergemeinschaft un- 
terstreicht«. 


Südafrikanische Zeitungen war- 
nen davor, daß das Land zu ei- 
nem anderen Jugoslawien entar- 
ten könnte. Sich darauf bezie- 
hend, daß einige ANC- und Re- 
gierungsgestalten den Glauben 
an eine friedliche Regelung ver- 
loren zu haben scheinen, schrieb 
der »Johannesburg Star« in ei- 
nem Leitartikel: »Wir können 
dieser Option nichts entgegenset- 
zen, weil deren unvermeidliche 
B-Seite Krieg ist... Es würde be- 
deuten, den jugoslawischen Pfad 
zu beschreiten.« 


Die Regierung in Pretoria gab 
eine Denkschrift heraus, in der 
der Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen, Boutros-Ghali, 
und der Sicherheitsrat aufgefor- 
dert werden, »zu fordern, daß die 
Allianz zwischen dem ANC und 
der Kommunistischen Partei alle 
weiteren provokativen Aktionen 
unterläßt, die das Leben unschul- 
diger Südafrikaner gefährden«. 
Botha hat Boutros-Ghali gebe- 
ten, die baldmöglichste Entsen- 
dung eines Repräsentanten der 
Vereinten Nationen in Erwägung 
zu ziehen. oO 


Tierforscher 
durch neues 


US-Gesetz 
geschützt 


Ein neues Gesetz, das gegen Tier- 
schutzterroristen schützt, wurde 
von US-Präsident George Bush 
als Ergebnis einer vierjährigen 
Interessensvertretung der 
Gruppe Putting People First 
(Erst kommt der Mensch) unter- 
zeichnet. Das neue Gesetz än- 
dert den Titel 18 des amerikani- 
schen Strafgesetzbuchs gegen 
Einbrüche, körperliche Angriffe 


und Terrorismus anderer Art ge- 
gen Tier-Unternehmen, darunter 
Forschungsstätten, Zoos, Aqua- 
rien, Zirkuse, Rodeos und ähnli- 
che Unternehmen, bei denen 
Tiere verwendet werden. 
»Zumindest Bundesstaatsan- 
wälte und Richter warten mit har- 
ten Strafen für Terrorismus gegen 
Einrichtungen, die Tiere benut- 
zen, auf«, sagte Kathleen Mar- 
quardt, Vorsitzende von Putting 
People First, die dem Abgeord- 
neten Charles Stenholm und dem 
Senator Howell Heflin empfahl, 
den Gesetztesentwurf zu för- 
dern. Im vergangenen Jahrzehnt, 
sagte sie, sind die Tierrechtgrup- 
pen zu Einbrüchen, Diebstahl, 
Brandstiftung und Bombenan- 
schläge gegen mindestens 90 Tier- 
unternehmen übergegangen, was 
zu mehr als zehn Milliarden Dol- 
lar an Schadensersatz zu Lasten 
der Steuerzahler, außerdem zu 
höheren Futterkosten, Verzöge- 
rungen in der Forschung und 
Hunderten von verlorenen Ar- 
beitsplätzen führte. 


Jeder medizinische Durchbruch 
des Jahres 1992 machte in einem 
kritischen Stadium des For- 
schungsvorgangs den Gebrauch 
von Versuchstieren erforderlich, 
heißt es in einer Studie von Ame- 
ricans for Medical Progress, einer 
nicht gewinnbringenden Organi- 
sation. Zu den medizinischen 
Durchbrüchen im Jahre 1992 ge- 
hörte eine künstliche Lunge, die 
an Kaninchen und Rhesus-Affen 
erprobt wurde, und die das Syn- 
drom der Atemnot, eine Haupt- 
todesursache für frühgeborene 
Kinder, verhindert; ein Bluter- 
satz, der aus Rinder-Hämoglobin 
entwickelt wurde, ist patentiert - 
dies ist bedeutsam wegen des 
schrumpfenden Weltangebots an 
nicht infiziertem Blut - und das 
chemische Molekül-Enedyin, er- 
probt an Ratten, das Tumore an- 
greift und die meisten normalen 
Zellen in Ruhe läßt. O 


12/1992 \“ODE 65 


Briefe 


Betr.: Bonn 
»Religiöser Rassismus«, 
Nr. 11/92. 


Dr. Baeschlin wehrt sich gegen Mei- 
nungszensur, kämpft gegen die Einwan- 
derungslobby und die Rassenmischungs- 
fanatiker. Seine Beobachtungen und 
seine Kritik an den Hintergrunds- 
machenschaften sind ebenfalls ange- 
bracht. Aber dennoch begibt sich Herr 
Baeschlin auf sehr glattes Parkett, wenn 
er seine Sichtweise der Dinge so formu- 
liert: »Rasse und Religion haben doch 
keinen inneren Zusammenhang.« und 
»Rasse als Begriff der Naturwissenschaft 
kann nicht in irgendeine Ecke der Gei- 
steswissenschaften-Religion, Psycholo- 
gie oder Ideologie - eingeschmuggelt 
werden. Versuche zur Vermischung von 
Unvereinbarem sind (.. .) hanebüchener 
Unsinn, .. .« 


Solch - entschuldigen Sie bitte - igno- 
rante Weltsicht bei sonst vernünftiger Lo- 
gik macht mich als Leser nicht nur ärger- 
lich, sondern sie. bietet leider auch den 
Ansatzpunkt, um die übrige Argumenta- 
tion auszuhebeln. 


Die Grundaussage der oben genannten 
Zitate ist, daß es eine Trennung von kör- 
perlichen und nichtkörperlichen Vorgän- 
gen gibt, was mit einer Definition von 
Dr. Girtanner aus dem Jahr 1796 unter- 
mauert werden soll. Wenn man gutmütig 
wäre, könnte man sagen, daß der Autor 
unglückliche Formulierungen gefunden 
hätte. Daß er wohl meint, daß Warnung 
vor der religiösen Landnahme durch den 
Islam, nicht logischerweise die Aufsta- 
chelung zum Rassenhaß nach sich ziehe. 
Bei Dr. Baeschlin scheinen die Dinge je- 
doch anders zu liegen. 


Helmut Schröcke stellte doch - kurz auf 
das Körper-Geist-Problem eingehend - 
in seinem Aufsatz »Wahrungspflicht zur 
Erhaltung der Identität des deutschen 
Volkes« Nr. 10/92 fest, daß die Gegen- 
sätzlichkeit Körper-Geist eine Erfindung 
des Christentums ist, zu dem sich, wie 
aus seinen Schriften ersichtlich, Herr 
Baeschlin bekennt. 


Mag man der modernen Naturwissen- 
schaft einiges vorwerfen, ein großes Ver- 
dienst ist jedoch ihre Beweisführung, 
daß der Komplex Körper-Geist nicht 
voneinander zu trennen ist. Darüber ist 
ausreichend zum Beispiel bei Eccles, 
Lorenz oder v, Ditfurth nachzulesen. 


Im Folgenden möchte ich kurz auf die 
Ursache des »Denk-Fehlers« bei Herrn 
Baeschlin eingehen. Daß die Deutschen 
auch vor der blutigen Zwangschristiani- 
sierung einen Glauben - oder besser: 
eine eigene Religiosität hatten, darf als 
bekannt angenommen werden. Ebenso 
wie der krasse Gegensatz zwischen die- 
ser »Ur-Religiosität« und dem fremden 
oktrojierten Glauben - der so gar nichts 
mit dem deutschen Empfinden und Den- 
ken, wasin seiner Grundstruktur vererbt 
wird (!), zutun hat-. Also medias in res: 

Der Psychiater Professor Kraeplin (1856 
- 1926) hat den Begriff der Paranoia ge- 
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prägt, was im Deutschen wohl am besten 
mit »Wahnglaube« übersetzt wird. Ver- 
kürzt ausgedrückt bedeutet Paranoia, 
daß mit Hilfe von Suggestion die Denk- 
und Urteilskraft in bestimmten Fragen 
gelähmt wird. Auf die Religion bezogen 
heißt das: Ein zum christlichen Glauben 
Erzogener wird in Glaubensfragen nicht 
frei urteilen können. 


Warum? Die Suggestiv-Einprägung von 
Wahnvorstellungen (zum Beispiel christ- 
licher Glaube) findet höchstwahrschein- 
lich im Molekularbereich in Nervenzel- 
len des Vorder- und Stammhirns statt, 
was wiederum beweisen würde, daß Füh- 
len, Denken, Bewußtsein ein Teil des 
Körperlichen ist, was sich je nach Rasse 
eben unterscheidet. Es wird kaum je- 
mand widersprechen können, daß sich 
das Seelenerleben eines Weißen von dem 
eines Schwarzen grundsätzlich unter- 
scheidet. Aus diesem Seelenerleben geht 
aber nun mal auch das Religiöse hervor. 
Das bedeutet, daß die Anlage für eine 
bestimmte Ausprägung der Religiosität 
durch die Gene - damit vererbbar - gege- 
ben ist. 


Nach dem Psychiater William Hirsch 
sind sowohl Abraham, Isaac und Moses, 
als auch Paulus und Jesus- sollte esihn je 
gegeben haben - ausgesprochene Pa- 
ranoiker, die unter Wahnideen und Hal- 
luzinationen zu leiden hatten. Und diese 
Wahnideen sind im »Heiligen Buch« nie- 
dergeschrieben, welches bis heute den 
anfangs gesunden Kindern und Jugend- 
lichen als etwas Besonderes, gar als »Of- 
fenbarung« vorgebetet wird. Wo man 
doch langsam weiß, daß es auch beim 
Menschen eine sensible Phase gibt, in 
der bestimmte Dinge fast irreversibel in 
das Verhaltensmuster eingraviert werden 
(siehe Dressur). 


Schopenhauer stellt dazu resigniert fest: 
»Wenn die Welt erst ehrlich genug gewor- 
den sein wird, um Kindern vor dem 15. 
Jahre keinen Religionsunterricht zu er- 
teilen, dann wird etwas von ihr zu hoffen 
sein.« 


Die gefälschte Bibel - siehe Karlheinz 
Deschner - und die christliche Ethik, die- 
ses janusköpfige Monstrum, das alle 
echte Religiosität - von den alten Agyp- 
tern, Babyloniern bis zu den Indo-Ger- 
manen - wie ein Schwamm in sich aufge- 
sogen hat, gehört auf den Müllhaufen 
der Geschichte oder allenfalls als auf- 
schlußreiches Dokument ins Museum. 
Als Fazit bleibt festzuhalten, daß christ- 
liche Suggestiv-Behandlung leider den 
Ausfall der kritischen Vernunft im Be- 
reich des Glaubens bedingt. Lichtenberg 
(1742 - 1799) bringt das unnachahmlich 
auf den Punkt: »Erst müssen wir glau- 
ben, dann glauben wir.« 


Friedrich Düthorn, Erlangen 


Betr.: Deutschland 
»Die verlorene Ehre des 
Oskar Lafontaine und 
anderer Deutscher«, 

Nr. 10/9. 


Der Beitrag »Die verlorene Ehre des Os- 


‘ kar Lafontaine und anderer Deutscher« 


von Frank Falkenberg erfordert eine 
kurze Ergänzung. 


Frank Falkenberg schreibt in seiner tief- 
schürfenden und demaskierenden Ab- 
handlung über die Bonner am Schluß, 
wie Kohl (laut Zeitung »LeMonde«)Mit- 
terrand anvertraut habe »... ich bin der 
letzte Kanzler, der sich der Wiederver- 
einigung (noch) entgegenstellt«. 


Diese Aussage von Kohl ist eine solche 
Ungeheuerlichkeit, die es verdient, ver- 
deutlicht zu werden. 


Ist Kohl wirklich ein deutscher Politiker? 
Vertritt dieser Mann wirklich die Interes- 
sen des deutschen Volkes? Es ist eine 
überprüfbare Tatsache, daß Kohl nach 
einem Bericht der Pariser Zeitung »Le 
Monde« vom 20. Mai 1987 - der betref- 
fende Artikel sprach von der »Gefahr« 
einer deutschen Wiedervereinigung auf 
der Grundlage deutscher Neutralität - 
dem französischen Staatspräsidenten 
Mitterrand »mit einem gewissen Pessi- 
mismus« anvertraut hat: »Ich bin der 
letzte der Kanzler, der sich der Wieder- 
vereinigung (noch) entgegenstellt.« 


Es ist eine überprüfbare Tatsache, daß 
Kohl Deutschland mit dem Vehikel 
Maastricht unumkehrbar unter das euro- 
päische beziehungsweise einweltlerische 
Joch bringen will. 


Die Frage: Vertritt Kohl die Interessen 
Deutschlands? ist beantwortet mit einem 
klaren Nein. 


Gotthold Schick, Backnang 
% 


Im Vorfeld der demnächst erscheinen- 
den sogenannten Elektronikschrott-Ver- 
ordnung, die wegen der zu erwartenden 
Benachteiligung deutscher Hersteller ge- 
genüber Importeuren und auch sonst 
stark umstritten ist, bietet jetzt eine 
Firma Peter Töpfer Planung und Bera- 
tung GmbH eine Studie zu dieser Verord- 
nung für betroffene Firmen zum Preise 
von 59000 DM zuzüglich MwSt an. Bei 
dem Firmeninhaber handelt es sich um 
den Bruder unseres Umweltministers, 
der seine verwandtschaftlichen Bezie- 
hungen auch ganz ungeniert in seine Ak- 
quisitionsgespräche einfließen läßt. In 
der Firma sind übrigens noch mehrere 
Töpfers in leitender Funktion tätig. 


Wen wundert es bei solch krassen Fällen 
von Nepotismus, daß unser Staat sich in 
solcher Verfassung befindet? 

Dr. Helmut Fasbender, 

Bergisch Gladbach 


* 


Der »große« Politiker Willy Brandt 
wurde mit allen Ehren zu Grabe getra- 
gen. Wie konnte dieser Mann zu so viel 
Lob und Ehre in Deutschland kommen? 


Brandt hatte im Mamorandum € Nr. 
4072 am 2. September 1944 den USA die 
Abtretung der Ostgebiete und die Ver- 
treibung der Deutschen aus diesen Ge- 
bieten vorgeschlagen. Er erhielt für den 
Kniefall in Warschau den Nobelpreis. 
Vor den 300000 in Dresden durch Bom- 
ber-Harris umgebrachten Toten, hat er 
nicht ein Mal ein Knie gebeugt oder ein 
bedauerndes Wort gesagt. 


Die Wiedervereinigung nannte er eine 
Lebenslüge. Die »fruchtlose Diskussion 
wie offen die deutsche Frage« sei, müsse 
beendet werden, forderte Brandt. Weres 
gut mit dem deutschen Volk meine, 
müsse zu einem Verfechter der Anerken- 
nung der DDR werden. Im Grundgesetz 
komme das Wort »Wiedervereinigung« 
nicht vor, sagte Brandt. Mit solchen Zita- 
ten könnte man Seiten füllen. 


Brandt war ein Meister der Zweizüngig- 
keit. Wenn er sagte: Eines Tages wird das 
Brandenburger Tor nicht an der Grenze 
stehen, mußte man rätseln, wie er es 
meinte. Wollte er Westberlin aufgeben? 
Das muß so angenommen werden, denn 
die endgültige Grenze an der Elbe hatte 
er für die Ewigkeit anerkannt. 


Wenn jemand behauptet, Brandt war ein 
deutscher Patriot, der sollte bedenken, 
warum die SPD die ganze Auflage seines 
von ihm geschriebenen Buches »Verbre- 
cher und andere Deutsche« aufgekauft 
hatte. Am 2. September 1944 sagte 
Brandt in Schweden: Er habe keinerlei 
nationale Gefühle oder Bindungen. 


Beim Fall der Berliner Mauer zeigte 
Brandt »Charakter«. Er sagte: Es 
kommt zusammen was zusammen ge- 
hört. Er mußte noch erleben wie das 
DDR-Regime zusammenbrach und sein 
geliebtes Rußland zerfiel. Am 14. Januar 
1990 forderte Brandt das Recht auf Ir- 
ren. Ein guter Politiker darf sich nicht so 
viel irren. »Willy Brandt hat sich oft und 
gerne geirrt.« 


SPD-Engholm sprach bei der Trauerfeier 
Brandts von Wahrheit. Was ich geschrie- 
ben habe, ist die Wahrheit! Wann werden 
sich Politiker und die deutschen Medien 
zur vollen Wahrheit durchringen? 


Mir fallen die wahren Worte des verstor- 
benen Konrad Adenauers ein. Er sagte: 
Wenn mich das Ausland lobt, dann bin 
ich schlecht für das deutsche Volk. 


Fritz Kühl, Buxtehude 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 


Archibald Maule 
Ramsay »Der 
namenlose Krieg« 
Adolf Rossberg 
»Der Orden des 
Herrn Weishaupt« 
Karl Heise 
»Okkultes 
Logentum« 

Leon de Poncins 
»Hinter den 
Kulissen der 
Revolution« 
Konrad Lerich 
»Der Tempel der 
Freimaurer« 
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